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Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser, 

es bedarf großer Phantasie, sämtliche Lebensberei­
che aufzuzählen, in denen sich Menschen zu Vereinen 
zusammengeschlossen haben. Wir in Nordrhein-West­
falen können stolz sein auf die Vielfalt unserer Vereine. 
Sie sind die größte Bürgerinitiative des Landes. 

Dazu gehören die Taubenzüchter im Ruhrgebiet, die 
Karnevalisten im Rheinland, die Schützenbrüder im 
Sauerland ebenso wie die vielen tausend Menschen, 
die sich in Initiativen und Umweltgruppen, in Kultur-, 

Kunst- und Sportvereinen oder zur gemeinsamen Bewältigung von Berufs- oder Lebens­
problemen zusammengeschlossen haben. 

Eine lebendige Demokratie braucht diese Vielfalt. Viele Bürgerinnen und Bürger in 
Nordrhein-Westfalen leisten wertvolle Arbeit in den Vereinen. Die Mitglieder setzen 
einen großen Teil ihrer Freizeit für andere ein und motivieren zur Mitarbeit. Dafür 
möchte ich mich bei Ihnen bedanken. 

Weit mehr als die Hälfte aller Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfalen sind 
Mitglied in einem oder mehreren Vereinen. Diese Vereine leisten, was staatliche Insti­
tutionen nicht gleichwertig wahrnehmen können. Der Staat weiß um den unverzicht­
baren Beitrag der Vereine; deshalb genießen Vereine auch im Steuerrecht besondere 
Vorteile. Die meisten dieser Vergünstigungen setzen jedoch voraus, dass der Verein 
gemeinnützig ist, also gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dient. 

Ich hoffe, den mit den finanziellen Angelegenheiten der Vereine betrauten Frauen und 
Männern, insbesondere also den Geschäftsführern und Schatzmeistern, mit dieser 
Broschüre einige wichtige Informationen für den Umgang mit dem Steuerrecht an die 
Hand zu geben. Sie soll aber auch allen anderen an der Vereinsbesteuerung interes­
sierten Bürgerinnen und Bürgern helfen, sich schnell sachkundig zu machen. 

Sollte eine spezielle steuerrechtliche Frage mit Hilfe dieser Broschüre nicht eindeutig 
zu beantworten sein, geben die Finanzämter gerne Auskunft. 

Für die Arbeit in den Vereinen wünsche ich viel Erfolg. 

Dr. Helmut Linssen 
Finanzminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Kommt es auf die Rechtsform an? 

Neben rechtsfähigen und nichtrechtsfähigen Vereinen können auch Stiftungen 
und Kapitalgesellschaften gemeinnützig sein. 

Für die Rechtsbeziehungen der Ver­
einsmitglieder untereinander und zu 
Außenstehenden unterscheidet das 
bürgerliche Recht den rechtsfähigen, 
d. h. den in das Vereinsregister einge­
tragenen, und den nichtrechtsfähigen 
Verein. Für das Finanzamt kommt es 
dagegen nicht auf die Rechtsfähig­
keit an. Für die Besteuerung ist es 
ohne Bedeutung, ob es sich um einen 
eingetragenen oder nichteingetrage­
nen Verein handelt. 

Für die Frage, ob und in welchem 
Umfang Steuern zu entrichten sind, 
sind allein der Vereinszweck und die 
Betätigung des Vereins entschei­
dend. 

Neben den rechtsfähigen und den 
nicht rechtsfähigen Vereinen können 
als gemeinnützige Körperschaften 
auch Stiftungen und Kapitalgesell­
schaften (Aktiengesellschaften, Ge­
sellschaften mit beschränkter Haf­
tung) auftreten. 

Personengesellschaften des Handels­
rechts (z. B. offene Handelsgesell­
schaft oder Kommanditgesellschaft) 
und Gesellschaften des bürgerlichen 
Rechts können dagegen die Steuer­
vergünstigungen wegen Gemeinnüt­
zigkeit nicht in Anspruch nehmen. 

Bedeutung der Gemeinnützigkeit 

Mit der Gemeinnützigkeit sind Steuervergünstigungen bei allen wichtigen Steuer-
arten verbunden. 

Wenn jemand Geld bekommt, also 
Einnahmen erzielt, sollte er stets an 
den „stillen Teilhaber“, das Finanz­
amt, denken. Auch bei Vereinen kön­
nen Körperschaftsteuer, Gewerbe­
steuer, Umsatzsteuer und Lohn­
steuer ebenso wie Grundsteuer, 
Grunderwerbsteuer, Erbschaft- und 
Schenkungsteuer, Kraftfahrzeug­
steuer oder Lotteriesteuer anfallen. 

Doch Bund, Länder und Gemeinden 
wissen, wie wichtig die Vereine für 
das Gemeinschaftsleben sind. Der 
Gesetzgeber hat daher zahlreiche 
steuerliche Vergünstigungen ge­
schaffen. 

Die meisten dieser Vergünstigungen 
setzen jedoch voraus, dass der Verein 
gemeinnützig ist, also gemeinnützi-
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Igen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecken dient. Mit der Gemeinnüt­
zigkeit sind Steuervergünstigungen 
bei allen wichtigen Steuerarten ver­
bunden: 

•	 Steuerfreiheit der Zweckbetriebe 
von der Körperschaft- und Gewer­
besteuer; 

•	 Steuerfreiheit der wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebe, die keine 
Zweckbetriebe sind, von der Kör­
perschaft- und Gewerbesteuer, 
wenn die Einnahmen insgesamt 
35 000 ¤ im Jahr nicht überstei­
gen; 

•	 Besteuerung der Umsätze der 
Zweckbetriebe mit dem ermäßig­
ten Steuersatz bei der Umsatz­
steuer; 

•	 Befreiung von der Grund- und Erb­
schaft-/Schenkungsteuer; 

•	 Befreiung vom Zinsabschlag auf 
Kapitalerträge; 

•	 Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 26 bzw. 
26a EStG für Aufwandsentschädi­
gungen bis 1 848 ¤ bzw. 500 ¤ im 
Jahr bei bestimmten nebenberuf­

lichen Tätigkeiten im gemeinnützi­
gen Bereich. 

Darüber hinaus ist ein gemeinnützi­
ger Verein unter bestimmten zusätz­
lichen Voraussetzungen zum Emp­
fang von Spenden berechtigt, die auf 
Geberseite steuerlich abziehbar sind. 

Gemeinnützigen Vereinen werden 
häufig auch in außersteuerlichen 
Bereichen Vergünstigungen gewährt. 
So ist die Gemeinnützigkeit z. B. 
Voraussetzung 

•	 für die Mitgliedschaft in ebenfalls 
gemeinnützigen Spitzen- oder 
Dachverbänden, z. B. dem Deut­
schen Sportbund, 

•	 für die Zuteilung öffentlicher Zu­
schüsse, 

•	 für die Befreiung von bestimmten 
staatlichen Gebühren und Kosten. 

Die Definition von Zweck- und Ge­
schäftsbetrieb lesen Sie bitte im 
Kapitel „Körperschaftsteuer“ (siehe 
Seite 36 ff.) nach. 

Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit 

Die Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit sind in der Abgabenordnung geregelt. 

Die weitreichenden Steuervergünsti- Der Gesetzgeber hat die Gewährung 
gungen und anderen Vorteile haben der Steuervergünstigungen nicht 
dazu geführt, dass sich die unter- dem Ermessen der Steuerverwaltung 
schiedlichsten Vereine um die Ge- überlassen, sondern in der Abgaben­
meinnützigkeit bemühen.	 ordnung (AO) – vgl. Anhang – die 

mildtätigen (§ 53 AO), kirchlichen 
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(§ 54 AO) und insbesondere die ge­
meinnützigen Zwecke (§ 52 AO) mög­
lichst genau umschrieben. Danach 
dient ein Verein gemeinnützigen 
Zwecken, wenn 

„seine Tätigkeit nach Satzung und 
tatsächlicher Geschäftsführung aus-
schließlich und unmittelbar darauf 
gerichtet ist, die Allgemeinheit auf 
materiellem, geistigem oder sittli­
chem Gebiet selbstlos zu fördern.“ 

Nachfolgend werden die steuerlichen 
Anforderungen an einen gemeinnüt­
zigen Verein näher erläutert. Weitest­
gehend gelten diese Anforderungen 
auch für Vereine, die mildtätige oder 
kirchliche Zwecke fördern. Weitere 

Gemeinnützige Zwecke 

Einzelheiten, insbesondere auch Hin-
weise auf die Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs, enthält der An­
wendungserlass zur Abgabenord­
nung (AEAO). Dieser ist im Anhang 
zu dieser Broschüre in Verbindung 
mit den Vorschriften der Abgaben­
ordnung (AO) abgedruckt. 

Der Anwendungserlass ist eine Ver­
waltungsanweisung, die eine einheit­
liche Anwendung der Vorschriften 
der Abgabenordnung und damit auch 
des steuerlichen Gemeinnützigkeits­
rechts durch die Behörden der Fi­
nanzverwaltung sicherstellen soll. An 
die Anweisungen sind alle Finanzäm­
ter im Bundesgebiet gebunden. 

In § 52 Abs. 2 der Abgabenordnung werden die gemeinnützigen Förderzwecke 
abschließend aufgeführt. 

Nach der bis zum 31.12.2006 gelten-
den Fassung enthielt die Abgaben­
ordnung in § 52 Abs. 2 zur Erleichte­
rung der Beurteilung, ob eine Tätig­
keit gemeinnützig ist, lediglich eine 
beispielhafte Aufzählung der begüns­
tigten Förderzwecke. 

Eine Körperschaft war allerdings nur 
dann auch zur Ausstellung steuerlich 
anzuerkennender Zuwendungsbestä­
tigungen berechtigt, wenn entweder 
mildtätige, kirchliche, religiöse, wis­
senschaftliche oder als besonders 
förderungswürdig anerkannte ge­

meinnützige Zwecke gefördert wur­
den. Die als besonders förderungs­
würdig anerkannten gemeinnützigen 
Zwecke waren dabei einer besonde­
ren Anlage zur Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung zu ent­
nehmen. Diese Unterscheidung zwi­
schen der Gemeinnützigkeit und der 
Spendenbegünstigung eines Zwecks 
konnte im Einzelfall dazu führen, 
dass eine Körperschaft zwar wegen 
Förderung von gemeinnützigen 
Zwecken von der Körperschaft- und 
Gewerbesteuer befreit wurde, jedoch 
nicht berechtigt war, steuerlich anzu-
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Ierkennende Zuwendungsbestätigun­
gen auszustellen. 

Mit dem Gesetz zur weiteren Stär­
kung des bürgerschaftlichen Engage­
ments vom 10.10.2007 wurde unter 
anderem dieses bürokratische 
Hemmnis mit Wirkung ab 01.01.2007 
aufgegeben. Danach sind nun alle 
Körperschaften, die einen gemein­
nützigen Zweck fördern, auch be­
rechtigt, Zuwendungsbestätigungen 
für steuerliche Zwecke zu erstellen 
(siehe auch das Kapitel „Spenden 
und Mitgliedsbeiträge“ auf Seite 26 
ff.). Neben den bereits bisher in § 52 
Abs. 2 der Abgabenordnung genann­
ten wissenschaftlichen und religiösen 
Zwecken wurden mit dem Gesetz 
auch alle bisher in der oben genann­
ten besonderen Anlage aufgeführten 
Zwecke – zum Teil mit kleineren re­
daktionellen Änderungen – in die 
Abgabenordnung unter § 52 Abs. 2 
Satz 1 Nrn. 1 – 23 aufgenommen. 
Damit sind alle bisher als gemeinnüt­
zig anerkannten Zwecke auch nach 
der Neuregelung weiterhin als ge­
meinnützig anzusehen. Neu hinzu-
gekommen sind die Förderzwecke 
unter § 52 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 24 und 
25. Gemeinnützig sind danach die 
folgenden Zwecke: 

1.	 die Förderung von Wissenschaft 
und Forschung; 

2. die Förderung der Religion; 
3.	 die Förderung des öffentlichen Ge­

sundheitswesens und der öffent­
lichen Gesundheitspflege, insbe­
sondere die Verhütung und Be­
kämpfung von übertragbaren Krank­
heiten, auch durch Krankenhäuser 
im Sinne des § 67 der Abgaben­
ordnung, und von Tierseuchen; 

4. die Förderung der Jugend- und 
Altenhilfe; 

5. die Förderung von Kunst und 
Kultur; 

6. die Förderung des Denkmal­
schutzes und der Denkmalpflege; 

7. die Förderung der Erziehung, 
Volks- und Berufsbildung ein-
schließlich der Studentenhilfe; 

8. die Förderung des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege im 
Sinne des Bundesnaturschutzge­
setzes und der Naturschutzgeset­
ze der Länder, des Umweltschut­
zes, des Küstenschutzes und des 
Hochwasserschutzes; 

9. die Förderung des Wohlfahrtswe­
sens, insbesondere der Zwecke 
der amtlich anerkannten Verbän­
de der freien Wohlfahrtspflege 
(§ 23 der Umsatzsteuer-Durch­
führungsverordnung), ihrer Un­
terverbände und ihrer ange­
schlossenen Einrichtungen und 
Anstalten; 

10. die Förderung der Hilfe für poli­
tisch, rassisch oder religiös Ver­
folgte, für Flüchtlinge, Vertriebe­
ne, Aussiedler, Spätaussiedler, 
Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene, 
Kriegsbeschädigte und Kriegsge­
fangene, Zivilbeschädigte und 
Behinderte sowie Hilfe für Opfer 
von Straftaten; Förderung des 
Andenkens an Verfolgte, Kriegs­
und Katastrophenopfer; Förde­
rung des Suchdienstes für Ver­
misste; 

11. die Förderung der Rettung aus 
Lebensgefahr; 

12. die Förderung des Feuer-, Arbeits-, 
Katastrophen- und Zivilschutzes 
sowie der Unfallverhütung; 

13. die Förderung internationaler 
Gesinnung, der Toleranz auf allen 
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Gebieten der Kultur und des Völ­
kerverständigungsgedankens; 

14. die Förderung des Tierschutzes; 
15. die Förderung der Entwicklungs­

zusammenarbeit; 
16. die Förderung von Verbraucher­

beratung und Verbraucherschutz; 
17. die Förderung der Fürsorge für 

Strafgefangene und ehemalige 
Strafgefangene; 

18. die Förderung der Gleichberechti­
gung von Frauen und Männern; 

19. die Förderung des Schutzes von 
Ehe und Familie; 

20. die Förderung der Kriminalprä­
vention; 

21. die Förderung des Sports 
(Schach gilt als Sport); 

22. die Förderung der Heimatpflege 
und Heimatkunde; 

23. die Förderung der Tierzucht, der 
Pflanzenzucht, der Kleingärtnerei, 
des traditionellen Brauchtums 
einschließlich des Karnevals, der 
Fastnacht und des Faschings, der 
Soldaten- und Reservistenbetreu­
ung, des Amateurfunkens, des 
Modellflugs und des Hunde­
sports; 

24. die allgemeine Förderung des 
demokratischen Staatswesens im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes; 
hierzu gehören nicht Bestrebun­
gen, die nur bestimmte Einzel­
interessen staatsbürgerlicher Art 
verfolgen oder die auf den kom­
munalpolitischen Bereich be­
schränkt sind; 

25. die Förderung des bürgerschaft­
lichen Engagements zu Gunsten 
gemeinnütziger, mildtätiger und 
kirchlicher Zwecke. 

Diese Aufzählung der gemeinnüt­
zigen Zwecke ist grundsätzlich ab­

schließend. Allerdings sind auch sol­
che Zwecke gemeinnützig, die zwar 
nicht ausdrücklich in § 52 Abs. 2 Satz 1 
Nrn. 1 – 25 der Abgabenordnung auf-
geführt sind, die jedoch hinsichtlich 
der die steuerrechtliche Förderung 
rechtfertigenden Merkmale mit 
einem dieser Zwecke identisch sind. 

Beispiel: 
Die Förderung des Modellflugs ist in 
§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 23 AO als ge­
meinnütziger Zweck aufgeführt. Nach 
einem Urteil des Bundesfinanzhofs 
ist die Förderung des Modellschiff­
baus mit diesem Zweck identisch. 
Sie ist daher ebenfalls gemeinnützig. 

Die Pflege der Geselligkeit ist mit 
keinem der in § 52 Abs. 2 AO genann­
ten Zwecke identisch. Vereine, bei de­
nen die Geselligkeit im Vordergrund 
steht, können daher nicht gemein­
nützig sein. Gelegentliche gesellige 
Zusammenkünfte, die im Vergleich 
zur steuerbegünstigten Tätigkeit von 
untergeordneter Bedeutung sind, 
schließen die Gemeinnützigkeit je-
doch nicht aus. 

Politische Zwecke (z. B. Beeinflus­
sung der politischen Meinungsbil­
dung, Förderung politischer Parteien) 
zählen nicht zu den gemeinnützigen 
Zwecken (vgl. hierzu auch Nr. 15 
AEAO zu § 52 – Anhang Seite 107 f.). 

Sofern der von der Körperschaft ver­
folgte Zweck nicht unter die Katalog­
zwecke fällt, aber die Allgemeinheit 
auf materiellem, geistigem oder sitt­
lichem Gebiet entsprechend selbst-
los gefördert wird, kann dieser Zweck 
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Iausnahmsweise für gemeinnützig er­
klärt werden (§ 52 Abs. 2 Satz 2 der 
Abgabenordnung; abgedruckt auf 
Seite 100). Die Entscheidung darüber 
trifft in Nordrhein-Westfalen das Fi­
nanzministerium in Abstimmung mit 
den obersten Finanzbehörden der 
anderen Bundesländer. Diesbezügli­
che Anträge sind ausschließlich an 
das für die Körperschaft örtlich zu­
ständige Finanzamt zu richten, das 
die Frage dem Finanzministerium auf 
dem Dienstweg vorlegt. 

Wesentliches Element bei der 
Förderung des Sports ist die 
körperliche Ertüchtigung. 
Für alle Sportvereine ist wichtig, 
dass die Förderung des Sports zu 
den gemeinnützigen Zwecken gehört. 
Zum Sport in diesem Sinne gehört 
stets der Amateursport. Die Förde­
rung des bezahlten Sports ist kein 
gemeinnütziger Zweck. Es steht der 
Gemeinnützigkeit aber nicht entge­
gen, wenn ein Sportverein neben 
dem unbezahlten auch den bezahl­
ten Sport fördert. 

Sportliche Veranstaltungen eines ge­
meinnützigen Sportvereins, an denen 
bezahlte Sportlerinnen und Sportler 
teilnehmen, sind jedoch unter Um­
ständen als steuerpflichtige wirt­
schaftliche Geschäftsbetriebe zu be­
handeln (vgl. im Einzelnen das Kapi­
tel „Sonderregelungen für Sportver­
anstaltungen“ auf Seite 52). 

Ein wesentliches Element des Sports 
ist die körperliche Ertüchtigung. Zum 
Sport in diesem Sinne gehört auch 
der Motorsport in allen seinen Er­

scheinungsformen. Fehlt es bei Betä­
tigungen an einer körperlichen Er­
tüchtigung, so können sie im steuerli­
chen Sinne nicht als Sport angese­
hen werden, auch wenn sie nach all­
gemeinem Sprachgebrauch als Sport 
bezeichnet werden. Denksportarten 
wie das Skat-, Bridge- oder Gospiel 
oder der Automatensport gehören 
deshalb ebensowenig zum Sport wie 
andere Freizeitbetätigungen wie z. B. 
Tischfußball oder Tipp-Kick. 

Eine Ausnahme gilt für das Schach­
spiel. Die Abgabenordnung regelt 
ausdrücklich, dass Schach als Sport 
gilt. Damit können Schachvereine 
oder Sportvereine mit Schachabtei­
lungen gemeinnützig sein. 

Die Förderung von Kunst und 
Kultur umfasst sämtliche Bereiche 
in diesem Zusamenhang. 
Die Förderung von Kunst und Kultur 
umfasst die Bereiche der Musik, der 
Literatur, der darstellenden und bil­
denden Kunst und schließt die För­
derung von kulturellen Einrichtungen 
wie Theatern und Museen sowie von 
kulturellen Veranstaltungen wie Kon­
zerten und Kunstausstellungen ein. 
Zur Förderung von Kunst und Kultur 
gehört auch die Förderung der Pflege 
und Erhaltung von Kulturwerten. 
Kulturwerte sind Gegenstände von 
künstlerischer und sonstiger kultu­
reller Bedeutung, Kunstsammlungen 
und künstlerische Nachlässe, Biblio­
theken, Archive sowie andere ver­
gleichbare Einrichtungen. 
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Förderung der Allgemeinheit 

Hohe Aufnahmegebühren oder Mitgliedsbeiträge eines Vereins können zur Ver-
sagung bzw. zum Verlust der Steuerbegünstigung führen. 

Eine Förderung der Allgemeinheit 
liegt vor, wenn die Fördertätigkeit des 
Vereins nicht nur einem kleinen, be­
grenzten Personenkreis zugute 
kommt. Ein geschlossener Personen­
kreis, wie ihn eine Familie oder die 
Belegschaft eines Unternehmens 
darstellt, genügt nicht. So erfüllt z. B. 
eine Betriebssportgemeinschaft, die 
lediglich auf die Förderung der Beleg­
schaft eines Unternehmens ausge­
richtet ist, nicht das Merkmal der 
Förderung der Allgemeinheit. Der 
Mitgliederkreis darf nicht infolge ört­
licher oder beruflicher Abgrenzung 
„dauernd nur klein sein“, wie es im 
Gesetz heißt. 

Bei Vereinen, deren Tätigkeit in erster 
Linie den Mitgliedern zugute kommt 
(z. B. Sportvereine, Musik- bzw. Ge­
sangvereine, Tier- und Pflanzen­
zuchtvereine, Karnevalsvereine usw.) 
kann eine für die Gemeinnützigkeit 
schädliche Begrenzung des Mitglie­
derkreises auch dadurch herbeige­
führt werden, dass der Allgemeinheit 
durch hohe Aufnahmegebühren bzw. 
Mitgliedsbeiträge und -umlagen der 
Zugang zu dem Verein praktisch ver­
wehrt wird. Bei Sportvereinen wird 
eine Förderung der Allgemeinheit 
noch angenommen, wenn die Beiträ­
ge und Umlagen zusammen im 
Durchschnitt 1 023 ¤ je Mitglied und 
Jahr und die Aufnahmegebühr für die 
im Jahr aufgenommenen Mitglieder 
im Durchschnitt 1 534 ¤ nicht über­
steigen. Bei der Durchschnittsbe­

rechnung sind so genannte Firmen­
mitgliedschaften nicht zu berück­
sichtigen. Darlehen, die von den Mit­
gliedern zu leisten sind, stellen 
grundsätzlich keine Mitgliedsbeiträge 
bzw. Aufnahmegebühren dar. Werden 
die Darlehen jedoch zinslos oder 
zinsverbilligt gewährt, stellt der jährli­
che Zinsverzicht einen zusätzlichen 
Mitgliedsbeitrag dar. Als üblicher 
Zinssatz ist dabei in der Regel von 
5,5 % auszugehen. Daneben kann ein 
Sportverein unter bestimmten Vo­
raussetzungen so genannte Investiti­
onsumlagen (oder auch -darlehen) 
erheben, die höchstens 5 113 ¤ inner­
halb von zehn Jahren je Mitglied be­
tragen dürfen. Die Erhebung einer In­
vestitionsumlage bzw. eines Investiti­
onsdarlehens ist nur zur Finanzie­
rung konkreter Vorhaben des Vereins 
zulässig. Die betroffenen Mitglieder 
können die Umlage nicht als Spende 
steuerlich abziehen. Bei der Berech­
nung der durchschnittlichen Höhe 
der Mitgliedsbeiträge sind zulässige 
Investitionsumlagen nicht zu berück­
sichtigen. 

Weitere Einzelheiten zur Ermittlung 
der gemeinnützigkeitsrechtlich zuläs­
sigen Höhe der Mitgliedsbeiträge, 
Aufnahmegebühren und Investitions­
umlagen enthält der im Anhang ab­
gedruckte Anwendungserlass zur Ab­
gabenordnung unter Nr. 1 zu § 52 der 
Abgabenordnung (Seite 100). 
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ISelbstlosigkeit 

Die Mittel eines gemeinnützigen Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen 
Zwecke verwendet werden. 

Selbstlosigkeit ist gleichbedeutend 
mit Uneigennützigkeit. Dies schließt 
ein gewisses Eigeninteresse der Mit­
glieder zwar nicht aus – z. B. wird in 
Sportvereinen der Sport ja auch zum 
eigenen Vergnügen oder zur eigenen 
Ertüchtigung betrieben –, aber die 
Verfolgung von vorwiegend eigenwirt­
schaftlichen Interessen, wie z. B. bei 
einem Sparverein, ist nicht begüns­
tigt. 

Hinsichtlich des Einsatzes der Ver­
einsmittel und des Vermögens setzt 
Selbstlosigkeit außerdem voraus, 
dass sowohl nach der Satzung als 
auch nach der tatsächlichen Ge­
schäftsführung die Mittel nur für die 
satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden und das Vereinsvermögen bei 
Auflösung oder Wegfall steuerbe­
günstigter Zwecke nur steuerbegüns­
tigten Zwecken zugeführt wird. 

Zuwendungen an Außenstehende un­
terliegen weit reichenden Beschrän­
kungen, Zuwendungen an Mitglieder 
sind unzulässig. Keine Zuwendung in 
diesem Sinne liegt jedoch vor, wenn 
der Leistung der Körperschaft eine 
entsprechende Gegenleistung gegen­
übersteht (Beispiel: Der Inhaber 
eines Sportgeschäftes ist Mitglied in 
einem Fußballverein und verkauft 
diesem Verein Trikots zum üblichen 
Verkaufspreis.). Soweit es sich bei 
den Zuwendungen an die Mitglieder 
lediglich um Annehmlichkeiten han­
delt, wie sie im Rahmen der Betreu­

ung von Mitgliedern allgemein üblich 
und nach allgemeiner Verkehrsauf­
fassung angemessen sind, wird die 
Steuerbegünstigung dadurch nicht 
beeinträchtigt. 

Eine gemeinnützige Körperschaft 
darf ihre Mittel weder für die unmit­
telbare noch für die mittelbare Unter­
stützung oder Förderung politischer 
Parteien verwenden. 

Der Einsatz von Mitteln zum Aus-
gleich von Verlusten eines steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetriebs ist ebenfalls grund­
sätzlich unzulässig (vgl. hierzu das 
Kapitel „Verluste des steuerpflichti­
gen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
triebs“ auf Seite 49 ff.). 
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Zeitnahe Mittelverwendung 

Der gemeinnützige Verein muss seine vereinnahmten Mittel grundsätzlich lau-
fend (zeitnah) für die satzungsmäßigen Zwecke verausgaben. 

Es ist ein tragender Grundsatz des 
steuerlichen Gemeinnützigkeits­
rechts, dass die von einer steuerbe­
günstigten Körperschaft vereinnahm­
ten Mittel (insbesondere Mitglieds­
beiträge, Spenden, Vermögenserträ­
ge, Gewinne aus Zweckbetrieben 
oder steuerpflichtigen wirtschaftli­
chen Geschäftsbetrieben) laufend 
(zeitnah) für die satzungsmäßigen 
Zwecke verwendet werden. Sie sollen 
nicht auf die „hohe Kante“ gelegt 
werden und nur mit ihren Erträgnis­
sen dem steuerbegünstigten Zweck 
dienen. 

Die Mittelverwendung ist im Allge­
meinen noch als zeitnah anzusehen, 
wenn die in einem Geschäftsjahr ver­
einnahmten Mittel im Laufe des fol­
genden Jahres für die steuerbegüns­
tigten satzungsmäßigen Zwecke ver­
wendet werden. 

Als zeitnahe Mittelverwendung gilt 
auch die Anschaffung oder Herstel­
lung von Wirtschaftsgütern, die der 
Verwirklichung der gemeinnützigen 
Satzungszwecke dienen. Werden die 
Wirtschaftsgüter später veräußert, 
unterliegt der erzielte Erlös allerdings 
wiederum der zeitnahen Verwen­
dungspflicht. 

Beispiel: 
Ein steuerbegünstigter Verein för­
dert den Zweck der Altenhilfe und 
will diesen durch den Bau und den 
Betrieb von zwei Altenpflegehei­
men verwirklichen. Für den Bau 
und die Ausstattung werden zeit-
nah zu verwendende Mittel einge­
setzt. Jahre später wird eines der 
Altenpflegeheime veräußert. 
Der Erlös aus der Veräußerung ist – 
vorbehaltlich einer zulässigen Rück­
lagebildung (vgl. hierzu das Kapitel 
„Bildung von Rücklagen“ auf Seite 
18 ff.) – spätestens bis zum Ablauf 
des auf die Veräußerung folgenden 
Jahres für die steuerbegünstigten 
satzungsmäßigen Zwecke des Ver­
eins zu verwenden. 

Die Vergabe von Darlehen aus zeit-
nah zu verwendenden Mitteln ist nur 
unter bestimmten Voraussetzungen 
zulässig (vgl. dazu im Einzelnen die 
Nrn. 15 – 17 AEAO zu § 55 im Anhang 
Seiten 115 und 116). 
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Ausnahmen von der zeitnahen Mittelverwendung 

Unter bestimmten Voraussetzungen dürfen Spenden ausnahmsweise zur Bil-
dung von Vereinsvermögen eingesetzt werden. 

Eine Zuführung von Mitteln zum Ver­
mögen der steuerbegünstigten Kör­
perschaft ist grundsätzlich ausge­
schlossen. In bestimmten Fällen kann 
ein Verein jedoch die von ihm verein­
nahmten Zuwendungen (Spenden) 
ohne Gefährdung seiner Gemeinnüt­
zigkeit dem Vermögen zuführen. 

Dies gilt insbesondere für: 

•	 Einzelzuwendungen, bei denen die 
Geberseite ausdrücklich erklärt, 
dass sie zur Erhöhung des Vermö­
gens bestimmt sind; 

•	 Zuwendungen aufgrund eines 
Spendenaufrufs auch ohne aus­
drückliche Erklärung der Geber­
seite, wenn aus dem Spendenauf­
ruf ersichtlich ist, dass Beträge zur 
Aufstockung des Vermögens der 
steuerbegünstigten Körperschaft 
erbeten werden; 

•	 Zuwendungen von Todes wegen; 
sie sind grundsätzlich als Zuwen­
dungen zum Vermögen der steuer­
begünstigten Körperschaft anzu­
sehen, wenn die Erblasserin oder 
der Erblasser nicht ausdrücklich 
etwas anderes bestimmt; 

•	 Sachzuwendungen, die ihrer Natur 
nach zum Vermögen gehören 
(Beispiel: Auf einen gemeinnützi­
gen Verein geht im Wege der 
Schenkung ein Mietwohngrund­
stück über.). 

Mittel, die danach nicht der zeitna­
hen Verwendungspflicht unterliegen, 

gehören zum so genannten zulässi­
gen Vermögen des Vereins. Wie alle 
Vermögenserträge sind allerdings 
auch die Erträge aus diesem Vermö­
gen grundsätzlich zeitnah zu verwen­
den. Dies gilt jedoch nicht für Erträge 
aus der bloßen Umschichtung von 
Vermögen, wie das folgende Beispiel 
zeigt. 

Beispiel: 
Ein steuerbegünstigter Verein ver­
äußert ein Grundstück, das er im 
Wege der Schenkung erworben 
hatte. 
Das Grundstück gehört (grund­
sätzlich) zum nicht zeitnah zu ver­
wendenden Vermögen des Vereins. 
Durch die Veräußerung wird ledig­
lich Vermögen umgeschichtet; der 
Veräußerungserlös unterliegt da-
her ebenfalls nicht der zeitnahen 
Verwendungspflicht. 
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Bildung von Rücklagen 

Die Bildung von Rücklagen ist nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen zu-
lässig. 

Vom Grundsatz der zeitnahen Mittel­
verwendung gibt es weitere Ausnah­
men, die der Gesetzgeber unmittel­
bar in der Abgabenordnung geregelt 
hat: 

Nach § 58 Nr. 7a AO darf eine steuer­
begünstigte Körperschaft höchstens 
ein Drittel des Überschusses der Ein-
nahmen über die Unkosten aus Ver­
mögensverwaltung einer freien Rück­
lage zuführen. 

Nach der Änderung des § 58 Nr. 7a 
AO durch das Gesetz zur weiteren 
steuerlichen Förderung von Stiftun­
gen können seit dem 01.01.2000 da-
rüber hinaus bis zu 10 % der sonsti­
gen grundsätzlich zeitnah zu verwen­
denden Mittel der freien Rücklage zu-
geführt werden. Der Überschuss aus 
der Vermögensverwaltung ist bei der 
Berechnung der 10 %-Grenze nicht 
nochmals zu berücksichtigen. Die 
neu eingeführte zusätzliche Möglich­
keit der Bildung einer freien Rücklage 
kommt insbesondere gemeinnützi­
gen Einrichtungen zugute, die nicht 
über eine Vermögensverwaltung ver­
fügen. 

So können auch vermögenslose steu­
erbegünstigte Vereine aus ihren Mit­
gliedsbeiträgen und Spenden sowie 
aus den Gewinnen aus dem Zweck-
betrieb oder steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb eine 
freie Rücklage aufbauen. Zuwendun­
gen, die nach dem vorhergehenden 

Kapitel („Ausnahmen von der zeitna­
hen Mittelverwendung“) unmittelbar 
dem zulässigen Vermögen zugeführt 
wurden, sind bei der Berechnung der 
10 %-Grenze nicht nochmals zu be­
rücksichtigen. 

Die Verwendung von Mitteln zur Bil­
dung freier Rücklagen und die Ent­
wicklung der Rücklage im Laufe der 
Jahre sind dem Finanzamt im Einzel­
nen zu erläutern. Solange die steuer­
begünstigte Körperschaft besteht, 
braucht die freie Rücklage nicht auf-
gelöst zu werden. Die in die Rücklage 
eingestellten Mittel können auch dem 
Vermögen zugeführt werden. 

Nach § 58 Nr. 6 AO ist es in beson­
ders gelagerten Fällen zulässig, die 
Mittel nicht sofort auszugeben, son­
dern sie zunächst einer zweckgebun­
denen Rücklage zuzuführen. Voraus­
setzung für eine solche Rücklagenbil­
dung ist in jedem Fall, dass ohne sie 
die steuerbegünstigten satzungsmä­
ßigen Zwecke nachhaltig nicht erfüllt 
werden können. Die Mittel müssen 
für bestimmte Vorhaben angesam­
melt werden, für deren Durchführung 
bereits konkrete Zeitvorstellungen 
bestehen. Nach § 58 Nr. 6 AO sind 
unter anderem folgende Rücklagen 
zulässig: 

•	 Rücklagen zur Ansammlung von 
Mitteln für die Erfüllung des steu­
erbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecks (z. B. für die Errichtung, 
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IErweiterung oder Instandsetzung 
einer Sportanlage bei einem 
Sportverein); 

•	 Rücklagen für periodisch wieder­
kehrende Ausgaben (z. B. Löhne, 
Gehälter, Mieten) in Höhe des Mit­
telbedarfs für eine angemessene 
Zeitperiode (so genannte Betriebs­
mittelrücklage). In der gleichen 
Weise können auch Rücklagen für 
wiederkehrende Ausgaben zur Er­
füllung des steuerbegünstigten 
Zwecks (z. B. Gewährung von Sti­
pendien) gebildet werden. 

Kann der Zeitraum bis zur Verwen­
dung der Mittel noch nicht konkret 
angegeben werden, ist eine Rückla­
genbildung nur dann zulässig, wenn 
dies zur Durchführung eines be­
stimmten Vorhabens notwendig ist, 
die Durchführung des Vorhabens 
glaubhaft und bei den finanziellen 
Verhältnissen des Vereins in einem 
angemessenen Zeitraum möglich ist. 

Beispiel: 
Ein Sportverein benötigt eine Sport­
halle. Unter Berücksichtigung öf­
fentlicher Zuschüsse ist ein erheb­
licher Teil der Herstellungskosten 
vom Verein selbst zu tragen. Wegen 
der schwankenden Erträge des Ver­
eins ist nicht abzusehen, wann die 
erforderlichen Mittel für den Bau 
der Halle vorhanden sein werden. 

Kann später das geplante Vorhaben, 
für das eine zweckgebundene Rück­
lage gebildet wurde, dann doch nicht 
umgesetzt werden, ist die Rücklage 
aufzulösen. Die angesparten Mittel 
sind zeitnah, das heißt im Laufe des 

Jahrs zu verwenden, das auf das Ge­
schäftsjahr der Rücklagenauflösung 
folgt. 

Ferner wurde für Stiftungen ab dem 
01.01.2000 die Möglichkeit geschaf­
fen, die Überschüsse aus der Vermö­
gensverwaltung und die Gewinne aus 
Zweckbetrieben und dem steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieb im Jahr ihrer Errich­
tung und in den zwei folgenden Ka­
lenderjahren ganz oder teilweise dem 
zulässigen Vermögen zuzuführen 
(§ 58 Nr. 12 AO). 

Für Spenden gilt diese Regelung 
dagegen nicht. Sie dürfen jedoch 
unter den Voraussetzungen des § 58 
Nr. 11 AO dem Vermögen zugeführt 
werden (vgl. dazu Kapitel „Ausnah­
men von der zeitnahen Mittelverwen­
dung“ auf Seite 17). 

Die Gründe für die Bildung einer 
Rücklage nach § 58 Nr. 6 AO und die 
Entwicklung der Rücklage hat die 
steuerbegünstigte Körperschaft dem 
zuständigen Finanzamt im Einzelnen 
darzulegen und in ihrer Rechnungsle­
gung – gegebenenfalls in einer Ne­
benrechnung – gesondert auszuwei­
sen, damit eine Kontrolle jederzeit 
und ohne besonderen Aufwand mög­
lich ist. 

Daneben dürfen Rücklagen nur dann 
gebildet werden, wenn dies 

•	 im Bereich der Vermögensverwal­
tung zur Durchführung konkreter 
Reparatur- und Erhaltungsmaß­
nahmen notwendig ist, um den 
ordnungsgemäßen Zustand des 
Vermögensgegenstandes zu erhal-
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ten oder wiederherzustellen 
(Beispiel: Dachreparatur an einem 
geerbten Mietwohnhaus) oder 

•	 im Bereich des wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs aus konkretem 
Anlass aufgrund einer vernünfti­

gen kaufmännischen Beurteilung 
notwendig erscheint. 

(vgl. Nr. 3 AEAO zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 – 
Anhang Seite 112) 

Verstöße gegen den Grundsatz der zeitnahen 
Mittelverwendung 

Hat ein Verein seine Mittel aus Unkenntnis der Rechtslage nicht zeitnah verwen-
det, kann eventuell das Finanzamt helfen. 

Hat eine Körperschaft Mittel ange­
sammelt, ohne dass die Vorausset­
zungen dafür vorgelegen haben, kann 
das Finanzamt eine Frist für die Ver­
wendung der unzulässig angesam­
melten Mittel setzen. Der Verein kann 
seine Gemeinnützigkeit erhalten, 
wenn er die Mittel innerhalb der ge­
setzten Frist für steuerbegünstigte 
Zwecke verwendet. Über die Anwen­
dung der Vorschrift entscheidet das 
Finanzamt nach pflichtgemäßem Er-
messen. Eine Fristsetzung kommt 
insbesondere in den Fällen in Be­
tracht, in denen ein Verein in Un­

kenntnis der Rechtslage Mittelüber­
hänge nicht zeitnah verwendet, an­
sonsten aber seine steuerbegünstig­
ten Zwecke verfolgt hat. Die Vor­
schrift sollte jedoch keinen Verein 
dazu verleiten, Mittel nunmehr plan-
mäßig anzusammeln. Stellt das Fi­
nanzamt eine planmäßige unzulässi­
ge Mittelansammlung fest, kann es in 
Ausübung seines Ermessens von 
einer Fristsetzung absehen und dem 
Verein die Steuerbegünstigung für 
den gesamten Zeitraum des schäd­
lichen Verhaltens versagen. 
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IAusschließlichkeit 

Die wirtschaftliche Betätigung eines gemeinnützigen Vereins darf nicht zum 
Selbstzweck werden und daher auch nicht als Vereinszweck in die Satzung auf-
genommen werden. 

Die selbstlose Förderung gemeinnüt­
ziger Zwecke darf nicht nur ein Ziel 
unter anderen Vereinszielen sein. Ge­
meinnützig ist ein Verein nur, wenn er 
ausschließlich die in seiner Satzung 
aufgeführten steuerbegünstigten ge­
meinnützigen Zwecke verfolgt. Dies 
bedeutet aber nicht, dass dem Verein 
jede wirtschaftliche Betätigung ver­
sagt wäre. Das vielschichtige Gebiet 
der Werbung, der Verkauf von Sport­
artikeln, der Betrieb einer Vereins­
gaststätte o. ä. stehen der Gemein­
nützigkeit nicht entgegen, soweit die­
se wirtschaftliche Betätigung nicht 
Selbstzweck wird (sie darf deshalb 
auch nicht in der Satzung als Ver­
einszweck bezeichnet werden!). Ent­
sprechendes gilt für gesellige Veran­
staltungen des Vereins – z. B. ist 
Tanzsport daher nur begünstigt, 

Unmittelbarkeit 

wenn er turnier- und sportmäßig be­
trieben wird und die Pflege der Gesel­
ligkeit von untergeordneter Bedeu­
tung bleibt. 

Der Verein darf allerdings für seine 
wirtschaftlichen Aktivitäten keine 
Mittel einsetzen, die er für seine 
satzungsmäßigen (begünstigten) 
Zwecke verwenden muss. Er verstößt 
grundsätzlich gegen das bereits er­
wähnte Gebot der Selbstlosigkeit, 
wenn er solche Mittel zum Ausgleich 
von Verlusten aus nicht begünstigten 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben, z. B. aus der Ver­
einsgaststätte, verwendet (vgl. im 
Einzelnen Kapitel „Verluste des steu­
erpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetriebs“ auf Seite 49 ff.). 

Ein gemeinnütziger Verein muss seine steuerbegünstigten Ziele grundsätzlich 
unmittelbar selbst verwirklichen. 

Der Verein muss seine Ziele unmit- diese die gleichen Zwecke fördern.

telbar, das heißt, selbst in eigenem Ausdrücklich anerkannt sind aber 

Namen verfolgen. Es genügt nicht, folgende mittelbare Maßnahmen 

wenn er sich von Fall zu Fall zur Un- zur Förderung anderer Einrichtun­

terstützung anderer Vereine oder gen:

Institutionen entschließt, auch wenn
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•	 das Beschaffen von Mitteln (z. B. 
Geld) für die steuerbegünstigten 
Zwecke anderer Körperschaften, 
wenn ein solcher Zweck in der Sat­
zung ausdrücklich festgelegt ist 
(Fördervereine, Spendensammel­
vereine); 

•	 das Zurverfügungstellen von eige­
nen Arbeitskräften einschließlich 
Arbeitsmitteln (zum Beispiel der 
Schwestern eines Ordens oder des 
DRK oder der Sanitäter des DRK 
einschließlich Krankenwagen) an 
andere für steuerbegünstigte 
Zwecke; 

•	 die Überlassung von eigenen Räu­
men – dazu gehören beispielswei­
se auch Sportstätten, Sportanla­
gen und Freibäder – an andere 

steuerbegünstigte Körperschaften 
zur Benutzung für deren steuerbe­
günstigte Zwecke. 

Die steuerlichen Vergünstigungen 
werden auch nicht dadurch ausge­
schlossen, dass ein Verein seine Mit­
tel teilweise, jedoch nicht mehr als 
die Hälfte, einer anderen ebenfalls 
steuerbegünstigten Körperschaft 
oder einer Körperschaft des öffentli­
chen Rechts zur Verwendung für 
steuerbegünstigte Zwecke zuwendet. 
Dieser Nebenzweck braucht, im Ge­
gensatz zu der oben erwähnten Mit­
telbeschaffung für andere Körper­
schaften, nicht als Satzungszweck 
aufgenommen zu werden. 

Satzung und tatsächliche Geschäftsführung 

Die gemeinnützigen Zwecke und die beabsichtigte Art und Weise ihrer Verwirkli-
chung müssen in der Satzung genau festgelegt werden. 

Die steuerliche Anerkennung der Ge­
meinnützigkeit setzt nicht nur vo­
raus, dass der Verein tatsächlich ge­
meinnützige Zwecke verfolgt, son­
dern er muss auch in seiner Satzung 
festlegen, welche gemeinnützigen 
Zwecke er verfolgen möchte und auf 
welche Art und Weise die Zwecke ins-
besondere verwirklicht werden sollen 
(formelle Satzungsmäßigkeit). Ferner 
muss in der Satzung zum Ausdruck 
kommen, dass 

1.	 der Verein ausschließlich und un­
mittelbar gemeinnützige Zwecke 

verfolgt, wobei diese abschließend 
aufzuführen sind; 

2. diese Zwecke durch bestimmte 
Maßnahmen verwirklicht werden, 
wobei einige bezeichnende Bei-
spiele für die beabsichtigte Art 
und Weise der Zweckverwirkli­
chung in die Satzung aufzuneh­
men sind; 

3. der Verein selbstlos tätig ist und 
nicht in erster Linie eigenwirt­
schaftliche Zwecke verfolgt; 

4. die Mittel des Vereins nur für sat­
zungsmäßige Zwecke verwendet 
werden dürfen und die Mitglieder 
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Ikeine Zuwendungen aus Mitteln 
des Vereins erhalten; 

5. der Verein keine Person durch Aus-
gaben, die dem Zweck des Vereins 
fremd sind, oder durch unverhält­
nismäßig hohe Vergütungen be­
günstigt; 

6. bei Auflösung des Vereins oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
das Vermögen nur für steuerbe­
günstigte Zwecke verwendet wer-
den darf (Grundsatz der Vermö­
gensbindung). 

Steuervergünstigungen können nur 
in Anspruch genommen werden, 
wenn die Satzung während des gan­
zen Kalenderjahres bzw. ab Grün­
dung des Vereins diesen Anforderun­
gen entsprochen hat. Dies ist beson­
ders bei Satzungsänderungen zu be­
rücksichtigen. 

Eine Mustersatzung für gemeinnüt­
zige Vereine, die allerdings nur die 
aus gemeinnützigkeitsrechtlicher 
Sicht notwendigen Bestimmungen 
enthält, ist auf Seite 24 abgedruckt. 

Eine ordnungsgemäße Satzung ist 
eine der entscheidenden Vorausset­
zungen für die Gewährung der ent­
sprechenden Steuervergünstigun­
gen. Nicht zuletzt zur Vermeidung 
von zusätzlichen Kosten empfiehlt es 
sich, den Satzungsentwurf vor Be­
schlussfassung durch die Mitglieder­
versammlung und vor Eintragung ins 
Vereinsregister dem Finanzamt zur 
Prüfung vorzulegen. Dasselbe gilt für 
Satzungsänderungen, die – wie die 
Satzung selbst – ebenfalls dem Fi­
nanzamt vorzulegen sind. Die Finanz­
ämter in Nordrhein-Westfalen sind 
gerne behilflich und werden auf steu­

erliche Mängel im Satzungsentwurf 
hinweisen. 

Für die Inanspruchnahme der Steu­
ervergünstigungen bei Gemeinnüt­
zigkeit reicht es allerdings nicht aus, 
dass nur die Satzung den steuerli­
chen Erfordernissen entspricht. Die 
tatsächliche Geschäftsführung muss 
mit den Satzungsbestimmungen in 
Einklang stehen. Den Nachweis da-
rüber hat der Verein durch ordnungs­
gemäße Aufzeichnungen über sämtli­
che Einnahmen und Ausgaben zu 
führen. Die tatsächliche Geschäfts­
führung umfasst auch die Ausstel­
lung steuerlicher Zuwendungsbe­
scheinigungen (vgl. Kapitel „Voraus­
setzungen für den Spendenabzug“ 
auf Seite 26 ff.). Seit dem 01.01.2000 
sind die Vereine verpflichtet, ein Dop­
pel jeder von ihnen erstellten Zuwen­
dungsbestätigung aufzubewahren 
bzw. in elektronischer Form zu spei­
chern. Bei Missbräuchen auf diesem 
Gebiet, z. B. bei Ausstellung von Ge­
fälligkeitsbescheinigungen, ist die 
Gemeinnützigkeit zu versagen. 

Die Gemeinnützigkeit kann auch ver­
sagt werden, wenn der Verein vor­
sätzlich oder grob fahrlässig steuerli­
che Pflichten verletzt (z. B. bewusste 
Verletzung der Einbehaltungs- und 
Abführungspflichten im Bereich der 
Lohnsteuer). 
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Mustersatzung 
für Vereine, Stiftungen, Betriebe gewerblicher Art von juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts, geistliche Genossenschaften 
(nur aus steuerlichen Gründen notwendige Bestimmungen 

ohne Berücksichtigung der Vorschriften des BGB) 

§ 1 
Der – Die – ............................................................................................................ (Körperschaft) 
mit Sitz in ...................................................... verfolgt ausschließlich und unmittelbar – gemein­
nützige – mildtätige – kirchliche – Zwecke (nicht verfolgte Zwecke streichen) im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Zweck der Körperschaft ist 
.......................................................................................................................................................... 
(z. B. die Förderung von Wissenschaft und Forschung, Jugend- und Altenhilfe, Erziehung, 
Volks- und Berufsbildung, Kunst und Kultur, Landschaftspflege, Umweltschutz, des öffent­
lichen Gesundheitswesens, des Sports, Unterstützung hilfsbedürftiger Personen). Der Sat­
zungszweck wird verwirklicht insbesondere durch ..................................................................... 
.......................................................................................................................................................... 
(z. B. Durchführung wissenschaftlicher Veranstaltungen und Forschungsvorhaben, Vergabe 
von Forschungsaufträgen, Unterhaltung einer Schule, einer Erziehungsberatungsstelle, Pflege 
von Kunstsammlungen, Pflege des Liedgutes und des Chorgesanges, Errichtung von Natur­
schutzgebieten, Unterhaltung eines Kindergartens, Kinder-, Jugendheimes, Unterhaltung 
eines Altenheimes, eines Erholungsheimes, Bekämpfung des Drogenmissbrauchs, des Lärms, 
Förderung sportlicher Übungen und Leistungen). 

§ 2 
Die Körperschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

§ 3 
Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft. 

§ 4 
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 5 
Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwe­
cke fällt das Vermögen der Körperschaft 
a) an – den – die – das ................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................... 
(Bezeichnung einer juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer anderen 
steuerbegünstigten Körperschaft) 
– der – die – das – es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

oder 
b) an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte 

Körperschaft zwecks Verwendung für ..................................................................................... 
..................................................................................................................................................... 
(Angabe eines bestimmten gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecks, z. B. 
Förderung von Wissenschaft und Forschung, Erziehung, Volks- und Berufsbildung, der 
Unterstützung von Personen, die im Sinne von § 53 AO wegen .................. bedürftig sind, 
Unterhaltung des Gotteshauses in ........................................................................................). 

Anmerkung 
Für 
– Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts, 
– von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts verwaltete unselbstständige Stiftungen, 
– geistliche Genossenschaften (Orden, Kongregationen) und 
– Kapitalgesellschaften

wird auf die weiteren Hinweise auf Seite 130 f. verwiesen.
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Wie erlangt man die Steuervergünstigung? 

Das Finanzamt überprüft die Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit in der Re-
gel alle drei Jahre anhand einer vom Verein einzureichenden Steuererklärung. 

Wenn der Verein die Voraussetzungen 
der Gemeinnützigkeit erfüllt, stehen 
ihm die Vergünstigungen kraft Geset­
zes zu. Bevor das Finanzamt den 
Steuerbescheid (Freistellungsbe­
scheid, vgl. Anhang Seiten 177 – 178) 
erlässt, hat es von Amts wegen die 
Gemeinnützigkeit zu prüfen und die 
tatsächlichen Verhältnisse zu er­
mitteln. 

Für den Nachweis benötigt der Verein 
regelmäßige Aufzeichnungen aller 
Einnahmen und Ausgaben. Sämtliche 
Belege sind geordnet aufzubewah­
ren. Liegt noch kein Steuerbescheid 
(Freistellungsbescheid) vor, weil bei­
spielsweise der Verein erst gegründet 
worden ist, kann der Verein beim Fi­
nanzamt eine vorläufige und befriste­
te Bescheinigung (vgl. Anhang Sei­
ten 179 – 180) beantragen. Der An­
trag ist formlos unter Beifügung 
einer Ausfertigung der gültigen Ver­
einssatzung zu stellen. 

Die Bescheinigung ist für den Nach­
weis der Spendenabzugsfähigkeit 
von Bedeutung. Da das Finanzamt in 
diesem Verfahren nur die Satzung 
überprüft, kann es die vorläufige 
Bescheinigung widerrufen, wenn der 
Verein sich nicht an seine Satzung 
hält. Die Bescheinigungen werden 
befristet erteilt. Die Geltungsdauer 
beträgt maximal 18 Monate. 

Die Finanzämter sind gehalten, in ge­
wissen Zeitabständen zu prüfen, ob 

die Voraussetzungen der Gemein­
nützigkeit satzungsgemäß und tat­
sächlich weiterhin erfüllt sind. Zu 
diesem Zweck werden den Vereinen, 
soweit sie nicht bereits mit einem 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb der laufenden Be­
steuerung unterliegen, etwa alle drei 
Jahre Steuererklärungsformulare 
(vgl. Anhang Seiten 171 – 176) zuge­
sandt. Bei Vereinen, die zunächst nur 
eine vorläufige Bescheinigung erhal­
ten haben, wird die tatsächliche Ge­
schäftsführung rechtzeitig vor Ablauf 
der Gültigkeitsdauer der Bescheini­
gung überprüft. 

Vereine, deren tatsächliche Ge­
schäftsführung sich mit den erklär­
ten gemeinnützigen Zielen deckt und 
die durch ordnungsgemäße Aufzeich­
nungen ihrer Einnahmen und Ausga­
ben den entsprechenden Nachweis 
leicht und einwandfrei führen kön­
nen, werden einer solchen gelegent­
lichen Überprüfung ihrer Gemeinnüt­
zigkeit mit Gelassenheit entgegen-
sehen. 
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Voraussetzungen für den Spendenabzug 

Neben den unmittelbaren Steuervergünstigungen hat der Gesetzgeber in Form 
des Spendenabzugs einen beachtlichen steuerlichen Anreiz zur Finanzierung 
gemeinnütziger, kirchlicher oder mildtätiger Vereine und von Stiftungen ge-
schaffen. 

Freiwillige unentgeltliche Zuwendun­
gen (Spenden) sowie Mitgliedsbeiträ­
ge können Spendende in ihrer Ein-
kommen-, Körperschaft- und Gewer­
besteuererklärung und als Arbeitneh­
mende auch schon im Lohnsteuer-
Ermäßigungsverfahren steuermin­
dernd geltend machen. Zu den be­
günstigten Spenden gehören sowohl 
Geld- als auch Sachleistungen, nicht 
aber Nutzungsüberlassungen oder 
Dienstleistungen. 

Zuwendungen zu einem verbilligten 
(ermäßigten) Preis können nicht – 
auch nicht teilweise – als Spenden 
behandelt werden. 

Aufwandsspenden 
Unter Aufwandsspenden versteht 
man Aufwendungen (z. B. Fahrtkos­
ten), die einem Vereinsmitglied für 
eine Tätigkeit zu Gunsten eines spen­
denempfangsberechtigten Vereins 
entstehen. Sie sind nur abzugsfähig, 
wenn gegenüber dem Verein ein ver­
traglich vereinbarter oder in der Sat­
zung verankerter Anspruch auf Er­
stattung der Aufwendungen besteht 
und von dem Vereinsmitglied auf die 
Erstattung verzichtet worden ist. 
Nach den Erfahrungen spricht aller­
dings eine (widerlegbare) Vermutung 
dafür, dass Leistungen ehrenamtlich 
tätiger Mitglieder regelmäßig ohne 

Aufwendungsersatzanspruch er­
bracht werden (vgl. dazu im Einzel­
nen das im Anhang, Seite 157 f., ab­
gedruckte Schreiben des Bundesmi­
nisteriums der Finanzen vom 
07.06.1999). 

Abzug bei der Steuer – 
unterschiedliche Möglichkeiten 
Der Abzug bei der Einkommensteuer 
ist wahlweise begrenzt entweder auf 
20 v. H. des Gesamtbetrags der Ein­
künfte oder 4 v.T. der Summe der ge­
samten Umsätze (z. B. aus gewerbli­
cher, freiberuflicher oder land- und 
forstwirtschaftlicher Tätigkeit) und 
der im Kalenderjahr aufgewendeten 
Löhne und Gehälter (vgl. § 10b des 
Einkommensteuergesetzes; hier ab­
gedruckt im Anhang auf Seite 155 f.). 
Dieselben Abzugsbegrenzungen gel­
ten auch bei der Körperschaft- und 
Gewerbesteuer, allerdings mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle des Ge­
samtbetrags der Einkünfte bei der 
Körperschaftsteuer das Einkommen 
und bei der Gewerbesteuer der Ge­
winn aus Gewerbebetrieb tritt. 

Die Zuwendungen sind im Rahmen 
dieser Höchstsätze im Kalenderjahr 
des Abflusses (der Zahlung) abzieh­
bar. Zuwendungen, die diese Höchst­
sätze überschreiten oder die im Jahr 
der Zuwendung nicht berücksichtigt 

26 



Vereine_Steuern_080604  Seite 2714:15 Uhr  16.06.2008  

SPENDEN UND MITGLIEDSBEITRÄGE 

werden können, sind im Rahmen der 
Höchstsätze in den folgenden Jahren 
abziehbar. Hierdurch sollen hohe Zu­
wendungen begünstigt werden, die 
sich ansonsten im Hinblick auf die 
Höchstsätze in einem Kalenderjahr 
steuerlich nur teilweise auswirken 
würden. 

Voraussetzung für die Anerkennung 
der Spende durch das Finanzamt ist 
grundsätzlich die Vorlage einer förm­
lichen (von einer zeichnungsberech­
tigten Person unterschriebenen) Zu­
wendungsbestätigung nach amtlich 
vorgeschriebenem Muster (vgl. hier-
zu Seite 31). 

Unter ganz bestimmten Vorausset­
zungen, die Sie bei Ihrem Finanzamt 
erfragen können, kann auch eine ma­
schinell erstellte (EDV-gefertigte) Zu­
wendungsbestätigung ohne eigen­
händige Unterschrift ausreichend 
sein. 

Wichtig: Datum des Steuer- oder 
Freistellungsbescheids 
Zuwendungsbestätigungen eines ge­
meinnützigen Vereins, in denen das 
angegebene Datum des Steuer- oder 
Freistellungsbescheids länger als fünf 
Jahre bzw. das Datum der vorläufigen 
Bescheinigung länger als drei Jahre 
seit dem Tag der Ausstellung der Zu­
wendungsbestätigung zurückliegt, 
genügen nicht den Anforderungen 
und können daher grundsätzlich 
nicht als ausreichender Nachweis für 
den Spendenabzug anerkannt wer-
den. Den Spendenden wird empfoh­
len, sich in diesen Fällen an den Ver­
ein zu wenden und auf Ausstellung 

einer neuen Zuwendungsbestätigung 
mit aktuellem Inhalt hinzuwirken. 

Die 200,-Euro-Schwelle 
Nur wenn die Zuwendung 200,– ¤ 
nicht übersteigt, genügt als Nachweis 
(anstelle einer förmlichen Zuwen­
dungsbestätigung) der Bareinzah­
lungsbeleg oder die Buchungsbe­
stätigung (z. B. Kontoauszug oder 
Lastschrifteinzugsbeleg) eines Kre­
ditinstituts, sofern der Spendenemp­
fänger eine steuerbegünstigte Kör­
perschaft im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 9 
des Körperschaftsteuergesetzes ist 
und der steuerbegünstigte Zweck, für 
den die Zuwendung verwendet wird, 
und die Angaben über die Freistel­
lung des Spendenempfängers von 
der Körperschaftsteuer auf einem 
von ihm hergestellten Beleg (z. B. 
Überweisungsvordruck) aufgedruckt 
sind; ferner muss darauf angegeben 
sein, ob es sich bei der Zuwendung 
um eine Spende oder einen Mit­
gliedsbeitrag handelt. 

Hat der Spendende die Zuwendung 
unter Verwendung eines vom Spen­
denempfänger hergestellten Über­
weisungsvordrucks geleistet, muss er 
dem Finanzamt die für ihn bestimm­
te Durchschrift des Überweisungs­
auftrags (Durchschrift für Kontoinha­
ber) zusammen mit der Buchungsbe­
stätigung vorlegen. Aus der Bu­
chungsbestätigung (in der Regel 
Kontoauszug) müssen Name und 
Kontonummer des Spendenden und 
Spendenempfängers, der zugewen­
dete Betrag sowie der Buchungstag 
ersichtlich sein. Im Fall des Last­
schriftverfahrens muss die Bu-
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chungsbestätigung die erforderlichen 
Angaben über die Steuerbegünsti­
gung der spendenempfangenden 
Körperschaft und die von ihr verfolg­
ten steuerbegünstigten Zwecke ent­
halten. 

Steuerbegünstigte Zwecke 
Die Steuerbegünstigung nach den 
§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung 
hat zur Folge, dass für Zuwendungen 
an die betreffende Körperschaft der 
Spendenabzug möglich ist. Zu den 
gemeinnützigen Zwecken siehe 
Seite 10 ff. 

Spendenwege 
Der früher bei einer Vielzahl von Zwe­
cken vorgeschriebene Spendenweg 
über eine juristische Person des öf­
fentlichen Rechts oder eine öffentli­
che Dienststelle, das so genannte 
Durchlaufspendenverfahren, ist seit 
01.01.2000 entfallen. Folglich können 
seitdem alle gemeinnützigen Vereine, 
die Spenden unmittelbar selbst in 
Empfang nehmen und die Zuwen­
dungsbestätigungen selbst ausstellen. 

Steuerwirksame Spenden können 
aber gleichwohl weiterhin an inländi­
sche juristische Personen des öffent­
lichen Rechts oder inländische öf­
fentliche Dienststellen (z. B. Sport-
oder Kulturamt der Stadt) geleistet 
werden und von diesen entweder 
unmittelbar selbst für steuerbegüns­
tigte Zwecke verwendet oder auf 
Wunsch des Spendenden auch an 
steuerbegünstigte Vereine weiterge­
leitet werden. Die Möglichkeit der Zu­

wendung an eine öffentlich-rechtli­
che Körperschaft mit der Auflage, sie 
an einen bestimmten gemeinnützi­
gen Verein weiterzuleiten, dürfte je-
doch – angesichts der bestehenden 
eigenen Spendenempfangs- und -be­
scheinigungskompetenz aller Verei­
ne, die spendenbegünstigte Zwecke 
verfolgen – kaum noch praktische 
Bedeutung erlangen. 

Mitgliedsbeiträge 
Beiträge für die Mitgliedschaft in Ver­
einen, die steuerbegünstigte Zwecke 
verfolgen, sind grundsätzlich wie 
Spenden abzugsfähig. 

Hiervon ausgenommen sind jedoch 
Mitgliedsbeiträge an Vereine, die die 
folgenden unter § 10b Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 bis 4 des Einkommensteuerge­
setzes aufgeführten Zwecke fördern: 

– den Sport, 
–	 kulturelle Betätigungen, die in ers­

ter Linie der Freizeitgestaltung die­
nen, 

– die Heimatpflege und -kunde, 
–	 sowie Zwecke im Sinne des § 52 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 23 der Abgaben­
ordnung. 

Dies gilt auch dann, wenn diese Verei­
ne daneben noch andere Zwecke för­
dern, bei denen die Abziehbarkeit der 
Mitgliedsbeiträge gegeben wäre. Die 
Mitgliedsbeiträge sind in diesen Fäl­
len gänzlich vom Spendenabzug aus-
geschlossen; ein Teilabzug kommt 
nicht in Betracht. 

So sind Mitgliedsbeiträge an Vereine, 
die kulturelle Zwecke fördern, die in 
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erster Linie der Freizeitgestaltung 
dienen, wie z. B. Theater- und Ge­
sangsvereine, vom Spendenabzug 
ausgeschlossen. Weder öffentliche 
Auftritte noch das Erreichen einer 
gewissen künstlerischen Gestal­
tungshöhe ändern daran etwas. 

Amtliche Muster 
Die Zuwendungsbestätigungen sind 
unter Verwendung verbindlicher, 
amtlich vorgeschriebener Muster 
auszustellen. Diese Muster hat das 
Bundesministerium der Finanzen im 
Einvernehmen mit den obersten Fi­
nanzbehörden der Länder bestimmt. 

Muster 1 (siehe Seite 31) gilt für 
Geldspenden und Mitgliedsbeiträge 
an gemeinnützige Körperschaften. 

Fördert eine steuerbegünstigte Kör­
perschaft nur Zwecke, die nicht in 
§ 10b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 4 des Ein­
kommensteuergesetzes (s. Seite 155 f.) 
genannt sind, so muss sie bestätigen, 
dass die Zuwendung (Geldspende, 
Mitgliedsbeitrag) nur zu dem von ihr 
verfolgten steuerbegünstigten Zweck 
verwendet wird; in diesen Fällen sind 
Geldspenden und Mitgliedsbeiträge 
steuerlich abziehbar. 

Fördert die steuerbegünstigte Kör­
perschaft hingegen auch Zwecke, die 
in § 10b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 4 des 
Einkommensteuergesetzes genannt 
sind, so hat sie darüber hinaus zu be­
stätigen, dass es sich bei der Zuwen­
dung nicht um Mitgliedsbeiträge, 
sonstige Mitgliedsumlagen oder Auf­
nahmegebühren handelt. In diesen 
Fällen sind nur Geldspenden, aber 

keine Mitgliedsbeiträge steuerlich 
abziehbar. 

Schließlich hat die gemeinnützige 
Körperschaft auch noch zu bestäti­
gen, ob der Geldzuwendung ein Ver­
zicht auf die Erstattung von Aufwen­
dungen (so genannte Aufwandsspen­
de – vgl. Seite 26) zugrunde liegt. 

Muster 2 (siehe Seite 32) gilt speziell 
für Sachzuwendungen an gemeinnüt­
zige Körperschaften. Darin ist die ge­
naue Bezeichnung des zugewende­
ten Gegenstandes mit Alter, Zustand, 
Kaufpreis, aktuellem Wert usw. zu be­
stätigen. 

Die Vereine müssen sich die Vor­
drucke anhand der Muster selbst 
herstellen; sie werden nicht vom 
Finanzamt zur Verfügung gestellt. 

Weitere wichtige Hinweise zur Ver­
wendung der verbindlichen Muster 
für Zuwendungsbestätigungen ent­
hält ein ausführliches Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen 
vom 02.06.2000 (abgedruckt im 
Anhang, Seite 159 ff.). 

Spendenhaftung 
Gutgläubig Spendende dürfen grund­
sätzlich auf die Richtigkeit einer Zu­
wendungsbestätigung vertrauen, mit 
der Folge, dass ihnen der Spenden­
abzug erhalten bleibt, auch wenn die 
Bestätigung in irgendeinem Punkt 
unzutreffend sein sollte. Wenn ein 
Verein vorsätzlich oder grob fahrläs­
sig eine falsche Bestätigung aus-
stellt, haftet er für den durch den 
Spendenabzug eingetretenen Steuer-
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ausfall bei der Einkommen- und Kör­
perschaftsteuer mit 30 v. H. und bei 
der Gewerbesteuer mit 15 v. H. des 
Spendenbetrags. 

Stiftungsförderung 
Über den auf Seite 26 ff. beschriebe­
nen Abzugsrahmen hinaus können 
Spenden in den Vermögensstock 
einer Stiftung des öffentlichen oder 
privaten Rechts, die steuerbegünstig­
te Zwecke fördert, bis zu einem Ge­
samtbetrag von 1 Million Euro abge­
zogen werden. Der Abzug kann auf 
Antrag im Jahr der Zuwendung und 
in den folgenden neun Jahren erfol­
gen. Der Betrag von 1 Million Euro be­
zieht sich auf den gesamten 10-Jah-
reszeitraum und kann in dieser Zeit 
nur einmal in Anspruch genommen 
werden. Es sind alle gemeinnützigen, 
mildtätigen und kirchlichen Förder­
zwecke begünstigt. Die Abzugsmög­
lichkeit besteht für natürliche Perso­
nen bei der Einkommensteuer sowie 
für Einzelunternehmen und Perso­
nengesellschaften bei der Gewerbe­
steuer. Sie gilt nicht für dem Körper­
schaftsteuergesetz unterfallende 
Körperschaften. 

Um eine zutreffende steuerliche Be­
rücksichtigung von Zuwendungen an 
Stiftungen zu gewährleisten, hat das 
Bundesministerium der Finanzen im 
Einvernehmen mit den obersten Fi­
nanzbehörden der Länder mit Schrei­
ben vom 10.10.2007 für die Bestäti­
gung dieser Zuwendungen besonde­
re verbindliche Vordruckmuster ein-
geführt (abgedruckt im Anhang Sei­
te 165 – 166). 

Gesetzliche Grundlagen 
Die gesetzlichen Regelungen zum 
Spendenabzug sind im Einzelnen 
enthalten in 

•	 § 10b des Einkommensteuergeset­
zes; 

•	 § 9 Abs. 1 Nr. 2 sowie Abs. 2 und 3 
des Körperschaftsteuergesetzes; 

•	 § 9 Nr. 5 des Gewerbesteuergeset­
zes. 
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IIBestätigung über Geldzuwendungen/Mitgliedsbeitrag 
im Sinne des § 10b des Einkommensteuergesetzes an eine der in § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaft­
steuergesetzes bezeichneten Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen 

Es handelt sich um den Verzicht auf Erstattung von Aufwendungen Ja ❒ Nein ❒ 

❒ Wir sind wegen Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) .......... 
........................................................... nach dem letzten uns zugegangenen Freistellungsbescheid 
bzw. nach der Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid des Finanzamtes ..........................., 
StNr. ....................................., vom ..................................... nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaft­
steuergesetzes von der Körperschaftsteuer und nach § 3 Nr. 6 des Gewerbesteuergesetzes von 
der Gewerbesteuer befreit. 

❒ Wir sind wegen Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) .......... 
................................................. durch vorläufige Bescheinigung des Finanzamtes ........................., 
StNr. ....................................., vom ..................................... ab ..................................... als steuerbe­
günstigten Zwecken dienend anerkannt. 

(Ort, Datum und Unterschrift des Zuwendungsempfängers) 

Hinweis: 
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung erstellt oder wer veranlasst, dass 
Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken 
verwendet werden, haftet für die Steuer, die dem Fiskus durch einen etwaigen Abzug der Zuwendungen beim 
Zuwendenden entgeht (§ 10b Abs. 4 EStG, § 9 Abs. 3 KStG, § 9 Nr. 5 GewStG). 
Diese Bestätigung wird nicht als Nachweis für die steuerliche Berücksichtigung der Zuwendung aner­
kannt, wenn das Datum des Freistellungsbescheides länger als fünf Jahre bzw. das Datum der vorläufigen 
Bescheinigung länger als drei Jahre seit Ausstellung der Bestätigung zurückliegt (BMF vom 15.12.1994 – 
BStBl. I S. 884). 

Aussteller (Bezeichnung und Anschrift der steuerbegünstigten Einrichtung) 

Name und Anschrift des Zuwendenden 

Es wird bestätigt, dass die Zuwendung nur zur Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der 
begünstigten Zwecke) 

verwendet wird. 

Nur für steuerbegünstigte Einrichtungen, bei denen die Mitgliedsbeiträge steuerlich nicht 
abziehbar sind: 
❒ Es wird bestätigt, dass es sich nicht um einen Mitgliedsbeitrag i. S.v. § 10b Abs. 1 Satz 2 Ein­

kommensteuergesetzes handelt). 

Betrag der Zuwendung – in Ziffern – – in Buchstaben – Tag der Zuwendung 
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Bestätigung über Sachzuwendungen 
im Sinne des § 10b des Einkommensteuergesetzes an eine der in § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaft­
steuergesetzes bezeichneten Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen 

❒ Wir sind wegen Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) .......... 
........................................................... nach dem letzten uns zugegangenen Freistellungsbescheid 
bzw. nach der Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid des Finanzamtes ..........................., 
StNr. ....................................., vom ..................................... nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaft­
steuergesetzes von der Körperschaftsteuer und nach § 3 Nr. 6 des Gewerbesteuergesetzes von 
der Gewerbesteuer befreit. 

❒ Wir sind wegen Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) .......... 
................................................. durch vorläufige Bescheinigung des Finanzamtes ........................., 
StNr. ....................................., vom ..................................... ab ..................................... als steuerbe­
günstigten Zwecken dienend anerkannt. 

(Ort, Datum und Unterschrift des Zuwendungsempfängers) 

Hinweis: 
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung erstellt oder wer veranlasst, dass 
Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken 
verwendet werden, haftet für die Steuer, die dem Fiskus durch einen etwaigen Abzug der Zuwendungen beim 
Zuwendenden entgeht (§ 10 b Abs. 4 EStG, § 9 Abs. 3 KStG, § 9 Nr. 5 GewStG). 
Diese Bestätigung wird nicht als Nachweis für die steuerliche Berücksichtigung der Zuwendung aner­
kannt, wenn das Datum des Freistellungsbescheides länger als fünf Jahre bzw. das Datum der vorläufigen 
Bescheinigung länger als drei Jahre seit Ausstellung der Bestätigung zurückliegt (BMF vom 15.12.1994 – 
BStBl. I S. 884). 

Aussteller (Bezeichnung und Anschrift der steuerbegünstigten Einrichtung) 

Name und Anschrift des Zuwendenden 

Es wird bestätigt, dass die Zuwendung nur zur Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) 

verwendet wird. 

Genaue Bezeichnung der Sachzuwendung mit Alter, Zustand, Kaufpreis usw. 

❒ Die Sachzuwendung stammt nach den Angaben des Zuwendenden aus dem Betriebsvermö­
gen und ist mit dem Entnahmewert (ggf. mit dem niedrigeren gemeinen Wert) bewertet. 

❒ Die Sachzuwendung stammt nach den Angaben des Zuwendenden aus dem Privatvermögen. 
❒ Der Zuwendende hat trotz Aufforderung keine Angaben zur Herkunft der Sachzuwendung gemacht. 
❒ Geeignete Unterlagen, die zur Wertermittlung gedient haben, z. B. Rechnung, Gutachten, liegen vor. 

Wert der Zuwendung – in Ziffern – – in Buchstaben – Tag der Zuwendung 
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Die Tätigkeitsbereiche eines gemeinnützigen Vereins 

Soweit sich Vereine wirtschaftlich betätigen, sind die Einkünfte unter anderem 
aus Wettbewerbsgründen nur teilweise oder in bestimmten Grenzen steuerfrei. II 

III
Tätigkeitsbereiche eines gemeinnützigen Vereins 

Ideelle Tätigkeit 

(Verfolgung gemein­

nütziger Zwecke) 

Vermögens-
verwaltung 

steuerbegünstigter 

Zweckbetrieb 

steuerpflichtiger 

wirtschaftlicher 

Geschäftsbetrieb 

steuerfrei steuerfrei steuerfrei steuerpflichtig 

Wirtschaftliche Betätigung 

Während Gewerbetreibende und Pri­
vatpersonen der Einkommensteuer 
unterliegen, findet auf Vereine das 
Körperschaftsteuerrecht Anwen­
dung. Es gilt für alle einschlägigen 
Einkunftsarten (z. B. für Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb, aus Kapitalver­
mögen oder aus Vermietung und Ver­
pachtung). 

Gemeinnützige Vereine (ebenso mild­
tätige und kirchliche Vereine) sind 
von der Körperschaftsteuer befreit. 
Doch keine Regel ohne Ausnahme: 

Soweit sich Vereine wirtschaftlich 
betätigen, sind die Einkünfte unter 
anderem aus Wettbewerbsgründen 
nur teilweise oder in bestimmten 
Grenzen steuerfrei. Vereine sind zur 

Finanzierung ihrer Aufgaben auf die 
verschiedensten Geldquellen ange­
wiesen. Außer Zuschüssen und Mit­
gliedsbeiträgen können Zinsen und 
Pachteinnahmen anfallen; mit An­
noncen, Spruchbändern, Werbetafeln 
und anderen Einnahmen aus Wer­
bung werden zunehmend weitere 
Quellen erschlossen; aber auch Ein­
trittsgelder bei den verschiedensten 
Veranstaltungen oder Überschüsse 
der Vereinsgaststätte stellen bei 
manchen Vereinen einen fest einge­
planten Etatposten dar. 

Nach dem Grad der Beteiligung am 
Wirtschaftsverkehr (Außenwirkung) 
sind bei den gemeinnützigen Verei­
nen folgende vier Tätigkeitsbereiche 
zu unterscheiden: 
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• der steuerfreie ideelle Bereich, 
•	 die steuerfreie Vermögensverwal­

tung, 
•	 der steuerbegünstigte wirtschaftli­

che Geschäftsbetrieb (Zweckbe­
trieb), 

•	 der steuerpflichtige wirtschaftliche 
Geschäftsbetrieb. 

Diese kompliziert wirkende Abgren­
zung soll durch die folgenden Erläu­
terungen verständlicher gemacht 
werden. 

Der steuerfreie ideelle Vereinsbereich 

Mitgliedsbeiträge, Aufnahmegebühren, Zuschüsse und Spenden gehören zum 
steuerfreien ideellen Vereinsbereich. 

Zu dem von allen Steuern befreiten 
engeren Vereinsbereich, dem eigentli­
chen oder ideellen Bereich, gehören 
insbesondere: 

•	 Mitgliedsbeiträge und Aufnahme­
gebühren, die nach Art und Höhe 
in der Satzung festgelegt oder 
durch ein satzungsmäßig be­
stimmtes Organ festgesetzt sind, 
sofern ihre Höhe und die Zweckbe­

stimmung den allgemeinen Anfor­
derungen der Gemeinnützigkeit 
gerecht wird; 

•	 Zuschüsse von Bund, Land und 
Gemeinde oder anderen öffentli­
chen Körperschaften, soweit diese 
für den ideellen Vereinsbereich be­
stimmt sind; 

•	 Spenden, Schenkungen, Erbschaf­
ten und Vermächtnisse. 
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Die steuerfreie Vermögensverwaltung 

Die Abgrenzung der steuerfreien Vermögensverwaltung von der steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Betätigung kann im Einzelfall schwierig sein. Es empfiehlt 
sich, etwaige Zweifelsfragen rechtzeitig mit dem Finanzamt zu klären. 

III 
Die steuerfreie Vermögensverwaltung 
umfasst Einkünfte aus Kapitalvermö­
gen (Zinsen aus Bank- und Spargut­
haben, Wertpapiererträge etc.) und 
Einkünfte aus Vermietung und Ver­
pachtung. 

Im Einzelnen kann die Abgrenzung 
zwischen Vermögensverwaltung und 
wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb 
Schwierigkeiten bereiten. Verpachtet 
der gemeinnützige Verein beispiels­
weise die Vereinsgaststätte oder die 
Kantine an eine Pächterin oder einen 
Pächter, so gehört der vereinbarte 
Pachtzins grundsätzlich zu den be­
günstigten Einnahmen aus Vermö­
gensverwaltung. Betreibt er dagegen 
dieselbe Einrichtung in eigener Regie, 
also durch Angestellte oder Vereins­
mitglieder, handelt es sich um einen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb, auch wenn sich 
das Angebot nur an die Mitglieder 
richtet. 

Ähnlich verhält es sich mit dem Inse­
ratengeschäft in Vereinszeitschriften 
oder Programmheften: Überträgt der 
Verein diese Tätigkeit gegen Entgelt 
einem Werbeunternehmen, sind die 
Erträge für ihn steuerfrei, andernfalls 
werden sie als steuerpflichtige ge­
werbliche Einnahmen behandelt. 

Auch die entgeltliche Übertragung 
des Rechts zur Nutzung von Werbe­
flächen in vereinseigenen oder ge­

mieteten Sportstätten (z. B. an der 
Bande) sowie von Lautsprecheranla­
gen zu Werbezwecken an Werbeun­
ternehmer kann Vermögensverwal­
tung sein. Voraussetzung ist jedoch, 
dass der Pächterin oder dem Pächter 
(Werbeunternehmerin/Werbeunter­
nehmer) ein angemessener Gewinn 
verbleibt. Die entgeltliche Nutzung 
von Werbeflächen auf Sportkleidung 
(z. B. auf Trikots, Sportschuhen, Hel­
men) ist dagegen stets als steuer­
pflichtiger wirtschaftlicher Ge­
schäftsbetrieb zu behandeln. 

Die Vermietung eines Sportplatzes, 
einer Turnhalle, von Räumen oder 
Einrichtungen gehört wiederum zur 
steuerfreien Vermögensverwaltung, 
wenn es sich um Dauervermietung 
handelt. 

Die laufende kurzfristige Vermietung, 
bei der der Verein für die jederzeitige 
Benutzbarkeit Sorge zu tragen hat, 
gilt hingegen als steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
(die kurzfristige Vermietung von 
Sportstätten an Vereinsmitglieder für 
sportliche Zwecke – z. B. Tennisplät­
ze – stellt allerdings einen steuerbe­
günstigten Zweckbetrieb dar). 

Sponsoring 
Immer größere Bedeutung erhält in 
den letzten Jahren die Vereinsfinan-
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zierung im Wege des Sponsoring. 
Darunter wird üblicherweise die Ge­
währung von Geld durch Unterneh­
men zur Förderung von gemeinnützi­
gen Körperschaften verstanden, mit 
der das Unternehmen regelmäßig 
auch eigene unternehmensbezogene 
Ziele (z. B. Werbung, Imagepflege) 
verfolgt. Die Frage, ob die Sponso­
ringerträge bei dem gemeinnützigen 
Empfänger dem steuerpflichtigen 
oder dem steuerfreien Bereich zuzu­
rechnen sind, kann nicht pauschal 
beantwortet werden. Es kommt dabei 

auf die jeweilige Sachverhalts- bzw. 
Vertragsgestaltung an. Es würde den 
Rahmen dieser Broschüre sprengen, 
auf sämtliche Gestaltungen in die­
sem Bereich näher eingehen zu wol­
len. Einen Überblick bietet jedoch der 
so genannte Sponsoring-Erlass des 
Bundesministeriums der Finanzen 
vom 18.02.1998, der im Anhang, Sei­
te 167 f., abgedruckt ist. Bei Fragen 
zu speziellen Gestaltungen in diesem 
Bereich wird Ihnen das für Ihren Ver­
ein zuständige Finanzamt gerne wei­
tere Auskünfte erteilen. 

Der steuerbegünstigte Zweckbetrieb 

Eine wirtschaftliche Betätigung ist nicht bereits deshalb ein Zweckbetrieb, weil 
die erwirtschafteten Mittel für die 
werden. 

Die allgemeinen Voraussetzungen für 
das Vorliegen eines Zweckbetriebs 
sind in § 65 AO geregelt. Danach ist 
eine wirtschaftliche Betätigung, die 
über den Rahmen der bloßen Vermö­
gensverwaltung hinausgeht, ein 
Zweckbetrieb, wenn 

•	 sie der unmittelbaren Verwirkli­
chung der gemeinnützigen Sat­
zungszwecke dient, 

•	 die wirtschaftliche Betätigung für 
die Zweckverwirklichung unent­
behrlich ist, 

steuerbegünstigten Zwecke verwendet 

•	 der Verein nicht mehr als unbe­
dingt notwendig in Wettbewerb mit 
anderen Steuerpflichtigen tritt 
(wie z. B. durch den Verkauf einer 
Vereinszeitschrift, die über die sat­
zungsmäßigen Aktivitäten des Ver­
eins berichtet). 

Dass die Einnahmen lediglich für die 
steuerbegünstigten satzungsmäßi­
gen Zwecke verwendet werden, reicht 
allein für die Steuerfreiheit als 
Zweckbetrieb nicht aus. Mittelbe­
schaffungsbetriebe sind deshalb 
keine Zweckbetriebe. 
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Sonderregelungen für bestimmte Zweckbetriebe 

Die in den §§ 66, 67, 67a und 68 der Abgabenordnung genannten wirtschaftli-
chen Betätigungen können auch dann als Zweckbetriebe behandelt werden, 
wenn die vorstehenden allgemeinen Voraussetzungen nicht oder nicht alle er-
füllt sind. 

Für bestimmte wirtschaftliche Betäti­
gungen gibt es Sonderregelungen, 
die in den §§ 66, 67, 67a und 68 AO 
enthalten sind und den allgemeinen 
Bestimmungen des § 65 AO vorge­
hen. Je nach Satzungszweck des ein­
zelnen Vereins können danach zu den 
Zweckbetrieben gehören: 

•	 Einrichtungen der Wohlfahrts­
pflege; 

• Krankenhäuser; 
•	 sportliche Veranstaltungen, die 

nicht als steuerpflichtige wirt­
schaftliche Geschäftsbetriebe zu 
behandeln sind (vgl. im Einzelnen 
Kapitel „Sonderregelungen für 
Sportveranstaltungen“ auf Seite 
52 ff.); 

•	 Alten-, Altenwohn- und Pflege­
heime, Erholungsheime, Mahlzei­
tendienste; 

•	 Kindergärten, Studentenheime, 
Schullandheime und Jugendher­
bergen; 

•	 Selbstversorgungsbetriebe 
(z. B. landwirtschaftliche Betriebe, 
Tischlereien); 

• Werkstätten für Behinderte; 
•	 Volkshochschulen und ähnliche 

Bildungseinrichtungen. 
•	 Kulturelle Einrichtungen wie Mu­

seen, Theater, und kulturelle Ver­
anstaltungen wie Konzerte, Kunst­
ausstellungen sind unabhängig 
von der Höhe der erzielten Über­
schüsse stets als Zweckbetriebe 

zu behandeln, wenn die Förderung 
der Kultur Satzungszweck des Ver­
eins ist. Erbringt ein solcher Verein 
(zum Beispiel Musikverein) im Rah­
men einer Veranstaltung einer an-
deren Person oder Körperschaft 
gegen Entgelt eine kulturelle Dar­
bietung (zum Beispiel Konzertauf­
tritt im Rahmen einer geselligen 
Veranstaltung eines anderen Ver­
eins), so liegt auch insoweit eine 
kulturelle Veranstaltung des Mu­
sikvereins vor. 
Der Verkauf von Speisen und Ge­
tränken gehört nicht zu den kultu­
rellen Einrichtungen und Veranstal­
tungen. Insoweit ist ein steuer­
pflichtiger wirtschaftlicher Ge­
schäftsbetrieb gegeben. Wird für 
den Besuch einer kulturellen Ver­
anstaltung mit Bewirtung ein ein­
heitlicher Eintrittspreis bezahlt, so 
ist dieser ggf. durch Schätzung in 
einen Entgeltanteil für den Besuch 
der Veranstaltung (Zweckbetrieb) 
und für die Bewirtungsleistungen 
(steuerpflichtiger wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb) aufzuteilen. Ein 
steuerpflichtiger wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb liegt auch vor, 
wenn der Verein im Rahmen dieser 
Einrichtungen und Veranstaltun­
gen gegen Entgelt für andere Un­
ternehmen Werbung betreibt. 

•	 Von der zuständigen Behörde ge­
nehmigte Lotterien, Tombolas und 
Ausspielungen, wenn der Reinertrag 
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unmittelbar und ausschließlich zur 
Förderung mildtätiger, kirchlicher 
oder gemeinnütziger Zwecke ver­
wendet wird. Zuständig für die Ge­
nehmigung ist in Nordrhein-West­
falen grundsätzlich die Bezirksre­
gierung bzw. – wenn sich die Ver­
anstaltung über das Gebiet mehre­
rer Regierungsbezirke erstreckt – 
das Innenministerium. 
Eine Ausnahme gilt allerdings für 
so genannte „kleine Lotterien, 
Tombolas und Ausspielungen“ 
nach der Bekanntmachung des 
Innenministeriums vom 
08.01.2008 (hier abgedruckt im 

Anhang auf Seite 169 f.). Sind die 
dort genannten Voraussetzungen 
(insbesondere Spielkapital maxi­
mal 40 000 ¤) erfüllt, gelten ent­
sprechende Veranstaltungen als 
allgemein genehmigt, wenn sie 
mindestens zwei Wochen vor Be­
ginn beim Ordnungsamt der Ge­
meinde angezeigt werden. Fehlt die 
Genehmigung oder die Anzeige, ist 
jedoch ein steuerpflichtiger wirt­
schaftlicher Geschäftsbetrieb an-
zunehmen (vgl. das nachfolgende 
Kapitel). Zur Lotteriesteuerpflicht 
wird auf das Kapitel „Lotterie­
steuer“ auf Seite 93 verwiesen. 

Der steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetrieb 

Gemeinnützige Vereine unterliegen mit ihren Überschüssen aus steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben nur dann der Besteuerung, wenn die 
erzielten Einnahmen die Besteuerungsgrenze übersteigen. 

Vereine, die nicht gemeinnützig oder 
steuerbegünstigt sind, weil sie bei­
spielsweise nur den Interessen ihrer 
Mitglieder statt denen der Allgemein­
heit dienen, unterliegen in vollem 
Umfang der Körperschaftsteuer­
pflicht. 

Gemeinnützige, kirchliche oder mild­
tätige Vereine werden dagegen nur 
mit den Überschüssen aus ihren 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben zur Körper­
schaftsteuer und Gewerbesteuer 
herangezogen, wenn die Einnahmen 
aller steuerpflichtigen wirtschaftli­

chen Geschäftsbetriebe im Jahr 
insgesamt 35 000 ¤ (bis 2006: 
30 678 ¤) übersteigen (Besteue­
rungsgrenze). 

Zu den Einkünften aus steuerpflichti­
gen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
trieben gehören alle Erträge, die we­
der im ideellen Bereich noch im Rah­
men der Vermögensverwaltung oder 
eines Zweckbetriebs anfallen. Steuer­
pflichtige wirtschaftliche Geschäfts­
betriebe sind z. B. 

•	 sportliche Veranstaltungen, die 
nicht als Zweckbetrieb zu behan-
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deln sind (vgl. im Einzelnen Kapitel 
„Sonderregelungen für Sportver­
anstaltungen“ auf Seite 52 ff.); 

•	 der Verkauf von Speisen und Ge­
tränken; 

•	 gesellige Veranstaltungen, für die 
Eintrittsgeld erhoben wird. Dabei 
kommt es nicht darauf an, ob die 
Teilnehmer Vereinsmitglieder oder 
Nichtmitglieder sind; 

•	 stundenweise Vermietung von 
Sportanlagen und Sportgeräten an 
Nichtmitglieder; 

Die Besteuerungsgrenze 

•	 Vereinsgaststätten, Erfrischungs­
hallen usw. in Vereinsregie; 

• Verkauf von Sportartikeln; 
•	 Werbung in Vereinszeitschriften 

und Programmheften, Sportplatz-, 
Trikot- oder Gerätewerbung durch 
den Verein selbst; 

•	 Sammlung und Verwertung von 
Altmaterialien zur Mittelbeschaf­
fung (vgl. Absatz „Altmaterial­
sammlungen“ auf Seite 47 f.); 

•	 Veranstaltung von Basaren, Floh­
märkten und Straßenfesten. 

III 

Ein gemeinnütziger Verein braucht keine Körperschaftsteuer zu zahlen, wenn 
die Bruttoeinnahmen aller steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe 
insgesamt 35 000 Euro im Jahr nicht übersteigen. 

Die Besteuerung der wirtschaftlichen 
Aktivitäten gemeinnütziger Vereine 
ist durch die Einführung der Besteue­
rungsgrenze von 35 000 ¤ (für Ka­
lenderjahre bis einschließlich 2006: 
30 678 ¤) wesentlich vereinfacht 
worden. Danach braucht ein gemein­
nütziger Verein keine Körperschaft­
steuer zu zahlen, wenn die aus dem 
laufenden Geschäft leistungsbezoge­
nen Einnahmen einschließlich Um­
satzsteuer aller steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe 
insgesamt 35 000 ¤ (für Kalenderjah­
re bis einschließlich 2006: 30 678 ¤) 
im Jahr nicht übersteigen. 

Bei der Prüfung, ob die Besteue­
rungsgrenze überschritten ist, wer-
den nicht berücksichtigt: 

•	 die Einnahmen im ideellen Bereich, 
also z. B. die Mitgliedsbeiträge und 
Spenden; 

•	 die Einnahmen aus der steuerfrei­
en Vermögensverwaltung, z. B. 
Zinseinnahmen, Dividenden; 

•	 die Einnahmen aus einem Zweck-
betrieb; 

•	 die Einnahmen aus sportlichen 
Veranstaltungen, die als Zweckbe­
trieb anzusehen sind (vgl. im Ein­
zelnen Kapitel „Sonderregelungen 
für Sportveranstaltungen“ auf Sei­
te 52 ff.); 

•	 Einnahmen, die entweder nicht 
leistungsbezogen sind (z. B. Steu­
ererstattungen) oder nicht aus 
dem laufenden Geschäft stammen 
(z. B. Erlöse aus dem Verkauf von 
Wirtschaftsgütern des Anlagever-
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mögens). Zu weiteren Beispielen 
siehe Nr. 16 zu § 64 Abs. 3 des An­
wendungserlasses zur Abgaben­
ordnung (s. Anhang Seite 139). Die 
Regelung gilt allerdings nur für die 
Prüfung der Besteuerungsgrenze. 
Es bleibt jedoch bei der grundsätz­
lichen Steuerpflicht dieser Einnah­
men, wenn die Besteuerungsgren­
ze durch andere Einnahmen über-
schritten ist. 

Liegen die Einnahmen aus den steu­
erpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieben auch nur geringfü­
gig über 35 000 ¤ (für Kalenderjahre 
bis einschließlich 2006: 30 678 ¤), 
unterliegen die Überschüsse insge­
samt der Körperschaftsteuer, nicht 
nur der 35 000 ¤ (für Kalenderjahre 
bis einschließlich 2006: 30 678 ¤) 
übersteigende Betrag. Im Übrigen 
bleibt jedoch die Steuerfreiheit des 
gemeinnützigen Vereins erhalten. 

Beispiel: 
Ein gemeinnütziger Sportverein erzielt im Kalenderjahr 2007 folgende Brutto­
einnahmen: 
•• aus Beiträgen 25 000 ¤ 
•• aus sportlichen Veranstaltungen (ohne bezahlte Sportler) 15 000 ¤ 
•• aus Verkauf von Speisen + Getränken während der sportlichen 10 000 ¤ 

Veranstaltungen 
•• aus der selbstbewirtschafteten Vereingaststätte 16 000 ¤ 

darin enthalten: Einnahmen aus d. Verkauf der gebrauchten Theke 1 000 ¤ 
•• aus der Bandenwerbung 7 000 ¤ 
•• aus dem Vereinsfest 3 000 ¤ 
•• aus Bank- und Sparguthaben 500 ¤ 

Steuerliche Behandlung: 
Körperschaft- und Gewerbesteuer fallen nicht an, weil die Bruttoeinnahmen aus 
den wirtschaftlichen Betätigungen nur 35 000 ¤ betragen (Verkauf von Speisen 
und Getränken 10 000 ¤ + Vereinsgaststätte 15 000 ¤ (ohne Verkaufserlös der 
gebrauchten Theke, 1 000 ¤) + Bandenwerbung 7 000 ¤ + Vereinsfest 3 000 ¤), 
mithin 35 000 ¤ nicht übersteigen. Die Beiträge – ideeller Bereich – (25 000 ¤), 
die Einnahmen der sportlichen Veranstaltungen – Zweckbetrieb nach § 67 a Abs. 1 
oder Abs. 3 AO – (15 000 ¤) und die Zinseinnahmen – Vermögensverwaltung – 
(500 ¤) sind ohnehin steuerfrei und zählen daher bei der Besteuerungsgrenze 
nicht mit. Die Einnahmen aus dem Verkauf der gebrauchten Theke (1 000 ¤) 
sind nicht dem laufenden Geschäft zuzurechnen und bleiben daher bei der Prü­
fung der Besteuerungsgrenze ebenfalls außen vor. Würden allerdings die Ein-
nahmen aus der Bandenwerbung nur geringfügig höher ausfallen, wäre die Be­
steuerungsgrenze überschritten. In diesem Fall würde auch der Erlös aus dem 
Verkauf der Theke den steuerpflichtigen Gewinn erhöhen. 
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Gewinnermittlung bei Überschreiten der 
Besteuerungsgrenze 

In der Regel genügt die Überschussermittlung, bei der die Betriebseinnahmen 
den Betriebsausgaben gegenübergestellt werden. 

III 
In diesen Fällen ist zweckmäßiger­
weise für jeden steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
eine eigene Gewinnermittlung durch­
zuführen. Die Ergebnisse aller steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetriebe (Gewinne und Ver­
luste) sind für die Berechnung der 
Körperschaftsteuer (Körperschaft­
steuer-Veranlagung) zusammenzu­
fassen. 

Für die Gewinnermittlung genügt all-
gemein die Überschussermittlung, 
bei der die Betriebseinnahmen und 
Betriebsausgaben des Einzelbetriebs 
(oder der Veranstaltung) gegenüber 
gestellt werden. Das Muster einer 
Überschussermittlung ist auf den 
nachfolgenden Seiten abgedruckt. 

Überschreiten die Bruttoeinnahmen 
aus steuerpflichtigen wirtschaftli­
chen Geschäftsbetrieben die Be­
steuerungsgrenze von 35 000 ¤ (für 
Kalenderjahre bis einschließlich 
2006: 30 678 ¤), ist der Steuererklä­
rung zusätzlich der Vordruck Einnah­
meüberschussrechnung – EÜR – 
(vgl. Anhang Seiten 181 – 185) beizu­
fügen. Eine ausführliche Anleitung 
zum Ausfüllen des Vordrucks können 
Sie bei dem für den Verein zuständi­
gen Finanzamt oder im Internet unter 
www.fm.nrw.de/go/vordrucke erhal­
ten. In den Vordruck sind nur die An-
gaben aufzunehmen, die die steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts­

betriebe betreffen. Selbstverständ­
lich können Sie zusätzlich – jedoch 
nicht anstelle des Vordrucks – Ab-
schnitt D des auf den nachfolgenden 
Seiten abgedruckten Musters einer 
Überschussermittlung nutzen, um zu 
ermitteln, ob die Bruttoeinnahmen 
aus den steuerpflichtigen Tätigkeiten 
die Besteuerungsgrenze übersteigen. 
Bilanzen mit Gewinn- und Verlust­
rechnungen sind nur erforderlich, 
wenn nach dem zusammengefassten 
Ergebnis aller steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetriebe der 
Gesamtgewinn 50 000 ¤ oder der 
Umsatz 500 000 ¤ übersteigt und 
das Finanzamt den Verein zur Bilan­
zierung aufgefordert hat. 

Der Gewinn oder Verlust aus allen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben ist einheitlich zu 
ermitteln, d. h. dem zusammenge­
fassten Ergebnis aller steuerpflich­
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
triebe dürfen entweder nur Einnah­
meüberschussrechnungen oder nur 
Bilanzen mit Gewinn- und Verlust­
rechnungen zugrunde liegen. 
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A. Ideeller Tätigkeitsbereich 
Beitragseinnahmen ¤ 
Spenden, staatliche 
Zuschüsse u. ä. ¤ 
Ausgaben im Rahmen der 
Zweckerfüllung, die nicht unter 
Buchstabe C. fallen ¤ 
Überschuss/Verlust ¤ 

B. Vermögensverwaltung 
Einnahmen: 
Zinsen und sonstige 
Kapitalerträge ¤ 
Miet- und Pachteinnahmen, 
sonstige Erlöse ¤ ¤ 
Ausgaben ¤ 
Reinertrag ¤ 

C. Zweckbetriebe 
1. Sportliche Veranstaltungen, soweit 
nicht unter D 2 zu erfassen 
Einnahmen ¤ 
Ausgaben 
(für Spielgegner, Schieds­
richter und Linienrichter, 
Kassen-, Ordnungs- und Sani­
tätsdienst, Werbeaufwand, 
Verbandsabgaben, Reise-
kosten, Kosten für Trainer, 
Masseure, für Beschaffung 

und Instandhaltung von Sport­
materialien, Unkosten anderer 
Sportabteilungen, Umsatz­
steuer u. ä.) ¤ 
Überschuss/Verlust ¤ 

2. Kulturelle Einrichtungen und Veranstal­
tungen 
Einnahmen ¤ 
Ausgaben: 
Saalmiete ¤ 
Künstler ¤ 
Musik ¤ 
Sonstiges ¤ ¤ 
Überschuss/Verlust ¤ 

3. Genehmigte Lotterien und Ausspie­
lungen 
Einnahmen 
(z. B. aus Losverkauf) ¤ 
Ausgaben 
(z. B. für Preise, Umsatz­
steuer u. ä.) ¤ 
Überschuss/Verlust ¤ 

4. Kurzfristige Sportstättenvermietung an 
Mitglieder 
Einnahmen ¤ 
Ausgaben ¤ 
Überschuss/Verlust ¤ 

Muster einer Überschussermittlung 
Gegenüberstellung von Einnahmen und Ausgaben 

(Fortsetzung nächste Seite) 

Die unter A und B aufgeführten Tätigkeitsbereiche führen beim gemeinnützigen Ver­
ein nicht zu einer Körperschaft- und Gewerbesteuerpflicht. 

Auch die Überschüsse unter C 1 bis C 4 bleiben ertragsteuerfrei, soweit die Vorausset­
zungen eines Zweckbetriebs erfüllt sind. Zu den Voraussetzungen, unter denen sport­
liche Veranstaltungen als steuerbegünstigter Zweckbetrieb zu behandeln sind, vgl. im 
Einzelnen die Ausführungen im Kapitel „Sonderregelungen für Sportveranstaltun­
gen“ auf Seite 52 ff. 
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(Fortsetzung Muster Überschussermittlung) 

D. Steuerpflichtige wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe 
1. Selbstbewirtschaftete Vereinsgast­
stätte 
Einnahmen ¤ 
Ausgaben 
Waren ¤ 
Löhne und Gehälter ¤ 
Heizung und 
Beleuchtung ¤ 
Betriebssteuern ¤ 
Reinigung ¤ 
Telefon/Porto ¤ 
Büromaterial ¤ 
Miete und Pacht ¤ 
Schuldzinsen ¤ 
Reparaturen ¤ 
Absetzung für 
Abnutzung ¤ 
Geringwertige 
Anlagegüter ¤ 
sonstige Kosten ¤ ¤ 
Überschuss/Verlust ¤ 

2. Sportliche Veranstaltungen, die nicht 
als steuerbegünstigte Zweckbetriebe zu 
behandeln sind 
Einnahmen 
(zu erfassen sind auch die 
Einnahmen aus der mit den 
sportlichen Veranstaltungen 
zusammenhängenden Werbung 
in den Sportstätten oder am 
Sportler) ¤ 
Ausgaben 
(für Sportler, Schiedsrichter 
und Linienrichter, Kassen-, 
Ordnungs- und Sanitätsdienst, 
Werbeaufwand, Reisekosten, 
Kosten für Trainer und Masseure, 
für Beschaffung und Instand­
haltung von Sportmaterialien, 
Umsatzsteuer u. ä.) ¤ 
Überschuss/Verlust ¤ 

3. Sonstige wirtschaftliche Betätigun­
gen (z. B. Verkauf von Speisen und Ge­
tränken sowie die Banden- und Trikot­
werbung, die mit den sportlichen Veran­
staltungen unter C 1 zusammenhängt*), 
Inseratengeschäft, kurzfristige Sport­
stättenvermietung an Nichtmitglieder) 
Einnahmen ¤ 
Ausgaben ¤ 
Überschuss/Verlust ¤ 

*) Der Gewinn aus derartigen Werbeveran­
staltungen kann mit 15 % der Netto-Ein­
nahmen angesetzt werden. 

Gesamtüberschuss (Verlust) 
sämtlicher steuerpflichtiger wirtschaftli­
cher Geschäftsbetriebe 
Summe D 1 – D 3 ¤ 

4. Einnahmen (einschl. Umsatzsteuer) 
aus sämtlichen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäfts­
betrieben ¤ 

– mehr als 35 000 ¤ (für Kalenderjahre 
bis einschließlich 2006: 30 678 ¤) 
= die Überschüsse aus steuerpflichti­

gen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
trieben unterliegen der Körperschaft­
und Gewerbesteuer 

In diesem Fall ist zusätzlich oder anstelle 
des Abschnitts D des oben abgedruckten 
Musters der Vordruck Einnahmeüber­
schussrechnung – EÜR – auszufüllen. 

– bis 35 000 ¤ (für Kalenderjahre bis 
einschließlich 2006: 30 678 ¤) 
= es fällt weder Körperschaft­ noch 

Gewerbesteuer an. 
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Beispiel: 
Ein gemeinnütziger Karnevalsverein hat im Kalenderjahr 2007 für seine steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe (bei Einnahmen von insgesamt 
mehr als 35 000 ¤) folgende Überschüsse/Verluste ermittelt: 
Verkauf von Speisen und Getränken bei Sitzungen + 1 0 835 ¤ 
Werbung im Rahmen des Karnevalsumzugs + 20 000 ¤ 
Maskenbälle und Tanzveranstaltungen – 7 000 ¤ 

Steuerliche Behandlung: 
Der steuerpflichtige Überschuss beträgt 23 835 ¤. Nach Abzug des Freibetra­
ges von 3 835 ¤ (vgl. Kapitel „Bemessung der Körperschaftsteuer“ auf Seite 57) 
ergibt sich ein körperschaftsteuerpflichtiges Einkommen von 20 000 ¤. 

Betriebseinnahmen 
Betriebseinnahmen sind sämtliche 
mit dem steuerpflichtigen wirtschaft­
lichen Geschäftsbetrieb im Zusam­
menhang stehende Erlöse wie Ein­
trittsgelder, Einnahmen aus dem Ver­
kauf von Speisen und Getränken in 
Vereinsgaststätten, Einnahmen aus 
dem selbstbetriebenen Anzeigen-
oder Werbegeschäft, aber auch der 
Erlös aus dem Verkauf von Vermö­
gensgegenständen, die zu dem Be­
triebsvermögen des steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
gehören. 

Betriebsausgaben 
Betriebsausgaben sind nur tatsäch­
lich geleistete Zahlungen, also nicht 
etwa fiktive Kosten für unentgeltliche 
Mitarbeit von Vereinsmitgliedern. 
Wenn sich Mitglieder ihre Leistungen 
im Rahmen des steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
angemessen bezahlen lassen, beste­
hen steuerlich keine Bedenken gegen 
die Anerkennung. Dies gilt auch, 
wenn später derselbe Betrag dem 
Verein als Spende zugewendet wird. 

Zu den Betriebsausgaben rechnen 
beispielsweise Aufwendungen für 
Personal, Waren, Porto, Büromaterial 
oder Reparaturen sowie betriebliche 
Steuern (Gewerbe-, Umsatz-, Geträn­
ke- und Grundsteuer). Die Rückzah­
lung von Darlehen gilt aber nicht als 
Ausgabe (ebensowenig stellt der Dar­
lehnsempfang eine Einnahme dar). 
Die Betriebsausgaben müssen mit 
den Betriebseinnahmen aus dem 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb ursächlich im Zu­
sammenhang stehen. Ausgaben, die 
dem ideellen Bereich, der Vermö­
gensverwaltung oder einem steuer­
begünstigten Zweckbetrieb zuzu­
rechnen sind, dürfen bei der steuer­
lichen Gewinnermittlung prinzipiell 
nicht berücksichtigt werden. 

Die Ausgaben sind jeweils dem Tätig­
keitsbereich zuzurechnen, in dem sie 
angefallen sind. Handelt es sich um 
so genannte gemischte Aufwendun­
gen, die verschiedenen Bereichen zu­
zurechnen sind, ist eine Berücksichti­
gung bei der Gewinnermittlung des 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs nur zulässig, wenn 
und soweit die Aufwendungen ohne 
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diesen Betrieb nicht oder zumindest 
nicht in dieser Höhe angefallen 
wären. 

Beispiel: 
Ein steuerbegünstigter Musikver­
ein unterhält bei einer Konzertver­
anstaltung einen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
„Ausschank“. Die Kosten zur Durch­
führung des Konzerts wären auch 
ohne den Geschäftsbetrieb ange­
fallen. Sie stellen daher keine Be­
triebsausgaben des steuerpflichti­
gen Bereichs dar. 

Ein anteiliger Abzug von gemischten 
Aufwendungen im steuerpflichtigen 
Bereich kommt jedoch dann in Be­
tracht, wenn sich der auf diesen Be­
reich entfallende Anteil nach objekti­
ven und sachgerechten Maßstäben 
ermitteln lässt. 

Beispiel: 
Eine Arbeitnehmerin des Vereins 
ist sowohl im ideellen Bereich als 
auch in der selbstbetriebenen Ver­
einsgaststätte tätig. Der Arbeits­
lohn lässt sich sachgerecht im Ver­
hältnis der anteiligen Arbeitszeit auf-
teilen und wäre insoweit ohne den 
Betrieb der Vereinsgaststätte nicht 
angefallen. Der anteilige Arbeitslohn 
ist als Betriebsausgabe des steuer­
pflichtigen Bereichs abzugsfähig. 

Die dargestellten Grundsätze gelten 
auch für die im Folgenden noch ge­
sondert dargestellte Absetzung für 
Abnutzung. 

Werbung im Zusammenhang mit 
der steuerbegünstigten Tätigkeit 
Der Gewinn bestimmter steuerpflich­
tiger wirtschaftlicher Geschäftsbe­
triebe kann auf Antrag i. H. v. 15 % der 
Einnahmen geschätzt werden (§ 64 
Abs. 6 der Abgabenordnung). Der An­
trag bindet den Verein jeweils nur für 
dieses Kalenderjahr und gilt einheit­
lich für alle derartigen Tätigkeiten in 
diesem Jahr. Zu den maßgeblichen 
Einnahmen gehört nicht die in den 
Bruttoeinnahmen enthaltene Um­
satzsteuer. Mit dem Ansatz des pau­
schal ermittelten Gewinns sind sämt­
liche mit der wirtschaftlichen Tätig­
keit in Zusammenhang stehenden 
Ausgaben abgegolten. 

Die auf die maßgeblichen Einnahmen 
entfallende Umsatzsteuer bzw. die 
auf die mit der Pauschalierung abge­
goltenen Betriebsausgaben entfallen­
de Vorsteuer wirkt sich nicht auf die 
Höhe des pauschal ermittelten Ge­
winns aus. Für die Frage, ob die Be­
steuerungsgrenze von 35 000 ¤ über-
schritten ist, sind jedoch auch bei 
Anwendung der Vereinfachungsrege­
lung die Bruttoeinnahmen einschließ­
lich Umsatzsteuer maßgeblich. 

Besondere Bedeutung hat die Rege­
lung für die von gemeinnützigen Ver­
einen selbstbetriebene Werbung im 
Zusammenhang mit Zweckbetrieben, 
z. B. die Banden- und Trikotwerbung 
bei Sportveranstaltungen, die Zweck-
betriebe darstellen (vgl. Kapitel „Son­
derregelungen für Sportveranstaltun­
gen“ auf Seite 52 ff.). Wird die Werbe­
maßnahme dagegen im Zusammen­
hang mit einer steuerpflichtigen Tä­
tigkeit durchgeführt, z. B. bei einer 
Sportveranstaltung, die wegen Über-
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schreitens der Besteuerungsgrenze 
oder Teilnahme von bezahlten Sport-
lern einen steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb dar-
stellt, kommt die Pauschalierungs­
regelung nicht in Betracht. 

Falls daneben noch weitere steuer­
pflichtige wirtschaftliche Geschäfts­
betriebe unterhalten werden, für die 
der Gewinn nicht pauschal angesetzt 
wird, sind die Einnahmen und Ausga­
ben im Zusammenhang mit den der 
Gewinnpauschalierung unterliegen­
den Geschäftsbetrieben gesondert 
aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen 
sind erforderlich, da diese Ausgaben 
das Ergebnis der anderen steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts­
betriebe nicht mindern dürfen und 
die genaue Höhe der Einnahmen als 
Bemessungsgrundlage zur Ermitt­
lung des Gewinns benötigt wird. 

Absetzung für Abnutzung 
Die Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten von Wirtschaftsgütern, die im 
steuerpflichtigen wirtschaftlichem 
Geschäftsbetrieb genutzt werden 
und deren Nutzungsdauer mehr als 
ein Jahr beträgt (z. B. Sportgeräte, 
Fahrzeuge, Gebäude usw.), dürfen bei 
der Ermittlung der Ausgaben grund­
sätzlich nicht im vollen Umfang im 
Jahr der Anschaffung oder Herstel­
lung berücksichtigt werden. Sie sind 
vielmehr – abgesehen von der in 
Rechnung gestellten Vorsteuer – mit 
einem jährlichen Anteil, der der be­
triebsgewöhnlichen Nutzungsdauer 
des Wirtschaftsguts entspricht, anzu­
setzen, das heißt abzuschreiben (Ab­
setzung für Abnutzung). 

Eine Ausnahme gilt für so genannte 
„geringwertige Wirtschaftsgüter“. 

Regelung bis 31.12.2007: 
Abnutzbare bewegliche Wirtschafts­
güter, die bis zum 31.12.2007 ange­
schafft oder hergestellt worden sind, 
stellen geringwertige Wirtschaftsgü­
ter dar, wenn deren Anschaffungs­
oder Herstellungskosten – ohne Vor­
steuer – nicht mehr als 410 ¤ betra­
gen. Sie können im Anschaffungs­
bzw. Herstellungsjahr voll abge­
schrieben werden. Diese Wirtschafts­
güter sind in einem besonderen Ver­
zeichnis aufzuführen. 

Beispiel: 
Ein gemeinnütziger Verein erwirbt 
zur Nutzung in seinem steuerpflich­
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
trieb im Januar 2007 einen Pkw 
(30 000 ¤ zzgl. 5 700 ¤ Vorsteuer, 
Nutzungsdauer sechs Jahre laut 
amtlicher AfA-Tabelle) und eine 
Schreibmaschine (410 ¤ zzgl. 78 ¤ 
Vorsteuer). 
In der Überschussermittlung sind fol­
gende Ausgaben zu berücksichtigen: 
Umsatzsteuer: 5 778 ¤ 
Absetzung für Abnutzung: 
•• Pkw: 30 000 ¤ x 1/6 5 000 ¤ 
•• Schreibmaschine: 

geringw. Wirtschaftsgut 410 ¤ 

Neuregelung ab 01.01.2008: 
Abnutzbare bewegliche Wirtschafts­
güter, die nach dem 31.12.2007 ange­
schafft oder hergestellt werden, stel­
len nur noch dann geringwertige 
Wirtschaftsgüter dar, wenn ihre An­
schaffungs- oder Herstellungskosten – 
ohne Vorsteuer – nicht mehr als 
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150 ¤ betragen. Sie sind im Anschaf­
fungs- oder Herstellungsjahr voll ab­
zuschreiben. Die Führung eines be­
sonderen Verzeichnisses ist nicht 
mehr erforderlich. 

Betragen die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten – ohne Vorsteuer – 
für das jeweilige Wirtschaftsgut zwar 
mehr als 150 ¤, aber nicht mehr als 
1 000 ¤, ist das Wirtschaftsgut in 
einen jährlichen Sammelposten 
einzustellen. Dieser ist gleichmäßig 
über fünf Jahre verteilt gewinnmin­
dernd aufzulösen, so dass – begin­
nend mit dem Anschaffungs- oder 
Herstellungsjahr – jährliche Betriebs­
ausgaben in Höhe eines Fünftels des 
gebildeten Sammelposten abzuzie­
hen sind. Dies gilt unabhängig davon, 
ob die in den Sammelposten einge­
stellen Wirtschaftsgüter während 
des Fünfjahreszeitraums tatsächlich 
weiter im steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb ge­
nutzt werden. 

Beispiel (Abwandlung): 
Wie links, der Verein erwirbt den 
Pkw und die Schreibmaschine je-
doch im Januar 2008. 
In der Überschussermittlung sind fol­
gende Ausgaben zu berücksichtigen: 
Umsatzsteuer: 5 778 ¤ 
Pkw: 30 000 ¤ x 1/6 5 000 ¤ 
Schreibmaschine 
410 ¤ x 1/5 82 ¤ 

Für den anteiligen Abzug bei ge­
mischt genutzten Wirtschaftsgütern 
gelten die im Absatz „Betriebsaus­
gaben“ auf Seite 44 f. dargestellten 
Grundsätze. 

Altmaterialsammlungen 
Der Verkauf von unentgeltlich erwor­
benem Altmaterial stellt in der Regel 
einen steuerpflichtigen wirtschaftli­
chen Geschäftsbetrieb dar. Lediglich 
der Einzelverkauf gesammelter Klei­
dungsstücke im Rahmen des Sat­
zungszwecks in einer Kleiderkammer 
oder ähnlichen Einrichtung kann im 
Einzelfall als steuerfreier Zweckbe­
trieb anzusehen sein. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Leistungen zu min­
destens zwei Dritteln dem hilfsbe­
dürftigen Personenkreis nach § 53 
der Abgabenordnung (vgl. Anhang 
Seite 108 ff.) zugute kommen. 

Der Überschuss aus dem steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieb ist grundsätzlich nach 
den allgemeinen Regeln durch Ge­
genüberstellung der Betriebseinnah­
men und der Betriebsausgaben zu 
ermitteln. Dies hat aber in der Regel 
eine verhältnismäßig hohe Belastung 
mit Körperschaft- und Gewerbesteu­
er zur Folge. Denn wegen des oft 
ehrenamtlichen Helfereinsatzes fal­
len keine oder nur geringe Betriebs­
ausgaben an und der Überschuss 
entspricht daher in etwa dem Netto-
Veräußerungserlös. Der Gesetzgeber 
hat aus diesem Grund eine Vereinfa­
chungsregelung geschaffen, nach der 
der Überschuss auf Antrag in Höhe 
des (in der Regel wesentlich niedrige­
ren) branchenüblichen Reingewinns 
geschätzt werden kann. Weitere Vo­
raussetzung ist, dass das Altmaterial 
nicht im Rahmen einer ständig dafür 
vorgehaltenen Verkaufsstelle gesam­
melt und verwertet wird. 

Die Vereinfachungsregelung gilt nur 
für Altmaterialsammlungen (Samm-
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lung und Verwertung von Lumpen, 
Altpapier, Schrott) und nicht für 
Verkaufsveranstaltungen (Basare, 
Flohmärkte usw.) oder den gele­
gentlichen Gebrauchtwarenhandel 
(Second-Hand-Waren wie alte Möbel 
oder noch gebrauchsfähige Kleider). 

Der branchenübliche Reingewinn ist 
bei der Verwertung von Altpapier mit 

5 v. H. und bei der Verwertung von 
anderem Altmaterial (Altkleider, 
Lumpen, Schrott) mit 20 v. H. der 
Einnahmen anzusetzen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zur verein­
fachten Ermittlung des Gewinns aus 
der Werbung im Zusammenhang mit 
der steuerbegünstigten Tätigkeit 
(vgl. Seite 45 f.) entsprechend. 

Benefiz- und Wohltätigkeitsveranstaltungen 

Benefiz- oder Wohltätigkeitsveranstaltungen sollten wegen der nicht immer un-
komplizierten steuerrechtlichen Abgrenzung im Vorhinein mit dem Finanzamt 
abgestimmt werden. 

Unter Benefizveranstaltungen wer-
den Veranstaltungen verstanden, bei 
denen die Mitwirkenden auf ihre Gage 
verzichten. Eine Wohltätigkeitsveran­
staltung liegt vor, wenn nur die Ein­
trittserlöse einem guten Zweck die­
nen sollen. Aber nicht jede derartige 
Veranstaltung ist ertragsteuerfrei. 
Vielmehr müssen dazu zusätzlich die 
Voraussetzungen eines Zweckbetriebs 
vorliegen. Veranstaltet z. B. ein steu­
erbegünstigter Musikverein ein Bene­
fizkonzert und leitet die erzielten 
Überschüsse an eine andere ge­
meinnützige Einrichtung weiter, ist 
die Veranstaltung als Zweckbetrieb 
anzusehen. Körperschaft- und Ge­
werbesteuer fallen nicht an, die Ein­
trittsgelder unterliegen dem ermä­
ßigten Umsatzsteuersatz. Veranstal­
tet der Musikverein dagegen ein 
Benefizfußballspiel, liegt ein steu­

erpflichtiger wirtschaftlicher Ge­
schäftsbetrieb vor, da die Förderung 
des Sports nicht zu seinen Zwecken 
gehört. Erst recht gilt dies bei der 
Veranstaltung eines Vereinsfestes, 
bei dem Speisen und Getränke ver­
kauft werden. Die Einnahmen aus 
dem Spiel bzw. dem Vereinsfest sind 
bei der Prüfung der Besteuerungs­
grenze zu berücksichtigen. 

Da die Abgrenzung nicht in jedem 
Fall unkompliziert ist, sollte der Ver­
ein die Veranstaltung im Vorhinein 
mit seinem zuständigen Finanzamt 
abstimmen. 

Für die Eintrittsgelder anlässlich der­
artiger Veranstaltungen dürfen keine 
Spendenbestätigungen ausgestellt 
werden. Auch ein Aufteilung in einen 
Spenden- und einen Entgeltsteil ist 
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nicht zulässig. Selbstverständlich 
können für Spenden, die zum Bei­
spiel im Wege einer Saalsammlung 
bei solchen Veranstaltungen gegeben 
werden, Spendenbestätigungen er-
stellt werden. 

Vorsicht ist auch bei der unmittelba­
ren Weiterleitung der erzielten Über­

schüsse an hilfsbedürftige Personen 
geboten. Dies ist grundsätzlich nur 
steuerbegünstigten Körperschaften 
erlaubt, die entsprechende mildtätige 
Zwecke fördern. Die erzielten Über­
schüsse sollten daher einer solchen 
Körperschaft mit einer konkreten 
Zweckbindung zugeleitet werden. 

III 

Verluste des steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs 

Die Gemeinnützigkeit eines Vereins ist gefährdet, wenn gemeinnützigkeitsrecht-
lich gebundene Mittel zum Ausgleich von Verlusten aus dem steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb eingesetzt werden. 

Steuerpflichtige wirtschaftliche Ge­
schäftsbetriebe dienen nur mittelbar, 
d. h. mit den durch sie erwirtschafte­
ten Überschüssen, der Verwirkli­
chung der steuerbegünstigten Sat­
zungszwecke. Das Gemeinnützig­
keitsrecht lässt es zwar zu, dass sich 
gemeinnützige Vereine auch wirt­
schaftlich betätigen, keinesfalls dür­
fen jedoch Mittel in diesem Bereich 
eingesetzt werden, die gesetzlich für 
die Verwendung zu steuerbegünstig­
ten Zwecken gebunden sind. Zu den 
in dieser Weise gebundenen Mitteln 
gehören nicht nur die Mittel aus dem 
eigentlichen ideellen Bereich (insbe­
sondere Mitgliedsbeiträge, Spenden, 
Zuschüsse, Gewinne aus Zweckbe­
trieben, Rücklagen), sondern auch 
die Erträge aus der Vermögensver­
waltung. Wird gegen dieses Verwen­

dungsverbot verstoßen, ist die Ge­
meinnützigkeit des Vereins gefähr­
det. Bedeutung hat dies insbesonde­
re dann, wenn aus dem steuerpflich­
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
trieb Verluste erwirtschaftet werden, 
da dann in der Regel zum Ausgleich 
nur Mittel aus dem ideellen Bereich 
oder Erträge aus der Vermögensver­
waltung zur Verfügung stehen. 

Für die Frage, ob steuerschädliche 
Verluste vorliegen, sind zunächst die 
Gewinne und Verluste sämtlicher von 
dem gemeinnützigen Verein unterhal­
tenen steuerpflichtigen wirtschaftli­
chen Geschäftsbetriebe zu verrech­
nen. Bei Werbung im Zusammenhang 
mit der steuerbegünstigten Tätigkeit 
bzw. bei Altmaterialsammlungen (vgl. 
Seite 47 f.) sind dabei nicht die ggf. 
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auf Antrag pauschal ermittelten, son­
dern die nach allgemeinen Grundsät­
zen ermittelten Gewinne zu berück­
sichtigen. Ergibt sich danach noch 
ein Gewinn oder zumindest ein aus­
geglichenes Ergebnis, ist der in dem 
einzelnen steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb an­
fallende Verlust gemeinnützigkeits­
rechtlich unschädlich. 

Nach den vorgenannten Grundsätzen 
ist auch dann zu verfahren, wenn die 
Verluste auf der Absetzung für Ab­
nutzung beruhen. Ein im steuerpflich­
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
trieb angefallener Verlust ist für die 
Gemeinnützigkeit ausnahmsweise 
dann nicht schädlich, wenn dieser 
nur dadurch entstanden ist, dass ein 
dem ideellen Bereich dienendes Wirt­
schaftsgut zur besseren Kapazitäts­
auslastung zwecks Mittelbeschaf­
fung auch teil- oder zeitweise im 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb genutzt wird. Dies 
gilt entsprechend für andere ge­
mischte Aufwendungen (z. B. zeitwei­
ser Einsatz von Personal des ideellen 
Bereichs in einem steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb). 

Die gemeinnützigkeitsrechtliche 
Unschädlichkeit der Verluste setzt 
voraus: 

•	 Der Verein verlangt für die Leistun­
gen des steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetriebs 
marktübliche Preise. 

•	 Im Hinblick auf eine teilweise Nut­
zung für einen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
wurde kein größeres Wirtschafts­
gut (z. B. Gebäude) angeschafft 

oder hergestellt, als es für die ge­
meinnützige Tätigkeit notwendig 
ist. 

• Der steuerpflichtige wirtschaftli­
che Geschäftsbetrieb bildet keinen 
eigenständigen Sektor eines Ge­
bäudes (z. B. Gaststättenbetrieb in 
einer Sporthalle). 

Sollte sich auch unter Anwendung 
dieser Grundsätze weiterhin ein Ver­
lust ergeben, ist dieser nicht in jedem 
Fall gemeinnützigkeitsschädlich. Zum 
einen wird keine schädliche Mittel­
verwendung angenommen, wenn in 
den sechs vorangegangenen Jahren 
Gewinne aus dem (einheitlichen) 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb in mindestens glei­
cher Höhe erzielt und an den ideellen 
Bereich abgeführt worden sind. Lie­
gen in den Vorjahren keine entspre­
chenden Gewinne vor oder reichen 
diese nicht aus, um den Verlust aus­
zugleichen, kann der gemeinnützige 
Verein den Verlust ausnahmsweise 
mit gemeinnützigkeitsrechtlich ge­
bunden Mitteln ausgleichen, wenn 

•	 der Verlust auf einer Fehlkalkula­
tion beruht, 

•	 der Verein dem ideellen Tätigkeits­
bereich innerhalb des auf das Ver­
lustjahr folgenden Wirtschaftsjahrs 
wieder Mittel in entsprechender 
Höhe zuführt und 

•	 diese zugeführten Mittel aus dem 
Gewinn des (einheitlichen) steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetriebs des folgenden 
Wirtschaftsjahrs oder aus dafür 
bestimmten Zuschüssen oder 
Umlagen der Mitglieder stammen. 
Diese Umlagen und Zuschüsse 
stellen keine steuerbegünstigten 
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Spenden dar. Spendenbestätigun­
gen dürfen daher für diese Zuwen­
dungen nicht ausgestellt werden. 

Steuerpflichtige wirtschaftliche Ge­
schäftsbetriebe werden von den Ver­
einen in der Regel unterhalten, um 
zusätzliche Mittel zur Verwirklichung 
der steuerbegünstigten Zwecke zu 
beschaffen. Bei bereits längere Zeit 
bestehenden Betrieben kann daher 
grundsätzlich unterstellt werden, 
dass ein etwaiger Verlust auf einer 
Fehlkalkulation beruht. Eine Sonder­
regelung gilt für Anlaufverluste eines 
im Aufbau befindlichen neuen steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts­
betriebs. In diesem Fall darf der Ver­
lust im Entstehungsjahr selbst dann 
mit gemeinnützigkeitsrechtlich ge­
bundenen Mitteln ausgeglichen wer-
den, wenn mit dem Anlaufverlust zu 
rechnen war. Auch in diesem Fall 
muss der Verein aber in der Regel 
innerhalb von drei Jahren nach dem 
Verlustentstehungsjahr dem ideellen 
Bereich wieder Mittel, die nach den 
o. g. Grundsätzen dafür verwendet 
werden dürfen, in entsprechender 
Höhe zuführen. 

In allen anderen Fällen führt der Aus-
gleich von Verlusten aus dem steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts­
betrieb mit gemeinnützigkeitsrecht­
lich gebundenen Mitteln grundsätz­
lich zum Verlust der Steuerbegünsti­
gung. Dies gilt auch dann, wenn die 
zusammengefassten Einnahmen aller 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebe die Besteuerungs­
grenze von 35 000 ¤ nicht über­
schreiten und daher nicht der Kör­
perschaft- und Gewerbesteuer unter-
liegen. 

Beruhen Verluste und Gewinnminde­
rungen in den einzelnen steuerpflich­
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
trieben auf der Begünstigung der 
Mitglieder der Körperschaft oder auf 
unverhältnismäßig hohen Vergütun­
gen, sind diese steuerrechtlich nicht 
anzuerkennen, so dass insoweit die 
o. g. Grundsätze nicht zur Anwen­
dung kommen. In diesen Fällen ist die 
Steuerbegünstigung jedoch ebenfalls 
gefährdet, da derartige Begünstigun­
gen der Mitglieder oder Dritter gegen 
das Gebot der Selbstlosigkeit versto­
ßen (vgl. hierzu das Kapitel „Selbst­
losigkeit“ auf Seite 15). 
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Sonderregelungen für Sportveranstaltungen 

Sportliche Veranstaltungen eines Sportvereins sind ein steuerbegünstigter 
Zweckbetrieb, wenn die Bruttoeinnahmen insgesamt 35 000 Euro im Jahr nicht 
übersteigen. 

Die steuerliche Behandlung sportli­
cher Veranstaltungen ist in § 67a AO 
geregelt. Zur Abgrenzung des steuer­
begünstigten Zweckbetriebs vom 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb ist danach eine 
Zweckbetriebsgrenze von 35 000 ¤ 
(für Kalenderjahre bis einschließlich 
2006: 30 678 ¤) zu beachten (§ 67a 
Abs. 1 AO; nicht zu verwechseln mit 
der Besteuerungsgrenze in gleicher 
Höhe nach § 64 Abs. 3 AO, vgl. Seite 
39 f.). Die Anwendung der Zweckbe­

triebsgrenze kann in bestimmten Fäl­
len auch ungünstiger sein. Auf Antrag 
kann der Verein daher auf die Anwen­
dung der Zweckbetriebsgrenze ver­
zichten (Optionsmöglichkeit). In die­
sen Fällen ist nach § 67a Abs. 3 AO zu 
verfahren. Der Verein sollte genau 
prüfen, welche Regelung jeweils für 
ihn die günstigere ist. Wird allerdings 
auf die Anwendung der Zweckbe­
triebsgrenze verzichtet, ist der Verein 
an diese Wahl für mindestens fünf 
Jahre gebunden. 

Beispiel: 
Ein gemeinnütziger Fußballsportverein hat im Kalenderjahr 2007 folgende Brutto­
einnahmen: 
•• Mitgliedsbeiträge 20 000 ¤ 
•• Spenden 10 000 ¤ 
•• Eintrittsgelder Meisterschaftsspiele 20 000 ¤ 
•• Ablösezahlungen 5 000 ¤ 
•• Verkauf von Speisen und Getränken während der Spiele 10 000 ¤ 
•• vom Verein selbstbetriebene Werbung während der Spiele 5 000 ¤ 

Steuerliche Behandlung: 
Die Mitgliedsbeiträge und Spenden sind steuerfreie Einnahmen des ideellen Be­
reichs und daher bei der Ermittlung der Zweckbetriebsgrenze nicht zu berück­
sichtigen. 
Die sportlichen Veranstaltungen sind als ein Zweckbetrieb zu behandeln, da die 
Bruttoeinnahmen in Höhe von 25 000 ¤ (Eintrittsgelder 20 000 ¤ + Ablösezah­
lungen 5 000 ¤) die Zweckbetriebsgrenze von 35 000 ¤ nicht übersteigen. 
Der Verkauf von Speisen und Getränken sowie die Werbung sind steuerpflichti­
ge wirtschaftliche Geschäftsbetriebe. Diese Einnahmen sind bei der Ermittlung 
der Zweckbetriebsgrenze ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Auch insoweit fal­
len keine Körperschaft­ und Gewerbesteuer an, weil die Einnahmen aus den 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben mit 15 000 ¤ die Be­
steuerungsgrenze von 35 000 ¤ nicht übersteigen. 
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Anwendung der Zweckbe-
triebsgrenze (§ 67a Abs. 1 
AO) 
Grundzüge: 
•	 Alle sportlichen Veranstaltungen 

(vgl. Absatz „Einnahmen aus sportli­
chen Veranstaltungen“ auf Seite 55 f.) 
eines Sportvereins begründen einen 
steuerbegünstigten Zweckbetrieb, 
wenn die Einnahmen einschließlich 
der Umsatzsteuer (Bruttoeinnah­
men) insgesamt 35 000 ¤ (bis 2006: 
30 678 ¤) im Jahr nicht übersteigen 
(Zweckbetriebsgrenze). 

•	 Wird die Zweckbetriebsgrenze von 
35 000 ¤ (bis 2006: 30 678 ¤) über-
schritten, sind alle sportlichen Ver­
anstaltungen eines Sportvereins ein 
steuerpflichtiger wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb. Dabei kommt es 
nicht darauf an, ob bei der Veranstal­
tung bezahlte oder unbezahlte 
Sportler (vgl. Absatz „Bezahlte 
Sportler“ auf Seite 56) eingesetzt 
werden. In diesem Fall darf der Ver­
ein für die Bezahlung von Sportlern 
jedoch keine gemeinnützigkeits­
rechtlich gebundenen Mittel verwen­
den, da die Mittel insoweit nicht im 

III 

Die Zweckbetriebsgrenze von 35 000 ¤ besteht neben der Besteuerungsgrenze 
von ebenfalls 35 000 ¤. Das Zusammenwirken von Zwecksbetriebsgrenze und 
Besteuerungsgrenze soll im folgenden Beispiel verdeutlicht werden: 

Beispiel: 
Sportliche Veranstaltungen Werbung und Getränkeverkauf 

Einnahmen in 2007 in ¤ 
Verein A 10 000 5 000 

B 20 000 30 000 
C 25 000 40 000 
D 40 000 5 000 

Steuerliche Behandlung: 
Verein A: Zweckbetriebsgrenze und Besteuerungsgrenze werden nicht überschrit­
ten. Die sportlichen Veranstaltungen sind deshalb ein Zweckbetrieb. Für die Wer­
bung und den Getränkeverkauf fallen keine Körperschaft- und Gewerbesteuer an. 
Verein B: Wie beim Verein A. Es ist ohne Bedeutung, dass die Einnahmen aus 
allen Betrieben zusammen höher sind als 35 000 ¤. 
Verein C: Die sportlichen Veranstaltungen sind ein Zweckbetrieb und unterlie­
gen deshalb nicht der Körperschaft­ und Gewerbesteuer. Die Einnahmen aus 
der Werbung und dem Getränkeverkauf übersteigen zusammen die Besteue­
rungsgrenze. Der genaue Überschuss daraus muss ermittelt werden und unter­
liegt der Körperschaft- und Gewerbesteuer. 
Verein D: Die sportlichen Veranstaltungen sind ein steuerpflichtiger wirtschaft­
licher Geschäftsbetrieb, weil die Einnahmen die Zweckbetriebsgrenze überschrei­
ten. Dadurch ist zugleich auch die Besteuerungsgrenze überschritten (Einnah­
men aus steuerpflichtigen Betrieben insgesamt 45 000 ¤). Der Verein muss den 
Überschuss aus allen Betrieben ermitteln und versteuern. 
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steuerbegünstigten gemeinnützigen 
Bereich des Vereins, sondern in 
einem steuerpflichtigen wirtschaftli­
chen Geschäftsbetrieb eingesetzt 
werden. 

In der Regel erwirtschaften die Vereine 
mit ihren sportlichen Veranstaltungen 
keine Überschüsse, sondern Verluste. 
Die Behandlung als steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb bei 
Überschreiten der Zweckbetriebsgrenze 
kann dann für die Vereine vorteilhaft 
sein, wenn neben den verlustbringenden 
sportlichen Veranstaltungen noch ande­
re steuerpflichtige wirtschaftliche Ge­
schäftsbetriebe vorhanden sind, in de­
nen Überschüsse erwirtschaftet wer-
den. In diesem Fall kann der Verein sein 
körperschaftsteuerpflichtiges Einkom­
men mindern, da die Verrechnung von 
Überschüssen und Verlusten aus ver­
schiedenen steuerpflichtigen wirtschaft­
lichen Geschäftsbetrieben zulässig ist. 

Nachteilig ist jedoch, dass die Umsätze 
aller sportlichen Veranstaltungen dann 
mit dem allgemeinen Umsatzsteuersatz 
von 19 v. H. statt mit dem ermäßigten 
Steuersatz von 7 v. H. zu versteuern sind. 

Verzicht auf die Anwendung der

Zweckbetriebsgrenze (Option nach 

§ 67a Abs. 2 AO)

Grundzüge:

•	 Sportliche Veranstaltungen (vgl. 

nachfolgenden Absatz „Einnahmen 
aus sportlichen Veranstaltungen“) 
begründen einen steuerbegünstig­
ten Zweckbetrieb, wenn und soweit 
an den Veranstaltungen keine be­
zahlten Sportler (vgl. Absatz „Be­
zahlte Sportler“ auf Seite 56) teil­

nehmen. Das gilt auch dann, wenn 
die Einnahmen 35 000 ¤ übersteigen! 

• Sportliche Veranstaltungen, an de­
nen bezahlte Sportler teilnehmen, 
begründen einen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. 
Das gilt auch dann, wenn die Einnah­
men unter 35 000 ¤ liegen! 

Ein Verzicht auf die Anwendung der 
Zweckbetriebsgrenze bietet sich insbe­
sondere an, wenn bei einem Sportverein 

•	 die Einnahmen aus sportlichen Ver­
anstaltungen die Zweckbetriebs­
grenze übersteigen, 

•	 keine bezahlten Sportler an den Ver­
anstaltungen teilnehmen und 
a) bei den sportlichen Veranstaltun­

gen Überschüsse erwirtschaftet 
werden und Verluste aus anderen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben, mit denen 
die Überschüsse verrechnet wer-
den könnten, nicht vorhanden 
sind oder 

b) bei den sportlichen Veranstaltun­
gen Verluste erwirtschaftet wer-
den, die auf Dauer nicht mit Über­
schüssen aus anderen steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieben oder mit zweck­
gebundenen Zuschüssen Dritter 
abgedeckt werden können. 

Im Fall a) würden die Überschüsse bei 
Anwendung der Zweckbetriebsgrenze 
der Körperschaft- und Gewerbesteuer 
unterliegen. 

Im Fall b) wäre die Gemeinnützigkeit 
des Vereins gefährdet, da steuerpflichti­
ge wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 
keine Dauerverluste erwirtschaften dür­
fen und ein Einsatz gemeinnützigkeits-
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rechtlich gebundener Mittel zur Verlust­
abdeckung unzulässig ist. 

Die Schaubilder auf den Seiten 58 und 
59 geben einen Überblick über die ver­
schiedenen Optionsmöglichkeiten bei 
Jahreseinnahmen aus sportlichen Ver­
anstaltungen von unter oder über 
35 000 ¤ und die damit verbundenen 
steuerlichen Folgen und Möglichkeiten. 

Einnahmen aus sportlichen 
Veranstaltungen 
Zu den Einnahmen aus Sportveranstal­
tungen gehören neben den Eintrittsgel­
dern auch Startgelder, Meldegebühren, 
Unkostenbeiträge, Einnahmen aus dem 
Verkauf von Programmheften, Fest­
schriften und Festabzeichen. Als Einnah­
men aus sportlichen Veranstaltungen 
sind auch die Ablösesummen zu erfas­
sen, die einem Sportverein für die Frei­
gabe von Sportlern zufließen (vgl. im 
Einzelnen Nr. 38 AEAO zu § 67a Abs. 3, 
Anhang Seite 150). 

Zu den Sportveranstaltungen rechnen 
auch der Sportunterricht (Sportkurse 
und Sportlehrgänge für Mitglieder und 
Nichtmitglieder), ferner Trimmveranstal­
tungen oder Volkswettbewerbe, bei de­
nen Startgelder oder Teilnahmegebüh­
ren erhoben werden. Sportreisen sind 
nur dann als sportliche Veranstaltungen 
anzusehen, wenn die sportliche Betäti­
gung wesentlicher und notwendiger Be­
standteil der Reise ist (z. B. Reise zum 
Wettkampfort). Reisen, bei denen die 
Erholung der Teilnehmenden im Vorder­
grund steht (Touristikreisen), gehören 
nicht zu den sportlichen Veranstaltun­
gen, selbst wenn anlässlich der Reise 
auch Sport getrieben werden sollte. 

Erbringt ein Sportverein im Rahmen 
einer Veranstaltung einer anderen Per­
son oder Körperschaft gegen Entgelt 
eine sportliche Darbietung (z. B. Schau­
tanz-Auftritt eines steuerbegünstigten 
Tanzsportvereins im Rahmen einer ge­
selligen Veranstaltung eines anderen 
Vereins), so liegt auch insoweit eine 
sportliche Veranstaltung des Tanzsport­
vereins vor. 

Nicht zu den Einnahmen aus sportli­
chen Veranstaltungen rechnen die durch 
Werbung für Unternehmen oder den 
Verkauf von Speisen und Getränken bei 
den sportlichen Veranstaltungen erziel­
ten Einnahmen. Diese Einnahmen sind 
daher bei der Ermittlung der Zweckbe­
triebsgrenze von 35 000 ¤ nicht zu be­
rücksichtigen. 

Die Einnahmen aus der Werbung im Zu­
sammenhang mit sportlichen Veranstal­
tungen sind entweder der steuerfreien 
Vermögensverwaltung zuzurechnen 
oder begründen – wenn die Werbung 
vom Verein selbst betrieben wird – 
einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb (vgl. dazu im Einzel­
nen das Kapitel „Die steuerfreie Vermö­
gensverwaltung“, Seite 35 f., und den 
Absatz „Werbung im Zusammenhang 
mit der steuerbegünstigten Tätigkeit“ 
auf Seite 45 f.). Der Verkauf von Speisen 
und Getränken – auch an Wettkampf­
teilnehmer, Schiedsrichter, Kampfrich­
ter, Sanitäter usw. – bei sportlichen 
Veranstaltungen begründet stets einen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieb. Wird für den Besuch 
einer als Zweckbetrieb zu behandeln-
den sportlichen Veranstaltung mit Be­
wirtung ein einheitliches Eintrittsgeld 
bezahlt, so ist dieses – gegebenenfalls 
im Wege der Schätzung – in einen Ent-
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geltsanteil für den Besuch der sportli­
chen Veranstaltung (Zweckbetrieb) und 
für die Bewirtungsleistungen (steuer­
pflichtiger wirtschaftlicher Geschäfts­
betrieb) aufzuteilen. 

Bezahlte Sportler 
Als bezahlte Sportler sind Sportler des 
Vereins anzusehen, wenn sie für ihre 
sportliche Betätigung oder als Werbe­
träger vom Verein oder von Dritten Ver­
gütungen oder andere Vorteile erhalten, 
die über eine Aufwandsentschädigung 
hinausgehen. Nach bundeseinheitlichen 
Verwaltungsanweisungen sind Zuwen­
dungen der Sportvereine an ihre aktiven 
Sportler bis zu 358 ¤ im Durchschnitt 
pro Monat als unschädliche Aufwands­
entschädigung anzusehen. Höhere Zah­
lungen können nur bei Einzelnachweis 
der gesamten Aufwendungen des Sport­
lers als Aufwandsentschädigung aner­
kannt werden. 

Zuwendungen der Stiftung Deutsche 
Sporthilfe, Frankfurt, und der Sporthilfe 
Berlin an Spitzensportler sind auf die 
Aufwandspauschale in Höhe von 358 ¤ 
nicht anzurechnen. Bei Einzelnachweis 
der Kosten müssen allerdings auch die 
durch die Sporthilfe getragenen Auf­
wendungen im Einzelnen nachgewiesen 
werden. 

Die vorstehende Vereinfachungsrege­
lung gilt nur für Sportler des Vereins, 
nicht aber für Zahlungen an vereins­
fremde Sportler. Jede Zahlung, die der 
Verein selbst oder im Zusammenwirken 
mit einem Dritten an einen vereinsfrem­
den Sportler erbringt und die über eine 
Erstattung des tatsächlichen Aufwands 
des Sportlers für diese Veranstaltung 

hinausgeht, führt – bei Verzicht auf die 
Anwendung der Zweckbetriebsgrenze – 
zum Verlust der Zweckbetriebseigen­
schaft der Veranstaltung. 

Bei sportlichen Veranstaltungen, die bei 
Anwendung der Zweckbetriebsgrenze 
als Zweckbetrieb zu behandeln sind, 
können neben unbezahlten auch bezahl­
te Sportler eingesetzt werden, ohne 
dass der Verein seine Gemeinnützigkeit 
gefährdet. Da der Zweckbetrieb dem ge­
meinnützigen Bereich des Vereins zuzu­
ordnen ist, darf der Verein für die Be­
zahlung der Sportler auch gemeinnüt­
zigkeitsrechtlich gebundene Mittel, wie 
z. B. Mitgliedsbeiträge, Spenden, Vermö­
genserträge oder Überschüsse aus an-
deren Zweckbetrieben, verwenden. Die­
se Mittel dürfen auch zum Ausgleich 
von Verlusten verwendet werden, die im 
Zweckbetrieb „Sportliche Veranstaltun­
gen“ entstehen. Bei der Ermittlung des 
körperschaftsteuerpflichtigen Einkom­
mens können diese Verluste jedoch 
nicht mit Gewinnen aus steuerpflichti­
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetrie­
ben verrechnet werden. 

Bei Verzicht auf die Anwendung der 
Zweckbetriebsgrenze sind sportliche 
Veranstaltungen, bei denen bezahlte 
Sportler mitwirken, stets steuerpflichti­
ge wirtschaftliche Geschäftsbetriebe. 
Diese schließen die Gemeinnützigkeit 
nicht aus, wenn die Vergütungen oder 
anderen Vorteile für die Sportler aus-
schließlich aus wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieben, die nicht Zweckbe­
triebe sind, oder von Dritten geleistet 
werden. 
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Aufbewahrungsfristen für Geschäftsunterlagen 

Auch Vereine unterliegen den gesetzlichen Aufbewahrungsfristen. 

Wie alle Steuerpflichtigen muss auch 
ein gemeinnütziger Verein seine Ge­
schäftsunterlagen mindestens für die 
folgenden Zeiträume aufbewahren: 

•	 Kassenbücher, Konten, 
Inventare, Vemögens­
aufstellungen, Bilanzen 
u. ä. Unterlagen 10 Jahre 

•	 Geschäftsbriefe und die 
Doppel der ausgestellten 
Spendenbestätigungen 6 Jahre 

•	 Doppel aller ausgestellten 
Rechnungen und aller emp­
fangenen Rechnungen ein-
schließlich Gutschriften 
(siehe auch Abschnitt 
„Umsatzsteuer“ Kapitel 
„Aufzeichnungen“ auf 
Seite 72 f.) 10 Jahre 

Die Aufbewahrungsfrist beginnt zum 
Ende des Jahres, in welchem die je­
weilige Unterlage zuletzt bearbeitet 
worden ist. 

III 

Bemessung der Körperschaftsteuer 

Bei gemeinnützigen Vereinen gilt ein Freibetrag von 3 835 Euro. 

Die Körperschaftsteuer beträgt für 
Veranlagungszeiträume bis 2007: 
25 %, für Veranlagungszeiträume ab 
2008: 15 % des Betrages, der für 
sämtliche steuerpflichtigen Bereiche 
des Vereins als zu versteuerndes Ein-
kommen ermittelt worden ist (bei ge­
meinnützigen Vereinen also das zu­
sammengefasste Ergebnis aller steu­
erpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetriebe). Eine Körperschaft­
steuer fällt aber nur dann an, wenn 

das Einkommen den für Vereine 
geltenden Freibetrag von 3 835 ¤ 
überschreitet. Beträgt das Einkom­
men mehr als 3 835 ¤, wird die 
Körperschaftsteuer nur für das da-
rüber hinausgehende Einkommen 
berechnet. 

Zum Zinsabschlag auf Kapitalerträge 
von Vereinen wird auf das Kapitel 
„Kapitalertragsteuer (Zinsabschlag)“ 
auf Seite 85 f. verwiesen. 
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GEWERBESTEUER 

Gewerbesteuerpflicht des steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 

Der steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetrieb unterliegt auch der Ge-
werbesteuer. Aber auch hier gilt eine großzügige Freibetragsregelung. 

Gewerbesteuer fällt nur in den Berei­
chen an, die auch der Körperschaft­
steuer unterliegen. Für gemeinnützi­
ge Vereine bedeutet das: Die Erträge 
im ideellen Bereich, aus Vermögens­
verwaltung und aus Zweckbetrieben 
bleiben steuerfrei. Der steuerpflichti­
ge wirtschaftliche Geschäftsbetrieb 
ist hingegen nicht nur körperschaft­
steuerpflichtig, sondern auch gewer­
besteuerpflichtig. 

Wie bei der Körperschaftsteuer gilt 
aber auch bei der Gewerbesteuer die 
Besteuerungsgrenze, das heißt, ein 
Verein braucht keine Gewerbesteuer 
zu zahlen, wenn die Einnahmen aller 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebe einschließlich Um­
satzsteuer insgesamt 35 000 ¤ (bis 
2006: 30 678 ¤) im Jahr nicht über­
steigen. 

Ist die Besteuerungsgrenze über-
schritten, ermittelt das Finanzamt 
auf der Grundlage der vom Verein 
abzugebenden Gewerbesteuererklä­
rung den Gewerbeertrag, der auf vol­
le 100 ¤ nach unten abzurunden ist. 
Dieser ergibt sich durch Korrektur 
des Gewinns aus dem steuerpflichti­
gen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
trieb um bestimmte Hinzurechnun­
gen und Kürzungen. 

Aber auch hier wird den Vereinen 
eine Vergünstigung gewährt: Entspre­
chend der Freibetragsregelung bei 

der Körperschaftsteuer steht den 
Vereinen beim Gewerbesteuermess­
bescheid ein Freibetrag in Höhe von 
3 900 ¤ zu. Das heißt, der Gewerbe­
ertrag bleibt bis zu 3 900 ¤ steuer­
frei. 

Aus dem so ermittelten Gewerbeer­
trag ergibt sich durch Anwendung 
der Steuermesszahl (bis 2007: 5 %; 
ab 2008: 3,5 %) der Steuermessbe­
trag, der vom Finanzamt mit dem Ge­
werbesteuermessbescheid festge­
setzt wird. 

Die eigentliche Gewerbesteuerfest­
setzung erfolgt durch die Gemeinde 
mit Gewerbesteuermessbescheid. 
Die Steuer ergibt sich durch Anwen­
dung eines von Gemeinde zu Ge­
meinde unterschiedlich hohen Vom-
Hundert-Satzes, dem so genannten 
Hebesatz, auf den vom Finanzamt 
mitgeteilten Steuermessbetrag. 
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Allgemeines zur Umsatzsteuerpflicht von Vereinen 

Vereine sind anderen Unternehmen umsatzsteuerlich grundsätzlich gleichge-
stellt. 

Bei Vereinen fällt von den Mitglieds­
beiträgen über Spenden, Eintrittsgel­
dern bis zu Ablösegeldern für Sport­
ler eine Reihe von Einnahmen an, bei 
denen die Umsatzsteuerpflicht zu 
prüfen ist. Vereine sind anderen Un­
ternehmen steuerlich grundsätzlich 
gleichgestellt. Dabei sind die begüns­
tigten Zwecken dienenden Umsätze 

Der Verein als Unternehmer 

aber nur mit dem ermäßigten Steu­
ersatz zu versteuern. Sofern der Ver­
ein im Rahmen seiner unternehmeri­
schen Tätigkeit Leistungen von ande­
ren Unternehmen bezogen hat, kann 
er die ihm in Rechnung gestellte Um­
satzsteuer (Vorsteuer) von der auf 
seine eigenen Leistungen entfallen-
den Umsatzsteuer abziehen. 

V 

IV 

Der Umsatzsteuer unterliegen alle Umsätze des Vereins, die in einem steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, in einem Zweckbetrieb oder inner-
halb der Vermögensverwaltung anfallen. 

Vereine sind Unternehmer, wenn sie 
nachhaltig zur Erzielung von Einnah­
men Lieferungen und sonstige Leis­
tungen gegen Entgelt ausführen. 
Nachhaltigkeit besteht z. B. schon 
dann, wenn ein Musikverein jährlich 
ein Musikfest veranstaltet und dabei 
Eintrittsgeld erhebt. 

Zur Unternehmertätigkeit rechnet 
auch die selbstbetriebene Vereins­
gaststätte, bei Sportvereinen die 
Durchführung von Sportveranstaltun­
gen gegen Eintrittsgeld, der Zeit­
schriften- und Programmverkauf, die 
Werbung in Sportstätten, an der Ban­
de und am Trikot, die Ablösung von 

Sportlern gegen Ablösezahlungen, 
alle kulturellen und geselligen Veran­
staltungen gegen Eintrittsgeld sowie 
die Vermögensverwaltung. Der Um­
satzsteuer unterliegen somit alle Um­
sätze des Vereins, unabhängig davon, 
ob sie in einem steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, in 
einem Zweckbetrieb oder innerhalb 
der Vermögensverwaltung anfallen. 
Selbstverständlich gelten die ver­
schiedenen Befreiungsvorschriften 
des Umsatzsteuerrechts (vgl. im Ein­
zelnen das Kapitel „Steuerbefreiun­
gen“ auf Seite 63 ff.). Zur Anwendung 
der so genannten Kleinunternehmer­
regelung vergleiche das Kapitel 
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„Kleinunternehmerbesteuerung“ auf 
Seite 70. 

Umsatzsteuer ist ferner zu zahlen, 
wenn der Verein für eine Leistung an 
sein Mitglied neben dem Mitglieds­
beitrag ein besonderes Entgelt be­
rechnet. 

Als Leistungsentgelte für steuerbare 
Umsätze des Vereins können auch 
Mitgliedsbeiträge in Betracht kom­
men, wenn sie mit solchen Leistun­
gen im Zusammenhang stehen, die 
den Sonderbelangen des einzelnen 
Mitglieds dienen (so genannte un­
echte Mitgliedsbeiträge, z. B. bei der 
Beratungstätigkeit eines Mieterver­
eins). 

Auch Teile der Mitgliedsbeiträge kön­
nen Entgelte für umsatzsteuerbare 
Leistungen des Vereins an seine Mit­
glieder sein. Erbringt ein Verein Son­
derleistungen gegenüber allen Mit­
gliedern, so enthalten die formell als 
Mitgliedsbeiträge bezeichneten Be­
träge neben dem reinen Mitgliedsbei­
trag auch ein Leistungsentgelt. Die 
Aufteilung ist nach den Verhältnissen 
des jeweiligen Einzelfalls – in der Re­
gel im Wege der Schätzung – vorzu­
nehmen. 

Der Verein handelt nicht als Unter­
nehmer hinsichtlich seiner Leistun­
gen, die den Gesamtbelangen aller 
Mitglieder dienen und die mit den 
Mitgliedsbeiträgen abgegolten sind. 
So genannte echte Mitgliedsbeiträge 
unterliegen deshalb nicht der Um­
satzsteuer. Diese Rechtslage hat sich 
durch die Rechtsprechung des Euro­
päischen Gerichtshofs (EuGH-Urteil 
vom 21.03.2002 – Rs. C-174/00 – 

Kennemer Golf und Country Club) 
insofern geändert, als auch Leistun­
gen eines Vereins zur Erfüllung seiner 
satzungsmäßigen Gemeinschafts­
zwecke zu einem steuerbaren Leis­
tungsaustausch führen, wenn diese 
Leistungen von dem einzelnen Mit­
glied individuell in Anspruch genom­
men werden können. Auf den Um­
fang der tatsächlichen Inanspruch­
nahme durch das Mitglied kommt es 
nicht an. Die Folgerungen, die aus 
dieser Rechtsprechung des EuGH für 
das deutsche Umsatzsteuerrecht zu 
ziehen sind, werden zurzeit auf Bun­
desebene geprüft. Auch Spenden, die 
unabhängig von einer Leistung des 
Vereins hingegeben werden, und 
staatliche Zuschüsse, die zur Ver­
wirklichung der satzungsmäßigen 
Vereinszwecke gewährt und einge­
setzt werden und nicht an bestimmte 
Umsätze des Vereins anknüpfen, lö­
sen keine Umsatzsteuer aus. 

So genannte Hilfsgeschäfte, die der 
Betrieb des nichtunternehmerischen 
Bereichs mit sich bringt, sind als Ge­
schäfte eines Nichtunternehmers zu 
behandeln und damit nicht der Um­
satzsteuer zu unterwerfen. Als Hilfs­
geschäft in diesem Sinne ist z. B. die 
Veräußerung von Gegenständen an-
zusehen, die im nichtunternehmeri­
schen Bereich eingesetzt waren (Ver­
kauf von gebrauchten Kraftfahrzeu­
gen, Einrichtungsgegenständen). 

Die Entnahme oder Verwendung von 
Gegenständen des unternehmeri­
schen Bereichs für nichtunternehme­
rische Zwecke, z. B. für die ideellen 
Zwecke, ist als unentgeltliche Wert­
abgabe (so genannter Eigenver­
brauch) der Umsatzsteuer zu unter-
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werfen, wenn der Gegenstand zum 
Vorsteuerabzug berechtigt hat. 

Bei unentgeltlichen Leistungen an die 
Mitglieder, das heißt Leistungen, die 
nicht mit den Mitgliedsbeiträgen ab­
gegolten sind und für die Dritte ein 
Entgelt zahlen würden, unterliegen 
der Umsatzsteuer mindestens die 
Selbstkosten oder die vergleichbaren 
Werte für diese Leistungen. Das gilt 
auch für verbilligte Leistungen an die 
Mitglieder. 

Steuerbefreiungen 

In bestimmten Fällen schuldet der 
Verein Umsatzsteuer auch als Leis­
tungsempfänger (Wechsel der Steu­
erschuld), beispielsweise wenn im In­
land umsatzsteuerpflichtige Leistun­
gen von im Ausland ansässigen Un­
ternehmern bezogen werden (z. B. 
bei der Verpflichtung ausländischer 
Künstler). 

Darüber hinaus unterliegt grundsätz­
lich auch der Erwerb von Waren aus 
den übrigen EU-Mitgliedstaaten der 
Umsatzsteuer. 

V 

Für Vereine gelten die allgemeinen Befreiungsvorschriften des Umsatzsteuer-
rechts; für gemeinnützige Vereine daneben einige weitergehende Befreiungen. 

Bei Vereinen sind von den zahlrei­
chen Befreiungsvorschriften insbe­
sondere folgende Steuerbefreiungen 
von Bedeutung: 

•	 Veräußerung von Grundstücken. 
Diese fallen unter das Grunder­
werbsteuergesetz und sind des-
halb von der Umsatzsteuer befreit. 

•	 Umsätze aus Lotterie- und Renn­
wetteinnahmen, die unter das 
Rennwett- und Lotteriegesetz fal­
len; die Steuerbefreiung ist ausge­
schlossen für Umsätze, die von der 
Rennwett- und Lotteriesteuer be­
freit sind oder für die diese Steuer 
allgemein nicht erhoben wird. 

•	 Vermietung und Verpachtung von 
Grundstücken, Gebäuden und 
Räumen in Gebäuden. Werden 

hierbei auch Betriebsvorrichtun­

gen überlassen, ist der Umsatz nur

insoweit steuerfrei, als er auf das

Grundstück entfällt. Die auf die

Betriebsvorrichtungen entfallende

Miete oder Pacht ist dagegen steu­

erpflichtig. Wird zum Beispiel eine

Vereinsgaststätte einschließlich

der Einrichtung an eine Gastwirtin

verpachtet, so ist die auf die Ein­

richtung entfallende Pacht steuer­

pflichtig.

Für die Überlassung von Sport-

anlagen kann regelmäßig die Um­

satzsteuerbefreiung für Vermie­

tung und Verpachtung nicht in

Anspruch genommen werden.

Es handelt sich hierbei vielmehr

grundsätzlich um umsatzsteuer­

pflichtige Leistungen.
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•	 Wohlfahrtsleistungen von gemein­
nützigen, mildtätigen oder kirchli­
chen Vereinen, die entweder selbst 
amtlich anerkannter Verband der 
freien Wohlfahrtspflege oder 
einem solchen als Mitglied ange­
schlossen sind. 

•	 Umsätze aus der Unterhaltung von 
Theatern, Orchestern, Kammer­
musikensembles, Chören, Museen, 
botanischen Gärten, zoologischen 
Gärten, Tierparks, Archiven, Bü­
chereien sowie Denkmälern der 
Bau- und Gartenbaukunst durch 
Vereine. Die Steuerbefreiung setzt 
jedoch die Bescheinigung der zu­
ständigen Landesbehörde mit dem 
Nachweis voraus, dass die Vereine 
mit den Einrichtungen die gleichen 
kulturellen Aufgaben erfüllen wie 
Einrichtungen der öffentlichen 
Hand. Zuständig für die Erteilung 
der Bescheinigung sind in Nord­
rhein-Westfalen die Bezirksregie­
rungen. 

•	 Vorträge, Kurse und andere Veran­
staltungen wissenschaftlicher oder 
belehrender Art, die von gemein­
nützigen Vereinen durchgeführt 
werden, wenn die Einnahmen über­
wiegend zur Deckung der Kosten 
verwendet werden. Unter diese Be­
freiungsvorschrift fällt z. B. die ent­
geltliche Erteilung von Sportunter­
richt (Schwimm-, Tennis-, Reit-, 
Segel-, Skiunterricht). 

•	 Andere kulturelle und sportliche 
Veranstaltungen, die von gemein­
nützigen Vereinen durchgeführt 
werden, soweit das Entgelt in Teil­
nehmergebühren (z. B. Startgeld) 
besteht. Darunter fallen z. B. Mu­
sikwettbewerbe, Sportwettkämpfe, 
Trimm-Veranstaltungen und Volks­
wanderungen. Umsatzsteuerfrei 

sind die von den aktiven Teilneh­
menden erhobenen Teilnehmerge­
bühren. Für die Eintrittsgelder der 
Zuschauenden kommt dagegen 
die Steuerbefreiung nicht in Be­
tracht. 

•	 Gewährung von Beherbergung, Be­
köstigung und der üblichen Natu­
ralleistungen durch Vereine, die im 
Bereich der Kinder- und Jugendbe­
treuung bzw. der Kinder- und Ju­
genderziehung tätig und mit ent­
sprechenden Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts vergleichbar 
sind. Die Umsatzsteuerbefreiung 
kommt in Betracht, wenn derartige 
Vereine überwiegend Jugendliche 
für Erziehungs-, Ausbildungs- oder 
Fortbildungszwecke bei sich auf-
nehmen, soweit die Leistungen an 
Jugendliche oder an die bei ihrer 
Erziehung, Ausbildung und Fortbil­
dung tätigen Personen ausgeführt 
werden (z. B. ein Kolpingverein un­
terhält ein Lehrlingsheim, in dem, 
auf das jeweilige Kalenderjahr be­
zogen, überwiegend Jugendliche 
untergebracht werden). 

•	 Bestimmte Leistungen von Verei­
nen, die förderungswürdige Träger 
und Einrichtungen der freien Ju­
gendhilfe oder Organe der öffent­
lichen Jugendhilfe sind. Dazu ge­
hören unter bestimmten Voraus­
setzungen insbesondere die 
Durchführung von Lehrgängen, 
Freizeiten, Zeltlagern, Fahrten und 
Treffen sowie von Veranstaltungen, 
die dem Sport oder der Erholung 
dienen (z. B. Erteilung von Sport­
unterricht an Jugendliche), aber 
auch kulturelle und sportliche Ver­
anstaltungen im Rahmen der Ju­
gendhilfe. 
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Der Verein kann auf die Steuerbefrei­
ung für die Veräußerung von Grund­
stücken und die Vermietung und Ver­
pachtung von Grundstücken und Ge­
bäuden verzichten, wenn diese Leis­
tungen gegenüber anderen Unter­
nehmern erbracht werden. 

In diesem Fall unterliegen diese Um­
sätze der Umsatzsteuer. Der Verzicht 
auf die Steuerbefreiungen kann zur 
erstmaligen Inanspruchnahme des 
Vorsteuerabzugs oder zur Vermei­
dung der Berichtigung eines bereits 
vorgenommenen Vorsteuerabzugs 
vorteilhaft sein. 

Steuersätze 

Der Verzicht auf die Steuerbefreiung 
ist bei der Vermietung oder Verpach­
tung von Grundstücken nur zulässig, 
soweit der Mieter/Pächter das Grund­
stück ausschließlich für Umsätze ver­
wendet oder zu verwenden beabsich­
tigt, die den Vorsteuerabzug nicht 
ausschließen. Zum Beispiel ist bei 
der Vermietung eines Wohnhauses 
der Verzicht auf die Steuerbefreiung 
ausgeschlossen. In diesem Zusam­
menhang empfiehlt sich eine Anfrage 
bei dem zuständigen Finanzamt (ins-
besondere, wenn das Grundstück oder 
Gebäude verschiedenen Zwecken der 
Mieterin oder des Mieters/der Päch­
terin oder des Pächters dient). 

V 

Umsätze, die ein gemeinnütziger Verein im Rahmen eines Zweckbetriebs oder 
der Vermögensverwaltung ausführt, unterliegen grundsätzlich dem ermäßigten 
Steuersatz von 7 v. H. 

Umsätze von Vereinen, die gemein­
nützigen, mildtätigen oder kirchli­
chen Zwecken dienen, unterliegen 
grundsätzlich dem ermäßigten Steu­
ersatz von zurzeit 7 v. H., wenn die 
Umsätze im Rahmen eines Zweckbe­
triebs oder der Vermögensverwal­
tung ausgeführt werden. 

Der ermäßigte Steuersatz kommt je-
doch nur zur Anwendung, soweit der 
Verein mit den Leistungen im Rah­
men seines Zweckbetriebes die sat­
zungsgemäßen Zwecke selbst ver­

wirklicht. Für die übrigen Umsätze 
gilt die Steuerbegünstigung nur, 
wenn der Zweckbetrieb nicht in ers­
ter Linie der Erzielung zusätzlicher 
Einnahmen dient, die in unmittelba­
rem Wettbewerb mit dem allgemei­
nen Steuersatz unterliegenden Leis­
tungen anderer Unternehmer ausge­
führt werden. 

Der allgemeine Steuersatz von 19 v. H. 
ist auch anzuwenden, wenn ein Ver­
ein weder gemeinnützigen noch mild­
tätigen noch kirchlichen Zwecken 
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dient oder wenn ein steuerbegünstig­
ter Verein Umsätze im Rahmen eines 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs ausführt. Das gilt 
auch dann, wenn die Bruttoeinnah­
men die Besteuerungsgrenze von 
35 000 ¤ (vgl. das Kapitel „Die Be­
steuerungsgrenze“ auf Seite 39 f.) 
nicht überschreiten und daher nicht 
der Körperschaftsteuer und der Ge­
werbesteuer unterliegen. 

Bei bestimmten Leistungen kann je-
doch auch aus anderen Gründen ein 

Berechnung der Umsatzsteuer 

ermäßigter Steuersatz in Betracht 
kommen (z. B. bei Leistungen der 
Theater, Orchester, Museen, zoologi­
schen Gärten usw., soweit hierfür 
nicht bereits eine Befreiung in Be­
tracht kommt). 

Steuerbegünstigte Tätigkeiten, die 
von mehreren Vereinen gemein­
schaftlich ausgeführt werden, z. B. 
die Veranstaltung einer Lotterie, kön­
nen ebenso ermäßigt besteuert wer-
den wie gleichartige Leistungen des 
einzelnen Vereins. 

Für die Steuerberechnung ist die im Preis enthaltene Umsatzsteuer herauszu-
rechnen. 

Grundlage für die Steuerberechnung 
ist das Entgelt ohne Umsatzsteuer, 
das der Verein für die Leistung ver­
einbart oder vereinnahmt hat. Ist die 
Umsatzsteuer im Preis enthalten und 
nicht offen ausgewiesen, zum Bei­
spiel bei einer Eintrittskarte für eine 
Veranstaltung, so ist die Umsatz­
steuer herauszurechnen. 

Die Umsatzsteuer beträgt 

•	 6,54 v. H. der Brutto-Einnahmen, 
wenn der ermäßigte Steuersatz 
(7 v. H.) anzuwenden ist; 

• 15,97 v. H. der Brutto-Einnahmen. 

Beispiel: 
Ein gemeinnütziger Sportverein erzielt u. a. die folgenden Umsätze, bei denen die 
Umsatzsteuer nicht getrennt ausgewiesen wurde: 
a) Einnahmen aus dem Verkauf von Eintrittskarten zu sportlichen Veran­

staltungen (Zweckbetrieb) 2 000 ¤. Die Umsatzsteuer beträgt 6,54 v. H. von 
2 000 ¤ (ermäßigter Steuersatz von 7 v. H.) = 130,80 ¤. 

b) Einnahmen aus dem Verkauf von Getränken in der selbstbetriebenen Vereins­
gaststätte 1 000 ¤. Die Umsatzsteuer beträgt 15,97 v. H. von 1 000 ¤ (Steuer­
satz 19 v. H.) = 159,70 ¤. 
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Rechnung 

Auch ein Verein muss für seine unternehmerischen Leistungen unter bestimm-
ten Voraussetzungen Rechnungen mit gesondertem Umsatzsteuerausweis er-
teilen. 

Der Verein muss für seine unterneh­
merischen Leistungen, die er an einen 
anderen Unternehmer für dessen Un­
ternehmen oder an eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts er-
bringt, innerhalb von sechs Monaten 
nach Ausführung der Leistungen 
Rechnungen erteilen. In Rechnungen 
für seine umsatzsteuerpflichtigen 
Leistungen, deren Gesamtbetrag 
150 ¤ übersteigt, ist er u. a. verpflich­
tet, den Nettorechnungsbetrag, den 
Umsatzsteuerbetrag und den Gesamt­
preis, die ihm von seinem Finanzamt 
erteilte Steuernummer oder gegebe­
nenfalls die ihm vom Bundeszentral­
amt für Steuern erteilte Umsatzsteu­
er-Identifikationsnummer anzuge­
ben. Ist der Umsatz steuerfrei (vgl. 
das Kapitel „Steuerbefreiungen“ auf 
Seite 63 ff.), muss der Verein in der 
Rechnung an den genannten Adres­
satenkreis auf die Steuerbefreiung 
hinweisen. Zwingend ist in diesen Fäl­
len auch eine Rechnungsnummer 
(fortlaufende Nummer) anzugeben, 
die die Einmaligkeit der Rechnung 
sicherstellt. 

Bei einer so genannten Kleinbetrags­
rechnung (Rechnung, deren Gesamt­
betrag 150 ¤ nicht übersteigt) an den 
genannten Adressatenkreis ist von 
den vorstehenden Pflichtangaben 
allein der Hinweis auf die Steuerbe­
freiung zu beachten, wenn der abzu­
rechnende Umsatz steuerfrei ist. Im 
Falle der Steuerpflicht ist der geson­

derte Ausweis der Umsatzsteuer 
nicht erforderlich; die Angabe des 
Steuersatzes genügt. 

Hinsichtlich der Regelungen zur Auf­
bewahrung der Rechnungsdoppel 
wird auf das Kapitel „Aufzeichnun­
gen“ auf Seite 72 f. verwiesen. 
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Vorsteuer 

Unter bestimmten Voraussetzungen kann die von anderen Unternehmen in 
Rechnung gestellte Umsatzsteuer als so genannte Vorsteuer von der Umsatz-
steuer des Vereins abgezogen werden. 

Von der berechneten Umsatzsteuer 
kann der Verein die ihm von anderen 
Unternehmen in Rechnung gestellte 
Umsatzsteuer (Vorsteuer) abziehen. 
Diese Rechnungen, die der Verein als 
Unternehmer erhält, müssen insbe­
sondere die unter dem Kapitel „Rech­
nung“ auf Seite 67 aufgelisteten 
Pflichtangaben enthalten (Steuer­
nummer oder Umsatzsteuer-Identi­
fikationsnummer des an den Verein 
leistenden Unternehmens/der Rech­
nungsausstellerin oder des Rech­
nungsausstellers, Rechnungsnum­
mer, Ausweis des Nettorechnungsbe­
trags, des Umsatzsteuerbetrags und 
des Gesamtpreises oder einen Hin­
weis auf die Steuerbefreiung). Auf 
eine vollständige und richtige Rech­
nung hat der Verein als Unternehmer 
einen zivilrechtlichen Anspruch. Ist in 
einer so genannten Kleinbetragsrech­
nung zutreffend nur der Steuersatz 
angegeben, muss der Verein die Vor­
steuer mit den v. H.-Sätzen ermitteln, 
die dem Beispiel im Kapitel „Berech­
nung der Umsatzsteuer“ auf Seite 66 
zu entnehmen sind. 

Aber nicht jede dem Verein in Rech­
nung gestellte Vorsteuer mindert sei­
ne Umsatzsteuer. Das Umsatzsteuer­
gesetz unterscheidet zwischen ab­
ziehbarer und nichtabziehbarer Vor­
steuer. 

Soweit die Vorsteuer auf Lieferungen 
oder sonstige Leistungen für den 

nichtunternehmerischen Bereich ent­
fällt (zum Beispiel Sportgeräte, Büro­
material für allgemeine Vereinszwe­
cke), ist der Vorsteuerabzug ausge­
schlossen. Der Vorsteuerabzug ent­
fällt darüber hinaus, wenn der Verein 
unter die Kleinunternehmerregelung 
fällt und von der Umsatzsteuererhe­
bung freigestellt ist (vgl. das Kapitel 
„Kleinunternehmerbesteuerung“ auf 
Seite 70). 

Die Vorsteuer ist abziehbar, wenn sie 
mit dem unternehmerischen Bereich 
des Vereins zusammenhängt (z. B. 
die in der Getränke-Einkaufsrech­
nung für die Vereinsgaststätte ausge­
wiesene oder die bei Errichtung der 
Vereinsgaststätte von der Bauunter­
nehmerin oder vom Bauunternehmer 
berechnete Umsatzsteuer). 

Sind die Vorsteuern bestimmten 
steuerfreien Umsätzen (vgl. Kapitel 
„Steuerbefreiungen“ auf Seite 63 ff.) 
zuzuordnen, sind sie insoweit wiede­
rum nicht abziehbar. 
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Durchschnittssatz für abziehbare Vorsteuern 

Kleinere steuerbegünstigte Vereine können ihre abziehbaren Vorsteuern statt im 
Einzelnachweis mit einem Durchschnittssatz von 7 v. H. berechnen. 

Für kleinere steuerbegünstigte Verei­
ne wird die Ermittlung der abziehba­
ren Vorsteuerbeträge wesentlich ver­
einfacht. Steuerbegünstigte Vereine, 
deren umsatzsteuerpflichtiger Vor­
jahresumsatz (Netto-Einnahmen) 
35 000 ¤ nicht überschritten hat, 
können ihre abziehbaren Vorsteuern 
statt im Einzelnachweis nach einem 
Durchschnittssatz berechnen. Der 
Durchschnittssatz beträgt 7 v. H. der 
steuerpflichtigen Umsätze. Ein wei­
terer Vorsteuerabzug ist ausge­
schlossen. 

Will der steuerbegünstigte Verein die 
vereinfachte Ermittlung der abzieh­
baren Vorsteuerbeträge vornehmen, 
muss er das Finanzamt spätestens 

bis zum zehnten Tage nach Ablauf 
des ersten Voranmeldungszeitraums 
unterrichten. Ist der Verein von der 
Verpflichtung zur Abgabe von Um­
satzsteuer-Voranmeldungen befreit, 
ist die Erklärung bis zum 10.04. des 
Kalenderjahres abzugeben, für das 
der Durchschnittssatz gelten soll. Die 
Erklärung bindet den Verein mindes­
tens für fünf Jahre. Sie kann nur mit 
Wirkung vom Beginn eines Kalender­
jahres an widerrufen werden. Der Wi­
derruf ist spätestens bis zum zehn­
ten Tag nach Ablauf des ersten Vor­
anmeldungszeitraums dieses Kalen­
derjahres zu erklären. Eine erneute 
Anwendung des Durchschnittssatzes 
ist frühestens nach Ablauf von fünf 
Kalenderjahren zulässig. 

V 

Beispiel: 
steuerpflichtige Umsätze 2007 30 000 ¤ 
steuerpflichtige Umsätze 2008 20 000 ¤ 
Umsatzsteuer (19 v. H. von 20 000 ¤) 3 800 ¤ 
abzüglich Vorsteuern (7 v. H. von 20 000 ¤)  ./. 1 400 ¤ 
zu entrichtende Umsatzsteuer für 2008 2 400 ¤ 
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Kleinunternehmerbesteuerung 

Vereine, die unter die so genannte Kleinunternehmerregelung fallen, zahlen kei-
ne Umsatzsteuer. 

Für viele Vereine können die beson­
deren Vergünstigungen für die so ge­
nannten Kleinunternehmer in Be­
tracht kommen. 

Nach der Regelung für Kleinunter­
nehmer braucht ein Verein keine Um­
satzsteuer zu entrichten, wenn die 
steuerpflichtigen Brutto-Einnahmen 
einschließlich des so genannten 
Eigenverbrauchs und der darauf ent­
fallenden Steuer („Brutto-Gesamt­
umsatz“) aus seiner gesamten unter­

nehmerischen Betätigung im voran­
gegangenen Kalenderjahr 17 500 ¤ 
nicht überstiegen haben und im lau­
fenden Kalenderjahr voraussichtlich 
50 000 ¤ nicht übersteigen werden. 
Der Verein, der als Kleinunternehmer 
anzusehen ist, kann jedoch auch auf 
diese Regelung verzichten (so ge­
nannte Option). Macht er von dieser 
Möglichkeit Gebrauch, werden seine 
Umsätze nach den allgemeinen Grund­
sätzen der Umsatzsteuer unterwor­
fen (Regelbesteuerung). 

Beispiel: 
In 2007 hatte ein Verein, der die Kleinunternehmerregelung beansprucht, fol­
gende Umsätze: 
a) Einnahmen aus sportlichen und geselligen Veranstaltungen 9 000 ¤ 
b) so genannter Eigenverbrauch 400 ¤ 
Gesamtumsatz 9 400 ¤ 
voraussichtlicher Gesamtumsatz 2008 19 000 ¤ 

Steuerliche Behandlung: 
Für das Jahr 2008 ist keine Umsatzsteuer zu zahlen. Für das Jahr 2009 fällt da-
gegen Umsatzsteuer an, wenn die Bruttoeinnahmen im Jahr 2008 tatsächlich 
17 500 ¤ übersteigen. 
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Regelbesteuerung 

Wenn der Vorsteuerabzug höher ist als die für die Umsätze zu entrichtende Um-
satzsteuer, kann es vorteilhaft sein, auf die Kleinunternehmerregelung zu ver-
zichten. 

Die Umsätze der Vereine werden zur 
Umsatzsteuer herangezogen, wenn 

•	 der Brutto-Gesamtumsatz im vo­
rangegangenen Kalenderjahr mehr 
als 17 500 ¤ betragen hat; 

•	 der Brutto-Gesamtumsatz im vo­
rangegangenen Kalenderjahr nicht 
mehr als 17 500 ¤ betragen hat, im 
laufenden Kalenderjahr aber vo­
raussichtlich 50 000 ¤ überstei­
gen wird; 

•	 die Vereine die Voraussetzungen 
eines Kleinunternehmers erfüllen, 
sie aber auf die Nichterhebung der 
Umsatzsteuer verzichtet haben 
(Option zur Regelbesteuerung). 

Umsatzsteuererklärung 

Der Verzicht ist dem Finanzamt ge­
genüber zu erklären. Für die Erklä­
rung ist keine bestimmte Form 
vorgeschrieben. An diesen Verzicht 
ist der Verein für mindestens fünf 
Kalenderjahre gebunden. Der Ver­
zicht auf die Nichterhebung der 
Umsatzsteuer kann dann vorteil­
haft sein, wenn der Verein zum 
Beispiel bei größeren Anschaffun­
gen Anspruch auf den Vorsteuer­
abzug hat und der Vorsteuerabzug 
höher ist als die für die Umsätze 
zu entrichtende Umsatzsteuer. Der 
Verein erhält in diesem Fall in Höhe 
des Vorsteuerüberschusses eine 
Erstattung. 

V 

Nach Ablauf eines jeden Voranmeldungszeitraumes und jeden Kalenderjahres 
muss die Umsatzsteuer beim zuständigen Finanzamt angemeldet werden. 

Vereine, die sich unternehmerisch 
betätigen, haben grundsätzlich inner­
halb von zehn Tagen nach Ablauf 
eines jeden Kalendervierteljahrs ih­
rem Finanzamt Umsatzsteuer-Voran­
meldungen nach amtlich vorge­
schriebenem Vordruck auf elektroni­
schem Weg zu übermitteln, in denen 
die Steuer selbst berechnet ist. Infor­

mationen hierzu erhalten Sie unter 
den Internet-Adressen www.elster.de 
bzw. www.finanzamt.de. Auf Antrag 
kann das Finanzamt zur Vermeidung 
von unbilligen Härten auf eine elek­
tronische Übermittlung verzichten. 
Die Umsätze, Vorsteuerbeträge etc. 
sind dann bis zum 10.04., 10.07., 
10.10. und 10.01. anzumelden und die 
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entsprechende Umsatzsteuer-Vo­
rauszahlung ist zu entrichten. 

Beträgt die Steuer für das vorange­
gangene Kalenderjahr mehr als 
6 136 ¤, ist der Kalendermonat Vor­
anmeldungszeitraum. Dies gilt in den 
ersten beiden Jahren unabhängig von 
der Grenze von 6 136 ¤ auch für einen 
neu gegründeten Verein. Die Umsatz­
steuer ist in diesen Fällen bis zum 10. 
Tag des Folgemonats anzumelden 
und zu zahlen. 

Beträgt die Steuer für das vorange­
gangene Kalenderjahr nicht mehr als 
512 ¤, so kann das Finanzamt einen 
Verein von der Verpflichtung zur Ab­
gabe der Voranmeldungen und Ent­
richtung der Vorauszahlungen befrei­
en. Dies hat insbesondere Bedeutung 
für Vereine, die als Kleinunternehmer 
gelten. 

Aufzeichnungen 

Nach Ablauf eines jeden Kalenderjah­
res hat der Unternehmer (Verein) 
eine (Jahres-)Umsatzsteuererklärung 
auf amtlich vorgeschriebenem Vor­
druck bei seinem zuständigen Fi­
nanzamt abzugeben. Ergibt sich in 
der Jahresumsatzsteuererklärung 
gegenüber der Summe der vorange­
meldeten Umsatzsteuer-Vorauszah­
lungen eine Nachzahlung, so ist die­
ser Betrag einen Monat nach Abgabe 
der Jahresumsatzsteuererklärung an 
das Finanzamt zu entrichten. 

Ein Steuerbescheid mit gesonderter 
Zahlungsaufforderung ergeht nur, so­
fern von den Angaben in der Umsatz­
steuer-Voranmeldung oder Jahres­
umsatzsteuererklärung abgewichen 
wird. 

Vereine, die die abziehbaren Vorsteuern nach einem Durchschnittssatz berech-
nen, brauchen Aufzeichnungen nur bezüglich der von ihnen ausgeführten Um-
sätze zu machen. 

Zur Feststellung der Steuer und der 
Grundlagen ihrer Berechnung sind 
die Vereine – wie jeder Unternehmer – 
verpflichtet, Aufzeichnungen zu 
machen. Diese müssen so beschaf­
fen sein, dass es einem sachverstän­
digen Dritten innerhalb einer ange­
messenen Zeit möglich ist, einen 
Überblick über die Umsätze und die 

abziehbaren Vorsteuern zu erhalten 
und die Grundlagen für die Besteue­
rung festzustellen. Bei den Aufzeich­
nungen sind zu unterscheiden 

•	 der Ausgangsbereich (von den Ver­
einen ausgeführte Umsätze) 

•	 der Eingangsbereich (an die Verei­
ne ausgeführte Umsätze). 
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In beiden Bereichen müssen jeweils 
das Entgelt für den Umsatz sowie der 
auf das Entgelt entfallende Steuerbe­
trag aus den Aufzeichnungen zu er-
sehen sein. Die Aufzeichnungen kön­
nen in der Weise erfüllt werden, dass 
Entgelt und Steuerbetrag, getrennt 
nach Steuersätzen, jeweils in einer 
Summe aufgezeichnet werden. Am 
Schluss jedes Voranmeldungszeit­
raums sind die Summe der Entgelte 
und die Summe der Steuer- und Vor­
steuerbeträge zu errechnen und auf­
zuzeichnen. 

Die Aufzeichnungen sind mit den zu­
gehörigen Belegen geordnet aufzube­
wahren. 

Vereine, die die abziehbaren Vorsteu­
ern nach einem Durchschnittssatz 
berechnen, brauchen insoweit keine 
Aufzeichnungen zu machen. 

Der Verein hat 

•	 ein Doppel der Rechnung, die er 
als Unternehmer ausgestellt hat, 
sowie 

•	 alle Rechnungen, die er als Unter­
nehmer erhalten hat (einschließ­
lich Gutschriften), 

zehn Jahre lang aufzubewahren. Die 
Rechnungen müssen für den gesam­
ten Zeitraum lesbar sein. Die Aufbe­
wahrungsfrist beginnt mit dem 
Schluss des Kalenderjahres, in dem 
die Rechnung ausgestellt worden ist. 

In bestimmten Fällen ist der Hinweis 
auf die Aufbewahrungspflichten in 
den Rechnungen über Leistungsbe­
züge aufgeführt (ausgenommen so 
genannte Kleinbetragsrechnungen 

= Rechnungen, deren Gesamtbetrag 
100 ¤ nicht übersteigt). Es handelt 
sich um Rechnungen (nach dem 
31.07.2004) über steuerpflichtige 
Werklieferungen oder sonstige Leis­
tungen im Zusammenhang mit einem 
Grundstück, die der Verein als Nicht­
unternehmer oder für seinen nicht­
unternehmerischen Bereich bezieht. 
Die Aufbewahrungsfrist auch für so 
genannte Kleinbetragsrechnungen 
beträgt hier zwei Jahre. 
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Der Verein als Arbeitgeber 

Ein Verein hat wie jeder Arbeitgeber die lohnsteuerlichen Bestimmungen zu be-
achten. 

Wenn ein Verein in seiner Gaststätte, 
in der Geschäftsstelle oder für die 
Durchführung von Vereinsaufgaben 
Arbeitskräfte (z. B. Trainerin, Platz-
warte) gegen Entgelt beschäftigt, hat 
er wie jeder Arbeitgeber die lohn­
steuerlichen Bestimmungen zu be­
achten. Soweit derartige Aufgaben 
durch Vereinsmitglieder gegen Ent­
gelt erfüllt werden, kann dies bei ih­
nen Steuerpflicht auslösen. Aber es 
kommt nicht nur darauf an, dass die 

Wer ist Arbeitnehmer? 

Empfängerinnen und Empfänger die­
se Einnahmen steuerlich zutreffend 
erfassen, sondern es ist ebenso wich­
tig, dass sich der Verein seiner lohn­
steuer- und versicherungsrechtlichen 
Pflichten bewusst ist. Denn unter be­
stimmten Voraussetzungen muss das 
Finanzamt bzw. der Sozialversiche­
rungsträger den Verein und auch die 
verantwortlichen Vorstandsmitglie­
der persönlich als Haftungsschuldner 
in Anspruch nehmen. 

Die unentgeltliche Ausübung eines Ehrenamtes (zum Beispiel als Vereinsvorsit-
zende) begründet kein Arbeitsverhältnis. 

Die unentgeltliche Ausübung eines 
Ehrenamtes begründet nicht ohne 
weiteres ein Dienstverhältnis im steu­
erlichen Sinne. Dies gilt auch, wenn 
ehrenamtlich Tätigen ihre tatsächlich 
entstandenen Aufwendungen ersetzt 
werden – etwa wenn einer Vereinsvor­
sitzenden oder einer Kassiererin le­
diglich die tatsächlich entstandenen 
Aufwendungen wie z. B. Fahrtkosten, 
Portokosten oder Telefongebühren 
erstattet werden. Da nach Auffas­
sung des Bundesfinanzhofs auch 
eine geringfügig über die „Selbstkos­
ten“ hinausgehende Erstattung nicht 

zu einer steuerrelevanten „Über­
schusserzielungsabsicht“ führt, lässt 
die Finanzverwaltung zu, dass Auf­
wendungsersatz an ehrenamtlich Tä­
tige, der über die als Werbungskosten 
abziehbaren Beträge hinaus geleistet 
wird, nicht zu steuerpflichtigen Ein­
künften führt, wenn er im Kalender­
jahr unter einem Betrag von 256 ¤ 
bleibt. Hierbei handelt es sich um 
eine Freigrenze. Wird daher im Kalen­
derjahr Aufwendungsersatz – gegebe­
nenfalls mit weiteren Vergütungen – 
über den als Werbungskosten abzieh­
baren Betrag von 256 ¤ hinaus ge-
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währt, dann ist der gesamte Betrag 
steuerpflichtig. Werden ehrenamtlich 
Tätige im Rahmen eines Arbeitsver­
hältnisses tätig, sind die Einnahmen 
als Arbeitslohn zu behandeln. 

Für die Beurteilung der Frage, wer Ar­
beitnehmer ist, kommt es wesentlich 
darauf an, ob die Tätigkeit gegenüber 
dem Verein selbstständig oder nicht 
selbstständig ausgeübt wird. Dies 
wiederum hängt von der Vertragsge­
staltung und ihrer praktischen Durch­
führung ab. 

Das Finanzamt wird im Allgemeinen 
der Entscheidung der Beteiligten fol­
gen. Haben die Beteiligten ihre Bezie­
hungen zueinander jedoch nicht ein­
deutig geregelt, orientiert sich das Fi­
nanzamt an folgenden Merkmalen: 

Eine nicht selbstständige Tätigkeit 
kommt in Betracht, wenn Beschäftig­
te dem Verein „ihre Arbeitskraft 
schulden“, besonders wenn 

•	 dies in einer Weisungsbefugnis des 
Vereins hinsichtlich der Art und 
Weise der Ausführung der Tätig­
keit zum Ausdruck kommt und/ 
oder 

•	 eine Tätigkeit übernommen wird, 
die einen Teil des Geschäftsbe­
triebs des Vereins ausmacht (das 
ist z. B. der Fall, wenn Beschäftigte 
durchschnittlich mehr als sechs 
Wochenstunden für den Verein tä­
tig sind) und/oder 

•	 Sozialversicherungspflicht be­
steht, der Verein Urlaub gewährt 
oder die Vergütung während des 
Urlaubs oder bei Krankheit weiter 
bezahlt. 

Eine selbstständige Tätigkeit kommt 
in Betracht, wenn die obigen Merk­
male einer nicht selbstständigen Tä­
tigkeit nicht vorliegen – besonders, 
wenn die Tätigkeit für den Verein in 
der Woche durchschnittlich nicht 
mehr als sechs Stunden dauert. 

Die Entscheidung für eine selbststän­
dige oder nicht selbstständige Tätig­
keit besagt noch nichts darüber, was 
steuerlich günstiger ist. Dies hängt 
vom Einzelfall ab. 

Als Arbeitnehmer sind z. B. Personen 
anzusehen, 

•	 die in einem festen Anstellungsver­
hältnis zum Verein stehen (z. B. 
Hausmeisterin); 

•	 die innerhalb eines vom Verein 
selbst unterhaltenen wirtschaftli­
chen Geschäftsbetriebs (z .B. Ver­
einsgaststätte) beschäftigt werden 
(z. B. Köchinnen, Kellner, Raum­
pflegerinnen); 

•	 die für die Verwirklichung des sat­
zungsmäßigen Vereinszwecks 
haupt- und nebenberuflich ver­
pflichtet werden (z. B. Trainer und 
Übungsleiter bei Sportvereinen); 

•	 die als Kassiererin und Platzwarte 
bei Sportvereinen tätig werden; 

•	 die als Sportler dem Sportverein 
ihre Arbeitskraft für eine Zeitdauer, 
die eine Reihe von sportlichen Ver­
anstaltungen umfasst, gegen Ent­
gelt zur Verfügung stellen (z. B. 
Teilnahme an Trainings- und Sport­
veranstaltungen). 

Personen sind z. B. als selbstständig 
tätig anzusehen, wenn keine Anstel­
lung als Arbeitnehmer vereinbart ist: 

VI 
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•	 Trainer und Übungsleiter von Turn­
und Sportvereinen, Chorleiter und 
Leiter von Kapellen bei Gesang-
und Musikvereinen, wenn der Um­
fang ihrer Tätigkeit durchschnitt­
lich sechs Stunden in der Woche 
nicht übersteigt; 

•	 Musiker, die nur gelegentlich – 
zum Beispiel anlässlich einer Ver­
einsveranstaltung – verpflichtet 
werden; 

• Pächter von Vereinsgaststätten. 

Die für die „selbstständige“ Tätigkeit 
gezahlten Vergütungen unterliegen 
nicht dem Lohnsteuerabzug, sondern 
der Einkommensteuer. 

Zu beachten ist jedoch, dass die Ein-
nahmen für die „selbstständig“ aus­
geübten nebenberuflichen Tätigkei­
ten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzie­
her oder für vergleichbare nebenbe­
rufliche künstlerische Tätigkeiten 
oder für die nebenberufliche Pflege 
alter, kranker oder behinderter Men­
schen zur Förderung gemeinnütziger, 
mildtätiger oder kirchlicher Zwecke 
im Dienst oder im Auftrag einer inlän­
dischen juristischen Person des öf­
fentlichen Rechts oder einer nach § 5 
Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuer­
gesetzes befreiten Körperschaft, Ver­
mögensmasse oder Personenvereini­
gung nunmehr bis zur Höhe von 
2 100 ¤ im Kalenderjahr steuerfrei 
sind (§ 3 Nr. 26 des Einkommensteu­
ergesetzes). Wird die nebenberufli­
che Tätigkeit nicht selbstständig aus­
geübt, wird die Steuerfreiheit unter 
den gleichen Voraussetzungen im 
gleichen Umfang gewährt (vgl. „Son­
derregelungen für Übungsleiter und 
vergleichbare Personen als Arbeit­
nehmer“, Seite 80 f.). 

Vergütungen für andere nebenberuf­
liche ehrenamtliche Tätigkeiten, z. B. 
als Vereinsvorsitzender, sind ab 2007 
bis zu einer Höhe von 500 ¤ steuer­
frei (§ 3 Nr. 26a Einkommensteuer­
gesetz, vgl. „Neuer Steuerfreibetrag 
für andere nebenberufliche ehren-
amtliche Tätigkeiten“, Seite 81 f.). 

Vereinsmitglieder, deren Tätigkeit bei 
besonderen Anlässen eine bloße Ge­
fälligkeit oder eine gelegentliche Hil­
feleistung darstellt, die als Ausfluss 
persönlicher Verbundenheit und 
nicht zu Erwerbszwecken erbracht 
wird, sind nicht als Arbeitnehmer an-
zusehen. Das ist z. B. dann der Fall, 
wenn sich Vereinsmitglieder bei einer 
einmal im Jahr stattfindenden Ver­
einsfeier zu Arbeiten zur Verfügung 
stellen oder bei sportlichen Veran­
staltungen als Helferinnen oder Hel­
fer einspringen. 
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Pflichten des Vereins als Arbeitgeber 

Als Arbeitgeber ist der Verein verpflichtet den Steuerabzug vom Arbeitslohn vor-
zunehmen und die einbehaltene Lohn- und Kirchensteuer sowie den Solidari-
tätszuschlag an das Finanzamt abzuführen. 

Begründen bei einem Verein Beschäf­
tigte ein Arbeitsverhältnis im steuer­
lichen Sinne, hat der Verein als Ar­
beitgeber unter anderem die Pflicht 

•	 den Steuerabzug vom Arbeitslohn 
vorzunehmen und 

•	 die einbehaltene Lohn- und Kir­
chensteuer sowie den Solidaritäts­
zuschlag an das Finanzamt abzu­
führen. 

Geringfügige Beschäftigung 

Eine Vereinbarung der Art, dass Ar­
beitnehmende ihre steuerlichen Ver­
pflichtungen selbst regeln, ist steuer­
lich unbeachtlich und würde die mög­
liche Haftung des Vereins in seiner 
Eigenschaft als Arbeitgeber nicht 
ausschließen. 

Auch bei Lohnzahlungen von dritter 
Seite hat der Verein unter den Voraus­
setzungen des § 38 Abs. 1 Satz 3 EStG 
steuerliche Pflichten zu erfüllen. 

VI 

Pauschalabgaben des Arbeitgebers in Höhe von 25 % (seit 01.07.2006 30 %) 
des Arbeitsentgelts für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse. 

Seit dem 01.04.2003 sind die Regeln 
zur geringfügigen Beschäftigung un­
ter folgenden Voraussetzungen auf 
ein Arbeitsverhältnis anzuwenden: 

•	 Sie haben sich gemeinsam über 
ein derartiges Arbeitsverhältnis 
geeinigt und 

•	 der Arbeitslohn beträgt nicht mehr 
als 400 ¤ im Monat. 

Für diese geringfügigen Beschäfti­
gungen zahlen Sie in der Regel eine 

pauschale Abgabe von 25 % (12 % 
Rentenversicherung, 11 % Kranken­
versicherung, 2 % Pauschsteuer) des 
Arbeitsentgelts. 

Ab Juli 2006 sind die Pauschalabga­
ben für geringfügige Beschäftigun­
gen im gewerblichen Bereich von 
derzeit 25 % auf insgesamt 30 % er­
höht worden (15 % statt 12 % Beitrag 
zur gesetzlichen Rentenversicherung 
und 13 % statt 11 % Beitrag zur ge­
setzlichen Krankenversicherung). Der 
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Pauschsteuersatz für geringfügige 
Beschäftigungen beträgt unverän­
dert 2 %. 

Hinzu kommen geringe Umlagen so­
wie Beiträge zur Unfallversicherung. 
Die Erhebung der niedrigen Pausch­
steuer in Höhe von 2 % ist nur zuläs­
sig, wenn Sie die oben genannten 
pauschalen Arbeitgeberbeiträge zur 
Rentenversicherung von 12 % (seit 
01.07.2006 15 %) zu entrichten ha­
ben. Die pauschalen Abgaben sind 
von Ihnen insgesamt an die Einzugs­
stelle der Deutschen Rentenversiche­
rung Knappschaft-Bahn-See abzu­
führen. 

Weitere Informationen und Vordrucke 
erhalten Sie bei der Minijob-Zentrale 
der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See, 45115 Essen, 
Tel.: 01801-200504 (3,9 Cent/Minute 
aus dem Deutschen Festnetz, abwei­
chende Preise für Mobilfunkteilneh­
mer), Montag bis Freitag: 7.00 – 
19.00 Uhr, Fax: 0201-384979797, 
www.minijob-zentrale.de 

Informationen zur Unfallversicherung 
erhalten Sie bei der für Sie zuständi­
gen Berufsgenossenschaft. 

Weder die Pauschsteuer noch das Ar­
beitsentgelt aus der geringfügigen 
Beschäftigung sind im Rahmen der 
Einkommensteuerveranlagung Ihres 
Arbeitnehmers zu erfassen. Anstelle 
der pauschalen Besteuerung haben 
Sie aber auch die Möglichkeit, das 
Arbeitsentgelt individuell nach der 
vom Arbeitnehmer vorgelegten Lohn­
steuerkarte zu versteuern. Dies ist 
insbesondere bei den Steuerklassen 
I, II, III und IV manchmal sinnvoll, da 

in diesen Steuerklassen bei einem 
Arbeitsentgelt bis zu 400 ¤ keine 
Lohnsteuer anfällt. 

Übt Ihr Arbeitnehmer mehrere ge­
ringfügige Beschäftigungen neben-
einander aus, sind diese für die Beur­
teilung, ob die Geringfügigkeitsgren­
ze von 400 ¤ überschritten ist, zu­
sammenzurechnen. 

Bei Überschreiten der 400-¤-Grenze 
entfallen die Pauschalabgaben, und 
es besteht Versicherungspflicht in 
allen Zweigen der Sozialversicherung. 
Lohnsteuerlich können Sie in diesen 
Fällen die Lohnsteuer auf das Ar­
beitsentgelt mit einem Pauschsteu­
ersatz von 20 % (zzgl. Solidaritätszu­
schlag und gegebenenfalls Kirchen­
steuer) erheben, wenn der Arbeits­
lohn beim einzelnen Beschäftigungs­
verhältnis 400 ¤ nicht übersteigt. 

Anderenfalls muss Ihr Arbeitnehmer 
Ihnen eine Lohnsteuerkarte zur Durch­
führung des Lohnsteuerabzugs vorle­
gen. 

Arbeitnehmende können eine solche 
geringfügige Beschäftigung auch ne­
ben ihrer versicherungspflichtigen 
Hauptbeschäftigung ausüben. Für 
diese Nebenbeschäftigung müssen 
Sie dann die oben genannten Pau­
schalabgaben abführen. 
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Steuerabzug nach allgemeinen Grundsätzen 

Bei einem Arbeitnehmer, der die Lohnsteuerkarte schuldhaft nicht vorlegt, ist 
die Lohnsteuer nach der Steuerklasse VI zu berechnen. 

Der Verein als Arbeitgeber im Sinne 
des Lohnsteuerrechts hat die Lohn­
steuer sowie den Solidaritätszu­
schlag und gegebenenfalls die Kir­
chensteuer grundsätzlich nach Maß­
gabe der Besteuerungsmerkmale des 
Arbeitnehmers (Familienstand und 
Zahl der Kinderfreibeträge) zu be­
rechnen. Die Besteuerungsmerkmale 
sind in der vom Arbeitnehmer vorzu­
legenden Lohnsteuerkarte eingetra­
gen. Der Arbeitnehmer hat die Lohn­
steuerkarte mit der Steuerklasse VI 
vorzulegen, wenn er bereits aus 
einem anderen Dienstverhältnis Ar­
beitslohn bezieht (z. B. der beim 
Sportverein nebenberuflich tätige 
Übungsleiter, der im Hauptberuf an­
gestellter Bankkaufmann ist). Legt 
der Arbeitnehmer die Lohnsteuerkar­
te schuldhaft nicht vor, hat der Verein 
die Lohnsteuer nach der Steuerklas­
se VI zu berechnen und an das Fi­
nanzamt abzuführen, sofern der Ar­
beitslohn nicht pauschal versteuert 
wird (vgl. das Kapitel „Pauschalie­
rung der Lohnsteuer“ auf Seite 82 f.). 

Arbeitnehmer, die Arbeitslohn aus 
mehreren Dienstverhältnissen ne­
beneinander beziehen, können auf 
der Lohnsteuerkarte mit der Steuer-
klasse VI einen Freibetrag eintragen 
lassen, wenn für den voraussichtli­
chen Jahresarbeitslohn aus dem ers­
ten Dienstverhältnis nach der Jahres­
lohnsteuertabelle noch keine Lohn­
steuer anfällt. In gleicher Höhe wird 
auf der Lohnsteuerkarte für das erste 

Dienstverhältnis (Steuerklassen I bis 
V) jedoch ein Hinzurechnungsbetrag 
eingetragen, der ggf. mit einem auf 
dieser Lohnsteuerkarte bereits einge­
tragenen oder noch einzutragenden 
Freibetrag zu verrechnen ist. 

Wer vermeiden möchte, dass durch 
den korrespondierenden Hinzurech­
nungsbetrag vom Arbeitslohn aus 
dem ersten Dienstverhältnis Lohn­
steuer zu erheben ist, sollte den Frei­
betrag begrenzen, und zwar auf die 
Differenz zwischen dem Arbeitslohn 
aus dem ersten Dienstverhältnis und 
dem Betrag, bei dem unter Berück­
sichtigung der maßgebenden Steuer-
klasse für dieses Dienstverhältnis 
erstmals Lohnsteuer anfallen würde. 

79 

VI 



Vereine_Steuern_080604  Seite 8014:15 Uhr  16.06.2008  

LOHNSTEUER 

Sonderregelungen für Übungsleiter und vergleichbare 
Personen als Arbeitnehmer 

Vergütungen für bestimmte nebenberufliche Tätigkeiten zur Förderung steuer-
begünstigter Zwecke im Dienst oder Auftrag eines gemeinnützigen Vereins sind 
bis zur Höhe von 2 100 Euro im Jahr steuerfrei. 

Bei nebenberuflich tätigen Übungs­
leitern (z. B. Sporttrainern, Chorlei­
tern oder Dirigenten), Ausbildern, Er­
ziehern, Betreuern oder Personen 
mit einer vergleichbaren nebenberuf­
lichen Tätigkeit (z. B. die Lehr- und 
Vortragstätigkeit im Rahmen der all­
gemeinen Bildung und Ausbildung – 
wie Kurse und Vorträge an Schulen 
und Volkshochschulen, Mütterbera­
tung, Erste-Hilfe-Kurse, Schwimmun­
terricht – oder der beruflichen Aus­
bildung und Fortbildung) sowie bei 
Personen, die nebenberuflich zur 
Pflege alter, kranker oder behinderter 
Menschen eingesetzt werden, waren 
Vergütungen für die genannten Tätig­
keiten bis zu einer Höhe von insge­
samt 1 848 ¤ im Kalenderjahr von der 
Einkommensteuer (Lohnsteuer) be­
freit. 

Durch das Gesetz zur Stärkung des 
bürgerschaftlichen Engagements 
wird dieser Betrag ab Anfang 2007 
auf 2 100 ¤ jährlich angehoben (§ 3 
Nr. 26 Einkommensteuergesetz). Der 
Staat trägt damit der Bedeutung der 
Vereine in unserem gesellschaftli­
chen Leben Rechnung. 

Voraussetzung ist, dass die nebenbe­
rufliche Tätigkeit zur Förderung ge­
meinnütziger, kirchlicher oder mildtä­
tiger Zwecke im Dienst oder im Auf­
trag einer inländischen juristischen 
Person des öffentlichen Rechts oder 

einer nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Kör­
perschaftsteuergesetzes befreiten 
Körperschaft ausgeübt wird. Der Ver­
ein kann diese begünstigende Rege­
lung bereits beim Lohnsteuerabzug 
berücksichtigen; eine dem Lohnzah­
lungszeitraum entsprechende zeitan­
teilige Aufteilung ist nicht vorzuneh­
men, selbst wenn feststeht, dass das 
Dienstverhältnis nicht bis zum Ende 
des Kalenderjahres besteht. Entspre­
chendes gilt, wenn das Dienstverhält­
nis erst im Laufe des Kalenderjahres 
aufgenommen wird. 

Die Steuerfreiheit ist auch bei Vergü­
tungen aus mehreren nebenberufli­
chen Tätigkeiten für verschiedene 
Vereine auf einen einmaligen Jahres­
betrag von 2 100 ¤ begrenzt („insge­
samt“ 2 100 ¤). Wenn der Verein 
sicher sein will, dass er z. B. für eine 
nicht selbstständig tätige Übungslei­
terin keine Lohnsteuer einzubehalten 
und abzuführen braucht, hat er sich 
bestätigen zu lassen, dass die Steu­
erbefreiung nicht bereits anderweitig 
(z. B. gegenüber einem anderen Ver­
ein) in Anspruch genommen wird. 
Diese Bestätigung des Arbeitneh­
mers ist als Beleg zum Lohnkonto 
zu nehmen. 

Nebenberuflich tätige Übungsleiter 
und vergleichbare Personen, die im 
Hauptberuf bereits Arbeitnehmer 
sind, legen dem Verein die zweite 
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Lohnsteuerkarte mit der Steuerklas­
se VI vor (seit dem 01.04.2003 be­
steht auch die Möglichkeit, die Tätig­
keit in Form einer geringfügigen Be­
schäftigung neben dem Hauptberuf 
auszuüben; vgl. das Kapitel „Gering­
fügige Beschäftigung“ auf Seite 
77 f.). Es ist aber auch denkbar, dass 
dem Verein für die ihm gegenüber zu 
erbringende Tätigkeit die erste Lohn­
steuerkarte vorgelegt wird (z. B. die 
freiberuflich tätige Architektin ist als 
nebenberuflich tätige Übungsleiterin 
Arbeitnehmerin des Sportvereins). 
Die Tätigkeit wird nämlich u. a. dann 
nebenberuflich ausgeübt, wenn sie 
nicht mehr als ein Drittel der Arbeits­
zeit eines vergleichbaren Vollzeiter­
werbs in Anspruch nimmt. In diesem 
Sinne können beispielsweise auch 
solche Personen „nebenberuflich“ 
tätig sein, die im steuerrechtlichen 

Sinn streng genommen keinen 
Hauptberuf ausüben, wie beispiels­
weise Rentner. In diesen Fällen wer-
den, sobald der steuerfreie Betrag 
von 2 100 ¤ ausgeschöpft ist, über 
die Anwendung der Lohnsteuertabel­
le – ebenso wie bei anderen Arbeit­
nehmern im ersten Dienstverhältnis 
– der Arbeitnehmerpauschbetrag 
von 920 ¤ sowie die Vorsorgepau­
schale bei der Berechnung der Lohn­
steuer berücksichtigt. 

Übersteigt die Vergütung für die ne­
benberufliche Tätigkeit den steuer­
freien Jahresbetrag und ggf. den Ar­
beitnehmerpauschbetrag, kann der 
als Arbeitnehmer nebenberuflich Tä­
tige dem Finanzamt gegenüber die 
tatsächlichen Werbungskosten gel­
tend machen, soweit sie den Betrag 
von 2 100 ¤ übersteigen. 

VI 

Neuer Steuerfreibetrag für andere nebenberufliche 
ehrenamtliche Tätigkeiten 

Vergütungen für andere nebenberufliche Tätigkeiten im gemeinnützigen, mild-
tätigen oder kirchlichen Bereich sind ab 2007 bis zu einer Höhe von 500 Euro 
steuerfrei. 

Die so genannte Übungsleiterpau­
schale erfasste bisher aber nicht alle 
ehrenamtlichen oder gemeinnützigen 
Tätigkeiten in einem Verein, sondern 
nur bestimmte, pädagogisch ausge­
richtete Tätigkeiten. Damit aber auch 
dem Engagement der anderen eh­
renamtlich tätigen Menschen Rech­
nung getragen wird, können zukünf­

tig alle einen Steuerfreibetrag von 
500 ¤ im Jahr geltend machen (§ 3 
Nr. 26a Einkommensteuergesetz), 
sofern sie nicht bereits von anderen 
Regelungen, insbesondere der 
Übungsleiterpauschale, profitieren. 

Begünstigt werden dadurch z. B. Ret­
tungssanitäter bei Großveranstaltun-

81 



Vereine_Steuern_080604  Seite 8214:15 Uhr  16.06.2008  

LOHNSTEUER 

gen, Hausnotrufdienste bzw. Mahlzei­
tendienste bei gemeinnützigen Hilfs­
organisationen und Fahrtätigkeiten 
beim Behindertentransport, aber 
auch die Aufwandsentschädigungen 
von Vereinsvorständen. 

Bei Ausübung mehrerer ehrenamtli­
cher Tätigkeiten kann es im Einzelfall 
durchaus zu einem Zusammentreffen 
mehrerer Vergünstigungen bei einem 
Steuerpflichtigen kommen: 

Beispiel: 
T ist Jugendtrainer eines Fußballvereins. Für seine nebenberufliche Tätigkeit be­
kommt er eine monatliche Aufwandsentschädigung, die ab 2008 von bisher 154 
auf 175 ¤ angehoben wird. Fahrt- und/oder Verpflegungskosten sind mit dieser 
Pauschale abgegolten. 
Wegen seines herausragenden Engagements wird T Ende 2007 zum Vorsitzen­
den seines Fußballvereins ernannt. Anfang 2008 beschließt der Verein eine Sat­
zungsänderung, nach der alle Vorstandsmitglieder des Vereins für ihre Tätigkei­
ten eine Aufwandsentschädigung von jährlich 500 ¤ erhalten. 
Die Aufwandsentschädigung für die Trainertätigkeit ist in voller Höhe von 2 100 ¤ 
im Jahr 2008 steuerfrei nach § 3 Nr. 26 Einkommensteuergesetz. Auch die Auf­
wandsentschädigung für die Vorstandstätigkeit ist in voller Höhe von 500 ¤ steu­
erfrei, weil für diese Tätigkeit § 3 Nr. 26a Einkommensteuergesetz anwendbar ist. 
Diese Regelung wird nicht durch die gleichzeitige Anwendung der Übungsleiter­
pauschale ausgeschlossen, weil es sich bei Trainertätigkeit und Vorstandsarbeit 
um zwei unterschiedliche Tätigkeiten handelt. 

Pauschalierung der Lohnsteuer 

Wenn der Lohn bestimmte Grenzen nicht übersteigt, kann die Lohnsteuer bei ge-
legentlichen kurzfristigen Tätigkeiten pauschal mit 25 v. H. des Arbeitslohns an 
das Finanzamt abgeführt werden. 

Aus Vereinfachungsgründen kann ein 
Arbeitgeber auf die Vorlage der Lohn­
steuerkarte verzichten und die Lohn­
steuer pauschal in Höhe von 25 v. H. 
des Arbeitslohns zuzüglich Kirchen­
steuer in Höhe von in der Regel 7 v. H. 
der Lohnsteuer (in Nordrhein-Westfa­
len) und den Solidaritätszuschlag in 

Höhe von 5,5 v. H. der Lohnsteuer an 
das Finanzamt abführen, wenn es 
sich um eine gelegentliche kurzfristi­
ge Tätigkeit handelt und der Arbeits­
lohn bestimmte Grenzen nicht über-
steigt (da gleichwohl Versicherungs­
pflicht gegeben sein kann, sind die 
Beschäftigungsverhältnisse der 
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Krankenkasse oder Ersatzkasse zu 
melden). 

Eine gelegentliche kurzfristige Tätig­
keit, z. B. für eine bestimmte Veran­
staltung, ist anzunehmen, wenn sie 
nicht länger als 18 zusammenhän­
gende Arbeitstage dauert. Der Lohn 
darf 12 ¤ je Stunde und 62 ¤ je Ar­
beitstag (im Durchschnitt) nicht 
übersteigen. Nur bei unvorhergese­
henem und unaufschiebbarem kurz­
fristigem Einsatz, beispielsweise zur 
Beseitigung von Unwetterschäden, 
kann ausnahmsweise die 62-¤-Gren-
ze überschritten werden. 

Werden die Bezüge aufgrund einer 
Lohnsteuerkarte besteuert, ist es un­
zulässig, lediglich für einen Teil dieser 
Bezüge (z. B. für eine bestimmte Tä­
tigkeit) die Lohnsteuer zu pauscha­
lieren. Eine Pauschalierung kommt in 
solchen Fällen nur in Betracht, wenn 

die steuerpflichtigen Bezüge im 
Lohnzahlungszeitraum insgesamt 
innerhalb der oben dargestellten 
Grenzen der Pauschalierung liegen. 

Bei nebenberuflich tätigen Übungs­
leitern und vergleichbaren Personen 
wirkt sich der steuerfreie Betrag von 
2 100 ¤ nach § 3 Nr. 26 des Einkom­
mensteuergesetzes auch im Rahmen 
der Lohnsteuerpauschalierung zum 
Vorteil des Arbeitnehmers aus: Um 
diesen Betrag werden die Bezüge 
sowohl für die Berechnung der Pau­
schalsteuer als auch bei der Prüfung 
der Frage, ob die Pauschalierungs­
grenzen eingehalten werden, gekürzt. 

Bezüglich der Pauschalierung der 
Lohnsteuer bei geringfügigen Be­
schäftigungen (einheitliche Pausch­
steuer) vgl. Kapitel „Geringfügige Be­
schäftigung“ auf Seite 77 f. 

VI 

Übernahme der pauschalierten Lohnsteuer durch den 
Arbeitgeber 

Bei der Veranlagung des Arbeitnehmers bleiben sowohl der pauschal besteuerte 
Arbeitslohn als auch die pauschale Lohnsteuer außer Betracht. 

Wird von der Lohnsteuerpauschalie­
rung Gebrauch gemacht, hat der Ar­
beitgeber die Lohnsteuer zu über-
nehmen. Er ist anstelle des Arbeit­
nehmers Schuldner der pauschalen 
Lohnsteuer. Bei der Veranlagung des 
Arbeitnehmers zur Einkommensteu­
er bleiben sowohl der pauschal be­
steuerte Arbeitslohn für die Besteue­

rung als auch die pauschale Lohn­
steuer für die Steueranrechnung 
(einschließlich der Kirchensteuer 
und des Solidaritätszuschlags) außer 
Betracht. Der Arbeitnehmer kann in 
diesen Fällen selbstverständlich kei­
ne mit diesem Arbeitslohn zusam­
menhängenden Werbungskosten ab-
setzen. 
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Lohnsteuerliche Behandlung der Amateurfußball-
spieler 

Amateurfußballspieler können Arbeitnehmer des Sportvereins sein. 

Amateurfußballspieler, die für ihre 
Tätigkeit eine Vergütung erhalten, 
sind Arbeitnehmer des Sportvereins. 
Der Sportverein darf ihnen, ohne da-
mit die Zweckbetriebseigenschaft 
seiner sportlichen Veranstaltungen 
(§ 67a Abs. 3 AO) zu beeinträchtigen, 
im Jahresdurchschnitt Vergütungen 
bis zu 358 ¤ monatlich zuwenden. 
Diese Vergütungen, besonders Ent­
schädigungen für Zeitaufwand oder 
Verdienstausfall, sind der Lohnsteuer 

zu unterwerfen. Der Lohnsteuerab­
zug darf nur unterbleiben, soweit der 
Betrag der Vergütung aufgrund nach­
prüfbarer Einzelabrechnungen als 
steuerfreier Auslagenersatz anzuse­
hen ist. Der Ersatz von Aufwendun­
gen, die der Arbeitnehmer sonst als 
Werbungskosten abziehen könnte, ist 
ebenfalls lohnsteuerpflichtig, soweit 
er nicht aufgrund gesetzlicher Rege­
lung steuerfrei bleibt, wie z. B. Reise-
kosten. 

Besondere Pflichten des Arbeitgebers 

Auch der Verein als Arbeitgeber hat bei der Überprüfung des Lohnsteuerabzugs 
durch das Finanzamt besondere Pflichten zu erfüllen. 

In gewissen Zeitabständen über­
wacht das Finanzamt die ordnungs­
gemäße Einbehaltung und Abführung 
der Lohnsteuer durch eine Prüfung 
(Außenprüfung) der Arbeitgeber. 
Solchen Prüfungen unterliegen auch 
Vereine. Im Rahmen der Prüfung sind 
die Arbeitgeber insbesondere ver­
pflichtet, 

•	 den mit der Nachprüfung beauf­
tragten Bediensteten des Finanz­
amts das Betreten der Geschäfts­
räume in den üblichen Geschäfts­
stunden zu gestatten; 

•	 der prüfenden Person Einsicht in 
die aufbewahrten Lohnsteuerkar­
ten, Lohnkonten, Lohnbücher so­
wie in die Geschäftsbücher und 
sonstigen Unterlagen zu gewäh­
ren; 

•	 jede gewünschte Auskunft zu den 
Buchaufzeichnungen zu geben; 

•	 auf Verlangen den Prüfenden zur 
Feststellung der Steuerverhältnis­
se Auskunft auch über Personen 
zu geben, bei denen es umstritten 
ist, ob sie Arbeitnehmer des Ver­
eins sind. 
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Kapitalertragsteuer (Zinsabschlag) 

Gemeinnützige Vereine können die Einbehaltung der Kapitalertragsteuer bzw. 
des Zinsabschlags von ihren Kapitalerträgen dadurch vermeiden, dass sie ihrem 
Kreditinstitut eine amtlich beglaubigte Kopie des zuletzt erteilten Freistellungs-
bescheides überlassen, der für einen Veranlagungszeitraum erteilt worden ist, 
der, vom Zeitpunkt des Kapitalertrags gesehen, nicht länger als fünf Jahre zu-
rückliegt. 

Auch die Kapitalerträge von Vereinen 
unterliegen vom Grundsatz her dem 
Kapitalertragsteuerabzug bzw. dem 
Zinsabschlag. 

Inländische Kreditinstitute, bei denen 
Kapitalanlagen eines Vereins beste­
hen, haben bei jeder Auszahlung oder 
Gutschrift von Zinsen auf Spareinla­
gen, Bausparguthaben, festverzinsli­
che Wertpapiere oder Erträge aus 
Anteilscheinen an Investmentfonds 
einen Zinsabschlag von 30 v. H. (bei 
sog. Tafelgeschäften 35 v. H.) einzu­
behalten und an das Finanzamt abzu­
führen. Der Zinsabschlag muss nicht 
vorgenommen werden, wenn kein hö­
herer Zins oder Bonus als 1 v. H. ge­
zahlt wird oder der Kapitalertrag die 
Bagatellgrenze von 10 ¤ pro Konto 
nicht übersteigt. Für Kapitalerträge 
wie z. B. Dividenden, Zinsen aus Wan­
delanleihen, Gewinnobligationen und 
Genussrechte gilt der Kapitalertrag­
steuerabzug von 20 bzw. 25 v. H. 

Die Vereine können unter bestimm­
ten Voraussetzungen die Einbehal­
tung von Kapitalertragsteuer (Zins­
abschlag) vermeiden. Diese Voraus­
setzungen sind unterschiedlich und 
davon abhängig, ob der Verein wegen 
Gemeinnützigkeit von der Körper­
schaftsteuer befreit ist oder nicht. 

a) Die als gemeinnützig anerkannten 
und daher von der Körperschaft­
steuer befreiten Vereine können 
die Einbehaltung der Kapitaler­
tragsteuer von ihren Kapitalerträ­
gen dadurch vermeiden, dass sie 
ihrem Kreditinstitut durch eine Be­
scheinigung des für den Verein zu­
ständigen Finanzamtes ihren Sta­
tus als körperschaftsteuerbefreite 
inländische Körperschaft im Sinne 
des § 44a Abs. 4 Nr. 1 EStG nach-
weisen (so genannte NV 2 B-Be­
scheinigung). Neben dem Original 
der NV-Bescheinigung kann auch 
eine amtlich beglaubigte Ausferti­
gung für steuerliche Zwecke aner­
kannt werden. Anstelle dieser Be­
scheinigung können diese Vereine 
ihrem Kreditinstitut jedoch auch 
eine amtlich beglaubigte Kopie des 
für sie zuletzt erteilten Freistel­
lungsbescheides (z. B. Gem 2 für 
gemeinnützige Körperschaften) 
überlassen. Diese Möglichkeit gilt 
aber nur dann, wenn der Freistel­
lungsbescheid für einen Veranla­
gungszeitraum erteilt worden ist, 
der vom Zeitpunkt des Kapitaler­
trages gesehen nicht länger als 
fünf Jahre zurückliegt. Ebenso be­
steht die Möglichkeit, dem Kredit­
institut eine amtlich beglaubigte 
Kopie der vorläufigen Bescheini­
gung des Finanzamts über die Ge-
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meinnützigkeit zu überlassen, 
wenn die Gültigkeitsdauer im Ver­
anlagungszeitraum des Zuflusses 
der Kapitalerträge noch gegeben 
ist. Vereine, die nicht im Besitz 
eines aktuellen Freistellungsbe­
scheides sind, weil sie entweder 
steuerlich noch nicht erfasst wa­
ren oder ihr letzter Freistellungs­
bescheid älter als fünf Jahre ist, 
wären im Interesse einer Abstand­
nahme vom Kapitalertragsteuerab­
zug gehalten, bei dem für sie zu­
ständigen Finanzamt die Erteilung 
eines Freistellungsbescheides oder 
einer NV 2 B-Bescheinigung zu be­
antragen. Auf diesen Antrag hin 
hat das Finanzamt zu überprüfen, 
ob der Verein die Voraussetzungen 
der Gemeinnützigkeit erfüllt und 
die Kapitalerträge im Rahmen der 
Vermögensverwaltung, mithin 
nicht im Rahmen eines so genann­
ten wirtschaftlichen Geschäftsbe­
triebes, angefallen sind. Die Mög­
lichkeit der Erteilung eines Freistel­
lungsauftrages unmittelbar an das 
Kreditinstitut haben die gemein­
nützigen Vereine nicht. 

b) Nicht als gemeinnützig anerkannte 
und daher nicht von der Körper­
schaftsteuer befreite Vereine kön­
nen von ihren Einnahmen aus Ka­
pitalvermögen einen Sparerfreibe­
trag von 750 ¤ und eine Werbungs­
kostenpauschale von 51 ¤ abzie­
hen. In diesem Umfang von höchs­
tens 801 ¤ kann der Verein seinem 
jeweiligen Kreditinstitut auf dort 
oder beim Finanzamt erhältlichem 
amtlich vorgeschriebenem Vor­
druck einen so genannten Freistel­
lungsauftrag erteilen. Aufgrund 
dieses Freistellungsauftrags wird 
das Kreditinstitut vom Steuerab­

zug Abstand nehmen. Die Möglich­
keit des Freistellungsauftrages gilt 
für rechtsfähige wie nicht rechtsfä­
hige Vereine. Fließen dem Verein 
Kapitalerträge von mehr als 801 ¤ 
zu, wird er jedoch nicht zur Kör­
perschaftsteuer veranlagt, weil 
sein Einkommen den Freibetrag 
von 3 835 ¤ (vgl. Kapitel „Bemes­
sung der Körperschaftsteuer“ auf 
Seite 57) nicht übersteigt, so kann 
er von seinem Finanzamt auf An­
trag eine so genannte Nichtveran­
lagungsbescheinigung (Vordruck 
NV 3 B) erhalten. Auf der Grund­
lage dieser Nichtveranlagungsbe­
scheinigung ist das Kreditinstitut 
berechtigt, auch bei über 801 ¤ 
hinausgehenden Kapitalerträgen 
vom Steuerabzug Abstand zu 
nehmen. 
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STEUERABZUG FÜR AUSLÄNDISCHE KÜNSTLER UND SPORTLER 

Steuerabzug für ausländische Künstler und Sportler 

Mit einem besonderen Abzugsverfahren wird sichergestellt, dass für das im In-
land erzielte Einkommen ausländischer Künstler und Sportler Steuern entrich-
tet werden. 

Wenn ein Verein für Veranstaltungen 
(wie z. B. Vereinsfeste, Tennisturniere 
etc.) nicht in Deutschland wohnhafte 
Künstler oder Sportler engagiert, muss 
er als inländischer Vertragspartner 
von dem für diesen Auftritt zu zah­
lenden Honorar, Antritts- oder Preis­
geld einen im Gesetz näher bestimm­
ten Teil einbehalten und an das für 
den Verein zuständige Finanzamt ab-
führen (§ 50a EStG). Mit diesem Ab­
zugsverfahren wird sichergestellt, 
dass für das im Inland erzielte Ein-
kommen der Künstler und Sportler 
Steuern entrichtet werden. Zur Durch­
führung des Verfahrens ist bei den 
Finanzämtern der Vordruck „Anmel­
dung über den Steuerabzug bei Ver­
gütungen an beschränkt Steuer­
pflichtige“ erhältlich, dem auch ein 
ausführliches Merkblatt beigefügt ist. 

Wird der Steuerabzug nicht vorge­
nommen, muss das Finanzamt unter 
bestimmten Umständen den Verein 
und auch die verantwortlichen Vor­
standsmitglieder als Haftungsschuld­
ner in Anspruch nehmen. 

VIII 

VII 
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STEUERABZUG BEI  BAULEISTUNGEN 

Steuerabzug bei Bauleistungen 

Auch Vereine haben grundsätzlich den Steuerabzug bei Bauleistungen vorzu-
nehmen. 

Seit 01.01.2002 haben Vereine, die 
für ihren unternehmerischen Bereich 
(vgl. Kapitel „Der Verein als Unter­
nehmer“ auf Seite 61 ff.) Bauleistun­
gen im Inland beziehen, grundsätz­
lich einen Steuerabzug in Höhe von 
15 % der hierfür zu erbringenden Ge­
genleistung (= Entgelt für die Bau­
leistung zuzüglich Umsatzsteuer) für 
Rechnung des die Bauleistung er­
bringenden Unternehmens vorzuneh­
men. Das Steuerabzugsverfahren ist 
unabhängig davon durchzuführen, ob 
der Erbringer der Bauleistung (Auf­
tragnehmer) im Inland oder im Aus­
land ansässig ist. 

Die Steuer ist bis zum 10. Tag nach 
Ablauf des Monats, in dem das Ent­
gelt für die Bauleistung zuzüglich 
Umsatzsteuer erbracht worden ist, 
anzumelden und zu entrichten. 

Der Steuerabzug kann unterbleiben, 
wenn der Leistende, also derjenige, 
der die Bauleistung gegenüber dem 
Verein erbringt, dem Verein eine im 
Zeitpunkt der Gegenleistung gültige 
Freistellungsbescheinigung vorlegt, 
oder wenn die an den jeweiligen Auf­
tragnehmer für die Bauleistung zu 
erbringende Gegenleistung im lau­
fenden Kalenderjahr voraussichtlich 
5 000 ¤ nicht übersteigen wird. Diese 
Freigrenze erhöht sich auf 15 000 ¤, 
wenn der Verein ausschließlich steu­
erfreie Vermietungsumsätze erbringt. 
Bei der Prüfung dieser Grenzen sind 
die vom jeweiligen Auftragnehmer im 

laufenden Kalenderjahr bereits er-
brachten und voraussichtlich noch zu 
erbringenden Bauleistungen zusam­
menzurechnen. Werden die vorge­
nannten Grenzen überschritten, darf 
vom Steuerabzug nur abgesehen 
werden, wenn das leistende Unter-
nehmen dem Verein eine im Zeit­
punkt der Erbringung der Gegenleis­
tung gültige Freistellungsbescheini­
gung vorlegt. 

Weitere Einzelheiten erfahren Sie bei 
Ihrem Finanzamt. 
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GRUNDSTEUER 

Grundsteuer 

Für gemeinnützige Vereine gelten weitreichende Steuerbefreiungen, wenn die 
Grundstücke steuerbegünstigten Zwecken dienen. 

Grundsteuer kann für alle Grund­
stücke, Grundstücksteile und Gebäu­
de anfallen. Für gemeinnützige, kirch­
liche oder mildtätige Vereine gelten 
allerdings weitreichende Steuerbe­
freiungen, wenn die Grundstücke 
steuerbegünstigten Zwecken ein-
schließlich Zweckbetrieben dienen 
(vgl. hierzu das Kapitel zur Körper­
schaftsteuer Seite 33 ff.). Bei ge­
meinnützigen Sportvereinen sind 
also nicht nur die Sportanlagen und 
Sportplätze einschließlich Zuschau­
ertribünen, sondern auch Unterrichts-
und Ausbildungsräume, Übernach­
tungs-, Umkleide- oder Erfrischungs­
räume, Gerätedepots, Schutzhütten 
von Bergsteiger- oder Wanderverei­
nen und Aufenthaltsräume befreit. 

Grundstücke, die für steuerpflichtige 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 
genutzt werden, sind grundsteuer­
pflichtig. Dies gilt auch bei Sportver­
anstaltungen, die als steuerpflichtige 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe zu 
behandeln sind (Ausnahme: Anlagen, 
die überwiegend von Amateur- und 
Jugendmannschaften zu Trainings­
zwecken oder zu Amateursportveran­
staltungen ohne Eintrittsgeld verwen­
det werden). 

Im Gegensatz zur körperschaftsteu­
erlich begünstigten Vermögensver­
waltung wird Grundsteuer erhoben, 
wenn die Grundstücke nichtbegüns­
tigten Dritten überlassen werden. 
Ebenso ist Grundbesitz steuerpflich­

tig, der zu Wohnzwecken oder land­
und forstwirtschaftlich genutzt wird. 

Wenn Grundbesitz als unbebautes 
Grundstück bewertet ist, besteht 
Grundsteuerpflicht, solange das 
Grundstück nicht für steuerbegüns­
tigte Zwecke hergerichtet wird. 

Ist nur ein abgrenzbarer Teil steuer­
begünstigt genutzt, bleibt dieser Teil 
steuerfrei. Ist die Abgrenzung nicht 
möglich, kommt es auf die überwie­
gende Nutzung an, und zwar so, wie 
sie sich zu Beginn des Kalenderjah­
res bzw. aufgrund der Verhältnisse 
des Vorjahres ergibt. 

Das Verfahren ist vergleichbar mit 
der Erhebung der Gewerbesteuer. 
Das Finanzamt stellt die Einheitswer­
te fest, wendet darauf die Messzahl 
an (in der Regel 3,5 v.T.) und teilt den 
Grundsteuermessbetrag sowohl dem 
Verein als auch der Gemeinde mit, 
die nach Anwendung ihres Hebesat­
zes den Grundsteuerbescheid er­
lässt. Eine Mindestgrenze für steuer­
freies Grundvermögen gibt es nicht. 
Die Grundsteuerbefreiung für ge­
meinnützige Vereine muss beim Fi­
nanzamt geltend gemacht werden, 
solange der Grundsteuermessbe­
scheid noch nicht bestandskräftig 
ist. 
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GRUNDERWERBSTEUER 

Grunderwerbsteuer 

Auch bei gemeinnützigen Vereinen fällt beim Erwerb eines Grundstücks in der 
Regel Grunderwerbsteuer an. 

Grundstückserwerbe des Vereins un­
terliegen – von Ausnahmen wie zum 
Beispiel Schenkungen oder Erwerben 
von Todes wegen abgesehen – der 
Grunderwerbsteuer. 

Dies gilt unter bestimmten Voraus­
setzungen auch für die Übertragung 
(Vereinigung) von Anteilen an grund­
stückshaltenden Gesellschaften. 

Die Grunderwerbsteuer beträgt 
3,5 v. H. der maßgeblichen Bemes­
sungsgrundlage. In den erstgenann­
ten Fällen wird die Grunderwerb­
steuer grundsätzlich von der Gegen­
leistung (zum Beispiel Kaufpreis) 
berechnet. 

In Fällen der Anteilsübertragung/ 
Anteilsvereinigung ist der Bedarfs­
wert Bemessungsgrundlage für die 
Festsetzung der Grunderwerbsteuer. 
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ERBSCHAFT- UND SCHENKUNGSTEUER 

Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Für gemeinnützige Vereine, die nach Satzung und tatsächlicher Geschäftsfüh-
rung ausschließlich und unmittelbar steuerbegünstigten Zwecken dienen, ist in 
der Regel jeder Vermögenserwerb steuerfrei. 

Vermögensübergänge auf einen 
rechtsfähigen Verein aufgrund von 
Erbfall, Vermächtnis oder Schenkung 
unterliegen der Erbschaft- bzw. 
Schenkungsteuer, soweit der maß­
gebliche Freibetrag in Höhe von 
5 200 ¤ überschritten wird. 

Für steuerpflichtige Erwerbe bis ein-
schließlich 52 000 ¤ ist eine Steuer 
in Höhe von 17 v. H. zu entrichten. 

Für gemeinnützige Vereine, die nach 
der Satzung und nach ihrer tatsächli­
chen Geschäftsführung ausschließ­
lich und unmittelbar gemeinnützigen, 
mildtätigen oder kirchlichen Zwecken 
dienen, sind Vermögenserwerbe steu­
erfrei, es sei denn, der Verein würde 
innerhalb von zehn Jahren nach dem 
Erwerb die Steuerbegünstigung ver­
lieren und das Vermögen nicht be­
günstigten Zwecken zugeführt. 

XII 
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•

•

•

KRAFTFAHRZEUGSTEUER 

Kraftfahrzeugsteuer 

Das Kraftfahrzeugsteuerrecht kennt keine besonderen Befreiungsvorschriften 
für gemeinnützige Vereine. 

Der Kraftfahrzeugsteuer unterliegt 
das Halten eines Fahrzeugs zum Ver­
kehr auf öffentlichen Straßen, also 
das mit der verkehrsrechtlichen Zu­
lassung erlangte Recht auf Benut­
zung des Fahrzeugs im Straßenver­
kehr. Schuldner der Kraftfahrzeug­
steuer ist derjenige, für den das Fahr­
zeug zugelassen ist. Das kann auch 
ein Verein sein. Besondere Befrei­
ungsvorschriften für Vereine kennt 
das Kraftfahrzeugsteuerrecht nicht. 
Auch ist das Halten von Fahrzeugen 
für gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke nicht allgemein 
von der Kraftfahrzeugsteuer befreit. 

Von den Befreiungsvorschriften dürf­
ten für die Vereine insbesondere fol­
gende Befreiungen von Bedeutung 
sein: 

•	 das Halten von nicht dem Zulas­
sungsverfahren unterliegenden 
Spezialanhängern zur Beförderung 
von Sportgeräten oder Tieren für 
Sportzwecke (vereinseigene Fahr­
zeuge zur Beförderung der Mann­
schaften zu Sportveranstaltungen 
sind dagegen nicht von der Kraft­
fahrzeugsteuer ausgenommen), 

•	 das Halten von Fahrzeugen von 
gemeinnützigen oder mildtätigen 
Organisationen für die Zeit, in der 
sie ausschließlich für humanitäre 
Hilfsgütertransporte in das Aus­
land oder für zeitlich damit zusam­
menhängende Vorbereitungsfahr­
ten verwendet werden, 

•	 das Halten von Fahrzeugen, solan­
ge sie ausschließlich bei Unglücks­
fällen, im Rettungsdienst oder zur 
Krankenbeförderung verwendet 
werden, die Fahrzeuge als für diese 
Zwecke bestimmt äußerlich er­
kennbar und nach ihrer Bauart und 
Einrichtung den bezeichneten Ver­
wendungszwecken angepasst sind. 
Die Verwendung solcher Fahrzeuge 
für humanitäre Hilfsgütertranspor­
te in das Ausland oder für zeitlich 
damit zusammenhängende Vorbe­
reitungsfahrten ist für die Steuer­
befreiung unschädlich. 

Ist das Halten von Kraftfahrzeugen, 
insbesondere Kleinbussen, steuerfrei, 
weil diese Fahrzeuge ausschließlich 
dazu verwendet werden, um geistig 
oder körperlich behinderte Personen 
zu Tageseinrichtungen zu befördern, 
in denen die genannten Personen 
auch krankenfürsorgerisch betreut 
werden, und sind diese Fahrzeuge 
hierfür besonders gekennzeichnet, 
ist es für die Steuerbefreiung un­
schädlich, wenn diese Fahrzeuge ge­
legentlich auch zur Beförderung des 
Personals zu Fortbildungszwecken, 
zur Beförderung von Arbeitsmaterial 
oder zu Fahrten zur Beschaffung von 
Arbeitsaufträgen für die Tagesein­
richtung verwendet werden. 
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LOTTERIESTEUER 

Lotteriesteuer 

Die von einem Verein veranstaltete Tombola ist von der Lotteriesteuer befreit, 
wenn der Gesamtpreis der Lose 650 Euro nicht übersteigt und keine Bargeldge-
winne ausgeschüttet werden. 

Veranstaltet ein Verein Lotterien oder 
Ausspielungen, kann Lotteriesteuer 
anfallen. Sie beträgt 16 2/3 v. H. des 
Nennwertes der Lose. 

Die verbreitete Form der Tombola ist 
jedoch steuerfrei, wenn der Gesamt­
preis der Lose 650 ¤ nicht übersteigt 
und keine Bargeldgewinne ausge­
schüttet werden. Eine von der zustän­
digen Behörde genehmigte Lotterie 
oder Ausspielung (vgl. Kapitel „Son­
derregelungen für bestimmte Zweck-
betriebe“, Seite 37 – 38, letzter Auf­
zählungsstrich) bleibt jedoch dann 
steuerfrei, wenn sie ausschließlich 
gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zwecken dient und der 
Gesamtpreis der Lose 40 000 ¤ 
nicht übersteigt. 

Für welche Veranstaltungen Vergnü­
gungsteuer anfällt, ist bei der zustän­
digen Gemeinde zu erfahren. 

XIV 
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VORDRUCKE 

Vordrucke 

Die wichtigsten Vordrucke und Muster für gemeinnützige Vereine … 

… finden Sie im Text auf den Seiten 
24 (Mustersatzung) und 31/32 
(Zuwendungsbestätigung) sowie im 
Anhang ab Seite 165 (zum Beispiel 
Bestätigung über Zuwendungen an 
Stiftungen) bzw. ab Seite 171 (zum 
Beispiel Gemeinnützigkeitserklä­
rung). 

Diese Vordrucke sowie weitere 
benötigte Vordrucke in der jeweils 
aktuellen Fassung können Sie da-
rüber hinaus auch online unter 
www.fm.nrw.de/go/vordrucke 
bzw. unter 
www.bundesfinanzministerium.de 
unter „Formulare von A – Z“ herun­
terladen. Die Gemeinnützigkeitser­
klärung und alle sonstigen vom Ver­
ein benötigten Steuererklärungs­
oder Steueranmeldungsvordrucke 
können Sie auch bei Ihrem zuständi­
gen Finanzamt erhalten. 
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ANHANG 

Auszug aus der Abgabenordnung (AO) und dem 
Anwendungserlass zur Abgabenordnung (AEAO) 

§ 14 – Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 

Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ist eine selbstständige nachhaltige Tätig-
keit, durch die Einnahmen oder andere wirtschaftliche Vorteile erzielt werden 
und die über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinausgeht. Die Absicht, 
Gewinne zu erzielen, ist nicht erforderlich. Eine Vermögensverwaltung liegt in 
der Regel vor, wenn Vermögen genutzt, zum Beispiel Kapitalvermögen verzins-
lich angelegt oder unbewegliches Vermögen vermietet oder verpachtet wird. 

Zu § 14 – Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb: 

Die Begriffsbestimmung gilt einheitlich für alle Steuerarten. 

§ 51 – Allgemeines 

Gewährt das Gesetz eine Steuervergünstigung, weil eine Körperschaft ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke (steuer-
begünstigte Zwecke) verfolgt, so gelten die folgenden Vorschriften. Unter Kör-
perschaften sind die Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögens-
massen im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes zu verstehen. Funktionale Un-
tergliederungen (Abteilungen) von Körperschaften gelten nicht als selbstständi-
ge Steuersubjekte. 

Zu § 51 – Allgemeines: 

1.	 Unter Körperschaften i. S. d. § 51, für die eine Steuervergünstigung in Betracht 
kommen kann, sind Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmas­
sen i. S. d. KStG zu verstehen. Dazu gehören auch die juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts mit ihren Betrieben gewerblicher Art (§ 1 Abs. 1 Nr. 6, § 4 KStG), 
nicht aber die juristischen Personen des öffentlichen Rechts als solche. 

2.	 Regionale Untergliederungen (Landes-, Bezirks-, Ortsverbände) von Großvereinen 
sind als nichtrechtsfähige Vereine (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG) selbstständige Steuer­
subjekte im Sinne des Körperschaftsteuerrechts, wenn sie 
a)	 über eigene satzungsmäßige Organe (Vorstand, Mitgliederversammlung) ver­

fügen und über diese auf Dauer nach außen im eigenen Namen auftreten und 
b) eine eigene Kassenführung haben. 
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ANHANG 

Die selbstständigen regionalen Untergliederungen können nur dann als gemein­
nützig behandelt werden, wenn sie eine eigene Satzung haben, die den gemein­
nützigkeitsrechtlichen Anforderungen entspricht. Zweck, Aufgaben und Organisa­
tion der Untergliederungen können sich auch aus der Satzung des Hauptvereins 
ergeben. 

3. Über die Befreiung von der Körperschaftsteuer nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG wegen 
Förderung steuerbegünstigter Zwecke ist stets für einen bestimmten Veranla­
gungszeitraum zu entscheiden (Grundsatz der Abschnittsbesteuerung). Eine Kör­
perschaft kann nur dann nach dieser Vorschrift von der Körperschaftsteuer be­
freit werden, wenn sie in dem zu beurteilenden Veranlagungszeitraum alle Voraus­
setzungen für die Steuerbegünstigung erfüllt. Die spätere Erfüllung einer der Vo­
raussetzungen für die Steuerbegünstigung kann nicht auf frühere, abgelaufene 
Veranlagungszeiträume zurückwirken. 

4. Wird eine bisher steuerpflichtige Körperschaft nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG von der 
Körperschaftsteuer befreit, ist eine Schlussbesteuerung nach § 13 KStG durchzu­
führen. 

5. Für die Steuerbegünstigung einer Körperschaft reichen Betätigungen aus, mit de­
nen die Verwirklichung der steuerbegünstigten Satzungszwecke nur vorbereitet 
wird. Die Tätigkeiten müssen ernsthaft auf die Erfüllung eines steuerbegünstigten 
satzungsmäßigen Zwecks gerichtet sein. Die bloße Absicht, zu einem ungewissen 
Zeitpunkt einen der Satzungszwecke zu verwirklichen, genügt nicht (BFH-Urteil 
vom 23.07.2003 – I R 29/02 – BStBl. II, S. 930). 

6. Die Körperschaftsteuerbefreiung einer Körperschaft, die nach ihrer Satzung steu­
erbegünstigte Zwecke verfolgt, endet, wenn die eigentliche steuerbegünstigte Tä­
tigkeit eingestellt und über das Vermögen der Körperschaft das Konkurs- oder In­
solvenzverfahren eröffnet wird (BFH-Urteil vom 16.05.2007 – I R 14/06 – BStBl. II, 
S. 808). 

§ 52 – Gemeinnützige Zwecke 

(1) Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit da-
rauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem 
Gebiet selbstlos zu fördern. Eine Förderung der Allgemeinheit ist nicht gegeben, 
wenn der Kreis der Personen, dem die Förderung zugute kommt, fest abge-
schlossen ist, zum Beispiel Zugehörigkeit zu einer Familie oder zur Belegschaft 
eines Unternehmens, oder infolge seiner Abgrenzung, insbesondere nach räum-
lichen oder beruflichen Merkmalen, dauernd nur klein sein kann. Eine Förderung 
der Allgemeinheit liegt nicht allein deswegen vor, weil eine Körperschaft ihre 
Mittel einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zuführt. 
(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind als Förderung der Allgemein-
heit anzuerkennen: 
1. die Förderung von Wissenschaft und Forschung; 
2. die Förderung der Religion; 

98 



Vereine_Steuern_080604  Seite 9914:15 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

3. die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen Ge-
sundheitspflege, insbesondere die Verhütung und Bekämfung von übertrag-
baren Krankheiten, auch durch Krankenhäuser i. S. d. § 67, und von Tierseuchen; 

4. die Förderung der Jugend- und Altenhilfe; 
5. die Förderung von Kunst und Kultur; 
6. die Förderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege; 
7.	 die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der Stu-

dentenhilfe; 
8.	 die Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege i. S. d. Bundes-

naturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder, des Umwelt-
schutzes, des Küstenschutzes und des Hochwasserschutzes; 

9. die Förderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der amtlich 
anerkannten Verbände der freien Wohlfahrtspflege (§ 23 der Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung), ihrer Unterverbände und ihrer angeschlossenen 
Einrichtungen und Anstalten; 

10. die Förderung der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös Verfolgte, für 
Flüchtlinge, Vertriebene, Aussiedler, Spätaussiedler, Kriegsopfer, Kriegshin-
terbliebene, Kriegsbeschädigte und Kriegsgefangene, Zivilbeschädigte und 
Behinderte sowie Hilfe für Opfer von Straftaten; Förderung des Andenkens 
an Verfolgte, Kriegs- und Katastrophenopfer; Förderung des Suchdienstes 
für Vermisste; 

11. die Förderung der Rettung aus Lebensgefahr; 
12. die Förderung des Feuer-, Arbeits-, Katastrophen- und Zivilschutzes sowie 

der Unfallverhütung; 
13. die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der 

Kultur und des Völkerverständigungsgedankens; 
14. die Förderung des Tierschutzes; 
15. die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit; 
16. die Förderung von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz; 
17. die Förderung der Fürsorge für Strafgefangene und ehemalige Strafgefangene; 
18. die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern; 
19. die Förderung des Schutzes von Ehe und Familie; 
20.die Förderung der Kriminalprävention; 
21. die Förderung des Sports (Schach gilt als Sport); 
22.die Förderung der Heimatpflege und Heimatkunde; 
23. die Förderung der Tierzucht, der Pflanzenzucht, der Kleingärtnerei, des tradi-

tionellen Brauchtums einschließlich des Karnevals, der Fastnacht und des 
Faschings, der Soldaten- und Reservistenbetreuung, des Amateurfunkens, 
des Modellflugs und des Hundesports; 

24.die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes; hierzu gehören nicht Bestrebungen, die nur bestimm-
te Einzelinteresssen staatsbürgerlicher Art verfolgen oder die auf den kom-
munalpolitischen Bereich beschränkt sind; 

25. die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zu Gunsten gemeinnüt-
ziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke. 
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Sofern der von der Körperschaft verfolgte Zweck nicht unter Satz 1 fällt, aber die 
Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet entsprechend 
selbstlos gefördert wird, kann dieser Zweck für gemeinnützig erklärt werden. Die 
obersten Finanzbehörden der Länder haben jeweils eine Finanzbehörde i. S. d. 
Finanzverwaltungsgesetzes zu bestimmen, die für Entscheidungen nach Satz 2 
zuständig ist. 

Zu § 52 – Gemeinnützige Zwecke: 

1.	 Die Gemeinnützigkeit einer Körperschaft setzt voraus, dass ihre Tätigkeit der All­
gemeinheit zugute kommt (§ 52 Abs. 1 S. 1). Dies ist nicht gegeben, wenn der Kreis 
der geförderten Personen infolge seiner Abgrenzung, insbesondere nach räumli­
chen oder beruflichen Merkmalen, dauernd nur klein sein kann (§ 52 Abs. 1 S. 2). 
Hierzu gilt Folgendes: 

1.1 Allgemeines

Ein Verein, dessen Tätigkeit in erster Linie seinen Mitgliedern zugute kommt (ins-

besondere Sportvereine und Vereine, die in § 52 Abs. 2 Nr. 23 genannte Freizeitbe­

tätigungen fördern), fördert nicht die Allgemeinheit, wenn er den Kreis der Mitglie­

der durch hohe Aufnahmegebühren oder Mitgliedsbeiträge (einschließlich Mit­

gliedsumlagen) klein hält.

Bei einem Verein, dessen Tätigkeit in erster Linie seinen Mitgliedern zugute kommt,

ist eine Förderung der Allgemeinheit im Sinne des § 52 Abs. 1 anzunehmen, wenn

a)	 die Mitgliedsbeiträge und Mitgliedsumlagen zusammen im Durchschnitt 

1 023 ¤ je Mitglied und Jahr und 
b) die Aufnahmegebühren für die im Jahr aufgenommenen Mitglieder im 

Durchschnitt 1 534 ¤ nicht übersteigen. 

1.2 Investitionsumlage

Es ist unschädlich für die Gemeinnützigkeit eines Vereins, dessen Tätigkeit in ers­

ter Linie seinen Mitgliedern zugute kommt, wenn der Verein neben den o. a. Auf­

nahmegebühren und Mitgliedsbeiträgen (einschließlich sonstiger Mitgliedsumla­

gen) zusätzlich eine Investitionsumlage nach folgender Maßgabe erhebt:

Die Investitionsumlage darf höchstens 5 113 ¤ innerhalb von 10 Jahren je Mitglied

betragen. Die Mitglieder müssen die Möglichkeit haben, die Zahlung der Umlage

auf bis zu 10 Jahresraten zu verteilen. Die Umlage darf nur für die Finanzierung

konkreter Investitionsvorhaben verlangt werden. Unschädlich ist neben der zeit-

nahen Verwendung der Mittel für Investitionen auch die Ansparung für künftige

Investitionsvorhaben im Rahmen von nach § 58 Nr. 6 zulässigen Rücklagen und

die Verwendung für die Tilgung von Darlehen, die für die Finanzierung von Investi­

tionen aufgenommen worden sind. Die Erhebung von Investitionsumlagen kann

auf neu eintretende Mitglieder (und ggf. nachzahlende Jugendliche, s. 1.3.1.2) be­

schränkt werden.

Investitionsumlagen sind keine steuerlich abziehbaren Spenden.
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1.3 Durchschnittsberechnung

Der durchschnittliche Mitgliedsbeitrag und die durchschnittliche Aufnahmege­

bühr sind aus dem Verhältnis der zu berücksichtigenden Leistungen der Mitglie­

der zu der Zahl der zu berücksichtigenden Mitglieder zu errechnen.


1.3.1 Zu berücksichtigende Leistungen der Mitglieder

1.3.1.1 Grundsatz

Zu den maßgeblichen Aufnahmegebühren bzw. Mitgliedsbeiträgen gehören alle

Geld- und geldwerten Leistungen, die ein Bürger aufwenden muss, um in den Ver­

ein aufgenommen zu werden bzw. in ihm verbleiben zu können. Umlagen, die von

den Mitgliedern erhoben werden, sind mit Ausnahme zulässiger Investitionsumla­

gen (vgl. 1.2) bei der Berechnung der durchschnittlichen Aufnahmegebühren oder

Mitgliedsbeiträge zu berücksichtigen.


1.3.1.2 Sonderentgelte und Nachzahlungen

So genannte Spielgeldvorauszahlungen, die im Zusammenhang mit der Aufnah­

me in den Verein zu entrichten sind, gehören zu den maßgeblichen Aufnahmege­

bühren. Sonderumlagen und Zusatzentgelte, die Mitglieder z. B. unter der Be­

zeichnung Jahresplatzbenutzungsgebühren zahlen müssen, sind bei der Durch­

schnittsberechnung als zusätzliche Mitgliedsbeiträge zu berücksichtigen.

Wenn jugendliche Mitglieder, die zunächst zu günstigeren Konditionen in den Ver­

ein aufgenommen worden sind, bei Erreichen einer Altersgrenze Aufnahmegebüh­

ren nach zu entrichten haben, sind diese im Jahr der Zahlung bei der Berechnung

der durchschnittlichen Aufnahmegebühr zu erfassen.


1.3.1.3 Auswärtige Mitglieder

Mitgliedsbeiträge und Aufnahmegebühren, die auswärtige Mitglieder an andere

gleichartige Vereine entrichten, sind nicht in die Durchschnittsberechnungen ein­

zubeziehen. Dies gilt auch dann, wenn die Mitgliedschaft in dem anderen Verein

Voraussetzung für die Aufnahme als auswärtiges Mitglied oder die Spielberechti­

gung in der vereinseigenen Sportanlage ist.


1.3.1.4 Juristische Personen und Firmen

Leistungen, die juristische Personen und Firmen in anderer Rechtsform für die Er­

langung und den Erhalt der eigenen Mitgliedschaft in einem Verein aufwenden (so

genannte Firmenmitgliedschaften), sind bei den Durchschnittsberechnungen

nicht zu berücksichtigen (s. auch 1.3.2).


1.3.1.5 Darlehen

Darlehen, die Mitglieder dem Verein im Zusammenhang mit ihrer Aufnahme in den

Verein gewähren, sind nicht als zusätzliche Aufnahmegebühren zu erfassen. Wird

das Darlehen zinslos oder zu einem günstigeren Zinssatz, als er auf dem Kapital­

markt üblich ist, gewährt, ist der jährliche Zinsverzicht als zusätzlicher Mitglieds­

beitrag zu berücksichtigen. Dabei kann typisierend ein üblicher Zinssatz von 5,5 v. H.

angenommen werden (BFH-Urteil vom 13.11.1996, BStBl. 1998 II S. 711). Als zu-
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sätzlicher Mitgliedsbeitrag sind demnach pro Jahr bei einem zinslosen Darlehen

5,5 v. H. des Darlehensbetrags und bei einem zinsgünstigen Darlehen der Betrag, den

der Verein weniger als bei einer Verzinsung mit 5,5 v. H. zu zahlen hat, anzusetzen.

Diese Grundsätze gelten auch, wenn Mitgliedsbeiträge oder Mitgliedsumlagen

(einschließlich Investitionsumlagen) als Darlehen geleistet werden.


1.3.1.6 Beteiligung an Gesellschaften

Kosten für den zur Erlangung der Spielberechtigung notwendigen Erwerb von Ge­

schäftsanteilen an einer Gesellschaft, die neben dem Verein besteht und die die

Sportanlagen errichtet oder betreibt, sind mit Ausnahme des Agios nicht als zu­

sätzliche Aufnahmegebühren zu erfassen.

Ein Sportverein kann aber mangels Unmittelbarkeit dann nicht als gemeinnützig

behandelt werden, wenn die Mitglieder die Sportanlagen des Vereins nur bei Er­

werb einer Nutzungsberechtigung von einer neben dem Verein bestehenden Ge­

sellschaft nutzen dürfen.


1.3.1.7 Spenden

Wenn Bürger im Zusammenhang mit der Aufnahme in einen Sportverein als Spen­

den bezeichnete Zahlungen an den Verein leisten, ist zu prüfen, ob es sich dabei

um freiwillige unentgeltliche Zuwendungen, d.h. um Spenden, oder um Sonder­

zahlungen handelt, zu deren Leistung die neu eintretenden Mitglieder verpflichtet

sind.

Sonderzahlungen sind in die Berechnung der durchschnittlichen Aufnahmege­

bühr einzubeziehen. Dies gilt auch, wenn kein durch die Satzung oder durch Be­

schluss der Mitgliederversammlung festgelegter Rechtsanspruch des Vereins be­

steht, die Aufnahme in den Verein aber faktisch von der Leistung einer Sonderzah­

lung abhängt.

Eine faktische Verpflichtung ist regelmäßig anzunehmen, wenn mehr als 75 v. H.

der neu eingetretenen Mitglieder neben der Aufnahmegebühr eine gleich oder

ähnlich hohe Sonderzahlung leisten. Dabei bleiben passive oder fördernde, ju­

gendliche und auswärtige Mitglieder sowie Firmenmitgliedschaften außer Be­

tracht. Für die Beurteilung der Frage, ob die Sonderzahlungen der neu aufgenom­

menen Mitglieder gleich oder ähnlich hoch sind, sind die von dem Mitglied inner­

halb von drei Jahren nach seinem Aufnahmeantrag oder, wenn zwischen dem Auf­

nahmeantrag und der Aufnahme in den Verein ein ungewöhnlich langer Zeitraum

liegt, nach seiner Aufnahme geleisteten Sonderzahlungen, soweit es sich dabei

nicht um von allen Mitgliedern erhobene Umlagen handelt, zusammenzurechnen.

Die 75 v. H.-Grenze ist eine widerlegbare Vermutung für das Vorliegen von Pflicht­

zahlungen. Maßgeblich sind die tatsächlichen Verhältnisse des Einzelfalls. Son­

derzahlungen sind deshalb auch dann als zusätzliche Aufnahmegebühren zu be­

handeln, wenn sie zwar von weniger als 75 v. H. der neu eingetretenen Mitglieder

geleistet werden, diese Mitglieder aber nach den Umständen des Einzelfalls zu

den Zahlungen nachweisbar verpflichtet sind.

Die vorstehenden Grundsätze einschließlich der 75 v. H.-Grenze gelten für die Ab­

grenzung zwischen echten Spenden und Mitgliedsumlagen entsprechend. Pflicht-
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zahlungen sind in diesem Fall in die Berechnung des durchschnittlichen Mitglieds­

beitrags einzubeziehen.

Nicht bei der Durchschnittsberechnung der Aufnahmegebühren und Mitgliedsbei­

träge zu berücksichtigen sind Pflichteinzahlungen in eine zulässige Investitions­

umlage (vgl. 1.2).

Für Leistungen, bei denen es sich um Pflichtzahlungen (z. B. Aufnahmegebühren,

Mitgliedsbeiträge, Ablösezahlungen für Arbeitsleistungen und Umlagen ein-

schließlich Investitionsumlagen) handelt, dürfen keine Zuwendungsbestätigun­

gen i. S. d. § 50 EStDV ausgestellt werden. Die Grundsätze des BFH-Urteils vom

13.12.1978 (BStBl. II 1979 S. 488) sind nicht anzuwenden, soweit sie mit den vor-

genannten Grundsätzen nicht übereinstimmen.


1.3.2 Zu berücksichtigende Mitglieder

Bei der Berechnung des durchschnittlichen Mitgliedsbeitrags ist als Divisor die

Zahl der Personen anzusetzen, die im Veranlagungszeitraum (Kalenderjahr) Mit­

glieder des Vereins waren. Dabei sind auch die Mitglieder zu berücksichtigen, die

im Laufe des Jahres aus dem Verein ausgetreten oder in ihn aufgenommen wor­

den sind. Voraussetzung ist, dass eine Dauermitgliedschaft bestanden hat bzw.

die Mitgliedschaft auf Dauer angelegt ist.

Divisor bei der Berechnung der durchschnittlichen Aufnahmegebühr ist die Zahl

der Personen, die in dem Veranlagungszeitraum auf Dauer neu in den Verein auf-

genommen worden sind. Bei den Berechnungen sind grundsätzlich auch die för­

dernden oder passiven, jugendlichen und auswärtigen Mitglieder zu berücksichti­

gen. Unter auswärtigen Mitgliedern sind regelmäßig Mitglieder zu verstehen, die

ihren Wohnsitz außerhalb des Einzugsgebiets des Vereins haben und/oder bereits

ordentliches Mitglied in einem gleichartigen anderen Sportverein sind und die

deshalb keine oder geringere Mitgliedsbeiträge oder Aufnahmegebühren zu zah­

len haben. Nicht zu erfassen sind juristische Personen oder Firmen in anderer

Rechtsform sowie die natürlichen Personen, die infolge der Mitgliedschaft dieser

Organisationen Zugang zu dem Verein haben.

Die nicht aktiven Mitglieder sind nicht zu berücksichtigen, wenn der Verein ihre

Einbeziehung in die Durchschnittsberechnung missbräuchlich ausnutzt. Dies ist

z. B. anzunehmen, wenn die Zahl der nicht aktiven Mitglieder ungewöhnlich hoch 
ist oder festgestellt wird, dass im Hinblick auf die Durchschnittsberechnung ge­
zielt nicht aktive Mitglieder beitragsfrei oder gegen geringe Beiträge aufgenom­
men worden sind. Entsprechendes gilt für die Einbeziehung auswärtiger Mitglie­
der in die Durchschnittsberechnung. 

2.	 Bei § 52 Abs. 2 handelt es sich grundsätzlich um eine abschließende Aufzählung 
gemeinnütziger Zwecke. Die Allgemeinheit kann allerdings auch durch die Verfol­
gung von Zwecken, die hinsichtlich der Merkmale, die ihre steuerrechtliche Förde­
rung rechtfertigen, mit den in § 52 Abs. 2 aufgeführten Zwecken identisch sind, ge­
fördert werden. 
Mit der Aufnahme der gemeinnützigen Zwecke in § 52 Abs. 2 AO ist keine Ein­
engung der bisher als besonders förderungswürdig anerkannten Zwecke nach An-
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lage 1 zu § 48 Abs. 2 EStDV in der bis einschließlich 2006 geltenden Fassung ver­
bunden. Textliche Abweichungen in § 52 Abs. 2 Nr. 3, 5, 9, 10, 13 und 15 sind redak­
tioneller Art. 

2.1	 Die Förderung von Kunst und Kultur umfasst die Bereiche der Musik, der 
Literatur, der darstellenden und bildenden Kunst und schließt die Förderung 
von kulturellen Einrichtungen wie Theater und Museen sowie von kulturellen 
Veranstaltungen wie Konzerte und Kunstausstellungen ein. Zur Förderung 
von Kunst und Kultur gehört auch die Förderung der Pflege und Erhaltung 
von Kulturwerten. Kulturwerte sind Gegenstände von künstlerischer und 
sonstiger kultureller Bedeutung, Kunstsammlungen und künstlerische Nach­
lässe, Bibliotheken, Archive sowie andere vergleichbare Einrichtungen. 

2.2	 Die Förderung der Denkmalpflege bezieht sich auf die Erhaltung und Wieder­
herstellung von Bau- und Bodendenkmälern, die nach den jeweiligen landes­
rechtlichen Vorschriften anerkannt sind. Die Anerkennung ist durch eine Be­
scheinigung der zuständigen Stelle nachzuweisen. 

2.3	 Zur Förderung des Andenkens an Verfolgte, Kriegs- und Katastrophenopfer 
gehört auch die Errichtung von Ehrenmalen und Gedenkstätten. 
Zur Förderung der Tier- bzw. Pflanzenzucht gehört auch die Förderung der 
Erhaltung vom Aussterben bedrohter Nutztierrassen und Nutzpflanzen. 
Die Förderung des Einsatzes für nationale Minderheiten im Sinne des durch 
Deutschland ratifizierten Rahmenabkommens zum Schutz nationaler Min­
derheiten und die Förderung des Einsatzes für die gemäß der von Deutsch­
land ratifizierten Charta der Regional- und Minderheitensprachen geschützten 
Sprachen sind – je nach Betätigung im Einzelnen – Förderung von Kunst und 
Kultur, Förderung der Heimatpflege und Heimatkunde oder Förderung des 
traditionellen Brauchtums. Bei den nach der Charta geschützten Sprachen 
handelt es sich um die Regionalsprache Niederdeutsch sowie die Minderhei­
tensprachen Dänisch, Friesisch, Sorbisch und das Romanes der deutschen 
Sinti und Roma. 

2.4	 Unter dem Begriff „bürgerschaftliches Engagement“ versteht man eine frei­
willige, nicht auf das Erzielen eines persönlichen materiellen Gewinns gerich­
tete, auf die Förderung der Allgemeinheit hin orientierte, kooperative Tätig­
keit. Die Anerkennung der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zu 
Gunsten gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke dient der Hervor­
hebung der Bedeutung, die ehrenamtlicher Einsatz für unsere Gesellschaft 
hat. Eine Erweiterung der gemeinnützigen Zwecke ist damit nicht verbunden. 

2.5	 Durch § 52 Abs. 2 Satz 2 wird die Möglichkeit eröffnet, Zwecke auch dann als 
gemeinnützig anzuerkennen, wenn diese nicht unter den Katalog des § 52 
Abs. 2 Satz 1 fallen. Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit solcher gesell­
schaftlicher Zwecke wird bundeseinheitlich abgestimmt. 
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3. Internetvereine können wegen Förderung der Volksbildung als gemeinnützig aner­
kannt werden, sofern ihr Zweck nicht der Förderung der (privat betriebenen) Da­
tenkommunikation durch Zurverfügungstellung von Zugängen zu Kommunikati­
onsnetzwerken sowie durch den Aufbau, die Förderung und den Unterhalt ent­
sprechender Netze zur privaten und geschäftlichen Nutzung durch die Mitglieder 
oder andere Personen dient. Freiwilligenagenturen können regelmäßig wegen der 
Förderung der Bildung (§ 52 Abs. 2 Nr. 7) als gemeinnützig behandelt werden, weil 
das Schwergewicht ihrer Tätigkeit in der Aus- und Weiterbildung der Freiwilligen 
liegt (BMF-Schreiben vom 15.09.2003, BStBl. I, S. 446). 

4. Bei Körperschaften, die Privatschulen betreiben oder unterstützen, ist zwischen 
Ersatzschulen und Ergänzungsschulen zu unterscheiden. Die Förderung der All­
gemeinheit ist bei Ersatzschulen stets anzunehmen, weil die zuständigen Landes­
behörden die Errichtung und den Betrieb einer Ersatzschule nur dann genehmi­
gen dürfen, wenn eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der 
Eltern nicht gefördert wird (Art. 7 Abs. 4 Satz 3 GG und die Privatschulgesetze der 
Länder). Bei Ergänzungsschulen kann eine Förderung der Allgemeinheit dann an-
genommen werden, wenn in der Satzung der Körperschaft festgelegt ist, dass bei 
mindestens 25 v. H. der Schüler keine Sonderung nach den Besitzverhältnissen 
der Eltern im Sinne des Art. 7 Abs. 4 Satz 3 GG und der Privatschulgesetze der 
Länder vorgenommen werden darf. 

5. Nachbarschaftshilfevereine, Tauschringe und ähnliche Körperschaften, deren Mit­
glieder kleinere Dienstleistungen verschiedenster Art gegenüber anderen Vereins­
mitgliedern erbringen (z. B. kleinere Reparaturen, Hausputz, Kochen, Kinderbe­
treuung, Nachhilfeunterricht, häusliche Pflege) sind grundsätzlich nicht gemein­
nützig, weil regelmäßig durch die gegenseitige Unterstützung in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Interessen ihrer Mitglieder gefördert werden und damit gegen den 
Grundsatz der Selbstlosigkeit (§ 55 Abs. 1) verstoßen wird. Solche Körperschaften 
können jedoch gemeinnützig sein, wenn sich ihre Tätigkeit darauf beschränkt, alte 
und hilfsbedürftige Menschen in Verrichtungen des täglichen Lebens zu unter-
stützen und damit die Altenhilfe gefördert bzw. mildtätige Zwecke (§ 53) verfolgt 
werden. Soweit sich der Zweck der Körperschaften zusätzlich auf die Erteilung 
von Nachhilfeunterricht und Kinderbetreuung erstreckt, können sie auch wegen 
Förderung der Jugendhilfe anerkannt werden. Voraussetzung für die Anerken­
nung der Gemeinnützigkeit solcher Körperschaften ist, dass die aktiven Mitglie­
der ihre Dienstleistungen als Hilfspersonen der Körperschaft (§ 57 Abs. 1 Satz 2) 
ausüben. 
Vereine, deren Zweck die Förderung esoterischer Heilslehren ist, z. B. Reiki-Verei­
ne, können nicht wegen Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens oder der 
öffentlichen Gesundheitspflege als gemeinnützig anerkannt werden. 

6.	 Ein wesentliches Element des Sports (§ 52 Abs. 2 Nr. 21) ist die körperliche Ertüch­
tigung. Motorsport fällt unter den Begriff des Sports (BFH-Urteil vom 29.10.1997, 
BStBl. II 1998 S. 9), ebenso Ballonfahren. Skat (BFH-Urteil vom 17.02.2000 – I R 
108, 109/98 – BFH/NV S. 1071), Bridge, Gospiel sowie Gotcha, Paintball, Tischfuß­
ball und Tipp-Kick sind dagegen kein Sport im Sinne des Gemeinnützigkeits­
rechts. Dies gilt auch für Amateurfunk, Modellflug und Hundesport, die jedoch 
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eigenständige gemeinnützige Zwecke sind (§ 52 Abs. 2 Nr. 23). Schützenvereine 
können auch dann als gemeinnützig anerkannt werden, wenn sie nach ihrer Sat­
zung neben dem Schießsport (als Hauptzweck) auch das Schützenbrauchtum 
(vgl. Nr. 11) fördern. Die Durchführung von volksfestartigen Schützenfesten ist 
kein gemeinnütziger Zweck. 

7. Die Förderung des bezahlten Sports ist kein gemeinnütziger Zweck, weil dadurch 
eigenwirtschaftliche Zwecke der bezahlten Sportler gefördert werden. Sie ist aber 
unter bestimmten Voraussetzungen unschädlich für die Gemeinnützigkeit eines 
Sportvereins (s. §§ 58 Nr. 9 und 67a). 

8. Eine steuerbegünstigte allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens 
ist nur dann gegeben, wenn sich die Körperschaft umfassend mit den demokrati­
schen Grundprinzipien befasst und diese objektiv und neutral würdigt. Ist hinge­
gen Zweck der Körperschaft die politische Bildung, der es auf der Grundlage der 
Normen und Vorstellungen einer rechtsstaatlichen Demokratie um die Schaffung 
und Förderung politischer Wahrnehmungsfähigkeit und politischen Verantwor­
tungsbewusstseins geht, liegt Volksbildung vor. Diese muss nicht nur in theoreti­
scher Unterweisung bestehen, sie kann auch durch den Aufruf zu konkreter Hand­
lung ergänzt werden. Keine politische Bildung ist demgegenüber die einseitige 
Agitation, die unkritische Indoktrination oder die parteipolitisch motivierte Ein­
flussnahme (BFH-Urteil vom 23.09.1999, BStBl. II 2000 S. 200). 

9. Die Förderung von Freizeitaktivitäten außerhalb des Bereichs des Sports ist nur 
dann als Förderung der Allgemeinheit anzuerkennen, wenn die Freizeitaktivitäten 
hinsichtlich der Merkmale, die ihre steuerrechtliche Förderung rechtfertigen, mit 
den im Katalog des § 52 Abs. 2 Nr. 23 genannten Freizeitgestaltungen identisch 
sind. Es reicht nicht aus, dass die Freizeitgestaltung sinnvoll und einer der in § 52 
Abs. 2 Nr. 23 genannten ähnlich ist (BFH-Urteil vom 14.09.1994, BStBl. II 1995 
S. 499). Die Förderung des Baus und Betriebs von Schiffs-, Auto-, Eisenbahn- und 
Drachenflugmodellen ist identisch im vorstehenden Sinne mit der Förderung des 
Modellflugs, die Förderung des CB-Funkens mit der Förderung des Amateurfun­
kens. Diese Zwecke sind deshalb als gemeinnützig anzuerkennen. Nicht identisch 
im vorstehenden Sinne mit den in § 52 Abs. 2 Nr. 23 genannten Freizeitaktivitäten 
und deshalb nicht als eigenständige gemeinnützige Zwecke anzuerkennen sind 
z. B. die Förderung des Amateurfilmens und -fotografierens, des Kochens, von 
Brett- und Kartenspielen und des Sammelns von Gegenständen, wie Briefmarken, 
Münzen und Autogrammkarten, sowie die Tätigkeit von Reise- und Touristik-, Sau­
na-, Geselligkeits-, Kosmetik- und Oldtimer-Vereinen. Bei Vereinen, die das Ama­
teurfilmen und -fotografieren fördern, und bei Oldtimer-Vereinen kann aber eine 
Steuerbegünstigung wegen der Förderung von Kunst oder (technischer) Kultur in 
Betracht kommen. 

10. Obst- und Gartenbauvereine fördern i. d. R. die Pflanzenzucht im Sinne des § 52 
Abs. 2 Nr. 23. Die Förderung der Bonsaikunst ist Pflanzenzucht, die Förderung der 
Aquarien- und Terrarienkunde ist Tierzucht im Sinne der Vorschrift. 

11. Historische Schützenbruderschaften können wegen der Förderung der Brauch­
tumspflege (vgl. Nr. 6), Freizeitwinzervereine wegen der Förderung der Heimat-
pflege, die Teil der Brauchtumspflege ist, als gemeinnützig behandelt werden. Dies 
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gilt auch für Junggesellen- und Burschenvereine, die das traditionelle Brauchtum 
einer bestimmten Region fördern, z. B. durch das Setzen von Maibäumen (Mai­
clubs). Die besondere Nennung des traditionellen Brauchtums als gemeinnütziger 
Zweck in § 52 Abs. 2 Nr. 23 bedeutet jedoch keine allgemeine Ausweitung des 
Brauchtumsbegriffs i. S. d. Gemeinnützigkeitsrechts. Studentische Verbindungen, 
z. B. Burschenschaften, ähnliche Vereinigungen, z. B. Landjugendvereine, Coun­
try- und Westernvereine und Vereine, deren Hauptzweck die Veranstaltung von 
örtlichen Volksfesten (z. B. Kirmes, Kärwa, Schützenfest) ist, sind deshalb i. d. R. 
nach wie vor nicht gemeinnützig. 

12. Bei Tier- und Pflanzenzuchtvereinen, Freizeitwinzervereinen sowie Junggesellen-
oder Burschenvereinen ist besonders auf die Selbstlosigkeit (§ 55) und die Aus­
schließlichkeit (§ 56) zu achten. Eine Körperschaft ist z. B. nicht selbstlos tätig, 
wenn sie in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke ihrer Mitglieder fördert. Sie 
verstößt z. B. gegen das Gebot der Ausschließlichkeit, wenn die Durchführung von 
Festveranstaltungen (z. B. Winzerfest, Maiball) Satzungszweck ist. Bei der Prü­
fung der tatsächlichen Geschäftsführung von Freizeitwinzer-, Junggesellen- und 
Burschenvereinen ist außerdem besonders darauf zu achten, dass die Förderung 
der Geselligkeit nicht im Vordergrund der Vereinstätigkeit steht. 

13. Soldaten- und Reservistenvereine verfolgen i. d. R. gemeinnützige Zwecke i. S. d. 
§ 52 Abs. 2 Nr. 23, wenn sie aktive und ehemalige Wehrdienstleistende, Zeit- und 
Berufssoldaten betreuen, z. B. über mit dem Soldatsein zusammenhängende Fra­
gen beraten, Möglichkeiten zu sinnvoller Freizeitgestaltung bieten oder beim Über-
gang in das Zivilleben helfen. Die Pflege der Tradition durch Soldaten- und Reser­
vistenvereine ist weder steuerbegünstigte Brauchtumspflege noch Betreuung von 
Soldaten und Reservisten i. S. d. § 52 Abs. 2 Nr. 23. Die Förderung der Kamerad­
schaft kann neben einem steuerbegünstigten Zweck als Vereinszweck genannt 
werden, wenn sich aus der Satzung ergibt, dass damit lediglich eine Verbunden­
heit der Vereinsmitglieder angestrebt wird, die aus der gemeinnützigen Vereinstä­
tigkeit folgt (BFH-Urteil vom 11.03.1999, BStBl. II S. 331). 

14. Einrichtungen, die mit ihrer Tätigkeit auf die Erholung arbeitender Menschen aus-
gerichtet sind (z. B. der Betrieb von Freizeiteinrichtungen wie Campingplätze oder 
Bootsverleihe), können nicht als gemeinnützig anerkannt werden, es sei denn, 
dass das Gewähren von Erholung einem besonders schutzwürdigen Personen­
kreis (z. B. Kranken oder der Jugend) zugute kommt oder in einer bestimmten Art 
und Weise (z. B. auf sportlicher Grundlage) vorgenommen wird (BFH-Urteile vom 
22.11.1972, BStBl. II 1973 S. 251, und vom 30.09.1981, BStBl. II 1982 S. 148). Wegen 
Erholungsheimen wird auf § 68 Nr. 1 Buchstabe a hingewiesen. 

15. Politische Zwecke (Beeinflussung der politischen Meinungsbildung, Förderung 
politischer Parteien u. dergl.) zählen grundsätzlich nicht zu den gemeinnützigen 
Zwecken i. S. d. § 52. 
Eine gewisse Beeinflussung der politischen Meinungsbildung schließt jedoch die 
Gemeinnützigkeit nicht aus (BFH-Urteil vom 29.08.1984, BStBl. II S. 844). Eine 
politische Tätigkeit ist danach unschädlich für die Gemeinnützigkeit, wenn eine 
gemeinnützige Tätigkeit nach den Verhältnissen im Einzelfall zwangsläufig mit 
einer politischen Zielsetzung verbunden ist und die unmittelbare Einwirkung auf 
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die politischen Parteien und die staatliche Willensbildung gegenüber der Förde­
rung des gemeinnützigen Zwecks weit in den Hintergrund tritt. Eine Körperschaft 
fördert deshalb auch dann ausschließlich ihren steuerbegünstigten Zweck, wenn 
sie gelegentlich zu tagespolitischen Themen im Rahmen ihres Satzungszwecks 
Stellung nimmt. Entscheidend ist, dass die Tagespolitik nicht Mittelpunkt der Tä­
tigkeit der Körperschaft ist oder wird, sondern der Vermittlung der steuerbegüns­
tigten Ziele der Körperschaft dient (BFH-Urteil vom 23.11.1988, BStBl. II 1989 
S. 391). 
Dagegen ist die Gemeinnützigkeit zu versagen, wenn ein politischer Zweck als 
alleiniger oder überwiegender Zweck in der Satzung einer Körperschaft festgelegt 
ist oder die Körperschaft tatsächlich ausschließlich oder überwiegend einen poli­
tischen Zweck verfolgt. 

16. Eine Körperschaft i. S. d. § 51 kann nur dann als gemeinnützig anerkannt werden, 
wenn sie sich bei ihrer Betätigung im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung 
hält. Die verfassungsmäßige Ordnung wird schon durch die Nichtbefolgung von 
polizeilichen Anordnungen durchbrochen (BFH-Urteil vom 29.08.1984, BStBl. II 
1985 S. 106). Gewaltfreier Widerstand, z. B. Sitzblockaden, gegen geplante Maß-
nahmen des Staates verstößt grundsätzlich nicht gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung (vgl. BVerfG-Beschluss vom 10.01.1995, NJW S. 1141). 

§ 53 – Mildtätige Zwecke 

Eine Körperschaft verfolgt mildtätige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerich-
tet ist, Personen selbstlos zu unterstützen, 
1.	 die infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustandes auf die 

Hilfe anderer angewiesen sind oder 
2.	 deren Bezüge nicht höher sind als das Vierfache des Regelsatzes der Sozial-

hilfe im Sinne des § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch; beim Allein-
stehenden oder Haushaltsvorstand tritt an die Stelle des Vierfachen das 
Fünffache des Regelsatzes. Dies gilt nicht für Personen, deren Vermögen zur 
nachhaltigen Verbesserung ihres Unterhalts ausreicht und denen zugemutet 
werden kann, es dafür zu verwenden. Bei Personen, deren wirtschaftliche La-
ge aus besonderen Gründen zu einer Notlage geworden ist, dürfen die Bezü-
ge oder das Vermögen die genannten Grenzen übersteigen. Bezüge im Sinne 
dieser Vorschrift sind: 
a) Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes und 
b) andere zur Bestreitung des Unterhalts bestimmte oder geeignete Bezü-

ge, die der Alleinstehende oder der Haushaltsvorstand und die sonstigen 
Haushaltsangehörigen haben. Zu den Bezügen zählen nicht Leistungen 
der Sozialhilfe, Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und bis zur Höhe der Leistungen 
der Sozialhilfe Unterhaltsleistungen an Personen, die ohne die Unter-
haltsleistungen sozialhilfeberechtigt wären oder Anspruch auf Leistun-
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gen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch hätten. Unterhaltsansprüche sind zu berücksichtigen. 

Zu § 53 – Mildtätige Zwecke: 

1.	 Der Begriff „mildtätige Zwecke“ umfasst auch die Unterstützung von Personen, 
die wegen ihres seelischen Zustands hilfsbedürftig sind. Das hat beispielsweise 
für die Telefonseelsorge Bedeutung. 

2.	 Völlige Unentgeltlichkeit der mildtätigen Zuwendung wird nicht verlangt. Die mild­
tätige Zuwendung darf nur nicht des Entgelts wegen erfolgen. 

3. Eine Körperschaft, zu deren Satzungszwecken die Unterstützung von hilfsbedürf­
tigen Verwandten der Mitglieder, Gesellschafter, Genossen oder Stifter gehört, 
kann nicht als steuerbegünstigt anerkannt werden. Bei einer derartigen Körper­
schaft steht nicht die Förderung mildtätiger Zwecke, sondern die Förderung der 
Verwandtschaft im Vordergrund. Ihre Tätigkeit ist deshalb nicht, wie es § 53 ver­
langt, auf die selbstlose Unterstützung hilfsbedürftiger Personen gerichtet. Dem 
steht bei Stiftungen § 58 Nr. 5 nicht entgegen. Diese Vorschrift ist lediglich eine 
Ausnahme von dem Gebot der Selbstlosigkeit (§ 55), begründet aber keinen eigen­
ständigen gemeinnützigen Zweck. Bei der tatsächlichen Geschäftsführung ist die 
Unterstützung von hilfsbedürftigen Angehörigen grundsätzlich nicht schädlich für 
die Steuerbegünstigung. Die Verwandtschaft darf jedoch kein Kriterium für die 
Förderleistungen der Körperschaft sein. 

4. Hilfen nach § 53 Nr. 1 (Unterstützung von Personen, die infolge ihres körperlichen, 
geistigen oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer angewiesen sind) dürfen 
ohne Rücksicht auf die wirtschaftliche Unterstützungsbedürftigkeit gewährt wer-
den. Bei der Beurteilung der Bedürftigkeit i. S. d. § 53 Nr. 1 kommt es nicht darauf 
an, dass die Hilfsbedürftigkeit dauernd oder für längere Zeit besteht. Hilfeleistun­
gen wie beispielsweise „Essen auf Rädern“ können daher steuerbegünstigt durch-
geführt werden. Bei Personen, die das 75. Lebensjahr vollendet haben, kann kör­
perliche Hilfsbedürftigkeit ohne weitere Nachprüfung angenommen werden. 

5.	 § 53 Nr. 2 legt die Grenzen der wirtschaftlichen Hilfsbedürftigkeit fest. Danach kön­
nen ohne Verlust der Steuerbegünstigung Personen unterstützt werden, deren Be­
züge das Vierfache, beim Alleinstehenden oder Haushaltsvorstand das Fünffache 
des Regelsatzes der Sozialhilfe i. S. d. § 28 SGB XII nicht übersteigen. Etwaige Mehr­
bedarfszuschläge zum Regelsatz sind nicht zu berücksichtigen. Leistungen für die 
Unterkunft werden nicht gesondert berücksichtigt. Für die Begriffe „Einkünfte“ und 
„Bezüge“ sind die Ausführungen in H 33a.1 und H 33a.2 (Anrechnung eigener Einkünf­
te und Bezüge) EStH sowie in H 32.10 (Anrechnung eigener Bezüge) EStH maßgeblich. 

6.	 Zu den Bezügen i. S. d. § 53 Nr. 2 zählen neben den Einkünften i. S. d. § 2 Abs. 1 EStG 
auch alle anderen für die Bestreitung des Unterhalts bestimmten oder geeigneten 
Bezüge aller Haushaltsangehörigen. Hierunter fallen auch solche Einnahmen, die 
im Rahmen der steuerlichen Einkunftsermittlung nicht erfasst werden, also so­
wohl nicht steuerbare als auch für steuerfrei erklärte Einnahmen (BFH-Urteil vom 
02.08.1974, BStBl. II 1975 S. 139). 
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Bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Hilfsbedürftigkeit von unverheirateten 
minderjährigen Schwangeren und minderjährigen Müttern, die ihr leibliches Kind 
bis zur Vollendung seines 6. Lebensjahres betreuen, und die dem Haushalt ihrer 
Eltern oder eines Elternteils angehören, sind die Bezüge und das Vermögen der El­
tern oder des Elternteils nicht zu berücksichtigen. Bei allen Schwangeren oder 
Müttern, die ihr leibliches Kind bis zur Vollendung seines 6. Lebensjahres betreu­
en – einschließlich der volljährigen, verheirateten und nicht bei ihren Eltern leben­
den Frauen – bleiben ihre Unterhaltsansprüche gegen Verwandte ersten Grades 
unberücksichtigt. 

7. Bei Renten zählt der über den von § 53 Nr. 2 Buchstabe a erfassten Anteil hinaus­
gehende Teil der Rente zu den Bezügen i. S. d. § 53 Nr. 2 Buchstabe b. 

8. Bei der Feststellung der Bezüge i. S. d. § 53 Nr. 2 Buchstabe b sind aus Vereinfa­
chungsgründen insgesamt 180 ¤ im Kalenderjahr abzuziehen, wenn nicht höhere 
Aufwendungen, die in wirtschaftlichem Zusammenhang mit den entsprechenden 
Einnahmen stehen, nachgewiesen oder glaubhaft gemacht werden. 

9.	 Erbringt eine Körperschaft ihre Leistungen an wirtschaftlich hilfsbedürftige Perso­
nen, muss sie anhand ihrer Unterlagen nachweisen können, dass die Höhe der 
Einkünfte und Bezüge sowie das Vermögen der unterstützten Personen die Gren­
zen des § 53 Nr. 2 nicht übersteigen. Eine Erklärung, in der von der unterstützten Per­
son nur das Unterschreiten der Grenzen des § 53 Nr. 2 mitgeteilt wird, reicht allein 
nicht aus. Eine Berechnung der maßgeblichen Einkünfte und Bezüge ist stets bei-
zufügen. 

§ 54 – Kirchliche Zwecke


(1) Eine Körperschaft verfolgt kirchliche Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf ge-
richtet ist, eine Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts

ist, selbstlos zu fördern.

(2) Zu diesen Zwecken gehören insbesondere die Errichtung, Ausschmückung

und Unterhaltung von Gotteshäusern und kirchlichen Gemeindehäusern, die Ab-

haltung von Gottesdiensten, die Ausbildung von Geistlichen, die Erteilung von

Religionsunterricht, die Beerdigung und die Pflege des Andenkens der Toten, fer-

ner die Verwaltung des Kirchenvermögens, die Besoldung der Geistlichen, Kir-

chenbeamten und Kirchendiener, die Alters- und Behindertenversorgung für die-

se Personen und die Versorgung ihrer Witwen und Waisen.


Zu § 54 – Kirchliche Zwecke: 

Ein kirchlicher Zweck liegt nur vor, wenn die Tätigkeit darauf gerichtet ist, eine Re­
ligionsgemeinschaft des öffentlichen Rechts zu fördern. Bei Religionsgemeinschaf­
ten, die nicht Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, kann wegen Förderung 
der Religion eine Anerkennung als gemeinnützige Körperschaft in Betracht kommen. 
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§ 55 – Selbstlosigkeit 

(1) Eine Förderung oder Unterstützung geschieht selbstlos, wenn dadurch nicht 
in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke – zum Beispiel gewerbliche Zwecke 
oder sonstige Erwerbszwecke – verfolgt werden und wenn die folgenden Voraus-
setzungen gegeben sind: 
1.	 Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke ver-

wendet werden. Die Mitglieder oder Gesellschafter (Mitglieder im Sinne die-
ser Vorschriften) dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als 
Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft 
erhalten. Die Körperschaft darf ihre Mittel weder für die unmittelbare noch 
für die mittelbare Unterstützung oder Förderung politischer Parteien ver-
wenden. 

2.	 Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhe-
bung der Körperschaft nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und 
den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurückerhalten. 

3. Die Körperschaft darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Kör-
perschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen be-
günstigen. 

4.	 Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall ihres bishe-
rigen Zwecks darf das Vermögen der Körperschaft, soweit es die eingezahl-
ten Kapitalanteile der Mitglieder und den gemeinen Wert der von den Mitglie-
dern geleisteten Sacheinlagen übersteigt, nur für steuerbegünstigte Zwecke 
verwendet werden (Grundsatz der Vermögensbindung). 
Diese Voraussetzung ist auch erfüllt, wenn das Vermögen einer anderen steu-
erbegünstigten Körperschaft oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
für steuerbegünstigte Zwecke übertragen werden soll. 

5. Die Körperschaft muss ihre Mittel grundsätzlich zeitnah für ihre steuerbe-
günstigten satzungsmäßigen Zwecke verwenden. Verwendung in diesem Sin-
ne ist auch die Verwendung der Mittel für die Anschaffung oder Herstellung 
von Vermögensgegenständen, die satzungsmäßigen Zwecken dienen. Eine 
zeitnahe Mittelverwendung ist gegeben, wenn die Mittel spätestens in dem 
auf den Zufluss folgenden Kalender- oder Wirtschaftsjahr für die steuerbe-
günstigten satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

(2) Bei der Ermittlung des gemeinen Werts (Absatz 1 Nr. 2 und 4) kommt es auf

die Verhältnisse zu dem Zeitpunkt an, in dem die Sacheinlagen geleistet worden

sind.

(3) Die Vorschriften, die Mitglieder der Körperschaft betreffen (Absatz 1 Nr. 1, 2

und 4), gelten bei Stiftungen für die Stifter und ihre Erben, bei Betrieben ge-
werblicher Art von Körperschaften des öffentlichen Rechts für die Körperschaft

sinngemäß, jedoch mit der Maßgabe, dass bei Wirtschaftsgütern, die nach § 6

Abs. 1 Nr. 4 Satz 5 und 6 des Einkommensteuergesetzes aus einem Betriebsver-

mögen zum Buchwert entnommen worden sind, an die Stelle des gemeinen

Werts der Buchwert der Entnahme tritt.
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Zu § 55 – Selbstlosigkeit: 

Zu § 55 Abs. 1 Nr. 1: 
1.	 Eine Körperschaft handelt selbstlos, wenn sie weder selbst noch zu Gunsten ihrer 

Mitglieder eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgt. Ist die Tätigkeit einer Körper­
schaft in erster Linie auf Mehrung ihres eigenen Vermögens gerichtet, so handelt 
sie nicht selbstlos. Eine Körperschaft verfolgt z. B. in erster Linie eigenwirtschaft­
liche Zwecke, wenn sie ausschließlich durch Darlehen ihrer Gründungsmitglieder 
finanziert ist und dieses Fremdkapital satzungsgemäß tilgen und verzinsen muss 
(BFH-Urteile vom 13.12.1978, BStBl. II 1979 S. 482, vom 26.04.1989, BStBl. II 
S. 670 und vom 28.06.1989, BStBl. II 1990 S. 550). 

2.	 Unterhält eine Körperschaft einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts­
betrieb, ist zwischen ihrer steuerbegünstigten und dieser wirtschaftlichen Tätig­
keit zu gewichten. Die Körperschaft ist nicht steuerbegünstigt, wenn ihr die wirt­
schaftliche Tätigkeit bei einer Gesamtbetrachtung das Gepräge gibt. 

3. Nach § 55 Abs. 1 dürfen sämtliche Mittel der Körperschaft nur für die satzungs­
mäßigen Zwecke verwendet werden (Ausnahmen siehe § 58). Auch der Gewinn 
aus Zweckbetrieben und aus dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts­
betrieb (§ 64 Abs. 2) sowie der Überschuss aus der Vermögensverwaltung dürfen 
nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Dies schließt die Bildung 
von Rücklagen im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb und im Bereich der Vermö­
gensverwaltung nicht aus. Die Rücklagen müssen bei vernünftiger kaufmänni­
scher Beurteilung wirtschaftlich begründet sein (entsprechend § 14 Abs. 1 Nr. 4 
KStG). Für die Bildung einer Rücklage im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb muss 
ein konkreter Anlass gegeben sein, der auch aus objektiver unternehmerischer 
Sicht die Bildung der Rücklage rechtfertigt (z. B. eine geplante Betriebsverlegung, 
Werkserneuerung oder Kapazitätsausweitung). Eine fast vollständige Zuführung 
des Gewinns zu einer Rücklage im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ist nur dann 
unschädlich für die Steuerbegünstigung, wenn die Körperschaft nachweist, dass 
die betriebliche Mittelverwendung zur Sicherung ihrer Existenz geboten war 
(BFH-Urteil vom 15.07.1998, BStBl. II 2002 S. 162). Im Bereich der Vermögensver­
waltung dürfen außerhalb der Regelung des § 58 Nr. 7 Rücklagen nur für die Durch­
führung konkreter Reparatur- oder Erhaltungsmaßnahmen an Vermögensgegen­
ständen i. S. d. § 21 EStG gebildet werden. Die Maßnahmen, für deren Durchfüh­
rung die Rücklage gebildet wird, müssen notwendig sein, um den ordnungsgemä­
ßen Zustand des Vermögensgegenstandes zu erhalten oder wiederherzustellen, 
und in einem angemessenen Zeitraum durchgeführt werden können (z. B. geplan­
te Erneuerung eines undichten Daches). 

4. Es ist grundsätzlich nicht zulässig, Mittel des ideellen Bereichs (insbesondere Mit­
gliedsbeiträge, Spenden, Zuschüsse, Rücklagen), Gewinne aus Zweckbetrieben, 
Erträge aus der Vermögensverwaltung und das entsprechende Vermögen für einen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zu verwenden, z. B. zum Aus-
gleich eines Verlustes. Für das Vorliegen eines Verlustes ist das Ergebnis des ein­
heitlichen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs (§ 64 Abs. 2) maß­
geblich. Eine Verwendung von Mitteln des ideellen Bereichs für den Ausgleich des 
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Verlustes eines einzelnen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs liegt deshalb nicht 
vor, soweit der Verlust bereits im Entstehungsjahr mit Gewinnen anderer steuer­
pflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe verrechnet werden kann. Verbleibt 
danach ein Verlust, ist keine Verwendung von Mitteln des ideellen Bereichs für des­
sen Ausgleich anzunehmen, wenn dem ideellen Bereich in den 6 vorangegange­
nen Jahren Gewinne des einheitlichen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts­
betriebs in mindestens gleicher Höhe zugeführt worden sind. Insoweit ist der Ver­
lustausgleich im Entstehungsjahr als Rückgabe früherer, durch das Gemeinnüt­
zigkeitsrecht vorgeschriebener Gewinnabführungen anzusehen. 

5. Ein nach ertragsteuerlichen Grundsätzen ermittelter Verlust eines steuerpflichti­
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs ist unschädlich für die Steuerbegünsti­
gung der Körperschaft, wenn er ausschließlich durch die Berücksichtigung von 
anteiligen Abschreibungen auf gemischt genutzte Wirtschaftsgüter entstanden 
ist und wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 
–	 Das Wirtschaftsgut wurde für den ideellen Bereich angeschafft oder herge­

stellt und wird nur zur besseren Kapazitätsauslastung und Mittelbeschaf­
fung teil- oder zeitweise für den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieb genutzt. Die Körperschaft darf nicht schon im Hinblick auf 
eine zeit- oder teilweise Nutzung für den steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb ein größeres Wirtschaftsgut angeschafft oder hergestellt 
haben, als es für die ideelle Tätigkeit notwendig war. 

–	 Die Körperschaft verlangt für die Leistungen des steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetriebs marktübliche Preise. 

– Der steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetrieb bildet keinen eigenstän­
digen Sektor eines Gebäudes (z. B. Gaststättenbetrieb in einer Sporthalle). 

Diese Grundsätze gelten entsprechend für die Berücksichtigung anderer ge­
mischter Aufwendungen (z. B. zeitweiser Einsatz von Personal des ideellen Be­
reichs in einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb) bei der ge­
meinnützigkeitsrechtlichen Beurteilung von Verlusten. 

6. Der Ausgleich des Verlustes eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
triebs mit Mitteln des ideellen Bereichs ist außerdem unschädlich für die Steuer­
begünstigung, wenn 
– der Verlust auf einer Fehlkalkulation beruht, 
–	 die Körperschaft innerhalb von 12 Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres, 

in dem der Verlust entstanden ist, dem ideellen Tätigkeitsbereich wieder Mit­
tel in entsprechender Höhe zuführt und 

–	 die zugeführten Mittel nicht aus Zweckbetrieben, aus dem Bereich der steu­
erbegünstigten Vermögensverwaltung, aus Beiträgen oder aus anderen Zu­
wendungen, die zur Förderung der steuerbegünstigten Zwecke der Körper­
schaft bestimmt sind, stammen (BFH-Urteil vom 13.11.1996, BStBl. II 1998 
S. 711). 

Die Zuführungen zu dem ideellen Bereich können demnach aus dem Gewinn des 
(einheitlichen) steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs, der in dem 
Jahr nach der Entstehung des Verlustes erzielt wird, geleistet werden. Außerdem 
dürfen für den Ausgleich des Verlustes Umlagen und Zuschüsse, die dafür be-
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stimmt sind, verwendet werden. Derartige Zuwendungen sind jedoch keine steu­
erbegünstigten Spenden. 

7. Eine für die Steuerbegünstigung schädliche Verwendung von Mitteln für den Aus-
gleich von Verlusten des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
liegt auch dann nicht vor, wenn dem Betrieb die erforderlichen Mittel durch die 
Aufnahme eines betrieblichen Darlehens zugeführt werden oder bereits in dem 
Betrieb verwendete ideelle Mittel mittels eines Darlehens, das dem Betrieb zuge­
ordnet wird, innerhalb der Frist von 12 Monaten nach dem Ende des Verlustentste­
hungsjahres an den ideellen Bereich der Körperschaft zurückgegeben werden. Vo­
raussetzung für die Unschädlichkeit ist, dass Tilgung und Zinsen für das Darlehen 
ausschließlich aus Mitteln des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
triebs geleistet werden. 
Die Belastung von Vermögen des ideellen Bereichs mit einer Sicherheit für ein be­
triebliches Darlehen (z. B. Grundschuld auf einer Sporthalle) führt grundsätzlich 
zu keiner anderen Beurteilung. Die Eintragung einer Grundschuld bedeutet noch 
keine Verwendung des belasteten Vermögens für den steuerpflichtigen wirtschaft­
lichen Geschäftsbetrieb. 

8. Steuerbegünstigte Körperschaften unterhalten steuerpflichtige wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe regelmäßig nur, um dadurch zusätzliche Mittel für die Verwirk­
lichung der steuerbegünstigten Zwecke zu beschaffen. Es kann deshalb unter-
stellt werden, dass etwaige Verluste bei Betrieben, die schon längere Zeit beste­
hen, auf einer Fehlkalkulation beruhen. Bei dem Aufbau eines neuen Betriebs ist 
eine Verwendung von Mitteln des ideellen Bereichs für den Ausgleich von Verlus­
ten auch dann unschädlich für die Steuerbegünstigung, wenn mit Anlaufverlusten 
zu rechnen war. Auch in diesem Fall muss die Körperschaft aber in der Regel in­
nerhalb von drei Jahren nach dem Ende des Entstehungsjahres des Verlustes dem 
ideellen Bereich wieder Mittel, die gemeinnützigkeitsunschädlich dafür verwendet 
werden dürfen, zuführen. 

9. Die Regelungen in Nrn. 4 bis 8 gelten entsprechend für die Vermögensverwaltung. 
10. Mitglieder dürfen keine Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft erhalten. Dies 

gilt nicht, soweit es sich um Annehmlichkeiten handelt, wie sie im Rahmen der Be­
treuung von Mitgliedern allgemein üblich und nach allgemeiner Verkehrsauffas­
sung als angemessen anzusehen sind. 

11. Keine Zuwendung i. S. d. § 55 Abs. 1 Nr. 1 liegt vor, wenn der Leistung der Körper­
schaft eine Gegenleistung des Empfängers gegenübersteht (z. B. bei Kauf-, 
Dienst- und Werkverträgen) und die Werte von Leistung und Gegenleistung nach 
wirtschaftlichen Grundsätzen gegeneinander abgewogen sind. 

12. Ist einer Körperschaft zugewendetes Vermögen mit vor der Übertragung wirksam 
begründeten Ansprüchen (z. B. Nießbrauch, Grund- oder Rentenschulden, Ver­
mächtnisse aufgrund testamentarischer Bestimmungen des Zuwendenden) be­
lastet, deren Erfüllung durch die Körperschaft keine nach wirtschaftlichen Grund­
sätzen abgewogene Gegenleistung für die Übertragung des Vermögens darstellt, 
mindern die Ansprüche das übertragene Vermögen bereits im Zeitpunkt des 
Übergangs. Wirtschaftlich betrachtet wird der Körperschaft nur das nach der 
Erfüllung der Ansprüche verbleibende Vermögen zugewendet. Die Erfüllung der 
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Ansprüche aus dem zugewendeten Vermögen ist deshalb keine Zuwendung i. S. d. 
§ 55 Abs. 1 Nr. 1. Dies gilt auch, wenn die Körperschaft die Ansprüche aus ihrem 
anderen zulässigen Vermögen einschließlich der Rücklage nach § 58 Nr. 7 Buch­
stabe a erfüllt. 

13. Soweit die vorhandenen flüssigen Vermögensmittel nicht für die Erfüllung der An­
sprüche ausreichen, darf die Körperschaft dafür auch Erträge verwenden. Ihr 
müssen jedoch ausreichende Mittel für die Verwirklichung ihrer steuerbegünstig­
ten Zwecke verbleiben. Diese Voraussetzung ist als erfüllt anzusehen, wenn für die 
Erfüllung der Verbindlichkeiten höchstens ein Drittel des Einkommens der Kör­
perschaft verwendet wird. Die Ein-Drittel-Grenze umfasst bei Rentenverpflichtun­
gen nicht nur die über den Barwert hinausgehenden, sondern die gesamten Zah­
lungen. Sie bezieht sich auf den Veranlagungszeitraum. 

14. § 58 Nr. 5 enthält eine Ausnahmeregelung zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 für Stiftungen. Die­
se ist nur anzuwenden, wenn eine Stiftung Leistungen erbringt, die dem Grunde 
nach gegen § 55 Abs. 1 Nr. 1 verstoßen, also z. B. freiwillige Zuwendungen an den 
in § 58 Nr. 5 genannten Personenkreis leistet oder für die Erfüllung von Ansprü­
chen dieses Personenkreises aus der Übertragung von Vermögen nicht das belas­
tete oder anderes zulässiges Vermögen, sondern Erträge einsetzt. Im Unterschied 
zu anderen Körperschaften kann eine Stiftung unter den Voraussetzungen des 
§ 58 Nr. 5 auch dann einen Teil ihres Einkommens für die Erfüllung solcher Ansprü­
che verwenden, wenn ihr dafür ausreichende flüssige Vermögensmittel zur Verfü­
gung stehen. Der Grundsatz, dass der wesentliche Teil des Einkommens für die 
Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke verbleiben muss, gilt aber auch 
für Stiftungen. Daraus folgt, dass eine Stiftung insgesamt höchstens ein Drittel ih­
res Einkommens für unter § 58 Nr. 5 fallende Leistungen und für die Erfüllung von 
anderen durch die Übertragung von belastetem Vermögen begründeten Ansprü­
chen verwenden darf. 

15. Die Vergabe von Darlehen aus Mitteln, die zeitnah für die steuerbegünstigten Zwe­
cke zu verwenden sind, ist unschädlich für die Gemeinnützigkeit, wenn die Kör­
perschaft damit selbst unmittelbar ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecke verwirklicht. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, wenn die Körperschaft 
im Rahmen ihrer jeweiligen steuerbegünstigten Zwecke Darlehen im Zusammen­
hang mit einer Schuldnerberatung zur Ablösung von Bankschulden, Darlehen an 
Nachwuchskünstler für die Anschaffung von Instrumenten oder Stipendien für 
eine wissenschaftliche Ausbildung teilweise als Darlehen vergibt. Voraussetzung 
ist, dass sich die Darlehensvergabe von einer gewerbsmäßigen Kreditvergabe da-
durch unterscheidet, dass sie zu günstigeren Bedingungen erfolgt als zu den all­
gemeinen Bedingungen am Kapitalmarkt (zum Beispiel Zinslosigkeit, Zinsverbilli­
gung). 
Die Vergabe von Darlehen aus zeitnah für die steuerbegünstigten Zwecke zu ver­
wendenden Mitteln an andere steuerbegünstigte Körperschaften ist im Rahmen 
des § 58 Nrn. 1 und 2 zulässig (mittelbare Zweckverwirklichung), wenn die andere 
Körperschaft die darlehensweise erhaltenen Mittel unmittelbar für steuerbegüns­
tigte Zwecke innerhalb der für eine zeitnahe Mittelverwendung vorgeschriebenen 
Frist verwendet. 
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Darlehen, die zur unmittelbaren Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke 
vergeben werden, sind im Rechnungswesen entsprechend kenntlich zu machen. 
Es muss sichergestellt und für die Finanzbehörde nachprüfbar sein, dass die 
Rückflüsse, d. h. Tilgung und Zinsen, wieder zeitnah für die steuerbegünstigten 
Zwecke verwendet werden. 

16. Aus Mitteln, die nicht dem Gebot der zeitnahen Mittelverwendung unterliegen 
(Vermögen einschließlich der zulässigen Zuführungen und der zulässig gebildeten 
Rücklagen), darf die Körperschaft Darlehen nach folgender Maßgabe vergeben: 
Die Zinsen müssen sich in dem auf dem Kapitalmarkt üblichen Rahmen halten, es 
sei denn, der Verzicht auf die üblichen Zinsen ist eine nach den Vorschriften des 
Gemeinnützigkeitsrechts und der Satzung der Körperschaft zulässige Zuwen­
dung (z. B. Darlehen an eine ebenfalls steuerbegünstigte Mitgliedsorganisation 
oder eine hilfsbedürftige Person). Bei Darlehen an Arbeitnehmer aus dem Vermö­
gen kann der (teilweise) Verzicht auf eine übliche Verzinsung als Bestandteil des 
Arbeitslohns angesehen werden, wenn dieser insgesamt, also einschließlich des 
Zinsvorteils, angemessen ist und der Zinsverzicht auch von der Körperschaft als 
Arbeitslohn behandelt wird (z. B. Abführung von Lohnsteuer und Sozialversiche­
rungsbeiträgen). 
Maßnahmen, für die eine Rücklage nach § 58 Nr. 6 gebildet worden ist, dürfen sich 
durch die Gewährung von Darlehen nicht verzögern. 

17. Die Vergabe von Darlehen ist als solche kein steuerbegünstigter Zweck. Sie darf 
deshalb nicht Satzungszweck einer steuerbegünstigten Körperschaft sein. Es ist 
jedoch unschädlich für die Steuerbegünstigung, wenn die Vergabe von zinsgüns­
tigen oder zinslosen Darlehen nicht als Zweck, sondern als Mittel zur Verwirkli­
chung des steuerbegünstigten Zwecks in der Satzung der Körperschaft aufge­
führt ist. 

18. Eine Körperschaft kann nicht als steuerbegünstigt behandelt werden, wenn ihre 
Ausgaben für die allgemeine Verwaltung einschließlich der Werbung um Spenden 
einen angemessenen Rahmen übersteigen (§ 55 Abs. 1 Nrn. 1 und 3). Dieser Rah­
men ist in jedem Fall überschritten, wenn eine Körperschaft, die sich weitgehend 
durch Geldspenden finanziert, diese – nach einer Aufbauphase – überwiegend zur 
Bestreitung von Ausgaben für Verwaltung und Spendenwerbung statt für die Ver­
wirklichung der steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwendet (BFH-
Beschluss vom 23.09.1998, BStBl. II 2000 S. 320). Die Verwaltungsausgaben ein-
schließlich Spendenwerbung sind bei der Ermittlung der Anteile ins Verhältnis zu 
den gesamten vereinnahmten Mitteln (Spenden, Mitgliedsbeiträge, Zuschüsse, 
Gewinne aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben usw.) zu setzen. 
Für die Frage der Angemessenheit der Verwaltungsausgaben kommt es entschei­
dend auf die Umstände des jeweiligen Einzelfalls an. Eine für die Steuerbegünsti­
gung schädliche Mittelverwendung kann deshalb auch schon dann vorliegen, 
wenn der prozentuale Anteil der Verwaltungsausgaben einschließlich der Spen­
denwerbung deutlich geringer als 50 v. H. ist. 

19. Während der Gründungs- oder Aufbauphase einer Körperschaft kann auch eine 
überwiegende Verwendung der Mittel für Verwaltungsausgaben und Spendenwer­
bung unschädlich für die Steuerbegünstigung sein. Die Dauer der Gründungs-
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oder Aufbauphase, während der dies möglich ist, hängt von den Verhältnissen des

Einzelfalls ab.

Der in dem BFH-Beschluss vom 23.09.1998 (BStBl. II 2000 S. 320) zugestandene

Zeitraum von vier Jahren für die Aufbauphase, in der höhere anteilige Ausgaben

für Verwaltung und Spendenwerbung zulässig sind, ist durch die Besonderheiten

des entschiedenen Falles begründet (insbesondere zweite Aufbauphase nach Ab­

erkennung der Steuerbegünstigung). Er ist deshalb als Obergrenze zu verstehen.

In der Regel ist von einer kürzeren Aufbauphase auszugehen.


20. Die Steuerbegünstigung ist auch dann zu versagen, wenn das Verhältnis der Ver­
waltungsausgaben zu den Ausgaben für die steuerbegünstigten Zwecke zwar ins-
gesamt nicht zu beanstanden, eine einzelne Verwaltungsausgabe (z. B. das Gehalt 
des Geschäftsführers oder der Aufwand für die Mitglieder- und Spendenwerbung) 
aber nicht angemessen ist (§ 55 Abs. 1 Nr. 3). 

21. Bei den Kosten für die Beschäftigung eines Geschäftsführers handelt es sich 
grundsätzlich um Verwaltungsausgaben. Eine Zuordnung dieser Kosten zu der 
steuerbegünstigten Tätigkeit ist nur insoweit möglich, als der Geschäftsführer un­
mittelbar bei steuerbegünstigten Projekten mitarbeitet. Entsprechendes gilt für 
die Zuordnung von Reisekosten. 

Zu § 55 Abs. 1 Nrn. 2 und 4: 
22. Die in § 55 Abs. 1 Nrn. 2 und 4 genannten Sacheinlagen sind Einlagen i. S. d. Han­

delsrechts, für die dem Mitglied Gesellschaftsrechte eingeräumt worden sind. 
Insoweit sind also nur Kapitalgesellschaften, nicht aber Vereine angesprochen. 
Unentgeltlich zur Verfügung gestellte Vermögensgegenstände, für die keine 
Gesellschaftsrechte eingeräumt sind (Leihgaben, Sachspenden) fallen nicht unter 
§ 55 Abs. 1 Nrn. 2 und 4. Soweit Kapitalanteile und Sacheinlagen von der Vermö­
gensbindung ausgenommen werden, kann von dem Gesellschafter nicht die 
Spendenbegünstigung des § 10b EStG (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG) in Anspruch genom­
men werden. 

Zu § 55 Abs. 1 Nr. 4: 
23. Eine wesentliche Voraussetzung für die Annahme der Selbstlosigkeit bildet der 

Grundsatz der Vermögensbindung für steuerbegünstigte Zwecke im Falle der Be­
endigung des Bestehens der Körperschaft oder des Wegfalles des bisherigen 
Zwecks (§ 55 Abs. 1 Nr. 4). 
Hiermit soll verhindert werden, dass Vermögen, das sich aufgrund der Steuerver­
günstigungen gebildet hat, später zu nicht begünstigten Zwecken verwendet wird. 
Die satzungsmäßigen Anforderungen an die Vermögensbindung sind in den §§ 61 
und 62 geregelt. 

24. Eine Körperschaft ist nur dann steuerbegünstigt im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 4 
Satz 2, wenn sie nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG von der Körperschaftsteuer befreit ist. 
Dies kann nur eine Körperschaft sein, die unbeschränkt steuerpflichtig ist (§ 5 
Abs. 2 Nr. 2 KStG). Eine satzungsmäßige Vermögensbindung auf eine nicht unbe­
schränkt steuerpflichtige ausländische Körperschaft genügt deshalb nicht den 
Anforderungen (vgl. Nr. 1 zu § 61). 
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Zu § 55 Abs. 1 Nr. 5: 
25. Die Körperschaft muss ihre Mittel grundsätzlich zeitnah für ihre steuerbegünstig­

ten satzungsmäßigen Zwecke verwenden. Verwendung in diesem Sinne ist auch 
die Verwendung der Mittel für die Anschaffung oder Herstellung von Vermögens­
gegenständen, die satzungsmäßigen Zwecken dienen (z. B. Bau eines Altenheims, 
Kauf von Sportgeräten oder medizinischen Geräten). 
Die Bildung von Rücklagen ist nur unter den Voraussetzungen des § 58 Nrn. 6 und 7 
zulässig. Davon unberührt bleiben Rücklagen in einem steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb und Rücklagen im Bereich der Vermögensverwal­
tung (vgl. Nr. 3). Die Verwendung von Mitteln, die zeitnah für die steuerbegünstig­
ten Zwecke zu verwenden sind, für die Ausstattung einer Körperschaft mit Vermö­
gen ist ein Verstoß gegen das Gebot der zeitnahen Mittelverwendung, es sei denn, 
die Mittel werden von der empfangenden Körperschaft zeitnah für satzungsmäßi­
ge Zwecke verwendet, z. B. für die Errichtung eines Altenheims. 

26. Eine zeitnahe Mittelverwendung ist gegeben, wenn die Mittel spätestens in dem 
auf den Zufluss folgenden Kalender- oder Wirtschaftsjahr für die steuerbegünstig­
ten satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Am Ende des Kalender- oder 
Wirtschaftsjahres noch vorhandene Mittel müssen in der Bilanz oder Vermögens­
aufstellung der Körperschaft zulässigerweise dem Vermögen oder einer zulässi­
gen Rücklage zugeordnet oder als im zurückliegenden Jahr zugeflossene Mittel, 
die im folgenden Jahr für die steuerbegünstigten Zwecke zu verwenden sind, aus­
gewiesen sein. Soweit Mittel nicht schon im Jahr des Zuflusses für die steuerbe­
günstigten Zwecke verwendet oder zulässigerweise dem Vermögen zugeführt 
werden, ist ihre zeitnahe Verwendung nachzuweisen, zweckmäßigerweise durch 
eine Nebenrechnung (Mittelverwendungsrechnung). 

27. Nicht dem Gebot der zeitnahen Mittelverwendung unterliegt das Vermögen der 
Körperschaften, auch soweit es durch Umschichtungen entstanden ist (z. B. Ver­
kauf eines zum Vermögen gehörenden Grundstücks einschließlich des den Buch-
wert übersteigenden Teils des Preises). Außerdem kann eine Körperschaft die in 
§ 58 Nrn. 11 und 12 bezeichneten Mittel ohne für die Gemeinnützigkeit schädliche 
Folgen ihrem Vermögen zuführen. 

Zu § 55 Abs. 2: 
28. Wertsteigerungen bleiben für steuerbegünstigte Zwecke gebunden. Bei der Rück­

gabe des Wirtschaftsguts selbst hat der Empfänger die Differenz in Geld auszu­
gleichen. 

Zu § 55 Abs. 3: 
29. Die Regelung, nach der sich die Vermögensbindung nicht auf die eingezahlten Ka­

pitalanteile der Mitglieder und den gemeinen Wert der von den Mitgliedern geleis­
teten Sacheinlagen erstreckt, gilt bei Stiftungen für die Stifter und ihre Erben 
sinngemäß (§ 55 Abs. 3 erster Halbsatz). Es ist also zulässig, das Stiftungskapital 
und die Zustiftungen von der Vermögensbindung auszunehmen und im Falle des 
Erlöschens der Stiftung an den Stifter oder seine Erben zurückfallen zu lassen. 
Für solche Stiftungen und Zustiftungen kann aber vom Stifter nicht die Spenden-
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vergünstigung nach § 10b EStG (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG) in Anspruch genommen 
werden. 

30. Die Vorschrift des § 55 Abs. 3 zweiter Halbsatz, die sich nur auf Stiftungen und 
Körperschaften des öffentlichen Rechts bezieht, berücksichtigt die Regelung im 
EStG, wonach die Entnahme eines Wirtschaftsgutes mit dem Buchwert angesetzt 
werden kann, wenn das Wirtschaftsgut den in § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 5 EStG genann­
ten Körperschaften unentgeltlich überlassen wird. Dies hat zur Folge, dass der Zu­
wendende bei der Aufhebung der Stiftung nicht den gemeinen Wert der Zuwen­
dung, sondern nur den dem ursprünglichen Buchwert entsprechenden Betrag zu­
rückerhält. Stille Reserven und Wertsteigerungen bleiben hiernach für steuerbe­
günstigte Zwecke gebunden. Bei Rückgabe des Wirtschaftsgutes selbst hat der 
Empfänger die Differenz in Geld auszugleichen. 

§ 56 – Ausschließlichkeit 

Ausschließlichkeit liegt vor, wenn eine Körperschaft nur ihre steuerbegünstig-
ten satzungsmäßigen Zwecke verfolgt. 

Zu § 56 – Ausschließlichkeit: 

Die Vorschrift stellt klar, dass eine Körperschaft mehrere steuerbegünstigte Zwe­
cke nebeneinander verfolgen darf, ohne dass dadurch die Ausschließlichkeit ver­
letzt wird. Die verwirklichten steuerbegünstigten Zwecke müssen jedoch sämtlich 
satzungsmäßige Zwecke sein. Will demnach eine Körperschaft steuerbegünstigte 
Zwecke, die nicht in die Satzung aufgenommen sind, fördern, so ist eine Satzungs­
änderung erforderlich, die den Erfordernissen des § 60 entsprechen muss. 

§ 57 – Unmittelbarkeit


(1) Eine Körperschaft verfolgt unmittelbar ihre steuerbegünstigten satzungs-

mäßigen Zwecke, wenn sie selbst diese Zwecke verwirklicht. Das kann auch durch

Hilfspersonen geschehen, wenn nach den Umständen des Falles, insbesondere

nach den rechtlichen und tatsächlichen Beziehungen, die zwischen der Körper-

schaft und der Hilfsperson bestehen, das Wirken der Hilfsperson wie eigenes

Wirken der Körperschaft anzusehen ist.

(2) Eine Körperschaft, in der steuerbegünstigte Körperschaften zusammenge-

fasst sind, wird einer Körperschaft, die unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke

verfolgt, gleichgestellt.
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Zu § 57 – Unmittelbarkeit: 

1.	 Die Vorschrift stellt in Absatz 1 klar, dass die Körperschaft die steuerbegünstigten 
satzungsmäßigen Zwecke selbst verwirklichen muss, damit Unmittelbarkeit gege­
ben ist (wegen der Ausnahmen Hinweis auf § 58). 

2.	 Das Gebot der Unmittelbarkeit ist gemäß § 57 Abs. 1 Satz 2 auch dann erfüllt, 
wenn sich die steuerbegünstigte Körperschaft einer Hilfsperson bedient. Hierfür 
ist es erforderlich, dass nach den Umständen des Falles, insbesondere nach den 
rechtlichen und tatsächlichen Beziehungen, die zwischen der Körperschaft und 
der Hilfsperson bestehen, das Wirken der Hilfsperson wie eigenes Wirken der Kör­
perschaft anzusehen ist, d. h. die Hilfsperson nach den Weisungen der Körper­
schaft einen konkreten Auftrag ausführt. Hilfsperson kann eine natürliche Person, 
Personenvereinigung oder juristische Person sein. Die Körperschaft hat durch 
Vorlage entsprechender Vereinbarungen nachzuweisen, dass sie den Inhalt und 
den Umfang der Tätigkeit der Hilfsperson bestimmen kann. Als Vertragsformen 
kommen z. B. Arbeits-, Dienst- oder Werkverträge in Betracht. Im Innenverhältnis 
muss die Hilfsperson an die Weisung der Körperschaft gebunden sein. Die Tätig­
keit der Hilfsperson muss den Satzungsbestimmungen der Körperschaft entspre­
chen. Diese hat nachzuweisen, dass sie die Hilfsperson überwacht. Die weisungs­
gemäße Verwendung der Mittel ist von ihr sicherzustellen. 
Die Steuerbegünstigung einer Körperschaft, die nur über eine Hilfsperson das 
Merkmal der Unmittelbarkeit erfüllt (§ 57 Abs. 1 Satz 2), ist unabhängig davon zu 
gewähren, wie die Hilfsperson gemeinnützigkeitsrechtlich behandelt wird. Ein 
Handeln als Hilfsperson nach § 57 Abs. 1 Satz 2 begründet keine eigene steuerbe­
günstigte Tätigkeit (BFH-Urteil vom 07.03.2007 – I R 90/04 – BStBl. II, S. 628). 

3. Nach Absatz 2 wird eine Körperschaft, in der steuerbegünstigte Körperschaften 
zusammengefasst sind, einer Körperschaft gleichgestellt, die unmittelbar steuer­
begünstigte Zwecke verfolgt. Voraussetzung ist, dass jede der zusammengefass­
ten Körperschaften sämtliche Voraussetzungen für die Steuerbegünstigung er­
füllt. Verfolgt eine solche Körperschaft selbst unmittelbar steuerbegünstigte Zwe­
cke, ist die bloße Mitgliedschaft einer nicht steuerbegünstigten Organisation für 
die Steuerbegünstigung unschädlich. Die Körperschaft darf die nicht steuerbe­
günstigte Organisation aber nicht mit Rat und Tat fördern (z. B. Zuweisung von 
Mitteln, Rechtsberatung). 

§ 58 – Steuerlich unschädliche Betätigungen 

Die Steuervergünstigung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass 
1.	 eine Körperschaft Mittel für die Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwe-

cke einer anderen Körperschaft oder für die Verwirklichung steuerbegünstig-
ter Zwecke durch eine Körperschaft des öffentlichen Rechts beschafft; die 
Beschaffung von Mitteln für eine unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft 
des privaten Rechts setzt voraus, dass diese selbst steuerbegünstigt ist, 
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2.	 eine Körperschaft ihre Mittel teilweise einer anderen, ebenfalls steuerbe-
günstigten Körperschaft oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
zur Verwendung zu steuerbegünstigten Zwecken zuwendet, 

3. eine Körperschaft ihre Arbeitskräfte anderen Personen, Unternehmen, Ein-
richtungen oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts für steuerbe-
günstigte Zwecke zur Verfügung stellt, 

4.	 eine Körperschaft ihr gehörende Räume einer anderen, ebenfalls steuerbe-
günstigten Körperschaft oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
zur Nutzung zu steuerbegünstigten Zwecken überlässt, 

5. eine Stiftung einen Teil, jedoch höchstens ein Drittel ihres Einkommens dazu 
verwendet, um in angemessener Weise den Stifter und seine nächsten Ange-
hörigen zu unterhalten, ihre Gräber zu pflegen und ihr Andenken zu ehren, 

6. eine Körperschaft ihre Mittel ganz oder teilweise einer Rücklage zuführt, 
soweit dies erforderlich ist, um ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecke nachhaltig erfüllen zu können, 

7. a) eine Körperschaft höchstens ein Drittel des Überschusses der Einnah-
men über die Unkosten aus Vermögensverwaltung und darüber hinaus 
höchstens 10 Prozent ihrer sonstigen nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 zeitnah zu 
verwendenden Mittel einer freien Rücklage zuführt, 

b) eine Körperschaft Mittel zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Er-
haltung der prozentualen Beteiligung an Kapitalgesellschaften ansam-
melt oder im Jahr des Zuflusses verwendet; diese Beträge sind auf die 
nach Buchstabe a in demselben Jahr oder künftig zulässigen Rücklagen 
anzurechnen, 

8.	 eine Körperschaft gesellige Zusammenkünfte veranstaltet, die im Vergleich 
zu ihrer steuerbegünstigten Tätigkeit von untergeordneter Bedeutung sind, 

9. ein Sportverein neben dem unbezahlten auch den bezahlten Sport fördert, 
10. eine von einer Gebietskörperschaft errichtete Stiftung zur Erfüllung ihrer 

steuerbegünstigten Zwecke Zuschüsse an Wirtschaftsunternehmen vergibt, 
11. eine Körperschaft folgende Mittel ihrem Vermögen zuführt: 

a)	 Zuwendungen von Todes wegen, wenn der Erblasser keine Verwendung 
für den laufenden Aufwand der Körperschaft vorgeschrieben hat, 

b) Zuwendungen, bei denen der Zuwendende ausdrücklich erklärt, dass sie 
zur Ausstattung der Körperschaft mit Vermögen oder zur Erhöhung des 
Vermögens bestimmt sind, 

c) Zuwendungen aufgrund eines Spendenaufrufs der Körperschaft, wenn 
aus dem Spendenaufruf ersichtlich ist, dass Beträge zur Aufstockung 
des Vermögens erbeten werden, 

d) Sachzuwendungen, die ihrer Natur nach zum Vermögen gehören, 
12. eine Stiftung im Jahr ihrer Errichtung und in den zwei folgenden Kalender-

jahren Überschüsse aus der Vermögensverwaltung und die Gewinne aus wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieben (§ 14) ganz oder teilweise ihrem Vermögen 
zuführt. 
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Zu § 58 – Steuerlich unschädliche Betätigungen: 

Zu § 58 Nr. 1: 
1.	 Diese Ausnahmeregelung ermöglicht es, Körperschaften als steuerbegünstigt an­

zuerkennen, die andere Körperschaften fördern und dafür Spenden sammeln 
oder auf andere Art Mittel beschaffen (Mittelbeschaffungskörperschaften). Die 
Beschaffung von Mitteln muss als Satzungszweck festgelegt sein. Ein steuerbe­
günstigter Zweck, für den Mittel beschafft werden sollen, muss in der Satzung an-
gegeben sein. Es ist nicht erforderlich, die Körperschaften, für die Mittel beschafft 
werden sollen, in der Satzung aufzuführen. Die Körperschaft, für die Mittel be­
schafft werden, muss nur dann selbst steuerbegünstigt sein, wenn sie eine unbe­
schränkt steuerpflichtige Körperschaft des privaten Rechts ist. Werden Mittel für 
nicht unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaften beschafft, muss die Verwen­
dung der Mittel für die steuerbegünstigten Zwecke ausreichend nachgewiesen 
werden. 

Zu § 58 Nr. 2: 
2.	 Die teilweise (nicht überwiegende) Weitergabe eigener Mittel (auch Sachmittel) 

ist unschädlich. Ausschüttungen und sonstige Zuwendungen einer steuerbegüns­
tigten Körperschaft sind unschädlich, wenn die Gesellschafter oder Mitglieder als 
Begünstigte ausschließlich steuerbegünstigte Körperschaften sind. 

Zu § 58 Nr. 3: 
3. Eine steuerlich unschädliche Betätigung liegt auch dann vor, wenn nicht nur Ar­

beitskräfte, sondern zugleich Arbeitsmittel (z. B. Krankenwagen) zur Verfügung 
gestellt werden. 

Zu § 58 Nr. 4: 
4. Zu den „Räumen“ i. S. d. Nummer 4 gehören beispielsweise auch Sportstätten, 

Sportanlagen und Freibäder. 

Zu § 58 Nr. 5: 
5. Eine Stiftung darf einen Teil ihres Einkommens – höchstens ein Drittel – dazu ver­

wenden, die Gräber des Stifters und seiner nächsten Angehörigen zu pflegen und 
deren Andenken zu ehren. In diesem Rahmen ist auch gestattet, dem Stifter und 
seinen nächsten Angehörigen Unterhalt zu gewähren. 
Unter Einkommen ist die Summe der Einkünfte aus den einzelnen Einkunftsarten 
des § 2 Abs. 1 EStG zu verstehen, unabhängig davon, ob die Einkünfte steuerpflich­
tig sind oder nicht. Positive und negative Einkünfte sind zu saldieren. Die Verlust­
verrechnungsbeschränkungen nach § 2 Abs. 3 EStG sind dabei unbeachtlich. Bei 
der Ermittlung der Einkünfte sind von den Einnahmen die damit zusammenhän­
genden Aufwendungen einschließlich der Abschreibungsbeträge abzuziehen. 
Zur steuerrechtlichen Beurteilung von Ausgaben für die Erfüllung von Verbindlich­
keiten, die durch die Übertragung von belastetem Vermögen begründet worden 
sind, wird auf die Nummern 12 bis 14 zu § 55 hingewiesen. 
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6. Der Begriff des nächsten Angehörigen ist enger als der Begriff des Angehörigen 
nach § 15. Er umfasst: 
– Ehegatten, 
– Eltern, Großeltern, Kinder, Enkel (auch falls durch Adoption verbunden), 
– Geschwister, 
– Pflegeeltern, Pflegekinder. 

7. Unterhalt, Grabpflege und Ehrung des Andenkens müssen sich in angemessenem 
Rahmen halten. Damit ist neben der relativen Grenze von einem Drittel des Ein­
kommens eine gewisse absolute Grenze festgelegt. Maßstab für die Angemessen­
heit des Unterhalts ist der Lebensstandard des Zuwendungsempfängers. 

8. § 58 Nr. 5 enthält lediglich eine Ausnahmeregelung zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 für Stiftun­
gen (vgl. Nr. 14 zu § 55), begründet jedoch keinen eigenständigen steuerbegüns­
tigten Zweck. Eine Stiftung, zu deren Satzungszwecken die Unterstützung von 
hilfsbedürftigen Verwandten des Stifters gehört, kann daher nicht unter Hinweis 
auf § 58 Nr. 5 als steuerbegünstigt behandelt werden. 

Zu § 58 Nr. 6: 
9. Bei der Bildung der Rücklage nach § 58 Nr. 6 kommt es nicht auf die Herkunft der 

Mittel an. Der Rücklage dürfen also auch zeitnah zu verwendende Mittel wie z. B. 
Spenden zugeführt werden. 

10. Voraussetzung für die Bildung einer Rücklage nach § 58 Nr. 6 ist in jedem Fall, 
dass ohne sie die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig nicht 
erfüllt werden können. Das Bestreben, ganz allgemein die Leistungsfähigkeit der 
Körperschaft zu erhalten, reicht für eine steuerlich unschädliche Rücklagenbil­
dung nach dieser Vorschrift nicht aus (hierfür können nur freie Rücklagen nach 
§ 58 Nr. 7 gebildet werden, vgl. Nrn. 13 bis 17). Vielmehr müssen die Mittel für be­
stimmte – die steuerbegünstigten Satzungszwecke verwirklichende – Vorhaben 
angesammelt werden, für deren Durchführung bereits konkrete Zeitvorstellungen 
bestehen. Besteht noch keine konkrete Zeitvorstellung, ist eine Rücklagenbildung 
zulässig, wenn die Durchführung des Vorhabens glaubhaft und bei den finanziel­
len Verhältnissen der steuerbegünstigten Körperschaft in einem angemessenen 
Zeitraum möglich ist. Die Bildung von Rücklagen für periodisch wiederkehrende 
Ausgaben (z. B. Löhne, Gehälter, Mieten) in Höhe des Mittelbedarfs für eine ange­
messene Zeitperiode ist zulässig (so genannte Betriebsmittelrücklage). Ebenfalls 
unschädlich ist die vorsorgliche Bildung einer Rücklage zur Bezahlung von Steu­
ern außerhalb eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs, solan­
ge Unklarheit darüber besteht, ob die Körperschaft insoweit in Anspruch genom­
men wird. 
Die Bildung einer Rücklage kann nicht damit begründet werden, dass die Überle­
gungen zur Verwendung der Mittel noch nicht abgeschlossen sind. 

11. Die vorstehenden Grundsätze zu § 58 Nr. 6 gelten auch für Mittelbeschaffungs­
körperschaften i. S. d. § 58 Nr. 1 (BFH-Urteil vom 13.09.1989, BStBl. II 1990 S. 28). 
Voraussetzung ist jedoch, dass die Rücklagenbildung dem Zweck der Beschaffung 
von Mitteln für die steuerbegünstigten Zwecke einer anderen Körperschaft ent­
spricht. Diese Voraussetzung ist zum Beispiel erfüllt, wenn die Mittelbeschaf-
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fungskörperschaft wegen Verzögerung der von ihr zu finanzierenden steuerbe­
günstigten Maßnahmen gezwungen ist, die beschafften Mittel zunächst zu the­
saurieren. 

12. Unterhält eine steuerbegünstigte Körperschaft einen steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb, so können dessen Erträge der Rücklage erst nach 
Versteuerung zugeführt werden. 

Zu § 58 Nr. 7: 
13. Der freien Rücklage (§ 58 Nr. 7 Buchstabe a) darf jährlich höchstens ein Drittel des 

Überschusses der Einnahmen über die Unkosten aus der Vermögensverwaltung 
zugeführt werden. Unter Unkosten sind Aufwendungen zu verstehen, die dem 
Grunde nach Werbungskosten sind. 

14. Darüber hinaus kann die Körperschaft höchstens 10 v. H. ihrer sonstigen nach 
§ 55 Abs. 1 Nr. 5 zeitnah zu verwendenden Mittel einer freien Rücklage zuführen. 
Mittel im Sinne dieser Vorschrift sind die Überschüsse bzw. Gewinne aus steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben und Zweckbetrieben sowie die 
Bruttoeinnahmen aus dem ideellen Bereich. Bei Anwendung der Regelungen des 
§ 64 Abs. 5 und 6 können in die Bemessungsgrundlage zur Ermittlung der Rück­
lage statt der geschätzten bzw. pauschal ermittelten Gewinne die tatsächlichen 
Gewinne einbezogen werden. 
Verluste aus Zweckbetrieben sind mit entsprechenden Überschüssen zu verrech­
nen; darüber hinausgehende Verluste mindern die Bemessungsgrundlage nicht. 
Das gilt entsprechend für Verluste aus dem einheitlichen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieb. Ein Überschuss aus der Vermögensverwaltung ist – unabhängig 
davon, inwieweit er in eine Rücklage eingestellt wurde – nicht in die Bemessungs­
grundlage für die Zuführung aus den sonstigen zeitnah zu verwendenden Mitteln 
einzubeziehen. Ein Verlust aus der Vermögensverwaltung mindert die Bemes­
sungsgrundlage nicht. 

15. Wird die Höchstgrenze nach den Nrn. 13 und 14 nicht voll ausgeschöpft, so ist eine 
Nachholung in späteren Jahren nicht zulässig. Die steuerbegünstigte Körper­
schaft braucht die freie Rücklage während der Dauer ihres Bestehens nicht aufzu­
lösen. Die in die Rücklage eingestellten Mittel können auch dem Vermögen zuge­
führt werden. 

16. Die Ansammlung und Verwendung von Mitteln zum Erwerb von Gesellschaftsrech­
ten zur Erhaltung der prozentualen Beteiligung an Kapitalgesellschaften schließen 
die Steuervergünstigungen nicht aus (§ 58 Nr. 7 Buchstabe b). Die Herkunft der 
Mittel ist dabei ohne Bedeutung. § 58 Nr. 7 Buchstabe b ist nicht auf den erstma­
ligen Erwerb von Anteilen an Kapitalgesellschaften anzuwenden. Hierfür können 
u. a. freie Rücklagen nach § 58 Nr. 7 Buchstabe a eingesetzt werden. 

17. Die Höchstgrenze für die Zuführung zu der freien Rücklage mindert sich um den 
Betrag, den die Körperschaft zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung 
der prozentualen Beteiligung an Kapitalgesellschaften ausgibt oder bereitstellt. 
Übersteigt der für die Erhaltung der Beteiligungsquote verwendete oder bereitge­
stellte Betrag die Höchstgrenze, ist auch in den Folgejahren eine Zuführung zu der 
freien Rücklage erst wieder möglich, wenn die für eine freie Rücklage verwendba-
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ren Mittel insgesamt die für die Erhaltung der Beteiligungsquote verwendeten 
oder bereitgestellten Mittel übersteigen. Die Zuführung von Mitteln zu Rücklagen 
nach § 58 Nr. 6 berührt die Höchstgrenze für die Bildung freier Rücklagen dage­
gen nicht. 

Beispiel: 
Freie Verwendung 
Rücklage von Mitteln 

zur Erhaltung 
der Beteili­
gungsquote 

(§ 58 Nr. 7 (§ 58 Nr. 7 
Buchstabe a) Buchstabe b) 

Jahr 01 
Zuführung zur freien Rücklage 25 000 ¤ 

Jahr 02 
Höchstbetrag für die Zuführung zur freien Rücklage: 
1/3 von 15 000 ¤ = 5 000 ¤ 
10 v. H. von 50 000 ¤ = 5 000 ¤ 
ergibt 10 000 ¤ 

Verwendung von Mitteln zur Erhaltung 
der Beteiligungsquote ./. 25 000 ¤ 25 000 ¤ 
übersteigender Betrag ./. 15 000 ¤ 
Zuführung zur freien Rücklage 0 ¤ 

Jahr 03 
Höchstbetrag für die Zuführung zur freien Rücklage: 
1/3 von 30 000 ¤ = 10 000 ¤ 
10 v. H. von 100 000 ¤ = 10 000 ¤ 
ergibt 20 000 ¤ 

übersteigender Betrag aus dem Jahr 02 ./. 15 000 ¤ 
verbleibender Betrag 5 000 ¤ 
Zuführung zur freien Rücklage 5 000 ¤ 

Zu § 58 Nrn. 6 und 7: 
18. Ob die Voraussetzungen für die Bildung einer Rücklage gegeben sind, hat die 

steuerbegünstigte Körperschaft dem zuständigen Finanzamt im Einzelnen darzu­
legen. Weiterhin muss sie die Rücklagen nach § 58 Nrn. 6 und 7 in ihrer Rech­
nungslegung – ggf. in einer Nebenrechnung – gesondert ausweisen, damit eine 
Kontrolle jederzeit und ohne besonderen Aufwand möglich ist (BFH-Urteil vom 
20.12.1978, BStBl. II 1979 S. 496). 
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Zu § 58 Nr. 8: 
19. Gesellige Zusammenkünfte, die im Vergleich zur steuerbegünstigten Tätigkeit nicht 

von untergeordneter Bedeutung sind, schließen die Steuervergünstigung aus. 
Zu § 58 Nr. 10: 

20. Diese Ausnahmeregelung ermöglicht es den ausschließlich von einer oder mehre­
ren Gebietskörperschaften errichteten rechtsfähigen und nichtrechtsfähigen Stif­
tungen, die Erfüllung ihrer steuerbegünstigten Zwecke mittelbar durch Zuschüsse 
an Wirtschaftsunternehmen zu verwirklichen. Diese mittelbare Zweckverwirkli­
chung muss in der Satzung festgelegt sein. Die Verwendung der Zuschüsse für 
steuerbegünstigte Satzungszwecke muss nachgewiesen werden. 

Zu § 58 Nr. 11: 
21. Bei den in der Vorschrift genannten Zuwendungen ist es ausnahmsweise zulässig, 

grundsätzlich zeitnah zu verwendende Mittel dem zulässigen Vermögen zuzufüh­
ren. Die Aufzählung ist abschließend. Unter Sachzuwendungen, die ihrer Natur 
nach zum Vermögen gehören, sind Wirtschaftsgüter zu verstehen, die ihrer Art 
nach von der Körperschaft im ideellen Bereich, im Rahmen der Vermögensverwal­
tung oder im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb genutzt werden können. 
Werden Mittel nach dieser Vorschrift dem Vermögen zugeführt, sind sie aus der 
Bemessungsgrundlage für Zuführungen von sonstigen zeitnah zu verwendenden 
Mitteln nach § 58 Nr. 7 Buchstabe a herauszurechnen. 

Zu § 58 Nr. 12: 
22. Stiftungen dürfen im Jahr ihrer Errichtung und in den zwei folgenden Kalenderjah­

ren Überschüsse und Gewinne aus der Vermögensverwaltung, aus Zweckbetrieb 
und aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben ganz oder teilwei­
se ihrem Vermögen zuführen. Für sonstige Mittel, z. B. Zuwendungen und Zu­
schüsse, gilt diese Regelung dagegen nicht. 
Liegen in einem Kalenderjahr positive und negative Ergebnisse aus der Vermö­
gensverwaltung, aus den Zweckbetrieben und dem einheitlichen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb vor, ist eine Zuführung zum Vermögen auf den 
positiven Betrag begrenzt, der nach der Verrechnung der Ergebnisse verbleibt. 

Zu § 58 Nr. 2 bis 12: 
23. Die in § 58 Nrn. 2 bis 9, 11 und 12 genannten Ausnahmetatbestände können auch 

ohne entsprechende Satzungsbestimmung verwirklicht werden. Entgeltliche Tä­
tigkeiten nach § 58 Nrn. 3, 4 oder 8 begründen einen steuerpflichtigen wirtschaft­
lichen Geschäftsbetrieb oder Vermögensverwaltung (z. B. Raumüberlassung). Bei 
den Regelungen des § 58 Nrn. 5, 10 und 12 kommt es jeweils nicht auf die Bezeich­
nung der Körperschaft als Stiftung, sondern auf die tatsächliche Rechtsform an. 
Dabei ist es unmaßgeblich, ob es sich um eine rechtsfähige oder nichtrechtsfähi­
ge Stiftung handelt. 
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§ 59 – Voraussetzung der Steuervergünstigung 

Die Steuervergünstigung wird gewährt, wenn sich aus der Satzung, dem Stif-
tungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung (Satzung im Sinne dieser Vor-
schriften) ergibt, welchen Zweck die Körperschaft verfolgt, dass dieser Zweck 
den Anforderungen der §§ 52 bis 55 entspricht und dass er ausschließlich und 
unmittelbar verfolgt wird; die tatsächliche Geschäftsführung muss diesen Sat-
zungsbestimmungen entsprechen. 

Zu § 59 – Voraussetzung der Steuervergünstigung: 

1.	 Die Vorschrift bestimmt u. a., dass die Steuervergünstigung nur gewährt wird, 
wenn ein steuerbegünstigter Zweck (§§ 52 bis 54), die Selbstlosigkeit (§ 55) und 
die ausschließliche und unmittelbare Zweckverfolgung (§§ 56, 57) durch die Kör­
perschaft aus der Satzung direkt hervorgehen. Eine weitere satzungsmäßige Vo­
raussetzung in diesem Sinn ist die in § 61 geforderte Vermögensbindung. Das Un­
terhalten wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe (§ 14 Sätze 1 und 2 und § 64), die kei­
ne Zweckbetriebe (§§ 65 bis 68) sind, und die Vermögensverwaltung (§ 14 Satz 3) 
dürfen nicht Satzungszweck sein. Die Erlaubnis zur Unterhaltung eines Nicht­
zweckbetriebs und die Vermögensverwaltung in der Satzung können zulässig sein 
(BFH-Urteil vom 18.12.2002 – I R 15/02 – BStBl. II 2003, S. 384). Bei Körperschaf­
ten, die ausschließlich Mittel für andere Körperschaften oder Körperschaften des 
öffentlichen Rechts beschaffen (§ 58 Nr. 1), kann in der Satzung auf das Gebot der 
Unmittelbarkeit verzichtet werden. 

2.	 Bei mehreren Betrieben gewerblicher Art einer juristischen Person des öffentli­
chen Rechts ist für jeden Betrieb gewerblicher Art eine eigene Satzung erforder­
lich. 

3. Ein besonderes Anerkennungsverfahren ist im steuerlichen Gemeinnützigkeits­
recht nicht vorgesehen. Ob eine Körperschaft steuerbegünstigt ist, entscheidet 
das Finanzamt im Veranlagungsverfahren durch Steuerbescheid (ggf. Freistel­
lungsbescheid). Dabei hat es von Amts wegen die tatsächlichen und rechtlichen 
Verhältnisse zu ermitteln, die für die Steuerpflicht und für die Bemessung der 
Steuer wesentlich sind. Eine Körperschaft, bei der nach dem Ergebnis dieser Prü­
fung die gesetzlichen Voraussetzungen für die steuerliche Behandlung als steuer­
begünstigte Körperschaft vorliegen, muss deshalb auch als solche behandelt wer-
den, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob ein entsprechender Antrag gestellt wor­
den ist oder nicht. Ein Verzicht auf die Behandlung als steuerbegünstigte Körper­
schaft ist somit für das Steuerrecht unbeachtlich. 

4. Auf Antrag einer neu gegründeten Körperschaft, bei der die Voraussetzungen der 
Steuervergünstigung noch nicht im Veranlagungsverfahren festgestellt worden 
sind, bescheinigt das zuständige Finanzamt vorläufig, z. B. für den Empfang steu­
erbegünstigter Spenden oder für eine Gebührenbefreiung, dass bei ihm die Kör­
perschaft steuerlich erfasst ist und die eingereichte Satzung alle nach § 59 Satz 1, 
§§ 60 und 61 geforderten Voraussetzungen erfüllt, welche u. a. für die Steuerbe-
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freiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG vorliegen müssen. Eine vorläufige Bescheini­
gung über die Gemeinnützigkeit darf erst ausgestellt werden, wenn eine Satzung 
vorliegt, die den gemeinnützigkeitsrechtlichen Vorschriften entspricht. 

5. Die vorläufige Bescheinigung über die Gemeinnützigkeit stellt keinen Verwal­
tungsakt, sondern lediglich eine Auskunft über den gekennzeichneten Teilbereich 
der für die Steuervergünstigung erforderlichen Voraussetzungen dar. Sie sagt z. B. 
nichts über die Übereinstimmung von Satzung und tatsächlicher Geschäftsfüh­
rung aus. Sie ist befristet zu erteilen und ist frei widerruflich (BFH-Beschluss vom 
07.05.1986, BStBl. II S. 677). Die Geltungsdauer sollte 18 Monate nicht überschreiten. 

6. Die Erteilung einer vorläufigen Bescheinigung über die Gemeinnützigkeit kann 
auch in Betracht kommen, wenn eine Körperschaft schon längere Zeit existiert 
und die Gemeinnützigkeit im Veranlagungsverfahren versagt wurde (BFH-Be­
schluss vom 23.09.1998, BStBl. II 2000 S. 320). 
6.1 Eine vorläufige Bescheinigung über die Gemeinnützigkeit ist in diesen Fäl­

len auf Antrag zu erteilen, wenn die Körperschaft die Voraussetzungen für 
die Gemeinnützigkeit im gesamten Veranlagungszeitraum, der dem Zeit­
raum der Nichtgewährung folgt, voraussichtlich erfüllen wird. Ihre Gel­
tungsdauer sollte 18 Monate nicht überschreiten. 

6.2	 Darüber hinaus kann die Erteilung einer vorläufigen Bescheinigung über die 
Gemeinnützigkeit auch dann geboten sein, wenn die Körperschaft nach 
Auffassung des Finanzamts nicht gemeinnützig ist. In diesen Fällen darf die 
Bescheinigung nur erteilt werden, wenn die folgenden Voraussetzungen er­
füllt sind: 

6.2.1	 Die Körperschaft muss gegen eine Entscheidung des Finanzamts, mit der 
die Erteilung einer vorläufigen Bescheinigung über die Gemeinnützigkeit 
abgelehnt wurde, beim zuständigen Finanzgericht Rechtsschutz begehrt 
haben. 

6.2.2	 Es müssen ernstliche Zweifel bestehen, ob die Ablehnung der Gemeinnüt­
zigkeit im Klageverfahren bestätigt wird. Dies erfordert, dass die Körper­
schaft schlüssig darlegt und glaubhaft macht, dass sie die Voraussetzun­
gen für die Gemeinnützigkeit nach ihrer Satzung und bei der tatsächlichen 
Geschäftsführung erfüllt. 

6.2.3	 Die wirtschaftliche Existenz der Körperschaft muss in Folge der Nichtertei­
lung der vorläufigen Bescheinigung gefährdet sein. Für die Beurteilung sind 
die Verhältnisse im jeweiligen Einzelfall maßgeblich. Eine Existenzgefähr­
dung kann nicht allein deshalb unterstellt werden, weil sich die Körper­
schaft bisher zu einem wesentlichen Teil aus Spenden oder steuerlich ab­
ziehbaren Mitgliedsbeiträgen finanziert hat und wegen der Nichtgewäh­
rung der Steuervergünstigungen ein erheblicher Rückgang dieser Einnah­
men zu erwarten ist. Sie liegt z. B. auch dann nicht vor, wenn die Körper­
schaft über ausreichendes verwertbares Vermögen verfügt oder sich aus­
reichende Kredite verschaffen kann. Die Körperschaft muss als Antrags­
grund die Existenzgefährdung schlüssig darlegen und glaubhaft machen. 

Die vorläufige Bescheinigung über die Gemeinnützigkeit nach Nr. 6.2 ist ggf. form­
los zu erteilen. Sie muss die Körperschaft in die Lage versetzen, unter Hinweis auf 
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die steuerliche Abzugsfähigkeit um Zuwendungen zu werben. Ihre Geltungsdauer 
ist bis zum rechtskräftigen Abschluss des gerichtlichen Verfahrens zu befristen. 
Ob Auflagen, wie sie der BFH in dem entschiedenen Fall beschlossen hat (u. a. 
vierteljährliche Einreichung von Aufstellungen über die Einnahmen und Ausga­
ben), sinnvoll und erforderlich sind, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. 

7. Die vorläufige Bescheinigung wird durch den Steuerbescheid (ggf. Freistellungs­
bescheid) ersetzt. Die Steuerbefreiung soll spätestens alle drei Jahre überprüft 
werden. 

8. Die Satzung einer Körperschaft ist vor der Erteilung einer erstmaligen vorläufigen 
Bescheinigung über die Steuerbegünstigung oder eines Freistellungsbescheids 
zur Körperschaft- und Gewerbesteuer sorgfältig zu prüfen. Wird eine vorläufige 
Bescheinigung über die Gemeinnützigkeit erteilt oder die Steuerbegünstigung an-
erkannt, bei einer späteren Überprüfung der Körperschaft aber festgestellt, dass 
die Satzung doch nicht den Anforderungen des Gemeinnützigkeitsrechts genügt, 
dürfen aus Vertrauensschutzgründen hieraus keine nachteiligen Folgerungen für 
die Vergangenheit gezogen werden. Die Körperschaft ist trotz der fehlerhaften 
Satzung für abgelaufene Veranlagungszeiträume und für das Kalenderjahr, in dem 
die Satzung beanstandet wird, als steuerbegünstigt zu behandeln. Dies gilt nicht, 
wenn bei der tatsächlichen Geschäftsführung gegen Vorschriften des Gemeinnüt­
zigkeitsrechts verstoßen wurde. 
Die Vertreter der Körperschaft sind aufzufordern, die zu beanstandenden Teile der 
Satzung so zu ändern, dass die Körperschaft die satzungsmäßigen Voraussetzun­
gen für die Steuervergünstigung erfüllt. Hierfür ist eine angemessene Frist zu set­
zen. Vereinen soll dabei in der Regel eine Beschlussfassung in der nächsten or­
dentlichen Mitgliederversammlung ermöglicht werden. Wird die Satzung inner­
halb der gesetzten Frist entsprechend den Vorgaben des Finanzamts geändert, ist 
die Steuervergünstigung für das der Beanstandung der Satzung folgende Kalen­
derjahr auch dann anzuerkennen, wenn zu Beginn des Kalenderjahres noch keine 
ausreichende Satzung vorgelegen hat. 
Die vorstehenden Grundsätze gelten nicht, wenn die Körperschaft die Satzung ge­
ändert hat und eine geänderte Satzungsvorschrift zu beanstanden ist. In diesen 
Fällen fehlt es an einer Grundlage für die Gewährung von Vertrauensschutz. 

§ 60 – Anforderungen an die Satzung 

(1) Die Satzungszwecke und die Art ihrer Verwirklichung müssen so genau be-
stimmt sein, dass aufgrund der Satzung geprüft werden kann, ob die satzungs-
mäßigen Voraussetzungen für Steuervergünstigungen gegeben sind. 
(2) Die Satzung muss den vorgeschriebenen Erfordernissen bei der Körperschaft-
steuer und bei der Gewerbesteuer während des ganzen Veranlagungs- oder Be-
messungszeitraums, bei den anderen Steuern im Zeitpunkt der Entstehung der 
Steuer entsprechen. 

XVI 

129 



Vereine_Steuern_080604  Seite 13014:15 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

Zu § 60 – Anforderungen an die Satzung: 

1.	 Die Satzung muss so präzise gefasst sein, dass aus ihr unmittelbar entnommen wer-
den kann, ob die Voraussetzungen der Steuerbegünstigung vorliegen (formelle Sat­
zungsmäßigkeit). Die bloße Bezugnahme auf Satzungen oder andere Regelungen 
Dritter genügt nicht (BFH-Urteil vom 19.04.1989, BStBl. II S. 595). Es reicht aus, 
wenn sich die satzungsmäßigen Voraussetzungen aufgrund einer Auslegung aller 
Satzungsbestimmungen ergeben (BFH-Urteil vom 13.12.1978, BStBl. II 1979 S. 482). 

2.	 Die Anlage 1 enthält das Muster einer Satzung. Die Verwendung der Mustersat­
zung ist nicht vorgeschrieben. 

3. Eine Satzung braucht nicht allein deswegen geändert zu werden, weil in ihr auf 
Vorschriften des StAnpG oder der GemV verwiesen oder das Wort „selbstlos“ 
nicht verwandt wird. 

4. Ordensgemeinschaften haben eine den Ordensstatuten entsprechende zusätzli­
che Erklärung nach dem Muster der Anlage 2 abzugeben, die die zuständigen Or­
gane der Orden bindet. 

5. Die tatsächliche Geschäftsführung (vgl. § 63) muss mit der Satzung übereinstimmen. 
6. Die satzungsmäßigen Voraussetzungen für die Anerkennung der Steuerbegünsti­

gung müssen 
– bei der Körperschaftsteuer vom Beginn bis zum Ende des Veranlagungszeitraums, 
– bei der Gewerbesteuer vom Beginn bis zum Ende des Erhebungszeitraums, 
– bei der Grundsteuer zum Beginn des Kalenderjahres, für das über die Steuer­

pflicht zu entscheiden ist (§ 9 Abs. 2 GrStG), 
– bei der Umsatzsteuer zu den sich aus § 13 Abs. 1 UStG ergebenden Zeitpunkten, 
– bei der Erbschaftsteuer zu den sich aus § 9 ErbStG ergebenden Zeitpunkten 

erfüllt sein. 
Anlage 1 zu § 60 

Mustersatzung 
für Vereine, Stiftungen, Betriebe gewerblicher Art von juristischen 


Personen des öffentlichen Rechts, geistliche Genossenschaften 

(Die Mustersatzung ist in dieser Broschüre auf Seite 24 abgedruckt.) 


Weitere Hinweise 
Bei Betrieben gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts, bei 
den von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts verwalteten unselbststän­
digen Stiftungen und bei geistlichen Genossenschaften (Orden, Kongregationen) 
– braucht die Vermögensbindung in der Satzung nicht festgelegt zu werden. Damit 

kann § 5 des Musters entfallen. 
Außerdem ist folgende Bestimmung aufzunehmen: 

§ 3 Abs. 2: 
„Der – die – das .............................................................................................................. 
erhält bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbe­
günstigter Zwecke nicht mehr als – seine – ihre – eingezahlten Kapitalanteile und 
den gemeinen Wert seiner – ihrer – geleisteten Sacheinlagen zurück.“ 
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Bei Stiftungen ist diese Bestimmung nur erforderlich, wenn die Satzung dem Stif­
ter einen Anspruch auf Rückgewähr von Vermögen einräumt (vgl. hierzu Nr. 29 
Satz 2 und 3 zu § 55). Fehlt die Regelung, wird das eingebrachte Vermögen wie das 
übrige Vermögen behandelt. 

Bei Kapitalgesellschaften sind folgende ergänzende Bestimmungen in die Satzung 
aufzunehmen: 
–	 § 3 Abs. 1 Satz 2: 

„Die Gesellschafter dürfen keine Gewinnanteile und auch keine sonstigen Zuwen­
dungen aus Mitteln der Körperschaft erhalten.“ 

–	 § 3 Abs. 2: 
„Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung der Körperschaft oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalantei­
le und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurück.“ 

– § 5: 
„Bei Auflösung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 
das Vermögen der Körperschaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Ge­
sellschafter und den gemeinen Wert der von den Gesellschaftern geleisteten 
Sacheinlagen übersteigt, ...“ 

§ 3 Abs. 2 und der Satzteil „soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Gesellschaf­
ter und den gemeinen Wert der von den Gesellschaftern geleisteten Sacheinlagen 
übersteigt,“ in § 5 sind nur erforderlich, wenn die Satzung einen Anspruch auf Rück­
gewähr von Vermögen einräumt (vgl. hierzu Nr. 22 Satz 4 zu § 55). 

Anlage 2 zu § 60 
Muster einer Erklärung 

der Ordensgemeinschaften 
(hier nicht abgedruckt) 

§ 61 – Satzungsmäßige Vermögensbindung


(1) Eine steuerlich ausreichende Vermögensbindung (§ 55 Abs. 1 Nr. 4) liegt vor,

wenn der Zweck, für den das Vermögen bei Auflösung oder Aufhebung der Kör-

perschaft oder bei Wegfall ihres bisherigen Zweckes verwendet werden soll, in

der Satzung so genau bestimmt ist, dass aufgrund der Satzung geprüft werden

kann, ob der Verwendungszweck steuerbegünstigt ist.

(2) (weggefallen) 

(3) Wird die Bestimmung über die Vermögensbindung nachträglich so geändert,

dass sie den Anforderungen des § 55 Abs. 1 Nr. 4 nicht mehr entspricht, so gilt

sie von Anfang an als steuerlich nicht ausreichend. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ist

mit der Maßgabe anzuwenden, dass Steuerbescheide erlassen, aufgehoben oder

geändert werden können, soweit sie Steuern betreffen, die innerhalb der letzten
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zehn Kalenderjahre vor der Änderung der Bestimmung über die Vermögensbin-
dung entstanden sind. 

Zu § 61 – Satzungsmäßige Vermögensbindung: 

1.	 Die Vorschrift stellt klar, dass die zu den Voraussetzungen der Selbstlosigkeit zäh­
lende Bindung des Vermögens für steuerbegünstigte Zwecke vor allem im Falle 
der Auflösung der Körperschaft aus der Satzung genau hervorgehen muss (Mus­
tersatzung, § 5). 
Eine satzungsmäßige Vermögensbindung auf eine nicht unbeschränkt steuerpflich­
tige ausländische Körperschaft genügt nicht den Anforderungen (vgl. Nr. 24 zu § 55). 

2.	 Nach dem aufgehobenen § 61 Abs. 2 durfte bei Vorliegen zwingender Gründe in der 
Satzung bestimmt werden, dass über die Verwendung des Vermögens zu steu­
erbegünstigten Zwecken nach Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder 
bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke erst nach Einwilligung des Finanzamts be­
stimmt wird. Eine Satzung braucht nicht allein deswegen geändert zu werden, weil 
sie eine vor der Aufhebung des § 61 Abs. 2 zulässige Bestimmung über die Vermö­
gensbindung enthält. 

3. Für bestimmte Körperschaften, z. B. Betriebe gewerblicher Art von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts und bestimmte Stiftungen, enthält § 62 eine 
Ausnahme von der Vermögensbindung. 

4. Wird die satzungsmäßige Vermögensbindung aufgehoben, gilt sie von Anfang an 
als steuerlich nicht ausreichend. Die Regelung greift auch ein, wenn die Bestim­
mung über die Vermögensbindung erst zu einem Zeitpunkt geändert wird, in dem 
die Körperschaft nicht mehr als steuerbegünstigt anerkannt ist. Die entsprechen-
den steuerlichen Folgerungen sind durch Steuerfestsetzung rückwirkend zu ziehen. 

5. Bei Verstößen gegen den Grundsatz der Vermögensbindung bildet die Festset­
zungsverjährung (§§ 169 ff.) keine Grenze. Vielmehr können nach § 175 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 auch Steuerbescheide noch geändert werden, die Steuern betreffen, 
die innerhalb von zehn Jahren vor der erstmaligen Verletzung der Vermögensbin­
dungsregelung entstanden sind. Es kann demnach auch dann noch zugegriffen 
werden, wenn zwischen dem steuerfreien Bezug der Erträge und dem Wegfall der 
Steuerbegünstigung ein Zeitraum von mehr als fünf Jahren liegt, selbst wenn in 
der Zwischenzeit keine Erträge mehr zugeflossen sind. 

Beispiel: 
Eine gemeinnützige Körperschaft hat in den Jahren 01 bis 1 1 steuerfreie Ein-
nahmen aus einem Zweckbetrieb bezogen und diese teils für gemeinnützige 
Zwecke ausgegeben und zum Teil in eine Rücklage eingestellt. Eine in 1 1 vollzo­
gene Satzungsänderung sieht jetzt vor, dass bei Auflösung des Vereins das Ver­
mögen an die Mitglieder ausgekehrt wird. In diesem Fall muss das Finanzamt 
für die Veranlagungszeiträume 01 ff. Steuerbescheide erlassen, welche die 
Nachversteuerung aller genannten Einnahmen vorsehen, wobei es unerheblich 
ist, ob die Einnahmen noch im Vereinsvermögen vorhanden sind. 
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6. Verstöße gegen § 55 Abs. 1 und 3 begründen die Möglichkeit einer Nachversteue­
rung im Rahmen der Festsetzungsfrist. 

7. Die Nachversteuerung gem. § 61 Abs. 3 greift nicht nur bei gemeinnützigkeits­
schädlichen Änderungen satzungsrechtlicher Bestimmungen über die Vermögens­
bindung ein, sondern erfasst auch die Fälle, in denen die tatsächliche Geschäfts­
führung gegen die von § 61 geforderte Vermögensbindung verstößt (§ 63 Abs. 2). 

Beispiel: 
Eine gemeinnützige Körperschaft verwendet bei ihrer Auflösung oder bei Auf­
gabe ihres begünstigten Satzungszweckes ihr Vermögen entgegen der Vermö­
gensbindungsbestimmung in der Satzung nicht für begünstigte Zwecke. 

8. Verstöße der tatsächlichen Geschäftsführung gegen § 55 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 kön­
nen so schwerwiegend sein, dass sie einer Verwendung des gesamten Vermögens 
für satzungsfremde Zwecke gleichkommen. Auch in diesen Fällen ist eine Nach­
versteuerung nach § 61 Abs. 3 möglich. 

9. Bei der nachträglichen Besteuerung ist so zu verfahren, als ob die Körperschaft 
von Anfang an uneingeschränkt steuerpflichtig gewesen wäre. § 13 Abs. 3 KStG ist 
nicht anwendbar. 

§ 62 – Ausnahmen von der satzungsmäßigen Vermögensbindung 

Bei Betrieben gewerblicher Art von Körperschaften des öffentlichen Rechts, bei 
den von einer Körperschaft des öffentlichen Rechts verwalteten unselbstständi-
gen Stiftungen und bei geistlichen Genossenschaften (Orden, Kongregationen) 
braucht die Vermögensbindung in der Satzung nicht festgelegt zu werden.*) 

Zu § 62 – Ausnahmen von der satzungsmäßigen Vermögensbindung: 

Die Vorschrift befreit nur von der Verpflichtung, die Vermögensbindung in der Sat­
zung festzulegen. Materiell unterliegen auch diese Körperschaften der Vermö­
gensbindung. 

*)	 Für staatlich beaufsichtigte Stiftungen, die bis zum 13.12.2006 errichtet worden sind, gilt die 
bis zu diesem Zeitpunkt geltende Fassung weiter. Danach braucht auch bei diesen die Ver­
mögensbindung in der Satzung nicht festgelegt zu werden (§ 1 f Einführungsgesetz zur Ab­
gabenordnung). 
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§ 63 – Anforderungen an die tatsächliche Geschäftsführung


(1) Die tatsächliche Geschäftsführung der Körperschaft muss auf die ausschließ-

liche und unmittelbare Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke gerichtet sein

und den Bestimmungen entsprechen, die die Satzung über die Voraussetzungen

für Steuervergünstigungen enthält.

(2) Für die tatsächliche Geschäftsführung gilt sinngemäß § 60 Abs. 2, für eine

Verletzung der Vorschrift über die Vermögensbindung § 61 Abs. 3.

(3) Die Körperschaft hat den Nachweis, dass ihre tatsächliche Geschäftsführung

den Erfordernissen des Absatzes 1 entspricht, durch ordnungsmäßige Aufzeich-

nungen über ihre Einnahmen und Ausgaben zu führen.

(4) Hat die Körperschaft Mittel angesammelt, ohne dass die Voraussetzungen

des § 58 Nr. 6 und 7 vorliegen, kann das Finanzamt ihr eine Frist für die Verwen-

dung der Mittel setzen. Die tatsächliche Geschäftsführung gilt als ordnungsge-

mäß im Sinne des Absatzes 1, wenn die Körperschaft die Mittel innerhalb der

Frist für steuerbegünstigte Zwecke verwendet.


Zu § 63 – Anforderungen an die tatsächliche Geschäftsführung: 

1.	 Den Nachweis, dass die tatsächliche Geschäftsführung den notwendigen Erfor­
dernissen entspricht, hat die Körperschaft durch ordnungsmäßige Aufzeichnun­
gen (insbesondere Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben, Tätigkeitsbericht, 
Vermögensübersicht mit Nachweisen über die Bildung und Entwicklung der Rück­
lagen) zu führen. Die Vorschriften der AO über die Führung von Büchern und Auf­
zeichnungen (§§ 140 ff.) sind zu beachten. Die Vorschriften des Handelsrechts 
einschließlich der entsprechenden Buchführungsvorschriften gelten nur, sofern 
sich dies aus der Rechtsform der Körperschaft oder aus ihrer wirtschaftlichen Tä­
tigkeit ergibt. Bei der Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke im Ausland be­
steht eine erhöhte Nachweispflicht (§ 90 Abs. 2). 

2.	 Die tatsächliche Geschäftsführung umfasst auch die Ausstellung steuerlicher 
Zuwendungsbestätigungen. Bei Missbräuchen auf diesem Gebiet, z. B. durch die 
Ausstellung von Gefälligkeitsbestätigungen, ist die Steuerbegünstigung zu versagen. 

3. Die tatsächliche Geschäftsführung muss sich im Rahmen der verfassungsmäßigen 
Ordnung halten, da die Rechtsordnung als selbstverständlich das gesetzestreue Ver­
halten aller Rechtsunterworfenen voraussetzt (vgl. auch Nr. 16 zu § 52). Als Verstoß 
gegen die Rechtsordnung, der die Steuerbegünstigung ausschließt, kommt auch eine 
Steuerverkürzung in Betracht (BFH-Urteil vom 27.09.2001, BStBl. II 2002 S. 169). 

§ 64 – Steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 

(1) Schließt das Gesetz die Steuervergünstigung insoweit aus, als ein wirtschaft-
licher Geschäftsbetrieb (§ 14) unterhalten wird, so verliert die Körperschaft die 
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Steuervergünstigung für die dem Geschäftsbetrieb zuzuordnenden Besteue-

rungsgrundlagen (Einkünfte, Umsätze, Vermögen), soweit der wirtschaftliche

Geschäftsbetrieb kein Zweckbetrieb (§§ 65 bis 68) ist.

(2) Unterhält die Körperschaft mehrere wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, die

keine Zweckbetriebe (§§ 65 bis 68) sind, werden diese als ein wirtschaftlicher

Geschäftsbetrieb behandelt.

(3) Übersteigen die Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer aus wirtschaftli-

chen Geschäftsbetrieben, die keine Zweckbetriebe sind, insgesamt nicht 35 000 ¤*)

im Jahr, so unterliegen die diesen Geschäftsbetrieben zuzuordnenden Besteue-

rungsgrundlagen nicht der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer.

(4) Die Aufteilung einer Körperschaft in mehrere selbstständige Körperschaften

zum Zweck der mehrfachen Inanspruchnahme der Steuervergünstigung nach

Absatz 3 gilt als Missbrauch von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten im Sin-

ne des § 42.

(5) Überschüsse aus der Verwertung unentgeltlich erworbenen Altmaterials außer-

halb einer ständig dafür vorgehaltenen Verkaufsstelle, die der Körperschaftsteuer

und der Gewerbesteuer unterliegen, können in Höhe des branchenüblichen Rein-

gewinns geschätzt werden.

(6) Bei den folgenden steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben

kann der Besteuerung ein Gewinn von 15 Prozent der Einnahmen zu Grunde ge-
legt werden:

1.	 Werbung für Unternehmen, die im Zusammenhang mit der steuerbegünstig-

ten Tätigkeit einschließlich Zweckbetrieben stattfindet, 
2. Totalisatorbetriebe, 
3. Zweite Fraktionierungsstufe der Blutspendedienste. 

Zu § 64 – Steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe: 

Zu § 64 Abs. 1: 
1.	 Als Gesetz, das die Steuervergünstigung teilweise, nämlich für den wirtschaftli­

chen Geschäftsbetrieb (§ 14 Sätze 1 und 2), ausschließt, ist das jeweilige Steuer­
gesetz zu verstehen, also § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG, § 3 Nr. 6 GewStG, § 12 Abs. 2 Nr. 8 
Satz 2 UStG, § 3 Abs. 1 Nr. 3b GrStG i.V. m. A 12 Abs. 4 GrStR. 

2.	 Wegen des Begriffs „Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb“ wird auf § 14 hingewie­
sen. Zum Begriff der „Nachhaltigkeit“ bei wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 
siehe BFH-Urteil vom 21.08.1985 (BStBl. II 1986 S. 88). Danach ist eine Tätigkeit 
grundsätzlich nachhaltig, wenn sie auf Wiederholung angelegt ist. Es genügt, 
wenn bei der Tätigkeit der allgemeine Wille besteht, gleichartige oder ähnliche 
Handlungen bei sich bietender Gelegenheit zu wiederholen. Wiederholte Tätigkei­
ten liegen auch vor, wenn der Grund zum Tätigwerden auf einem einmaligen Ent­
schluss beruht, die Erledigung aber mehrere (Einzel-)Tätigkeiten erfordert. Die 

*) Für Kalenderjahre bis einschließlich 2006: 30 678 ¤. 
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Einnahmen aus der Verpachtung eines vorher selbst betriebenen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs unterliegen solange der Körperschaft- und Gewerbesteuer, bis 
die Körperschaft die Betriebsaufgabe erklärt (BFH-Urteil vom 04.04.2007 – I R 
55/06 – BStBl. II, S. 725). 

3. Ob eine an einer Personengesellschaft oder Gemeinschaft beteiligte steuerbe­
günstigte Körperschaft gewerbliche Einkünfte bezieht und damit einen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 14 Sätze 1 und 2) unterhält, wird im einheitlichen 
und gesonderten Gewinnfeststellungsbescheid der Personengesellschaft bindend 
festgestellt (BFH-Urteil vom 27.07.1988, BStBl. II 1989 S. 134). Ob der wirtschaftli­
che Geschäftsbetrieb steuerpflichtig ist oder ein Zweckbetrieb (§§ 65 bis 68) vor­
liegt, ist dagegen bei der Körperschaftsteuerveranlagung der steuerbegünstigten 
Körperschaft zu entscheiden. Die Beteiligung einer steuerbegünstigten Körper­
schaft an einer Kapitalgesellschaft ist grundsätzlich Vermögensverwaltung (§ 14 
Satz 3). Sie stellt jedoch einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dar, wenn mit ihr 
tatsächlich ein entscheidender Einfluss auf die laufende Geschäftsführung der 
Kapitalgesellschaft ausgeübt wird oder ein Fall der Betriebsaufspaltung vorliegt 
(vgl. BFH-Urteil vom 30.06.1971 – I R 57/70 – BStBl. II, S. 753; H 15.7 Abs. 4 bis 6 
EStH). Besteht die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, die selbst ausschließ­
lich der Vermögensverwaltung dient, so liegt auch bei Einflussnahme auf die Ge­
schäftsführung kein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor (vgl. R 16 Abs. 5 KStR). 
Dies gilt auch bei Beteiligung an einer steuerbegünstigten Kapitalgesellschaft. Die 
Grundsätze der Betriebsaufspaltung sind nicht anzuwenden, wenn sowohl das 
Betriebs- als auch das Besitzunternehmen steuerbegünstigt sind. 

4. Bei der Ermittlung des Gewinns aus dem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb sind 
die Betriebsausgaben zu berücksichtigen, die durch den Betrieb veranlasst sind. 
Dazu gehören Ausgaben, die dem Betrieb unmittelbar zuzuordnen sind, weil sie 
ohne den Betrieb nicht oder zumindest nicht in dieser Höhe angefallen wären. 

5. Bei so genannten gemischt veranlassten Kosten, die sowohl durch die steuerfreie 
als auch durch die steuerpflichtige Tätigkeit veranlasst sind, scheidet eine Be­
rücksichtigung als Betriebsausgaben des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetriebs grundsätzlich aus, wenn sie ihren primären Anlass im steuerfrei­
en Bereich haben. Werden z. B. Werbemaßnahmen bei sportlichen oder kulturel­
len Veranstaltungen durchgeführt, sind die Veranstaltungskosten, soweit sie auch 
ohne die Werbung entstanden wären, keine Betriebsausgaben des steuerpflichti­
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs „Werbung“ (BFH-Urteil vom 27.03.1991, 
BStBl. II 1992 S. 103; zur pauschalen Gewinnermittlung bei Werbung im Zusam­
menhang mit der steuerbegünstigten Tätigkeit einschließlich Zweckbetrieben vgl. 
Nrn. 28 ff.). 

6. Unabhängig von ihrer primären Veranlassung ist eine anteilige Berücksichtigung 
von gemischt veranlassten Aufwendungen (einschließlich Absetzung für Abnut­
zung) als Betriebsausgaben des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
triebs dann zulässig, wenn ein objektiver Maßstab für die Aufteilung der Aufwen­
dungen (z. B. nach zeitlichen Gesichtspunkten) auf den ideellen Bereich ein-
schließlich der Zweckbetriebe und den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieb besteht. 
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Danach ist z. B. bei der Gewinnermittlung für den steuerpflichtigen wirtschaftli­
chen Geschäftsbetrieb „Greenfee“ von steuerbegünstigten Golfvereinen – abwei­
chend von den Grundsätzen des BFH-Urteils vom 27.03.1991 (BStBl. II 1992 
S. 103) – wegen der Abgrenzbarkeit nach objektiven Maßstäben (z. B. im Verhält­
nis der Nutzung der Golfanlage durch vereinsfremde Spieler zu den Golf spielen-
den Vereinsmitgliedern im Kalenderjahr) trotz primärer Veranlassung durch den 
ideellen Bereich des Golfvereins ein anteiliger Betriebsausgabenabzug der Auf­
wendungen (z. B. für Golfplatz- und Personalkosten) zulässig. Bei gemeinnützigen 
Musikvereinen sind Aufwendungen, die zu einem Teil mit Auftritten ihrer Musik­
gruppen bei eigenen steuerpflichtigen Festveranstaltungen zusammenhängen, 
anteilig als Betriebsausgaben des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
triebs abzuziehen. Derartige Aufwendungen sind z. B. Kosten für Notenmaterial, 
Uniformen und Verstärkeranlagen, die sowohl bei Auftritten, die unentgeltlich er-
folgen oder Zweckbetriebe sind, als auch bei Auftritten im Rahmen eines eigenen 
steuerpflichtigen Betriebs eingesetzt werden. Als Maßstab für die Aufteilung 
kommt die Zahl der Stunden, die einschließlich der Proben auf die jeweiligen Be­
reiche entfallen, in Betracht. 
Auch die Personal- und Sachkosten für die allgemeine Verwaltung können grund­
sätzlich im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb abgezogen werden, soweit sie bei 
einer Aufteilung nach objektiven Maßstäben teilweise darauf entfallen. Bei Kosten 
für die Errichtung und Unterhaltung von Vereinsheimen gibt es i. d. R. keinen ob­
jektiven Aufteilungsmaßstab. 

7. Unter Sponsoring wird üblicherweise die Gewährung von Geld oder geldwerten 
Vorteilen durch Unternehmen zur Förderung von Personen, Gruppen und/oder 
Organisationen in sportlichen, kulturellen, kirchlichen, wissenschaftlichen, sozia­
len, ökologischen oder ähnlich bedeutsamen gesellschaftspolitischen Bereichen 
verstanden, mit der regelmäßig auch eigene unternehmensbezogene Ziele der 
Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit verfolgt werden. Leistungen eines Sponsors 
beruhen häufig auf einer vertraglichen Vereinbarung zwischen dem Sponsor und 
dem Empfänger der Leistungen (Sponsoring-Vertrag), in dem Art und Umfang der 
Leistungen des Sponsors und des Empfängers geregelt sind. 

8. Die im Zusammenhang mit dem Sponsoring erhaltenen Leistungen können bei 
einer steuerbegünstigten Körperschaft steuerfreie Einnahmen im ideellen Be­
reich, steuerfreie Einnahmen aus der Vermögensverwaltung oder Einnahmen 
eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs sein. Die steuerliche 
Behandlung der Leistungen beim Empfänger hängt grundsätzlich nicht davon ab, 
wie die entsprechenden Aufwendungen beim leistenden Unternehmen behandelt 
werden. Für die Abgrenzung gelten die allgemeinen Grundsätze. 

9. Danach liegt kein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor, wenn die steuerbegüns­
tigte Körperschaft dem Sponsor nur die Nutzung ihres Namens zu Werbezwecken 
in der Weise gestattet, dass der Sponsor selbst zu Werbezwecken oder zur Image­
pflege auf seine Leistungen an die Körperschaft hinweist. Ein wirtschaftlicher Ge­
schäftsbetrieb liegt auch dann nicht vor, wenn der Empfänger der Leistungen z. B. auf 
Plakaten, Veranstaltungshinweisen, in Ausstellungskatalogen oder in anderer Weise 
auf die Unterstützung durch einen Sponsor lediglich hinweist. Dieser Hinweis kann 
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unter Verwendung des Namens, Emblems oder Logos des Sponsors, jedoch ohne 
besondere Hervorhebung, erfolgen. Entsprechende Sponsoringeinnahmen sind 
nicht als Einnahmen aus der Vermögensverwaltung anzusehen. Eine Zuführung zur 
freien Rücklage nach § 58 Nr. 7 Buchstabe a ist daher lediglich i. H. v. 10 v. H. der Ein-
nahmen, nicht aber i. H. v. einem Drittel des daraus erzielten Überschusses möglich. 

10. Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb liegt dagegen vor, wenn die Körperschaft an 
den Werbemaßnahmen mitwirkt. Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb kann kein 
Zweckbetrieb (§§ 65 bis 68) sein. Soweit Sponsoringeinnahmen unmittelbar in 
einem aus anderen Gründen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
anfallen, sind sie diesem zuzurechnen. 

Zu § 64 Abs. 2: 
11. Die Regelung, dass bei steuerbegünstigten Körperschaften mehrere steuerpflich­

tige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe als ein Betrieb zu behandeln sind, gilt auch 
für die Ermittlung des steuerpflichtigen Einkommens der Körperschaft und für die 
Beurteilung der Buchführungspflicht nach § 141 Abs. 1. Für die Frage, ob die Gren­
zen für die Buchführungspflicht überschritten sind, kommt es also auf die Werte 
(Einnahmen, Überschuss) des Gesamtbetriebs an. 

12. § 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 und Nr. 3 gilt auch für den steuerpflichtigen wirtschaftli­
chen Geschäftsbetrieb. Das bedeutet u. a., dass Verluste und Gewinnminderun­
gen in den einzelnen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben nicht 
durch Zuwendungen an Mitglieder oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütun­
gen entstanden sein dürfen. 

13. Bei einer Körperschaft, die mehrere steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbe­
triebe unterhält, ist für die Frage, ob gemeinnützigkeitsschädliche Verluste vorlie­
gen, nicht auf das Ergebnis des einzelnen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetriebs, sondern auf das zusammengefasste Ergebnis aller steuerpflich­
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe abzustellen. Danach ist die Gemeinnüt­
zigkeit einer Körperschaft gefährdet, wenn die steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebe insgesamt Verluste erwirtschaften (vgl. auch Nrn. 4 ff. zu § 55). 
In den Fällen des § 64 Abs. 5 und 6 ist nicht der geschätzte bzw. pauschal ermit­
telte Gewinn, sondern das Ergebnis zu berücksichtigen, das sich bei einer Ermitt­
lung nach den allgemeinen Regelungen ergeben würde (vgl. Nrn. 4 bis 6). 

Zu § 64 Abs. 3: 
14. Die Höhe der Einnahmen aus den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­

trieben bestimmt sich nach den Grundsätzen der steuerlichen Gewinnermittlung. 
Bei steuerbegünstigten Körperschaften, die den Gewinn nach § 4 Abs. 1 oder § 5 
EStG ermitteln, kommt es deshalb nicht auf den Zufluss i. S. d. § 11 EStG an, so 
dass auch Forderungszugänge als Einnahmen zu erfassen sind. Bei anderen steu­
erbegünstigten Körperschaften sind die im Kalenderjahr zugeflossenen Einnah­
men (§ 11 EStG) maßgeblich. Ob die Einnahmen die Besteuerungsgrenze über­
steigen, ist für jedes Jahr gesondert zu prüfen. Nicht leistungsbezogene Einnah­
men sind nicht den für die Besteuerungsgrenze maßgeblichen Einnahmen zuzu­
rechnen (vgl. Nr. 16). 
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15. Zu den Einnahmen i. S. d. § 64 Abs. 3 gehören leistungsbezogene Einnahmen ein-
schließlich Umsatzsteuer aus dem laufenden Geschäft, wie Einnahmen aus dem 
Verkauf von Speisen und Getränken. Dazu zählen auch erhaltene Anzahlungen. 

16. Zu den leistungsbezogenen Einnahmen i. S. d. Nr. 15 gehören z. B. nicht 
a)	 der Erlös aus der Veräußerung von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 

des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs; 
b) Betriebskostenzuschüsse sowie Zuschüsse für die Anschaffung oder Her­

stellung von Wirtschaftsgütern des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetriebs; 

c) Investitionszulagen; 
d) der Zufluss von Darlehen; 
e) Entnahmen i. S. d. § 4 Abs. 1 EStG; 
f) die Auflösung von Rücklagen; 
g) erstattete Betriebsausgaben, z. B. Gewerbe- oder Umsatzsteuer; 
h)	 Versicherungsleistungen mit Ausnahme des Ersatzes von leistungsbezoge­

nen Einnahmen. 
17. Ist eine steuerbegünstigte Körperschaft an einer Personengesellschaft oder Ge­

meinschaft beteiligt, sind für die Beurteilung, ob die Besteuerungsgrenze über-
schritten wird, die anteiligen (Brutto-)Einnahmen aus der Beteiligung – nicht aber 
der Gewinnanteil – maßgeblich. Bei Beteiligung einer steuerbegünstigten Körper­
schaft an einer Kapitalgesellschaft sind die Bezüge i. S. d. § 8b Abs. 1 KStG und die 
Erlöse aus der Veräußerung von Anteilen i. S. d. § 8b Abs. 2 KStG als Einnahmen 
i. S. d. § 64 Abs. 3 zu erfassen, wenn die Beteiligung einen steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb darstellt (vgl. Nr. 3) oder in einem steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gehalten wird. 

18. In den Fällen des § 64 Abs. 5 und 6 sind für die Prüfung, ob die Besteuerungsgren­
ze i. S. d. § 64 Abs. 3 überschritten wird, die tatsächlichen Einnahmen anzusetzen. 

19. Einnahmen aus sportlichen Veranstaltungen, die nach § 67a Abs. 1 Satz 1 oder – 
bei einer Option – Abs. 3 kein Zweckbetrieb sind, gehören zu den Einnahmen 
i. S. d. § 64 Abs. 3. 

Beispiel: 
Ein Sportverein, der auf die Anwendung des § 67a Abs. 1 Satz 1 (Zweckbetriebs­
grenze) verzichtet hat, erzielt im Jahr 01 folgende Einnahmen aus wirtschaftli­
chen Geschäftsbetrieben: 
Sportliche Veranstaltungen, an denen kein 
bezahlter Sportler teilgenommen hat: 40 000 ¤ 
Sportliche Veranstaltungen, an denen bezahlte 
Sportler des Vereins teilgenommen haben: 20 000 ¤ 
Verkauf von Speisen und Getränken: 5 000 ¤ 
Die Einnahmen aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, die keine Zweckbe­
triebe sind, betragen 25 000 ¤ (20 000 ¤ + 5 000 ¤). Die Besteuerungsgrenze 
von 35 000 ¤*) wird nicht überschritten. 

*) Für Kalenderjahre bis einschließlich 2006: 30 678 ¤. 
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20. Eine wirtschaftliche Betätigung verliert durch das Unterschreiten der Besteue­
rungsgrenze nicht den Charakter des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts­
betriebs. Das bedeutet, dass kein Beginn einer teilweisen Steuerbefreiung i. S. d. 
§ 13 Abs. 5 KStG vorliegt und dementsprechend keine Schlussbesteuerung durch­
zuführen ist, wenn Körperschaft- und Gewerbesteuer wegen § 64 Abs. 3 nicht mehr 
erhoben werden. 

21. Bei Körperschaften mit einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr 
sind für die Frage, ob die Besteuerungsgrenze überschritten wird, die in dem Wirt­
schaftsjahr erzielten Einnahmen maßgeblich. 

22. Der allgemeine Grundsatz des Gemeinnützigkeitsrechts, dass für die steuerbe­
günstigten Zwecke gebundene Mittel nicht für den Ausgleich von Verlusten aus 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben verwendet werden dürfen, 
wird durch § 64 Abs. 3 nicht aufgehoben. Unter diesem Gesichtspunkt braucht je-
doch bei Unterschreiten der Besteuerungsgrenze der Frage der Mittelverwendung 
nicht nachgegangen zu werden, wenn bei überschlägiger Prüfung der Aufzeich­
nungen erkennbar ist, dass in dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts­
betrieb (§ 64 Abs. 2) keine Verluste entstanden sind. 

23. Verluste und Gewinne aus Jahren, in denen die maßgeblichen Einnahmen die Be­
steuerungsgrenze nicht übersteigen, bleiben bei dem Verlustabzug (§ 10 d EStG) 
außer Ansatz. Ein rück- und vortragbarer Verlust kann danach nur in Jahren ent­
stehen, in denen die Einnahmen die Besteuerungsgrenze übersteigen. Dieser Ver­
lust wird nicht für Jahre verbraucht, in denen die Einnahmen die Besteuerungs­
grenze von 35 000 ¤*) nicht übersteigen. 

Zu § 64 Abs. 4: 
24. § 64 Abs. 4 gilt nicht für regionale Untergliederungen (Landes-, Bezirks-, Ortsver­

bände) steuerbegünstigter Körperschaften. 

Zu § 64 Abs. 5: 
25. § 64 Abs. 5 gilt nur für Altmaterialsammlungen (Sammlung und Verwertung von 

Lumpen, Altpapier, Schrott). Die Regelung gilt nicht für den Einzelverkauf ge­
brauchter Sachen (Gebrauchtwarenhandel). Basare und ähnliche Einrichtungen 
sind deshalb nicht begünstigt. 

26. § 64 Abs. 5 ist nur anzuwenden, wenn die Körperschaft dies beantragt (Wahl­
recht). 

27. Der branchenübliche Reingewinn ist bei der Verwertung von Altpapier mit 5 v. H. 
und bei der Verwertung von anderem Altmaterial mit 20 v. H. der Einnahmen an­
zusetzen. 

*) Für Kalenderjahre bis einschließlich 2006: 30 678 ¤. 
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Zu § 64 Abs. 6: 
28. Bei den genannten steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben ist der 

Besteuerung auf Antrag der Körperschaft ein Gewinn von 15 v. H. der Einnahmen 
zugrunde zu legen. Der Antrag gilt jeweils für alle gleichartigen Tätigkeiten in dem 
betreffenden Veranlagungszeitraum. Er entfaltet keine Bindungswirkung für fol­
gende Veranlagungszeiträume. 

29. Nach § 64 Abs. 6 Nr. 1 kann der Gewinn aus Werbemaßnahmen pauschal ermittelt 
werden, wenn sie im Zusammenhang mit der steuerbegünstigten Tätigkeit ein-
schließlich Zweckbetrieben stattfinden. Beispiele für derartige Werbemaßnah­
men sind die Trikot- oder Bandenwerbung bei Sportveranstaltungen, die ein Zweck-
betrieb sind, oder die aktive Werbung in Programmheften oder auf Plakaten bei 
kulturellen Veranstaltungen. Dies gilt auch für Sponsoring i. S. von Nr. 10. 

30. Soweit Werbeeinnahmen nicht im Zusammenhang mit der ideellen steuerbegüns­
tigten Tätigkeit oder einem Zweckbetrieb erzielt werden, z. B. Werbemaßnahmen 
bei einem Vereinsfest oder bei sportlichen Veranstaltungen, die wegen Über­
schreitens der Zweckbetriebsgrenze des § 67a Abs. 1 oder wegen des Einsatzes 
bezahlter Sportler ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb sind, ist 
§ 64 Abs. 6 nicht anzuwenden. 

31. Nach § 64 Abs. 6 Nr. 2 kann auch der Gewinn aus dem Totalisatorbetrieb der Pfer­
derennvereine mit 15 v. H. der Einnahmen angesetzt werden. Die maßgeblichen 
Einnahmen ermitteln sich wie folgt: 

Wetteinnahmen

abzgl. Rennwettsteuer (Totalisatorsteuer)


abzgl. Auszahlungen an die Wetter.


Zu § 64 Abs. 5 und 6: 
32. Wird in den Fällen des § 64 Abs. 5 oder 6 kein Antrag auf Schätzung des Über­

schusses oder auf pauschale Gewinnermittlung gestellt, ist der Gewinn nach den 
allgemeinen Regeln durch Gegenüberstellung der Betriebseinnahmen und der Be­
triebsausgaben zu ermitteln (vgl. Nrn. 4 bis 6). 

33. Wird der Überschuss nach § 64 Abs. 5 geschätzt oder nach § 64 Abs. 6 pauschal 
ermittelt, sind dadurch auch die damit zusammenhängenden tatsächlichen Auf­
wendungen der Körperschaft abgegolten; sie können nicht zusätzlich abgezogen 
werden. 

34. Wird der Überschuss nach § 64 Abs. 5 geschätzt oder nach § 64 Abs. 6 pauschal 
ermittelt, muss die Körperschaft die mit diesen Einnahmen im Zusammenhang 
stehenden Einnahmen und Ausgaben gesondert aufzeichnen. Die genaue Höhe 
der Einnahmen wird zur Ermittlung des Gewinns nach § 64 Abs. 5 bzw. 6 benötigt. 
Die mit diesen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben zusammen­
hängenden Ausgaben dürfen das Ergebnis der anderen steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetriebe nicht mindern. 

35. Die in den Bruttoeinnahmen ggf. enthaltene Umsatzsteuer gehört nicht zu den 
maßgeblichen Einnahmen i. S. d. § 64 Abs. 5 und 6. 
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§ 65 – Zweckbetrieb 

Ein Zweckbetrieb ist gegeben, wenn 
1.	 der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb in seiner Gesamtrichtung dazu dient, 

die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke der Körperschaft zu ver-
wirklichen, 

2.	 die Zwecke nur durch einen solchen Geschäftsbetrieb erreicht werden kön-
nen und 

3. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb zu nicht begünstigten Betrieben der-
selben oder ähnlicher Art nicht in größerem Umfang in Wettbewerb tritt, als 
es bei Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke unvermeidbar ist. 

Zu § 65 – Zweckbetrieb: 

1.	 Der Zweckbetrieb ist ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb i. S. von § 14. Jedoch 
wird ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb unter bestimmten Voraussetzungen 
steuerlich dem begünstigten Bereich der Körperschaft zugerechnet. 

2.	 Ein Zweckbetrieb muss tatsächlich und unmittelbar satzungsmäßige Zwecke der 
Körperschaft verwirklichen, die ihn betreibt. Es genügt nicht, wenn er begünstigte 
Zwecke verfolgt, die nicht satzungsmäßige Zwecke der ihn tragenden Körper­
schaft sind. Ebenso wenig genügt es, wenn er der Verwirklichung begünstigter 
Zwecke nur mittelbar dient, z. B. durch Abführung seiner Erträge (BFH-Urteil vom 
21.08.1985, BStBl. II 1986 S. 88). Ein Zweckbetrieb muss deshalb in seiner Ge­
samtrichtung mit den ihn begründenden Tätigkeiten und nicht nur mit den durch 
ihn erzielten Einnahmen den steuerbegünstigten Zwecken dienen (BFH-Urteil 
vom 26.04.1995, BStBl. II S. 767). 

3. Weitere Voraussetzung eines Zweckbetriebes ist, dass die Zwecke der Körper­
schaft nur durch ihn erreicht werden können. Die Körperschaft muss den Zweck-
betrieb zur Verwirklichung ihrer satzungsmäßigen Zwecke unbedingt und unmit­
telbar benötigen. 

4. Der Wettbewerb eines Zweckbetriebes zu nicht begünstigten Betrieben derselben 
oder ähnlicher Art muss auf das zur Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke un­
vermeidbare Maß begrenzt sein. Eine tatsächliche, konkrete Konkurrenz- und 
Wettbewerbslage zu steuerpflichtigen Betrieben derselben oder ähnlichen Art ist 
nicht erforderlich (BFH-Urteil vom 27.10.1993, BStBl. II 1994 S. 573). Ein Zweckbe­
trieb ist daher – entgegen dem BFH-Urteil vom 30.03.2000 (BStBl. II S. 705) – be­
reits dann nicht gegeben, wenn ein Wettbewerb mit steuerpflichtigen Unterneh­
men lediglich möglich wäre, ohne dass es auf die tatsächliche Wettbewerbssitua­
tion vor Ort ankommt. Unschädlich ist dagegen der uneingeschränkte Wettbe­
werb zwischen Zweckbetrieben, die demselben steuerbegünstigten Zweck dienen 
und ihn in der gleichen oder in ähnlicher Form verwirklichen. 
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§ 66 – Wohlfahrtspflege


(1) Eine Einrichtung der Wohlfahrtspflege ist ein Zweckbetrieb, wenn sie in be-

sonderem Maße den in § 53 genannten Personen dient.

(2) Wohlfahrtspflege ist die planmäßige, zum Wohle der Allgemeinheit und nicht

des Erwerbes wegen ausgeübte Sorge für notleidende oder gefährdete Mitmen-

schen. Die Sorge kann sich auf das gesundheitliche, sittliche, erzieherische oder

wirtschaftliche Wohl erstrecken und Vorbeugung oder Abhilfe bezwecken.

(3) Eine Einrichtung der Wohlfahrtspflege dient in besonderem Maße den in § 53

genannten Personen, wenn diesen mindestens zwei Drittel ihrer Leistungen zu-

gute kommen. Für Krankenhäuser gilt § 67.


Zu § 66 – Wohlfahrtspflege: 

1.	 Die Bestimmung enthält eine Sonderregelung für wirtschaftliche Geschäftsbe­
triebe, die sich mit der Wohlfahrtspflege befassen. 

2.	 Die Wohlfahrtspflege darf nicht des Erwerbs wegen ausgeführt werden. Damit ist 
keine Einschränkung gegenüber den Voraussetzungen der Selbstlosigkeit gege­
ben, wie sie in § 55 bestimmt sind. 

3.	 Die Tätigkeit muss auf die Sorge für notleidende oder gefährdete Menschen gerich­
tet sein. Notleidend bzw. gefährdet sind Menschen, die eine oder beide der in § 53 
Nrn. 1 u. 2 genannten Voraussetzungen erfüllen. Es ist nicht erforderlich, dass die 
gesamte Tätigkeit auf die Förderung notleidender bzw. gefährdeter Menschen ge­
richtet ist. Es genügt, wenn zwei Drittel der Leistungen einer Einrichtung notleiden­
den bzw. gefährdeten Menschen zugute kommen. Auf das Zahlenverhältnis von ge­
fährdeten bzw. notleidenden und übrigen geförderten Menschen kommt es nicht an. 

4. Eine Einrichtung der Wohlfahrtspflege liegt regelmäßig vor bei häuslichen Pflege­
leistungen durch eine steuerbegünstigte Körperschaft im Rahmen des Siebten 
oder Elften Buches Sozialgesetzbuch, des Bundessozialhilfegesetzes oder des 
Bundesversorgungsgesetzes. 

5. Die Belieferung von Studentinnen und Studenten mit Speisen und Getränken in 
Mensa- und Cafeteria-Betrieben von Studentenwerken ist als Zweckbetrieb zu be­
urteilen. Der Verkauf von alkoholischen Getränken, Tabakwaren und sonstigen 
Handelswaren darf jedoch nicht mehr als 5 v. H. des Gesamtumsatzes ausma­
chen. Entsprechendes gilt für die Grundversorgung von Schülerinnen und Schü­
lern mit Speisen und Getränken an Schulen. 

6. Der Krankentransport von Personen, für die während der Fahrt eine fachliche Be­
treuung bzw. der Einsatz besonderer Einrichtungen eines Krankentransport- oder 
Rettungswagens erforderlich ist oder möglicherweise notwendig wird, ist als 
Zweckbetrieb zu beurteilen. Dagegen erfüllt die bloße Beförderung von Personen, 
für die der Arzt eine Krankenfahrt (Beförderung in Pkw’s, Taxen oder Mietwagen) 
verordnet hat, nicht die Kriterien nach § 66 Abs. 2. 

7. Gesellige Veranstaltungen sind als steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbe­
triebe zu behandeln. Veranstaltungen, bei denen zwar auch die Geselligkeit ge-
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pflegt wird, die aber in erster Linie zur Betreuung behinderter Personen durchge­
führt werden, können unter den Voraussetzungen der §§ 65, 66 Zweckbetrieb sein. 

8. Unter § 68 ist eine Reihe von Einrichtungen der Wohlfahrtspflege beispielhaft auf-
gezählt. 

§ 67 – Krankenhäuser


(1) Ein Krankenhaus, das in den Anwendungsbereich des Krankenhausentgeltge-

setzes oder der Bundespflegesatzverordnung fällt, ist ein Zweckbetrieb, wenn

mindestens 40 Prozent der jährlichen Belegungstage oder Berechnungstage auf

Patienten entfallen, bei denen nur Entgelte für allgemeine Krankenhausleistun-

gen (§ 7 des Krankenhausentgeltgesetzes, § 10 der Bundespflegesatzverordnung)

berechnet werden.

(2) Ein Krankenhaus, das nicht in den Anwendungsbereich des Krankenhausent-

geltgesetzes oder der Bundespflegesatzverordnung fällt, ist ein Zweckbetrieb,

wenn mindestens 40 Prozent der jährlichen Belegungstage oder Berechnungs-

tage auf Patienten entfallen, bei denen für die Krankenhausleistungen kein hö-

heres Entgelt als nach Absatz 1 berechnet wird.


§ 67 a – Sportliche Veranstaltungen


(1) Sportliche Veranstaltungen eines Sportvereins sind ein Zweckbetrieb, wenn

die Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer insgesamt 35 000 ¤*) im Jahr nicht

übersteigen. Der Verkauf von Speisen und Getränken sowie die Werbung gehö-

ren nicht zu den sportlichen Veranstaltungen.

(2) Der Sportverein kann dem Finanzamt bis zur Unanfechtbarkeit des Körper-

schaftsteuerbescheids erklären, dass er auf die Anwendung d. Abs. 1 S. 1 verzichtet.

Die Erklärung bindet den Sportverein für mindestens fünf Veranlagungszeiträume.

(3) Wird auf die Anwendung des Absatzes 1 Satz 1 verzichtet, sind sportliche Ver-

anstaltungen eines Sportvereins ein Zweckbetrieb, wenn 

1.	 kein Sportler des Vereins teilnimmt, der für seine sportliche Betätigung oder für 

die Benutzung seiner Person, seines Namens, seines Bildes oder seiner sportli-
chen Betätigung zu Werbezwecken von dem Verein oder einem Dritten über eine 
Aufwandsentschädigung hinaus Vergütungen oder andere Vorteile erhält und 

2.	 kein anderer Sportler teilnimmt, der für die Teilnahme an der Veranstaltung 
von dem Verein oder einem Dritten im Zusammenwirken mit dem Verein über 
eine Aufwandsentschädigung hinaus Vergütungen oder andere Vorteile erhält. 

*) Für Kalenderjahre bis einschließlich 2006: 30 678 ¤. 
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Andere sportliche Veranstaltungen sind ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb. Dieser schließt die Steuervergünstigung nicht aus, wenn die 
Vergütungen oder andere Vorteile ausschließlich aus wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieben, die nicht Zweckbetriebe sind, oder von Dritten geleistet werden. 

Zu § 67a – Sportliche Veranstaltungen: 

Allgemeines: 
1.	 Sportliche Veranstaltungen eines Sportvereins sind grundsätzlich ein Zweckbe­

trieb, wenn die Einnahmen einschließlich der Umsatzsteuer aus allen sportlichen 
Veranstaltungen des Vereins die Zweckbetriebsgrenze von 35 000 ¤*) im Jahr 
nicht übersteigen (§ 67a Abs. 1 Satz 1). Übersteigen die Einnahmen die Zweckbe­
triebsgrenze von 35 000 ¤*), liegt grundsätzlich ein steuerpflichtiger wirtschaftli­
cher Geschäftsbetrieb vor. 
Der Verein kann auf die Anwendung der Zweckbetriebsgrenze verzichten (§ 67a 
Abs. 2). Die steuerliche Behandlung seiner sportlichen Veranstaltungen richtet 
sich dann nach § 67a Abs. 3. 

2.	 Unter Sportvereinen i. S. d. Vorschrift sind alle gemeinnützigen Körperschaften zu 
verstehen, bei denen die Förderung des Sports (§ 52 Abs. 2 Nr. 21) Satzungszweck 
ist; die tatsächliche Geschäftsführung muss diesem Satzungszweck entsprechen 
(§ 59). § 67a gilt also z. B. auch für Sportverbände. Sie gilt auch für Sportvereine, 
die Fußballveranstaltungen unter Einsatz ihrer Lizenzspieler nach der ‘Lizenzord­
nung Spieler’ der Organisation „Die Liga-Fußballverband e.V. – Ligaverband“ 
durchführen. 

3. Als sportliche Veranstaltung ist die organisatorische Maßnahme eines Sportver­
eins anzusehen, die es aktiven Sportlern (die nicht Mitglieder des Vereins zu sein 
brauchen) ermöglicht, Sport zu treiben (BFH-Urteil vom 25.07.1996, BStBl. II 1997 
S. 154). Eine sportliche Veranstaltung liegt auch dann vor, wenn ein Sportverein in 
Erfüllung seiner Satzungszwecke im Rahmen einer Veranstaltung einer anderen 
Person oder Körperschaft eine sportliche Darbietung erbringt. Die Veranstaltung, 
bei der die sportliche Darbietung präsentiert wird, braucht keine steuerbegünstig­
te Veranstaltung zu sein (BFH-Urteil vom 04.05.1994, BStBl. II S. 886). 

4. Sportreisen sind als sportliche Veranstaltungen anzusehen, wenn die sportliche 
Betätigung wesentlicher und notwendiger Bestandteil der Reise ist (z. B. Reise 
zum Wettkampfort). Reisen, bei denen die Erholung der Teilnehmer im Vorder­
grund steht (Touristikreisen), zählen dagegen nicht zu den sportlichen Veranstal­
tungen, selbst wenn anlässlich der Reise auch Sport getrieben wird. 

5. Die Ausbildung und Fortbildung in sportlichen Fertigkeiten gehört zu den typi­
schen und wesentlichen Tätigkeiten eines Sportvereins. Sportkurse und Sportlehr­
gänge für Mitglieder und Nichtmitglieder von Sportvereinen (Sportunterricht) sind 
daher als „sportliche Veranstaltungen“ zu beurteilen. Es ist unschädlich für die 

*) Für Kalenderjahre bis einschließlich 2006: 30 678 ¤. 
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Zweckbetriebseigenschaft, dass der Verein mit dem Sportunterricht in Konkurrenz 
zu gewerblichen Sportlehrern (z. B. Reitlehrer, Skilehrer, Tennislehrer, Schwimmleh­
rer) tritt, weil § 67a als die speziellere Vorschrift dem § 65 vorgeht. Die Beurteilung 
des Sportunterrichts als sportliche Veranstaltung hängt nicht davon ab, ob der 
Unterricht durch Beiträge, Sonderbeiträge oder Sonderentgelte abgegolten wird. 

6. Der Verkauf von Speisen und Getränken – auch an Wettkampfteilnehmer, Schieds­
richter, Kampfrichter, Sanitäter usw. – und die Werbung gehören nicht zu den 
sportlichen Veranstaltungen. Diese Tätigkeiten sind gesonderte steuerpflichtige 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe. Nach § 64 Abs. 2 ist es jedoch möglich, Über­
schüsse aus diesen Betrieben mit Verlusten aus sportlichen Veranstaltungen, die 
steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe sind, zu verrechnen. 

7. Wird für den Besuch einer sportlichen Veranstaltung, die Zweckbetrieb ist, mit Be­
wirtung ein einheitlicher Eintrittspreis bezahlt, so ist dieser – ggf. im Wege der 
Schätzung – in einen Entgeltsanteil für den Besuch der sportlichen Veranstaltung 
und in einen Entgeltsanteil für die Bewirtungsleistungen aufzuteilen. 

8. Zur Zulässigkeit einer pauschalen Gewinnermittlung beim steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb „Werbung“ wird auf Nrn. 28 bis 35 zu § 64 hinge­
wiesen. 

9. Die entgeltliche Übertragung des Rechts zur Nutzung von Werbeflächen in ver­
einseigenen oder gemieteten Sportstätten (z. B. an der Bande) sowie von Laut­
sprecheranlagen an Werbeunternehmer ist als steuerfreie Vermögensverwaltung 
(§ 14 Satz 3) zu beurteilen. Voraussetzung ist jedoch, dass dem Pächter (Werbe­
unternehmer) ein angemessener Gewinn verbleibt. Es ist ohne Bedeutung, ob die 
sportlichen Veranstaltungen, bei denen der Werbeunternehmer das erworbene 
Recht nutzt, Zweckbetrieb oder wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb sind. Die ent­
geltliche Übertragung des Rechts zur Nutzung von Werbeflächen auf der Sport­
kleidung (z. B. auf Trikots, Sportschuhen, Helmen) und auf Sportgeräten ist stets 
als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb zu behandeln. 

10. Die Unterhaltung von Club-Häusern, Kantinen, Vereinsheimen oder Vereinsgast­
stätten ist keine „sportliche Veranstaltung“, auch wenn diese Einrichtungen ihr 
Angebot nur an Mitglieder richten. 

11. Bei Vermietung von Sportstätten einschließlich der Betriebsvorrichtungen für 
sportliche Zwecke ist zwischen der Vermietung auf längere Dauer und der Vermie­
tung auf kurze Dauer (z. B. stundenweise Vermietung, auch wenn die Stunden für 
einen längeren Zeitraum im Voraus festgelegt werden) zu unterscheiden. 

12. Die Vermietung auf längere Dauer ist dem Bereich der steuerfreien Vermögens­
verwaltung zuzuordnen, so dass sich die Frage der Behandlung als „sportliche 
Veranstaltung“ i. S. d. § 67a dort nicht stellt. Die Vermietung von Sportstätten und 
Betriebsvorrichtungen auf kurze Dauer schafft lediglich die Voraussetzungen für 
sportliche Veranstaltungen. Sie ist jedoch selbst keine „sportliche Veranstaltung“, 
sondern ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb eigener Art. Dieser ist als Zweckbe­
trieb i. S. d. § 65 anzusehen, wenn es sich bei den Mietern um Mitglieder des Ver­
eins handelt. Bei der Vermietung auf kurze Dauer an Nichtmitglieder tritt der Ver­
ein dagegen in größerem Umfang in Wettbewerb zu nicht begünstigten Vermie­
tern, als es bei Erfüllung seiner steuerbegünstigten Zwecke unvermeidbar ist 
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(§ 65 Nr. 3). Diese Art der Vermietung ist deshalb als steuerpflichtiger wirtschaft­
licher Geschäftsbetrieb zu behandeln. 

13. Werden im Zusammenhang mit der Vermietung von Sportstätten und Betriebsvor­
richtungen auch bewegliche Gegenstände, z. B. Tennisschläger oder Golfschläger 
überlassen, stellt die entgeltliche Überlassung dieser Gegenstände ein Hilfsge­
schäft dar, das das steuerliche Schicksal der Hauptleistung teilt (BFH-Urteil vom 
30.03.2000, BStBl. II S. 705). Bei der alleinigen Überlassung von Sportgeräten, 
z. B. eines Flugzeugs, bestimmt sich die Zweckbetriebseigenschaft danach, ob die 
Sportgeräte Mitgliedern oder Nichtmitgliedern des Vereins überlassen werden. 

14. § 3 Nr. 26 EStG gilt nicht für Einnahmen, die ein nebenberuflicher Übungsleiter 
etc. für eine Tätigkeit in einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
trieb „sportliche Veranstaltungen“ erhält. 

15. Werden sportliche Veranstaltungen, die im vorangegangenen Veranlagungszeit­
raum Zweckbetrieb waren, zu einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieb oder umgekehrt, ist grundsätzlich § 13 Abs. 5 KStG anzuwenden. 

Zu § 67a Abs. 1: 
16. Bei der Anwendung der Zweckbetriebsgrenze von 35 000 ¤*) sind alle Einnahmen 

der Veranstaltungen zusammenzurechnen, die in dem maßgeblichen Jahr nach 
den Regelungen der Nrn. 1 bis 15 als sportliche Veranstaltungen anzusehen sind. 
Zu diesen Einnahmen gehören insbesondere Eintrittsgelder, Startgelder, Zahlun­
gen für die Übertragung sportlicher Veranstaltungen in Rundfunk und Fernsehen, 
Lehrgangsgebühren und Ablösezahlungen. Zum allgemeinen Einnahmebegriff 
wird auf die Nrn. 15 und 16 zu § 64 hingewiesen. 

17. Die Bezahlung von Sportlern in einem Zweckbetrieb i. S. d. § 67a Abs. 1 Satz 1 ist 
zulässig (§ 58 Nr. 9). Dabei ist die Herkunft der Mittel, mit denen die Sportler be­
zahlt werden, ohne Bedeutung. 

18. Die Zahlung von Ablösesummen ist in einem Zweckbetrieb i. S. d. § 67a Abs. 1 
Satz 1 uneingeschränkt zulässig. 

19. Bei Spielgemeinschaften von Sportvereinen ist – unabhängig von der Qualifizie­
rung der Einkünfte im Feststellungsbescheid für die Gemeinschaft – bei der Kör­
perschaftsteuerveranlagung der beteiligten Sportvereine zu entscheiden, ob ein 
Zweckbetrieb oder ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb gege­
ben ist. Dabei ist für die Beurteilung der Frage, ob die Zweckbetriebsgrenze des 
§ 67a Abs. 1 Satz 1 überschritten wird, die Höhe der anteiligen Einnahmen (nicht 
des anteiligen Gewinns) maßgeblich. 

Zu § 67a Abs. 2: 
20. Ein Verzicht auf die Anwendung des § 67a Abs. 1 Satz 1 ist auch dann möglich, 

wenn die Einnahmen aus den sportlichen Veranstaltungen die Zweckbetriebs­
grenze von 35 000 ¤*) nicht übersteigen. 

*) Für Kalenderjahre bis einschließlich 2006: 30 678 ¤. 
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21. Die Option nach § 67a Abs. 2 kann bis zur Unanfechtbarkeit des Körperschaft­
steuerbescheids widerrufen werden. Die Regelungen in Abschnitt 247 Abs. 2 und 
6 UStR sind entsprechend anzuwenden. Der Widerruf ist – auch nach Ablauf der 
Bindungsfrist – nur mit Wirkung ab dem Beginn eines Kalender- oder Wirtschafts­
jahres zulässig. 

Zu § 67a Abs. 3: 
22. Verzichtet ein Sportverein gem. § 67a Abs. 2 auf die Anwendung der Zweckbe­

triebsgrenze (§ 67a Abs. 1 Satz 1), sind sportliche Veranstaltungen ein Zweckbe­
trieb, wenn an ihnen kein bezahlter Sportler des Vereins teilnimmt und der Verein 
keinen vereinsfremden Sportler selbst oder im Zusammenwirken mit einem Drit­
ten bezahlt. Auf die Höhe der Einnahmen oder Überschüsse dieser sportlichen 
Veranstaltungen kommt es bei Anwendung des § 67a Abs. 3 nicht an. Sportliche 
Veranstaltungen, an denen ein oder mehrere Sportler teilnehmen, die nach § 67a 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 oder 2 als bezahlte Sportler anzusehen sind, sind steuerpflich­
tige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe. Es kommt nach dem Gesetz nicht darauf 
an, ob ein Verein eine Veranstaltung von vornherein als steuerpflichtigen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb angesehen oder ob er – aus welchen Gründen auch 
immer – zunächst irrtümlich einen Zweckbetrieb angenommen hat. 

23. Unter Veranstaltungen i. S. d. § 67a Abs. 3 sind bei allen Sportarten grundsätzlich 
die einzelnen Wettbewerbe zu verstehen, die in engem zeitlichen und örtlichen Zu­
sammenhang durchgeführt werden. Bei einer Mannschaftssportart ist also nicht 
die gesamte Meisterschaftsrunde, sondern jedes einzelne Meisterschaftsspiel die 
zu beurteilende sportliche Veranstaltung. Bei einem Turnier hängt es von der Ge­
staltung im Einzelfall ab, ob das gesamte Turnier oder jedes einzelne Spiel als eine 
sportliche Veranstaltung anzusehen ist. Dabei ist von wesentlicher Bedeutung, ob 
für jedes Spiel gesondert Eintritt erhoben wird und ob die Einnahmen und Ausga­
ben für jedes Spiel gesondert ermittelt werden. 

24. Sportkurse und Sportlehrgänge für Mitglieder und Nichtmitglieder von Sportver­
einen sind bei Anwendung des § 67a Abs. 3 als Zweckbetrieb zu behandeln, wenn 
kein Sportler als Auszubildender teilnimmt, der wegen seiner Betätigung in dieser 
Sportart als bezahlter Sportler i. S. d. § 67a Abs. 3 anzusehen ist. Die Bezahlung 
von Ausbildern berührt die Zweckbetriebseigenschaft nicht. 

25. Ist ein Sportler in einem Kalenderjahr als bezahlter Sportler anzusehen, sind alle 
in dem Kalenderjahr durchgeführten sportlichen Veranstaltungen des Vereins, an 
denen der Sportler teilnimmt, ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbe­
trieb. Bei einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ist das abwei­
chende Wirtschaftsjahr zugrunde zu legen. Es kommt nicht darauf an, ob der 
Sportler die Merkmale des bezahlten Sportlers erst nach Beendigung der sportli­
chen Veranstaltung erfüllt. Die Teilnahme unbezahlter Sportler an einer Veranstal­
tung, an der auch bezahlte Sportler teilnehmen, hat keinen Einfluss auf die Behand­
lung der Veranstaltung als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. 

26. Die Vergütungen oder anderen Vorteile müssen in vollem Umfang aus steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben oder von Dritten geleistet werden 
(§ 67a Abs. 3 Satz 3). Eine Aufteilung der Vergütungen ist nicht zulässig. Es ist also 
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z. B. steuerlich nicht zulässig, Vergütungen an bezahlte Sportler bis zu 400 ¤ im 
Monat als Ausgaben des steuerbegünstigten Bereichs und nur die 400 ¤ überstei­
genden Vergütungen als Ausgaben des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetriebs „sportliche Veranstaltungen“ zu behandeln. 

27. Auch die anderen Kosten müssen aus dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieb „sportliche Veranstaltungen“, anderen steuerpflichtigen wirtschaft­
lichen Geschäftsbetrieben oder von Dritten geleistet werden. Dies gilt auch dann, 
wenn an der Veranstaltung neben bezahlten Sportlern auch unbezahlte Sportler 
teilnehmen. Die Kosten eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe­
triebs „sportliche Veranstaltungen“ sind also nicht danach aufzuteilen, ob sie auf 
bezahlte oder auf unbezahlte Sportler entfallen. Etwaiger Aufwandsersatz an un­
bezahlte Sportler für die Teilnahme an einer Veranstaltung mit bezahlten Sport-
lern ist als eine Ausgabe dieser Veranstaltung zu behandeln. Aus Vereinfachungs­
gründen ist es aber nicht zu beanstanden, wenn die Aufwandspauschale (vgl. 
Nr. 31) an unbezahlte Sportler nicht als Betriebsausgabe des steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs behandelt, sondern aus Mitteln des ideellen 
Bereichs abgedeckt wird. 

28. Trainingskosten (z. B. Vergütungen an Trainer), die sowohl unbezahlte als auch be­
zahlte Sportler betreffen, sind nach den im Einzelfall gegebenen Abgrenzungs­
möglichkeiten aufzuteilen. Als solche kommen beispielsweise in Betracht der je­
weilige Zeitaufwand oder – bei gleichzeitigem Training unbezahlter und bezahlter 
Sportler – die Zahl der trainierten Sportler oder Mannschaften. Soweit eine Ab­
grenzung anders nicht möglich ist, sind die auf das Training unbezahlter und be­
zahlter Sportler entfallenden Kosten im Wege der Schätzung zu ermitteln. 

29. Werden bezahlte und unbezahlte Sportler einer Mannschaft gleichzeitig für eine 
Veranstaltung trainiert, die als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
zu beurteilen ist, sind die gesamten Trainingskosten dafür Ausgaben des steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs. Die Vereinfachungsregelung in 
Nr. 27 letzter Satz gilt entsprechend. 

30. Sportler des Vereins i. S. d. § 67a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 sind nicht nur die (aktiven) Mit­
glieder des Vereins, sondern alle Sportler, die für den Verein auftreten, z. B. in einer 
Mannschaft des Vereins mitwirken. Für Verbände gilt Nr. 37. 

31. Zahlungen an einen Sportler des Vereins bis zu insgesamt 400 ¤ je Monat im Jah­
resdurchschnitt sind für die Beurteilung der Zweckbetriebseigenschaft der sport­
lichen Veranstaltungen – nicht aber bei der Besteuerung des Sportlers – ohne 
Einzelnachweis als Aufwandsentschädigung anzusehen. Werden höhere Aufwen­
dungen erstattet, sind die gesamten Aufwendungen im Einzelnen nachzuweisen. 
Dabei muss es sich um Aufwendungen persönlicher oder sachlicher Art handeln, 
die dem Grunde nach Werbungskosten oder Betriebsausgaben sein können. 
Die Regelung gilt für alle Sportarten. 

32. Die Regelung über die Unschädlichkeit pauschaler Aufwandsentschädigungen bis 
zu 400 ¤ je Monat im Jahresdurchschnitt gilt nur für Sportler des Vereins, nicht 
aber für Zahlungen an andere Sportler. Einem anderen Sportler, der in einem Jahr 
nur an einer Veranstaltung des Vereins teilnimmt, kann also nicht ein Betrag bis zu 
4 800 ¤ als pauschaler Aufwandsersatz dafür gezahlt werden. Vielmehr führt in 
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den Fällen des § 67a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 jede Zahlung an einen Sportler, die über 
eine Erstattung des tatsächlichen Aufwands hinausgeht, zum Verlust der Zweck­
betriebseigenschaft der Veranstaltung. 

33. Zuwendungen der Stiftung Deutsche Sporthilfe, Frankfurt, und vergleichbarer Ein­
richtungen der Sporthilfe an Spitzensportler sind i. d. R. als Ersatz von besonde­
ren Aufwendungen der Spitzensportler für ihren Sport anzusehen. Sie sind des-
halb nicht auf die zulässige Aufwandspauschale von 400 ¤ je Monat im Jahres-
durchschnitt anzurechnen. Weisen Sportler die tatsächlichen Aufwendungen nach, 
so muss sich der Nachweis auch auf die Aufwendungen erstrecken, die den Zu­
wendungen der Stiftung Deutsche Sporthilfe und vergleichbarer Einrichtungen 
gegenüberstehen. 

34. Bei der Beurteilung der Zweckbetriebseigenschaft einer Sportveranstaltung nach 
§ 67a Abs. 3 ist nicht zu unterscheiden, ob Vergütungen oder andere Vorteile an 
einen Sportler für die Teilnahme an sich oder für die erfolgreiche Teilnahme ge­
währt werden. Entscheidend ist, dass der Sportler aufgrund seiner Teilnahme Vor-
teile hat, die er ohne seine Teilnahme nicht erhalten hätte. Auch die Zahlung eines 
Preisgeldes, das über eine Aufwandsentschädigung hinausgeht, begründet dem-
nach einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. 

35. Bei einem so genannten Spielertrainer ist zu unterscheiden, ob er für die Trainer­
tätigkeit oder für die Ausübung des Sports Vergütungen erhält. Wird er nur für die 
Trainertätigkeit bezahlt oder erhält er für die Tätigkeit als Spieler nicht mehr als 
den Ersatz seiner Aufwendungen (vgl. Nr. 31), ist seine Teilnahme an sportlichen 
Veranstaltungen unschädlich für die Zweckbetriebseigenschaft. 

36. Unbezahlte Sportler werden wegen der Teilnahme an Veranstaltungen mit bezahl­
ten Sportlern nicht selbst zu bezahlten Sportlern. Die Ausbildung dieser Sportler 
gehört nach wie vor zu der steuerbegünstigten Tätigkeit eines Sportvereins, es sei 
denn, sie werden zusammen mit bezahlten Sportlern für eine Veranstaltung trai­
niert, die ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ist (vgl. Nr. 29). 

37. Sportler, die einem bestimmten Sportverein angehören und die nicht selbst un­
mittelbar Mitglieder eines Sportverbandes sind, werden bei der Beurteilung der 
Zweckbetriebseigenschaft von Veranstaltungen des Verbandes als andere Sport­
ler i. S. d. § 67a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 angesehen. Zahlungen der Vereine an Sportler 
im Zusammenhang mit sportlichen Veranstaltungen der Verbände (z. B. Länder­
wettkämpfe) sind in diesen Fällen als „Zahlungen von Dritten im Zusammenwir­
ken mit dem Verein“ (hier: Verband) zu behandeln. 

38. Ablösezahlungen, die einem steuerbegünstigten Sportverein für die Freigabe von 
Sportlern zufließen, beeinträchtigen seine Gemeinnützigkeit nicht. Die erhaltenen 
Beträge zählen zu den Einnahmen aus dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieb „sportliche Veranstaltungen“, wenn der den Verein wechselnde Sport­
ler in den letzten zwölf Monaten vor seiner Freigabe bezahlter Sportler i. S. d. § 67a 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 war. Ansonsten gehören sie zu den Einnahmen aus dem Zweck-
betrieb „sportliche Veranstaltungen“. 

39. Zahlungen eines steuerbegünstigten Sportvereins an einen anderen (abgeben­
den) Verein für die Übernahme eines Sportlers sind unschädlich für die Gemein­
nützigkeit des zahlenden Vereins, wenn sie aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
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Geschäftsbetrieben für die Übernahme eines Sportlers gezahlt werden, der beim 
aufnehmenden Verein in den ersten zwölf Monaten nach dem Vereinswechsel als 
bezahlter Sportler i. S. d. § 67a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 anzusehen ist. Zahlungen für 
einen Sportler, der beim aufnehmenden Verein nicht als bezahlter Sportler anzu­
sehen ist, sind bei Anwendung des § 67a Abs. 3 nur dann unschädlich für die Ge­
meinnützigkeit des zahlenden Vereins, wenn lediglich die Ausbildungskosten für 
den den Verein wechselnden Sportler erstattet werden. Eine derartige Kostener­
stattung kann bei Zahlungen bis zur Höhe von 2 557 ¤ je Sportler ohne weiteres 
angenommen werden. Bei höheren Kostenerstattungen sind sämtliche Ausbil­
dungskosten im Einzelfall nachzuweisen. Die Zahlungen mindern nicht den Über­
schuss des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs „sportliche Ver­
anstaltungen“. Zur steuerlichen Behandlung von Ablösezahlungen bei Anwen­
dung der Zweckbetriebsgrenze des § 67a Abs. 1 Satz 1 siehe Nrn. 16 und 18. 

§ 68 – Einzelne Zweckbetriebe 

Zweckbetriebe sind auch: 
1.	 a) Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime, Erholungsheime, Mahlzeitendienste, wenn 

sie in besonderem Maße den in § 53 genannten Personen dienen (§ 66 Abs. 3), 
b) Kindergärten, Kinder-, Jugend- und Studentenheime, Schullandheime 

und Jugendherbergen, 
2.	 a) landwirtschaftliche Betriebe und Gärtnereien, die der Selbstversorgung 

von Körperschaften dienen und dadurch die sachgemäße Ernährung und 
ausreichende Versorgung von Anstaltsangehörigen sichern, 

b) andere Einrichtungen, die für die Selbstversorgung von Körperschaften 
erforderlich sind, wie Tischlereien, Schlossereien, 

wenn die Lieferungen und sonstigen Leistungen dieser Einrichtungen an 
Außenstehende dem Wert nach 20 Prozent der gesamten Lieferungen und 
sonstigen Leistungen des Betriebes – einschließlich der an die Körperschaft 
selbst bewirkten – nicht übersteigen, 

3. a) Werkstätten für behinderte Menschen, die nach den Vorschriften des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch förderungsfähig sind und Personen 
Arbeitsplätze bieten, die wegen ihrer Behinderung nicht auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt tätig sein können, 

b)	 Einrichtungen für Beschäftigungs- und Arbeitstherapie, in denen behinder-
te Menschen aufgrund ärztlicher Indikationen außerhalb eines Beschäfti-
gungsverhältnisses zum Träger der Therapieeinrichtung mit dem Ziel be-
handelt werden, körperliche oder psychische Grundfunktionen zum Zwe-
cke der Wiedereingliederung in das Alltagsleben wiederherzustellen oder 
die besonderen Fähigkeiten und Fertigkeiten auszubilden, zu fördern und 
zu trainieren, die für eine Teilnahme am Arbeitsleben erforderlich sind, und 

c) Integrationsprojekte im Sinne des § 132 Abs. 1 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch, wenn mindestens 40 Prozent der Beschäftigten beson-
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ders betroffene schwerbehinderte Menschen im Sinne des § 132 Abs. 1 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind, 

4. Einrichtungen, die zur Durchführung der Blindenfürsorge und zur Durchfüh-
rung der Fürsorge für Körperbehinderte unterhalten werden, 

5. Einrichtungen der Fürsorgeerziehung und der freiwilligen Erziehungshilfe, 
6. von den zuständigen Behörden genehmigte Lotterien und Ausspielungen, 

wenn der Reinertrag unmittelbar und ausschließlich zur Förderung mildtäti-
ger, kirchlicher oder gemeinnütziger Zwecke verwendet wird, 

7. kulturelle Einrichtungen, wie Museen, Theater, und kulturelle Veranstaltungen, 
wie Konzerte, Kunstausstellungen; dazu gehört nicht der Verkauf von Speisen 
und Getränken, 

8.	 Volkshochschulen und andere Einrichtungen, soweit sie selbst Vorträge, Kur-
se und andere Veranstaltungen wissenschaftlicher oder belehrender Art durch-
führen; dies gilt auch, soweit die Einrichtungen den Teilnehmern dieser Ver-
anstaltung selbst Beherbergung und Beköstigung gewähren, 

9.	 Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, deren Träger sich überwiegend aus 
Zuwendungen der öffentlichen Hand oder Dritter oder aus der Vermögensverwal-
tung finanziert. Der Wissenschaft und Forschung dient auch die Auftragsforschung. 
Nicht zum Zweckbetrieb gehören Tätigkeiten, die sich auf die Anwendung gesi-
cherter wissenschaftlicher Erkenntnisse beschränken, die Übernahme von Pro-
jektträgerschaften sowie wirtschaftliche Tätigkeiten ohne Forschungsbezug. 

Zu § 68 – Einzelne Zweckbetriebe: 

Allgemeines: 
1.	 § 68 enthält einen gesetzlichen Katalog einzelner Zweckbetriebe und geht als spe­

zielle Norm der Regelung des § 65 vor. Die beispielhafte Aufzählung von Betrie­
ben, die ihrer Art nach Zweckbetriebe sein können, gibt wichtige Anhaltspunkte 
für die Auslegung der Begriffe Zweckbetrieb (§ 65) im Allgemeinen und Einrich­
tungen der Wohlfahrtspflege (§ 66) im Besonderen (BFH-Urteil vom 04.06.2003 
– I R 25/02 – BStBl. II 2004, S. 660). 

Zu § 68 Nr. 1: 
2.	 Wegen der Begriffe „Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime“ Hinweis auf § 1 des Heim­

gesetzes. Eine für die Allgemeinheit zugängliche Cafeteria ist ein steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. Soweit eine steuerbegünstigte Körperschaft Leis­
tungen im Rahmen der häuslichen Pflege erbringt, liegt i. d. R. ein Zweckbetrieb nach 
§ 66 vor (s. Nr. 4 zu § 66). 

3. Bei Kindergärten, Kinder-, Jugend- und Studentenheimen sowie bei Schullandhei­
men und Jugendherbergen müssen die geförderten Personen die Voraussetzun­
gen nach § 53 nicht erfüllen. Jugendherbergen verlieren ihre Zweckbetriebseigen­
schaft nicht, wenn außerhalb ihres satzungsmäßigen Zwecks der Umfang der Be­
herbergung alleinreisender Erwachsener 10 v. H. der Gesamtbeherbergungen nicht 
übersteigt (BFH-Urteil vom 18.01.1995, BStBl. II S. 446). 
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Zu § 68 Nr. 2: 
4. Begünstigt sind insbesondere so genannte Selbstversorgungseinrichtungen, die 

Teil der steuerbegünstigten Körperschaft sind. Bei Lieferungen und Leistungen an 
Außenstehende tritt die Körperschaft mit Dritten in Leistungsbeziehung. Solange 
der Umfang dieser Geschäfte an Dritte, hierzu gehören auch Leistungsempfänger, 
die selbst eine steuerbegünstigte Körperschaft im Sinne von § 68 Nr. 2 sind (BFH-
Urteil vom 18.10.1990, BStBl. II 1991 S. 157), nicht mehr als 20 v. H. der gesamten 
Lieferungen und Leistungen der begünstigten Körperschaft ausmachen, bleibt die 
Zweckbetriebseigenschaft erhalten. 

Zu § 68 Nr. 3: 
5. Der Begriff „Werkstatt für behinderte Menschen“ bestimmt sich nach § 136 Sozi­

algesetzbuch – Neuntes Buch – (SGB IX). Hierbei handelt es sich um eine Einrich­
tung zur Eingliederung behinderter Menschen in das Arbeitsleben. Läden oder 
Verkaufsstellen von Werkstätten für behinderte Menschen sind grundsätzlich als 
Zweckbetriebe zu behandeln, wenn dort Produkte verkauft werden, die von Werk­
stätten für behinderte Menschen hergestellt worden sind. Eine Herstellung ist nur 
dann anzunehmen, wenn die Wertschöpfung durch die Werkstatt mehr als 10 % 
des Nettowerts (Bemessungsgrundlage) der zugekauften Waren beträgt. Werden 
von dem Laden oder der Verkaufsstelle der Werkstatt auch zugekaufte Waren, die 
nicht von ihr oder von anderen Werkstätten für behinderte Menschen hergestellt 
worden sind, weiterverkauft, liegt insoweit ein gesonderter wirtschaftlicher Ge­
schäftsbetrieb vor. 

6. Zu den Zweckbetrieben gehören auch die von den Trägern der Werkstätten für be­
hinderte Menschen betriebenen Kantinen, weil die besondere Situation der behin­
derten Menschen auch während der Mahlzeiten eine Betreuung erfordert. 

7. Einrichtungen für Beschäftigungs- und Arbeitstherapie, die der Eingliederung von 
behinderten Menschen dienen, sind besondere Einrichtungen, in denen eine Be­
handlung von behinderten Menschen aufgrund ärztlicher Indikationen erfolgt. 
Während eine Beschäftigungstherapie ganz allgemein das Ziel hat, körperliche 
oder psychische Grundfunktionen zum Zwecke der Wiedereingliederung in das 
Alltagsleben wiederherzustellen, zielt die Arbeitstherapie darauf ab, die besonde­
ren Fähigkeiten und Fertigkeiten auszubilden, zu fördern und zu trainieren, die für 
eine Teilnahme am Arbeitsleben erforderlich sind. Beschäftigungs- und Arbeits­
therapie sind vom medizinischen Behandlungszweck geprägt und erfolgen regel­
mäßig außerhalb eines Beschäftigungsverhältnisses zum Träger der Therapieein­
richtung. Ob eine entsprechende Einrichtung vorliegt, ergibt sich aufgrund der 
Vereinbarungen über Art und Umfang der Heilbehandlung und Rehabilitation zwi­
schen dem Träger der Einrichtung und den Leistungsträgern. 

Zu § 68 Nr. 4: 
8. Begünstigte Einrichtungen sind insbesondere Werkstätten, die zur Fürsorge von 

blinden und körperbehinderten Menschen unterhalten werden. 
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Zu § 68 Nr. 6: 
9. Lotterien und Ausspielungen sind ein Zweckbetrieb, wenn sie von den zuständigen 

Behörden genehmigt sind oder nach den jeweiligen landesrechtlichen Bestim­
mungen wegen des geringen Umfangs der Tombola oder Lotterieveranstaltung 
per Verwaltungserlass pauschal als genehmigt gelten. Die sachlichen Vorausset­
zungen und die Zuständigkeit für die Genehmigung bestimmen sich nach den lot­
terierechtlichen Verordnungen der Länder. Der Gesetzeswortlaut lässt es offen, in 
welchem Umfang solche Lotterien veranstaltet werden dürfen. Da eine besondere 
Einschränkung fehlt, ist auch eine umfangreiche Tätigkeit so lange unschädlich, 
als die allgemein durch das Gesetz gezogenen Grenzen nicht überschritten wer-
den und die Körperschaft durch den Umfang der Lotterieveranstaltungen nicht ihr 
Gepräge als begünstigte Einrichtung verliert. 

10. Zur Ermittlung des Reinertrags dürfen den Einnahmen aus der Lotterieveranstal­
tung oder Ausspielung nur die unmittelbar damit zusammenhängenden Ausga­
ben gegenübergestellt werden. Führt eine steuerbegünstigte Körperschaft eine 
Lotterieveranstaltung durch, die nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz nicht 
genehmigungsfähig ist, z. B. eine Tombola anlässlich einer geselligen Veranstal­
tung, handelt es sich insoweit nicht um einen Zweckbetrieb nach § 68 Nr. 6. 

Zu § 68 Nr. 7: 
11. Wegen der Breite des Spektrums, die die Förderung von Kunst und Kultur um­

fasst, ist die im Gesetz enthaltene Aufzählung der kulturellen Einrichtungen nicht 
abschließend. 

12. Kulturelle Einrichtungen und Veranstaltungen i. S. d. § 68 Nr. 7 können nur vorlie­
gen, wenn die Förderung der Kultur Satzungszweck der Körperschaft ist. Sie sind 
stets als Zweckbetrieb zu behandeln. Das BFH-Urteil vom 04.05.1994 (BStBl. II 
S. 886) zu sportlichen Darbietungen eines Sportvereins (vgl. Nr. 3 zu § 67a) gilt für 
kulturelle Darbietungen entsprechend. Demnach liegt auch dann eine kulturelle 
Veranstaltung der Körperschaft vor, wenn diese eine Darbietung kultureller Art im 
Rahmen einer Veranstaltung präsentiert, die nicht von der Körperschaft selbst or­
ganisiert wird und die ihrerseits keine kulturelle Veranstaltung i. S. d. § 68 Nr. 7 
darstellt. Wenn z. B. ein steuerbegünstigter Musikverein, der der Förderung der 
volkstümlichen Musik dient, gegen Entgelt im Festzelt einer Brauerei ein volks­
tümliches Musikkonzert darbietet, gehört der Auftritt des Musikvereins als kultu­
relle Veranstaltung zum Zweckbetrieb. 

13. Der Verkauf von Speisen und Getränken und die Werbung bei kulturellen Veran­
staltungen gehören nicht zu dem Zweckbetrieb. Diese Tätigkeiten sind gesonder­
te wirtschaftliche Geschäftsbetriebe. Wird für den Besuch einer kulturellen Veran­
staltung mit Bewirtung ein einheitliches Entgelt entrichtet, so ist dieses – ggf. im 
Wege der Schätzung – in einen Entgeltsanteil für den Besuch der Veranstaltung 
(Zweckbetrieb) und für die Bewirtungsleistungen (wirtschaftlicher Geschäftsbe­
trieb) aufzuteilen. 

Zu § 68 Nr. 9: 
14. Auf das BMF-Schreiben vom 22.09.1999 (BStBl. I S. 944) wird verwiesen. 
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Auszug 

aus dem Einkommensteuergesetz 


in der ab dem Veranlagungszeitraum 2007

gültigen Fassung 


§ 10b – Steuerbegünstigte Zwecke 

(1) Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur Förderung steuerbegüns-
tigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung an eine inländische 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine inländische öffentliche 
Dienststelle oder an eine nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes 
steuerbefreite Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse kön-
nen insgesamt bis zu 
1.	 20 Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte 

oder 
2. 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr auf-

gewendeten Löhne und Gehälter 
als Sonderausgaben abgezogen werden. Nicht abziehbar sind Mitgliedsbeiträge 
an Körperschaften, die 
1. den Sport (§ 52 Abs. 2 Nr. 21 der Abgabenordnung), 
2. kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, 
3. die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Abs. 2 Nr. 22 der Abgabenordnung) 

oder 
4. Zwecke im Sinne des § 52 Abs. 2 Nr. 23 der Abgabenordnung fördern.

Abziehbare Zuwendungen, die die Höchstbeträge nach Satz 1 überschreiten

oder die den um die Beträge nach § 10 Abs. 3 und 4, § 10c und § 10d verminder-

ten Gesamtbetrag der Einkünfte übersteigen, sind im Rahmen der Höchstbeträ-

ge in den folgenden Veranlagungszeiträumen als Sonderausgaben abzuziehen.

§ 10d Abs. 4 gilt entsprechend.

(1a) Spenden in den Vermögensstock einer Stiftung des öffentlichen Rechts

oder einer nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreiten

Stiftung des privaten Rechts können auf Antrag des Steuerpflichtigen im Veran-

lagungszeitraum der Zuwendung und in den folgenden neun Veranlagungszeit-

räumen bis zu einem Gesamtbetrag von 1 Million Euro zusätzlich zu den Höchst-

beträgen nach Absatz 1 Satz 1 abgezogen werden. Der besondere Abzugsbetrag

nach Satz 1 bezieht sich auf den gesamten Zehnjahreszeitraum und kann der Hö-

he nach innerhalb dieses Zeitraums nur einmal in Anspruch genommen werden.

§ 10d Abs. 4 gilt entsprechend.

(2) Zuwendungen an politische Parteien im Sinne des § 2 des Parteiengesetzes

sind bis zur Höhe von insgesamt 1 650 ¤ und im Falle der Zusammenveranlagung

von Ehegatten bis zur Höhe von insgesamt 3 300 ¤ im Kalenderjahr abzugsfähig.

Sie können nur insoweit als Sonderausgaben abgezogen werden, als für sie nicht

eine Steuerermäßigung nach § 34g gewährt worden ist.
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(3) Als Zuwendung im Sinne dieser Vorschrift gilt auch die Zuwendung von Wirt-
schaftsgütern mit Ausnahme von Nutzungen und Leistungen. Ist das Wirtschafts-
gut unmittelbar vor seiner Zuwendung einem Betriebsvermögen entnommen 
worden, so darf bei der Ermittlung der Zuwendungshöhe der bei der Entnahme 
angesetzte Wert nicht überschritten werden. In allen übrigen Fällen bestimmt 
sich die Höhe der Zuwendung nach dem gemeinen Wert des zugewendeten Wirt-
schaftsguts. Aufwendungen zu Gunsten einer Körperschaft, die zum Empfang 
steuerlich abziehbarer Zuwendungen berechtigt ist, können nur abgezogen wer-
den, wenn ein Anspruch auf die Erstattung der Aufwendungen durch Vertrag 
oder Satzung eingeräumt und auf die Erstattung verzichtet worden ist. Der An-
spruch darf nicht unter der Bedingung des Verzichts eingeräumt worden sein. 
(4) Der Steuerpflichtige darf auf die Richtigkeit der Bestätigung über Spenden 
und Mitgliedsbeiträge vertrauen, es sei denn, dass er die Bestätigung durch un-
lautere Mittel oder falsche Angaben erwirkt hat oder dass ihm die Unrichtigkeit 
der Bestätigung bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht bekannt war. 
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Bestätigung ausstellt oder 
wer veranlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Bestätigung angegebenen 
steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden, haftet für die entgangene 
Steuer. Diese ist mit 30 Prozent des zugewendeten Betrags anzusetzen. 
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Steuerliche Anerkennung so genannter Aufwandsspenden 

an gemeinnützige Vereine


(§ 10b Absatz 3 Satz 4 und 5 EStG);

Aufwendungsersatzansprüche gemäß § 670 BGB


Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 07.06.1999 
IV C 4 – S 2223 – 111/99 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur steuerlichen 
Anerkennung von Aufwendungsersatzansprüchen gemäß § 670 BGB als Aufwands­
spenden im Sinne des § 10b EStG folgendes: 

1.	 Aufwendungsersatzansprüche nach § 670 BGB können zwar Gegenstand so ge­
nannter Aufwandsspenden gemäß § 10b Abs. 3 Satz 4 und 5 EStG sein. Das gilt 
grundsätzlich auch im Verhältnis eines Zuwendungsempfängers zu seinen ehren­
amtlich tätigen Mitgliedern. Nach den Erfahrungen spricht aber eine tatsächliche 
Vermutung dafür, dass Leistungen ehrenamtlich tätiger Mitglieder und Förderer 
des Zuwendungsempfängers unentgeltlich und ohne Aufwendungsersatzan­
spruch erbracht werden. Diese Vermutung ist allerdings widerlegbar. Der Gegen­
beweis wird bei vertraglichen Ansprüchen grundsätzlich durch eine schriftliche 
Vereinbarung geführt, die vor der zum Aufwand führenden Tätigkeit getroffen sein 
muss. 

2.	 Hat der Zuwendende einen Aufwendungsersatzanspruch gegenüber dem Zuwen­
dungsempfänger und verzichtet er darauf, ist ein Spendenabzug nach § 10b 
Abs. 3 Satz 4 EStG nur zulässig, wenn der entsprechende Aufwendungsersatzan­
spruch durch Vertrag, Satzung oder einen rechtsgültigen Vorstandsbeschluss ein­
geräumt worden ist, und zwar bevor die zum Aufwand führende Tätigkeit begon­
nen worden ist. Für die Anerkennung eines Aufwendungsersatzanspruches auf­
grund eines Vorstandsbeschlusses ist zusätzlich erforderlich, dass der entspre­
chende Beschluss den Mitgliedern in geeigneter Weise bekanntgemacht worden 
ist. Eine nachträgliche rückwirkende Begründung von Ersatzpflichten durch den 
Zuwendungsempfänger, zum Beispiel durch eine rückwirkende Satzungsände­
rung, reicht nicht aus. Aufwendungsersatzansprüche nach §§ 27 Abs. 3 i.V. m. 
670 BGB von Vorstandsmitgliedern eines Vereins sind keine durch Satzung einge­
räumten Ansprüche im Sinne des § 10b Abs. 3 Satz 4 EStG. Aufwendungsersatz­
ansprüche aus einer auf einer entsprechenden Satzungsermächtigung beruhen­
den Vereinsordnung (z. B. Reisekostenordnung) sind Ansprüche aus Satzungen 
im Sinne des § 10b Abs. 3 Satz 4 EStG. 

3. Aufwendungsersatzansprüche müssen ernsthaft eingeräumt sein und dürfen ge­
mäß § 10b Abs. 3 Satz 5 EStG nicht unter der Bedingung des Verzichts stehen. 
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Wesentliches Indiz für die Ernsthaftigkeit von Aufwendungsersatzansprüchen ist 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Zuwendungsempfängers. Dieser muss 
ungeachtet des späteren Verzichts in der Lage sein, den geschuldeten Aufwen­
dungsersatz zu leisten. Die vorstehenden Grundsätze gelten entsprechend, wenn 
der Aufwendungsersatz nach einer vorhergehenden Geldspende ausgezahlt wird. 
Der Abzug einer Spende gemäß § 10b EStG setzt voraus, dass die Ausgabe beim 
Spender zu einer endgültigen wirtschaftlichen Belastung führt. Eine endgültige 
wirtschaftliche Belastung liegt nicht vor, soweit der Wertabgabe aus dem Vermö­
gen des Steuerpflichtigen ein entsprechender Zufluss – im Falle der Zusammen­
veranlagung auch beim anderen Ehegatten – gegenübersteht (BFH-Urteil vom 
20.02.1991, BStBl. II S. 690). Die Auszahlung von Aufwendungsersatz an den 
Spender führt nur insoweit nicht zu einem schädlichen Rückfluss, als der Aufwen­
dungsersatz aufgrund eines ernsthaft eingeräumten Ersatzanspruchs geleistet 
wird, der nicht unter der Bedingung der vorhergehenden Spende steht. Die 
Grundsätze des BFH-Urteils vom 03.12.1996 (BStBl. II 1997 S. 474) sind für die Be­
urteilung des Spendenabzugs nicht anzuwenden, soweit sie mit den vorstehenden 
Grundsätzen nicht im Einklang stehen. 

4. Bei dem Verzicht auf den Ersatz der Aufwendungen handelt es sich nicht um eine 
Spende des Aufwands, sondern um eine Geldspende, bei der entbehrlich ist, dass 
Geld zwischen dem Zuwendungsempfänger und dem Zuwendenden tatsächlich 
hin und her fließt. In der Zuwendungsbestätigung ist deshalb eine Geldzuwen­
dung zu bescheinigen. 

5. Für die Höhe der Zuwendung ist der vereinbarte Ersatzanspruch maßgeblich; 
allerdings kann ein unangemessen hoher Ersatzanspruch zum Verlust der Ge­
meinnützigkeit des Zuwendungsempfängers führen (§ 55 Abs. 1 Nr. 3 AO). Eine Zu­
wendungsbestätigung darf nur erteilt werden, wenn sich der Ersatzanspruch auf 
Aufwendungen bezieht, die zur Erfüllung der satzungsmäßigen Zwecke des Zu­
wendungsempfängers erforderlich waren. Der Zuwendungsempfänger muss die 
zutreffende Höhe des Ersatzanspruchs, über den er eine Zuwendungsbestätigung 
erteilt hat, durch geeignete Unterlagen im Einzelnen belegen können. 

Das Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.*) 

*) Bundessteuerblatt I 1999 Seite 591 
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Verwendung der verbindlichen Muster für Zuwendungsbestätigungen 

Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 02.06.2000*) 
IV C 4 – S 2223 – 568/00 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbe­
hörden der Länder gilt für die Verwendung der verbindlichen Muster für Zuwendungs­
bestätigungen im Sinne des § 50 Abs. 1 EStDV folgendes: 

1	 Die im Bundessteuerblatt 1999 Teil I Seite 979 veröffentlichen Vordrucke sind ver­
bindliche Muster. Ihre Verwendung ist gem. § 50 Abs. 1 EStDV Voraussetzung für 
den Spendenabzug. Die Zuwendungsbestätigungen sind vom jeweiligen Zuwen­
dungsempfänger anhand dieser Muster selbst herzustellen. In der auf einen be­
stimmten Zuwendungsempfänger zugeschnittenen Zuwendungsbestätigung 
müssen nur die Angaben aus den veröffentlichten Mustern übernommen werden, 
die im Einzelfall einschlägig sind. Auf die Beispiele auf den Seiten 988 und 989 des 
Bundessteuerblatts 1999 Teil I wird hingewiesen. 

2	 Eine optische Hervorhebung von Textpassagen durch Einrahmungen und voran­
gestellte Ankreuzkästchen ist zulässig. Es bestehen auch keine Bedenken, den 
Namen des Zuwendenden und dessen Adresse untereinander anzuordnen. Die 
Wortwahl und die Reihenfolge der in den amtlichen Vordrucken vorgeschriebenen 
Textpassagen sind aber – vorbehaltlich der folgenden Ausführungen – beizube­
halten. 

3	 Auf den Zuwendungsbestätigungen dürfen weder Danksagungen an den Zuwen­
denden noch Werbung für die Ziele der begünstigten Einrichtung angebracht wer-
den. Entsprechende Texte sind jedoch auf der Rückseite zulässig. 

4	 Um eine vordruckmäßige Verwendung der Muster zu ermöglichen, bestehen kei­
ne Bedenken, wenn auf einem Mustervordruck mehrere steuerbegünstigte 
Zwecke genannt werden. Der Zuwendungsempfänger hat dann den jeweils ein­
schlägigen Zweck kenntlich zu machen. 

5	 Soweit in einem Mustervordruck mehrere steuerbegünstigte Zwecke genannt 
werden, die für den Spendenabzug unterschiedlich hoch begünstigt sind (Spen­
denabzugsrahmen 5 bzw. 10 v. H.), und die Zuwendung keinem konkreten Zweck 
zugeordnet werden kann, weil der Spender bei der Hingabe der Zuwendung keine 
Widmung für einen bestimmten Zweck vorgenommen oder der Zuwendungsemp­
fänger die unterschiedlich hoch begünstigten Spendenzwecke organisatorisch 

*) Bundessteuerblatt II 2000 Seite 592 
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und buchhalterisch nicht voneinander getrennt hat, ist davon auszugehen, dass 
die Zuwendung nicht berechtigt, den erhöhten Spendenabzug in Anspruch zu 
nehmen. In diesen Fällen ist der folgende Zusatz zwischen der Verwendungsbe­
stätigung und der Unterschrift des Zuwendungsempfängers in die Zuwendungs­
bestätigung aufzunehmen: 

„Diese Zuwendungsbestätigung berechtigt nicht zum Spendenabzug im Rah­
men des erhöhten Vomhundertsatzes nach § 10b Abs. 1 Satz 2 EStG/§ 9 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 2 KStG oder zum Spendenrücktrag bzw. -vortrag nach § 10b Abs. 1 
Satz 3 EStG/§ 9 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 KStG. Entsprechendes gilt auch für den 
Spendenabzug bei der Gewerbesteuer (§ 9 Nr. 5 GewStG).“ 

Bei mehreren steuerbegünstigten Zwecken, die unterschiedlich hoch begünstigt 
sind, kann eine Zuwendung – bei entsprechender Widmung durch den Spender 
und organisatorischer und buchhalterischer Trennung durch den Zuwendungs­
empfänger – in Teilbeträgen auch verschiedenen Förderzwecken zugeordnet wer-
den (z. B. Geldzuwendung in Höhe von 500 ¤, davon 300 ¤ für mildtätige Zwecke, 
200 ¤ für Entwicklungshilfe nach Abschnitt A Nr. 12 der Anlage 1 zu § 48 Abs. 2 
EStDV). Es handelt sich in diesen Fällen steuerlich um zwei Zuwendungen, die ent­
weder jeweils gesondert oder im Rahmen einer Sammelbestätigung (vgl. Rdnr. 6) 
zu bestätigen sind. 

6 Gegen die Erstellung von Sammelbestätigungen für Geldzuwendungen (Mit­
gliedsbeiträge, Geldspenden), d. h. die Bestätigung mehrerer Zuwendungen in 
einer förmlichen Zuwendungsbestätigung, bestehen unter folgenden Vorausset­
zungen keine Bedenken: 
–	 Anstelle des Wortes „Bestätigung“ ist das Wort „Sammelbestätigung“ zu ver­

wenden. 
–	 Bei „Art der Zuwendung“ und „Tag der Zuwendung“ ist auf die Rückseite oder 

die beigefügte Anlage (s. u.) zu verweisen. 
– In der Zuwendungsbestätigung ist die Gesamtsumme zu nennen. 
–	 Nach der Bestätigung, dass die Zuwendungen zur Förderung steuerbegünstig­

ter Zwecke verwendet werden, ist folgende Bestätigung zu ergänzen: „Es wird 
bestätigt, dass über die in der Gesamtsumme enthaltenen Zuwendungen keine 
weiteren Bestätigungen, weder formelle Zuwendungsbestätigungen noch Bei­
tragsquittungen o. ä., ausgestellt wurden und werden.“ 

–	 Auf der Rückseite der Zuwendungsbestätigung oder in der Anlage ist jede ein­
zelne Zuwendung mit Datum, Betrag und Art (Mitgliedsbeitrag, Geldspende) 
und nur im Falle unterschiedlich hoch begünstigter Zwecke auch der begünstig­
te Zweck aufzulisten. Diese Auflistung muss ebenfalls eine Gesamtsumme ent­
halten und als „Anlage zur Zuwendungsbestätigung vom ........“ gekennzeichnet 
sein. 

–	 Zu den in der Sammelbestätigung enthaltenen Geldspenden ist anzugeben, ob 
es sich hierbei um den Verzicht auf Erstattung von Aufwendungen handelt oder 
nicht (vgl. auch Rdnr. 10). Handelt es sich sowohl um direkte Geldspenden als 
auch um Geldspenden im Wege des Verzichts auf Erstattung von Aufwendun-
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gen, sind die entsprechenden Angaben dazu entweder auf der Rückseite der 
Zuwendungsbestätigung oder in der Anlage zu machen. 

–	 In der Sammelbestätigung ist anzugeben, auf welchen Zeitraum sich die Sam­
melbestätigung erstreckt. Die Sammelbestätigung kann auch für nur einen Teil 
des Kalenderjahrs ausgestellt werden. 

–	 Werden im Rahmen einer Sammelbestätigung Zuwendungen zu steuerlich un­
terschiedlich hoch begünstigte Zwecke bestätigt, dann ist unter der in der Zu­
wendungsbestätigung genannten Gesamtsumme ein Klammerzusatz aufzu­
nehmen: 

„(von der Gesamtsumme entfallen … ¤ auf die Förderung von … [Be­
zeichnung der höher begünstigten Zwecke])“. 

7*) Sind lediglich Mitgliedsbeiträge Gegenstand der Zuwendung an Körperschaften 
im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG, Parteien oder unabhängige Wählervereinigun­
gen, so ist auf der jeweiligen Zuwendungsbestätigung zu vermerken, dass es sich 
um einen Mitgliedsbeitrag handelt (Art der Zuwendung: Mitgliedsbeitrag – der 
weitere Begriff Geldzuwendung ist zu streichen). Handelt es sich hingegen um 
eine Spende, ist bei Art der Zuwendung „Geldzuwendung“ anzugeben. Bei Partei­
en ist im Rahmen der Bestätigung am Ende des Musters zu vermerken, dass es 
sich hierbei „nicht um Mitgliedsbeiträge“ handelt. Bei Körperschaften im Sinne 
des § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG und bei unabhängigen Wählervereinigungen ist im Rah­
men der Bestätigung am Ende des Musters zu vermerken, dass es sich hierbei 
„nicht um Mitgliedsbeiträge, sonstige Mitgliedsumlagen oder Aufnahmegebüh­
ren“ handelt. Dies ist auch in den Fällen erforderlich, in denen eine Körperschaft 
Zwecke verfolgt, für deren Förderung Mitgliedsbeiträge und Spenden begünstigt 
sind. Hat der Spender zusammen mit einem Mitgliedsbeitrag auch eine Geldspen­
de geleistet (z. B. Überweisung von 200 ¤, davon 120 ¤ Mitgliedsbeitrag und 80 ¤ 
Spende) handelt es sich steuerlich um zwei Zuwendungen, die entweder jeweils 
gesondert oder im Rahmen einer Sammelbestätigung (vgl. Rdnr. 6) zu bestätigen 
sind. 

8	 Der zugewendete Betrag ist sowohl in Ziffern als auch in Buchstaben zu benen­
nen. Für die Benennung in Buchstaben ist es nicht zwingend erforderlich, dass der 
zugewendete Betrag in einem Wort genannt wird; ausreichend ist die Buchstaben­
benennung der jeweiligen Ziffern. So kann z. B. ein Betrag in Höhe von 1 246 ¤ als 
„eintausendzweihundertsechsundvierzig“ oder „eins-zwei-vier-sechs“ bezeichnet 
werden. In diesen Fällen sind allerdings die Leerräume vor der Nennung der ers­
ten Ziffer und hinter der letzten Ziffer in geeigneter Weise (z. B. durch „X“) zu ent­
werten. 

*)	 Nr. 7 geändert durch BMF v. 10.04.2003 – IV C 4 – S 2223 – 48/03 (BStBl. I, 592). Bei Zuwen­
dungsbestätigungen, die bis zum 30.06.2004 nach Rdnr. 7 a. F. erstellt wurden, sind aus Bil­
ligkeitsgründen keine steuerlich nachteiligen Folgen zu ziehen (BMF v. 24.02.2004 – IV C 4 – 
S 2223 – 19/04 (BStBl. I Seite 286). 
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9	 Handelt es sich um eine Sachspende, so sind in die Zuwendungsbestätigung ge­
naue Angaben über den zugewendeten Gegenstand aufzunehmen (z. B. Alter, Zu-
stand, historischer Kaufpreis usw.). Die im Folgenden für die Sachspende nicht zu­
treffenden Sätze in den entsprechenden Vordrucken sind zu streichen. Stammt 
die Sachzuwendung nach den Angaben des Zuwendenden aus dessen Betriebs­
vermögen, dann ist die Sachzuwendung mit dem Entnahmewert anzusetzen. In 
diesen Fällen braucht der Zuwendungsempfänger keine zusätzlichen Unterlagen 
in seine Buchführung aufzunehmen, ebenso sind Angaben über die Unterlagen, 
die zur Wertermittlung gedient haben, nicht erforderlich. Handelt es sich um eine 
Sachspende aus dem Privatvermögen des Zuwendenden, so hat der Zuwen­
dungsempfänger anzugeben, welche Unterlagen er zur Ermittlung des angesetz­
ten Wertes herangezogen hat. In Betracht kommt in diesem Zusammenhang z. B. 
ein Gutachten über den aktuellen Wert der zugewendeten Sache oder der sich aus 
der ursprünglichen Rechnung ergebende historische Kaufpreis unter Berücksich­
tigung einer Absetzung für Abnutzung. Diese Unterlagen hat der Zuwendungs­
empfänger zusammen mit der Zuwendungsbestätigung in seine Buchführung 
aufzunehmen. Der unvollständige Satz in den amtlichen Vordrucken für Sachbe­
stätigungen (Bundessteuerblatt 1999 Teil I Seiten 981, 983, 985) „Geeignete Un­
terlagen, die zur Wertermittlung gedient haben, z. B. Rechnungen, Gutachten.“ ist 
um die Worte „liegen vor“ zu ergänzen. 

10	 Nach dem Betrag der Zuwendung ist bei Zuwendungen an Körperschaften im Sin­
ne des § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG, Parteien oder unabhängige Wählervereinigungen im­
mer anzugeben, ob es sich hierbei um den Verzicht auf Erstattung von Aufwen­
dungen handelt oder nicht. Dies gilt auch in den Fällen, in denen ein Zuwendungs­
empfänger grundsätzlich keine Zuwendungsbestätigungen für die Erstattung von 
Aufwendungen ausstellt. 

11	 In den Zuwendungsbestätigungen ist auch anzugeben, ob die begünstigten Zwe­
cke im Ausland verwirklicht werden. Wird nur ein Teil der Zuwendung im Ausland 
verwendet, so ist anzugeben, dass die Zuwendung auch im Ausland verwendet 
wird. Steht im Zeitpunkt der Zuwendung noch nicht fest, ob der Verwendungs­
zweck im Inland oder Ausland liegen wird, ist zu bestätigen, dass die Zuwendung 
ggf. (auch) im Ausland verwendet wird. 

12	 Werden Zuwendungen an juristische Personen des öffentlichen Rechts von diesen 
an andere juristische Personen des öffentlichen Rechts weitergeleitet und werden 
von diesen die steuerbegünstigten Zwecke verwirklicht, so hat der „Erstempfän­
ger“ die in den amtlichen Vordrucken enthaltene Bestätigung wie folgt zu fassen: 

„Die Zuwendung wird entsprechend den Angaben des Zuwendenden an die 
.............. [Name des Letztempfängers verbunden mit einem Hinweis auf deren 
öffentlich-rechtliche Organisationsform] weitergeleitet“. 

Die übrigen Angaben sind zu streichen. 
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13	 R 111 Abs. 5 EStR 1999 gilt für maschinell erstellte Zuwendungsbestätigungen 
entsprechend. 

14	 Die auf den verbindlichen Mustern vorgesehenen Hinweise zu den haftungsrecht­
lichen Folgen der Ausstellung einer unrichtigen Zuwendungsbestätigung und zu 
der steuerlichen Anerkennung der Zuwendungsbestätigung (Datum des Frei­
stellungsbescheids bzw. der vorläufigen Bescheinigung) sind auf die einzeln er-
stellten Zuwendungsbestätigungen zu übernehmen. 

15	 Nach § 50 Abs. 4 EStDV ist ein Doppel der Zuwendungsbestätigung von der steu­
erbegünstigten Körperschaft aufzubewahren. Es ist in diesem Zusammenhang 
zulässig, das Doppel in elektronischer Form zu speichern. Die Grundsätze ord­
nungsgemäßer DV-gestützter Buchführungssysteme (BMF-Schreiben vom 
07.11.1995, Bundessteuerblatt Teil I S. 738) gelten entsprechend. 

16	 Für Zuwendungen nach dem 31. Dezember 1999 ist das Durchlaufspendenverfah­
ren keine zwingende Voraussetzung mehr für die steuerliche Begünstigung von 
Spenden. Ab 1. Januar 2000 sind alle gemeinnützigen Körperschaften i. S. d. § 5 
Abs. 1 Nr. 9 KStG, die spendenbegünstigte Zwecke verfolgen, zum unmittelbaren 
Empfang und zur Bestätigung von Spenden berechtigt. Dennoch dürfen öffent­
lich-rechtliche Körperschaften oder öffentliche Dienststellen auch weiterhin als 
Durchlaufstelle auftreten und Zuwendungsbestätigungen ausstellen. Sie unterlie­
gen dann aber auch – wie bisher – der Haftung nach § 10b Abs. 4 EStG. Dach- und 
Spitzenorganisationen können für die ihnen angeschlossenen Vereine dagegen 
nicht mehr als Durchlaufstelle fungieren. 

XVI 
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Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements 

vom 10. Oktober 2007; 


Neue Muster für Zuwendungsbestätigungen


Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 13.12.20071) 

IV C 4 – S 2223/07/0018 

Durch das Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements vom 
10. Oktober 2007 haben sich u. a. Änderungen im Spendenrecht ergeben, die rückwir­
kend zum 1. Januar 2007 gelten. Diese Änderungen erfordern eine Anpassung der 
verbindlichen Muster für Zuwendungsbestätigungen im Sinne von § 50 Abs. 1 EStDV 
in Verbindung mit dem BMF-Schreiben vom 02.06.2000 (BStBl. I 2000 S. 592). 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder sind die in der Anla­
ge beigefügten Muster2) für Zuwendungen ab dem 1. Januar 2007 zu verwenden. Auf­
grund der rückwirkenden Änderung des Spendenrechts ist es nicht zu beanstanden, 
wenn bis zum 30. Juni 20083) die bisherigen Muster für Zuwendungsbestätigungen 
(BMF-Schreiben vom 18.11.1999 – BStBl. I 1999 S. 979 – und BMF-Schreiben vom 
07.12.2000 – BStBl. I 2000 S. 1557) verwendet werden. Die bei Verwendung der bis­
herigen Muster erforderlichen rein redaktionellen Anpassungen, aufgrund der Geset­
zesänderungen zum 1. Januar 2007, können vom Spendenempfänger selbstständig 
vorgenommen werden. 

Dieses Schreiben ist rückwirkend ab dem 1. Januar 2007 gültig und ersetzt ab diesem 
Zeitpunkt die BMF-Schreiben vom 18.11.1999 (BStBl. I 1999 S. 979) und vom 
07.12.2000 (BStBl. I 2000 S. 1557). 

1) Bundessteuerblatt II 2008 Seite 4 
2) Hier abgedruckt: 

•	 Muster für Mitgliedsbeiträge/Geldzuwendungen an eine steuerbegünstigte Einrichtung, 
Seite 31 

• Muster für Sachzuwendungen an eine steuerbegünstigte Einrichtung, Seite 32 
•	 Muster für Geldzuwendungen an eine steuerbegünstigte Stiftung des privaten Rechts, 

Seite 165 
•	 Muster für Sachzuwendungen an eine steuerbegünstigte Stiftung des privaten Rechts, 

Seite 166 
3)	 Verlängert bis zum 31. Dezember 2008; vgl. Schreiben des Bundesministeriums der Finan­

zen vom 31.03.2008 – IV C 4 – S 2223/07/0018. 
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Aussteller (Bezeichnung und Anschrift der inländischen Stiftung des privaten Rechts) 

Name und Anschrift des Zuwendenden 

Es wird bestätigt, dass die Zuwendung nur zur Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der 
begünstigten Zwecke) 

verwendet wird. 

Bestätigung über Geldzuwendungen 
im Sinne des § 10b des Einkommensteuergesetzes an inländische Stiftungen des privaten Rechts 

Es handelt sich um den Verzicht auf Erstattung von Aufwendungen Ja ❒ Nein ❒ 

❒ Wir sind wegen Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) .......... 
........................................................... nach dem letzten uns zugegangenen Freistellungsbescheid 
bzw. nach der Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid des Finanzamtes ..........................., 
StNr. ....................................., vom ..................................... nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaft­
steuergesetzes von der Körperschaftsteuer und nach § 3 Nr. 6 des Gewerbesteuergesetzes von 
der Gewerbesteuer befreit. 

❒ Wir sind wegen Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) .......... 
................................................. durch vorläufige Bescheinigung des Finanzamtes ........................., 
StNr. ....................................., vom ..................................... ab ..................................... als steuerbe­
günstigten Zwecken dienend anerkannt. 

❒ Die Zuwendung erfolgte in unseren Vermögensstock. 

(Ort, Datum und Unterschrift des Zuwendungsempfängers) 

Hinweis: 
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung erstellt oder wer veranlasst, dass 
Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken 
verwendet werden, haftet für die Steuer, die dem Fiskus durch einen etwaigen Abzug der Zuwendungen beim 
Zuwendenden entgeht (§ 10b Abs. 4 EStG, § 9 Abs. 3 KStG, § 9 Nr. 5 GewStG). 
Diese Bestätigung wird nicht als Nachweis für die steuerliche Berücksichtigung der Zuwendung aner­
kannt, wenn das Datum des Freistellungsbescheides länger als fünf Jahre bzw. das Datum der vorläufigen 
Bescheinigung länger als drei Jahre seit Ausstellung der Bestätigung zurückliegt (BMF vom 15.12.1994 – 
BStBl. I S. 884). 

XVI 
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Aussteller (Bezeichnung und Anschrift der inländischen Stiftung des privaten Rechts) 

Name und Anschrift des Zuwendenden 

Es wird bestätigt, dass die Zuwendung nur zur Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) 

verwendet wird. 

Genaue Bezeichnung der Sachzuwendung mit Alter, Zustand, Kaufpreis usw. 

❒ Die Sachzuwendung stammt nach den Angaben des Zuwendenden aus dem Betriebsvermö­
gen und ist mit dem Entnahmewert (ggf. mit dem niedrigeren gemeinen Wert) bewertet. 

❒ Die Sachzuwendung stammt nach den Angaben des Zuwendenden aus dem Privatvermögen. 
❒ Der Zuwendende hat trotz Aufforderung keine Angaben zur Herkunft der Sachzuwendung gemacht. 
❒ Geeignete Unterlagen, die zur Wertermittlung gedient haben, z. B. Rechnung, Gutachten, liegen vor. 

Bestätigung über Sachzuwendungen 
im Sinne des § 10b des Einkommensteuergesetzes an inländische Stiftungen des privaten Rechts 

❒ Wir sind wegen Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) .......... 
........................................................... nach dem letzten uns zugegangenen Freistellungsbescheid 
bzw. nach der Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid des Finanzamtes ..........................., 
StNr. ....................................., vom ..................................... nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaft­
steuergesetzes von der Körperschaftsteuer und nach § 3 Nr. 6 des Gewerbesteuergesetzes von 
der Gewerbesteuer befreit. 

❒ Wir sind wegen Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) .......... 
................................................. durch vorläufige Bescheinigung des Finanzamtes ........................., 
StNr. ....................................., vom ..................................... ab ..................................... als steuerbe­
günstigten Zwecken dienend anerkannt. 

❒ Die Zuwendung erfolgte in unseren Vermögensstock. 

(Ort, Datum und Unterschrift des Zuwendungsempfängers) 

Hinweis: 
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung erstellt oder wer veranlasst, dass 
Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken 
verwendet werden, haftet für die Steuer, die dem Fiskus durch einen etwaigen Abzug der Zuwendungen beim 
Zuwendenden entgeht (§ 10 b Abs. 4 EStG, § 9 Abs. 3 KStG, § 9 Nr. 5 GewStG). 
Diese Bestätigung wird nicht als Nachweis für die steuerliche Berücksichtigung der Zuwendung aner­
kannt, wenn das Datum des Freistellungsbescheides länger als fünf Jahre bzw. das Datum der vorläufigen 
Bescheinigung länger als drei Jahre seit Ausstellung der Bestätigung zurückliegt (BMF vom 15.12.1994 – 
BStBl. I S. 884). 

Wert der Zuwendung – in Ziffern – – in Buchstaben – Tag der Zuwendung 
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Ertragsteuerliche Behandlung des Sponsoring 

Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 18.02.1998 
IV B 2 – S 2144 – 40/98; IV B 7 – S 0183 – 62/98 

Für die ertragsteuerliche Behandlung des Sponsoring gelten – unabhängig von dem gespon­
serten Bereich (z. B. Sport-, Kultur-, Sozio-, Öko- und Wissenschaftssponsoring) – im Einver­
nehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder folgende Grundsätze: 

I. Begriff des Sponsoring 
1	 Unter Sponsoring wird üblicherweise die Gewährung von Geld oder geldwerten Vorteilen 

durch Unternehmen zur Förderung von Personen, Gruppen und/oder Organisationen in 
sportlichen, kulturellen, kirchlichen, wissenschaftlichen, sozialen, ökologischen oder ähn­
lich bedeutsamen gesellschaftspolitischen Bereichen verstanden, mit der regelmäßig auch 
eigene unternehmensbezogene Ziele der Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit verfolgt wer-
den. Leistungen eines Sponsors beruhen häufig auf einer vertraglichen Vereinbarung zwi­
schen dem Sponsor und dem Empfänger der Leistungen (Sponsoring-Vertrag), in dem Art 
und Umfang der Leistungen des Sponsors und des Empfängers geregelt sind. 

II. Steuerliche Behandlung beim Sponsor 
2 Die im Zusammenhang mit dem Sponsoring gemachten Aufwendungen können 

– Betriebsausgaben i. S. d. § 4 Abs. 4 EStG, 
– Spenden, die unter den Voraussetzungen der §§ 10b EStG, 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG, 9 Nr. 5 

GewStG abgezogen werden dürfen, oder 
– steuerlich nicht abziehbare Kosten der Lebensführung (§ 12 Nr. 1 EStG), bei Kapitalge­

sellschaften verdeckte Gewinnausschüttungen (§ 8 Abs. 3 Satz 2 KStG) sein. 

1. Berücksichtigung als Betriebsausgaben 
3	 Aufwendungen des Sponsors sind Betriebsausgaben, wenn der Sponsor wirtschaftliche 

Vorteile, die insbesondere in der Sicherung oder Erhöhung seines unternehmerischen An­
sehens liegen können (vgl. BFH vom 03.02.1993, BStBl. II S. 441, 445), für sein Unterneh­
men erstrebt oder für Produkte seines Unternehmens werben will. Das ist insbesondere 
der Fall, wenn der Empfänger der Leistungen auf Plakaten, Veranstaltungshinweisen, in 
Ausstellungskatalogen, auf den von ihm benutzten Fahrzeugen oder anderen Gegenstän­
den auf das Unternehmen oder auf die Produkte des Sponsors werbewirksam hinweist. 
Die Berichterstattung in Zeitungen, Rundfunk oder Fernsehen kann einen wirtschaftlichen 
Vorteil, den der Sponsor für sich anstrebt, begründen, insbesondere wenn sie in seine Öf­
fentlichkeitsarbeit eingebunden ist oder der Sponsor an Pressekonferenzen oder anderen 
öffentlichen Veranstaltungen des Empfängers mitwirken und eigene Erklärungen über sein 
Unternehmen oder seine Produkte abgeben kann. 

4	 Wirtschaftliche Vorteile für das Unternehmen des Sponsors können auch dadurch erreicht 
werden, dass der Sponsor durch Verwendung des Namens, von Emblemen oder Logos des 
Empfängers oder in anderer Weise öffentlichkeitswirksam auf seine Leistungen aufmerk­
sam macht. 

5	 Für die Berücksichtigung der Aufwendungen als Betriebsausgaben kommt es nicht darauf 
an, ob die Leistungen notwendig, üblich oder zweckmäßig sind; die Aufwendungen dürfen 
auch dann als Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn die Geld- oder Sachleistungen 
des Sponsors und die erstrebten Werbeziele für das Unternehmen nicht gleichwertig sind. 
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Bei einem krassen Missverhältnis zwischen den Leistungen des Sponsors und dem er­
strebten wirtschaftlichen Vorteil ist der Betriebsausgabenabzug allerdings zu versagen 
(§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 7 EStG). 

6 Leistungen des Sponsors im Rahmen des Sponsoring-Vertrags, die die Voraussetzungen 
der RdNrn. 3, 4 und 5 für den Betriebsausgabenabzug erfüllen, sind keine Geschenke 
i. S. d. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG. 

2. Berücksichtigung als Spende 
7	 Zuwendungen des Sponsors, die keine Betriebsausgaben sind, sind als Spenden (§ 10b 

EStG) zu behandeln, wenn sie zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke freiwillig oder 
aufgrund einer freiwillig eingegangenen Rechtspflicht erbracht werden, kein Entgelt für 
eine bestimmte Leistung des Empfängers sind und nicht in einem tatsächlichen wirt­
schaftlichen Zusammenhang mit dessen Leistungen stehen (BFH vom 25.11.1987, BStBl. II 
1988 S. 220; vom 12.09.1990, BStBl. II 1991 S. 258). 

3. Nichtabziehbare Kosten der privaten Lebensführung oder verdeckte Gewinnausschüttungen 
8	 Als Sponsoringaufwendungen bezeichnete Aufwendungen, die keine Betriebsausgaben 

und keine Spenden sind, sind nicht abziehbare Kosten der privaten Lebensführung (§ 12 
Nr. 1 Satz 2 EStG). Bei entsprechenden Zuwendungen einer Kapitalgesellschaft können 
verdeckte Gewinnausschüttungen vorliegen, wenn der Gesellschafter durch die Zuwen­
dungen begünstigt wird, z. B. eigene Aufwendungen als Mäzen erspart (vgl. Abschnitt 31 
Abs. 2 Satz 4 KStR 1995). 

III. Steuerliche Behandlung bei steuerbegünstigten Empfängern 
9	 Die im Zusammenhang mit dem Sponsoring erhaltenen Leistungen können, wenn der 

Empfänger eine steuerbegünstigte Körperschaft ist, steuerfreie Einnahmen im ideellen 
Bereich, steuerfreie Einnahmen aus der Vermögensverwaltung oder steuerpflichtige Ein-
nahmen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs sein. Die steuerliche Behandlung der 
Leistungen beim Empfänger hängt grundsätzlich nicht davon ab, wie die entsprechenden 
Aufwendungen beim leistenden Unternehmen behandelt werden. 
Für die Abgrenzung gelten die allgemeinen Grundsätze (vgl. insbesondere Anwendungser­
lass zur Abgabenordnung, zu § 67a, Tz. l/9). Danach liegt kein wirtschaftlicher Geschäfts­
betrieb vor, wenn die steuerbegünstigte Körperschaft dem Sponsor nur die Nutzung ihres 
Namens zu Werbezwecken in der Weise gestattet, dass der Sponsor selbst zu Werbezwe­
cken oder zur Imagepflege auf seine Leistungen an die Körperschaft hinweist. Ein wirt-
schaftlicher Geschäftsbetrieb liegt auch dann nicht vor, wenn der Empfänger der 
Leistungen z. B. auf Plakaten, Veranstaltungshinweisen, in Ausstellungskatalogen 
oder in anderer Weise auf die Unterstützung durch einen Sponsor lediglich hinweist. 
Dieser Hinweis kann unter Verwendung des Namens, Emblems oder Logos des Spon-
sors, jedoch ohne besondere Hervorhebung, erfolgen. Ein wirtschaftlicher Geschäfts­
betrieb liegt dagegen vor, wenn die Körperschaft an den Werbemaßnahmen mitwirkt. Der 
wirtschaftliche Geschäftsbetrieb kann kein Zweckbetrieb (§§ 65 bis 68 AO) sein. 

Dieses Schreiben ersetzt das Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
09.07.1997 (BStBl. I S. 726). Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I*) veröffent­
licht. 

*) Bundessteuerblatt I 1998 Seite 212 
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Allgemeine Erlaubnis für kleine Lotterien und Ausspielungen 

Bek. des Innenministeriums – 14–38.07.01–3.1 – vom 08.01.2008*) 

I.

Aufgrund des § 18 des Gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen zum Staatsvertrag

zum Glücksspielwesen in Deutschland (Glücksspielstaatsvertrag – GlüStV) i.V. mit

§§ 15 und 17 des Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrages zum Glücksspielwe­

sen in Deutschland (Lotterieausführungsgesetz – LoAG) vom 30.10.2007 (GV. NRW.

S. 445) wird Lotterieveranstaltern im Sinne von § 14 Abs. 1 GlüStV sowie 


a) den Institutionen und Organisationen der Jugendhilfe und Jugendpflege,

b) Kirchengemeinden und Religionsgemeinschaften,

c) Sportvereinen,

d) Feuerwehren und

e) Stiftungen


die Allgemeine Erlaubnis für kleine Lotterien und Ausspielungen für ihren räumlichen 
Wirkungskreis erteilt, 

1.	 die sich nicht über das Gebiet einer kreisfreien Stadt oder eines Kreises hinaus er-
strecken, 

2.	 deren Spielplan einen Reinertrag von mindestens einem Drittel des Spielkapitals 
(Gesamtpreise der Lose) vorsieht, 

3. bei denen das Spielkapital den Wert von 40 000 ¤ nicht übersteigt, 
4. bei denen der Losverkauf die Dauer von drei Monaten innerhalb eines Jahres nicht 

überschreitet und 
5. bei denen keine Prämien- oder Schlussziehungen vorgesehen sind. 

Tombolen sind Ausspielungen im Sinne der Allgemeinen Erlaubnis. 

Die kleine Lotterie/Ausspielung ist mindestens zwei Wochen vor Beginn der örtlichen 
Ordnungsbehörde unter Angabe des Spielkapitals und der Dauer der Lotterie/Aus­
spielung anzuzeigen. Bis zum 1. März eines jeden Jahres haben die örtlichen Ord­
nungsbehörden die in ihrem Bereich durchgeführten kleinen Lotterien/Ausspielun­
gen den Bezirksregierungen anzuzeigen. Die Bezirksregierungen haben bis zum 
1. April jeden Jahres dem Innenministerium eine Aufstellung über die in ihrem Bereich 
durchgeführten Lotterien/Ausspielungen vorzulegen. 

*) Ministerialblatt NRW 2008 Seite 22 
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II.

Die örtlichen Ordnungsbehörden sind berechtigt, im Einzelfall weitere Auflagen zu er-

lassen. Im Einzelfall können die nach der Allgemeinen Erlaubnis erlaubten Veranstal­

tungen untersagt werden, wenn


1.	 gegen die Vorschriften des Glücksspielstaatsvertrag Ausführungsgesetzes NRW 
bzw. gegen den Glücksspielstaatsvertrag oder gegen wesentliche Bestimmungen 
der Allgemeinen Erlaubnis verstoßen wird, 

2.	 die Gefahr besteht, dass durch die Verwendung des Reinertrages die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung verletzt wird, oder 

3. keine Gewähr für die ordnungsgemäße Durchführung der Veranstaltung oder für 
die zweckentsprechende Verwendung des Reinertrages gegeben ist. 

III.

Der Reinertrag der Veranstaltung ist ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützi­

ge, mildtätige, kirchliche oder sonstige Zwecke, die allgemeiner Billigung sicher sind,

zu verwenden.


Organisationen, die wirtschaftliche Zwecke verfolgen, fallen nicht unter die Allgemei­
ne Erlaubnis. Ihnen kann keine Erlaubnis zur Veranstaltung einer kleinen Lotterie/ 
Ausspielung erteilt werden. Dies gilt auch dann nicht, wenn der Ertrag der Veranstal­
tung gemeinnützigen Zwecken zugeführt wird. Im Zusammenhang mit der Veranstal­
tung darf darüber hinaus keine Wirtschaftswerbung betrieben werden, die über die 
Ausstellung von Sachgewinnen hinausgeht. 

IV.

Der Widerruf der Allgemeinen Erlaubnis sowie die nachträgliche Aufnahme, Änderung

oder Ergänzung durch Auflagen bleiben vorbehalten. Die steuerlichen Pflichten nach

§§ 31 und 32 der Ausführungsbestimmungen zum Renn-, Wett- und Lotteriegesetz

sind analog zu beachten. Danach ist für die jeweilige Einzelveranstaltung einer kleinen

Lotterie oder Ausspielung mindestens zwei Wochen vor Beginn bei dem für das Land

Nordrhein-Westfalen zuständigen Finanzamt Köln-Altstadt, Am Weidenbach 2–4,

50676 Köln, eine Lotteriesteueranmeldung abzugeben. Darin sind insbesondere die

Anschrift des Veranstalters, der Ort und der Zeitraum der Veranstaltung, die Zahl der

Lose und der Lospreise mitzuteilen.


V.

Die Allgemeine Erlaubnis tritt am 01.01.2008 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. De­

zember 2012 außer Kraft. Mein Runderlass vom 14.01.2005 (MBl. NRW. S. 155) wird

aufgehoben.


170 



Vereine_Steuern_080604  Seite 17114:15 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

XVI 

171




Vereine_Steuern_080604  Seite 17214:15 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

172




Vereine_Steuern_080604  Seite 17314:15 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

XVI 

173




Vereine_Steuern_080604  Seite 17414:15 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

174




Vereine_Steuern_080604  Seite 17514:15 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

XVI 

175




Vereine_Steuern_080604  Seite 17614:15 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

176




Vereine_Steuern_080604  Seite 17714:16 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

XVI 

177




Vereine_Steuern_080604  Seite 17814:16 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

178




Vereine_Steuern_080604  Seite 17914:16 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

XVI 

179




Vereine_Steuern_080604  Seite 18014:16 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

180




Vereine_Steuern_080604  Seite 18114:16 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

2007


XVI 

181




Vereine_Steuern_080604  Seite 18214:16 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

182




Vereine_Steuern_080604  Seite 18314:16 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

XVI 

183




Vereine_Steuern_080604  Seite 18414:16 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

2007


184




Vereine_Steuern_080604  Seite 18514:16 Uhr  16.06.2008  

ANHANG 

XVI 

185




Vereine_Steuern_080604  Seite 18614:16 Uhr  16.06.2008  

INFO-HINWEISE 

Möchten Sie mehr über Stiftungen wissen? 

Eine lebendige Gesellschaft ist auf das Engagement ihrer Bürgerinnen und Bürger an­

gewiesen. Mit Hilfe von Stiftungen werden soziale Fundamente gelegt und neue Per­

spektiven eröffnet. Dabei sind es nicht immer nur die großen Beträge Einzelner, die

solches möglich machen. Auch wenn sich viele mit kleinen Summen engagieren, kann

etwas bewegt werden. Die rund 2 500 Stiftungen in Nordrhein-Westfalen tragen einen

wesentlichen Teil zur kulturellen Vielfalt und zum sozialen Zusammenhalt in unserem

Land bei. Sie erhalten weitere Informationen im Internet unter: www.stiftungen.nrw.de


Wenn Sie Fragen zum Thema Stiftungen haben, nehmen Sie mit der für Ihren Wohnort

zuständigen Bezirksregierung Kontakt auf:


Bezirksregierung Arnsberg

Seibertzstraße 1

59821 Arnsberg 

Telefon: 02931-822698

Telefax: 02931-822520

Internet: www.bezreg-arnsberg.nrw.de

eMail: poststelle@bezreg-arnsberg.nrw.de 


Bezirksregierung Detmold

Leopoldstraße 15

32756 Detmold

Telefon: 05231-712300

Telefax: 05231-711295

Internet: www.bezreg-detmold.nrw.de

eMail: poststelle@brdt.nrw.de


Bezirksregierung Düsseldorf

Cecilienallee 2

40474 Düsseldorf

Telefon: 0211-4752288

Telefax: 0211-4751998

Internet: www.brd.nrw.de

eMail: poststelle@brd.nrw.de 


Bezirksregierung Köln

Zeughausstraße 2 – 10

50667 Köln

Telefon: 0221-1472116

Telefax: 0221-1472305 

Internet: www.bezreg-koeln.nrw.de

eMail: poststelle@bezreg-koeln.nrw.de 
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Bezirksregierung Münster

Domplatz 1 – 3

48143 Münster

Telefon: 0251-4111306

Telefax: 0251-4111616

Internet: www.bezreg-muenster.nrw.de

eMail: poststelle@bezreg-muenster.nrw.de


Informationen und Informationsmaterial zum Stiftungswesen sind u. a. auch bei den

folgenden Institutionen erhältlich: 


Städte-Netzwerk NRW

Nicolaistraße 3

59423 Unna 

Telefon: 02303-969314

Telefax: 02303-969310

Internet: www.netzwerk.nrw.de


Bundesverband Deutscher Stiftungen e.V.

Mauerstraße 93

10117 Berlin 

Telefon: 030-8979470

Telefax: 030-89794711

Internet: www.stiftungen.org


Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e.V.

Barkhovenallee 1

45239 Essen 

Telefon: 0201-84010

Telefax: 0201-8401301 

Internet: www.stifterverband.de


Bertelsmann Stiftung 

Projektmanagerin Bereich Stiftungswesen Dr. Alexandra Schmied 

Carl-Bertelsmann-Straße 256

33311 Gütersloh 

Telefon: 05241-8181197

Internet: www.stiftung.bertelsmann.de/stiftungswesen


www.buergerstiftungen.de 
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Ministerium für Generationen, 

Familie, Frauen und Integration 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

NRW-Landesversicherungen für das Ehrenamt 

Bürgerschaftliches Engagement darf nicht mit unkalkulierbaren Risiken verbunden 
sein. Menschen, die sich für andere einsetzen, müssen gegen Unfälle und Schadens­
fälle abgesichert sein. Das Land Nordrhein-Westfalen hat deshalb zum 01.11.2004 
Landesversicherungen in den Bereichen Unfall und Haftpflicht für das Ehrenamt ab-
geschlossen, um Lücken im Versicherungsschutz zu schließen. 

Unfallversicherungsschutz 

Wer ist versichert? 
Die Landesversicherung für den Bereich Unfallversicherung schützt alle ehrenamt­
lich, freiwillig tätigen Menschen in Nordrhein-Westfalen, aber auch die ehrenamtliche 
Tätigkeit, die von hier ausgehend in einem anderen Bundesland oder im Ausland aus­
geübt wird. Der Schutz umfasst auch die direkten Wege von und zu den Einsätzen. 

Wenn Engagierte gesetzlich unfallversichert oder über ihre Trägerorganisation abge­
sichert sind, besteht dieser Versicherungsschutz vorrangig gegenüber der Landes­
versicherung. Fällt die Leistung der Unfallversicherung eines Trägers jedoch geringer 
aus als die der Landesversicherung, wird der Unterschiedsbetrag ausgeglichen. Die 
Leistungen der Landesversicherung werden zusätzlich zu denen einer privaten Unfall­
versicherung eines Engagierten erbracht. 

Versicherungsleistungen: 
175 000 Euro  . . . . . . für den Fall vollständiger Invalidität 
10 000 Euro  . . . . . . für den Todesfall/Bestattungskosten 

2 000 Euro  . . . . . . für Heilkosten (subsidiär) 
1 000 Euro  . . . . . . für Bergungskosten (subsidiär). 

Haftpflichtversicherungsschutz 

Wer ist versichert? 
Die Landesversicherung für den Bereich Haftpflichtversicherung schützt ehrenamt­
lich, freiwillig tätige Menschen in Nordrhein-Westfalen, aber auch die ehrenamtliche 
Tätigkeit, die von hier ausgehend in einem anderen Bundesland oder im Ausland aus­
geübt wird, zum Beispiel bei Freizeit- oder Hilfsmaßnahmen. Versichert ist das Enga­
gement Ehrenamtlicher in rechtlich unselbstständigen Vereinigungen, für die kein an­
derweitiger Versicherungsschutz besteht. Also beispielsweise freie Initiativen, Selbst­
hilfegruppen oder nicht eingetragene Vereine. 

188 



Vereine_Steuern_080604  Seite 18914:16 Uhr  16.06.2008  

•
•
•

•

•

INFO-HINWEISE 

Hinweis: 
Eingetragenen Vereinen, Verbänden, Stiftungen und anderen wird empfohlen, den 
Versicherungsschutz ihrer Engagierten über eine eigene Haftpflichtversicherung 
sicherzustellen. 

Der Versicherungsschutz besteht, auch wenn für das Ehrenamt eine Aufwandsent­
schädigung gezahlt wird. 

Nicht versichert ist die Organisation oder Gemeinschaft, für die das Ehrenamt er­
bracht wird, sowie Betreute oder Teilnehmende an Veranstaltungen, die selbst nicht 
ehrenamtlich tätig sind. 

Versicherungsleistungen: 
• 2 000 000 Euro wegen Personenschäden je Ereignis 
• 2 000 000 Euro wegen Sachschäden je Ereignis 
•	 bis zu 2 000 Euro wegen Abhandenkommen und Beschädigung von eingebrachten 

Sachen. 

Es besteht ein Selbstbehalt von 50 Euro pro Schaden. 

Fragen beantworten: 
Versicherungsschutz im Ehrenamt: Call NRW, Tel.: 01803-100110 (9 Ct/Min. aus dem 
Deutschen Festnetz, abweichende Preise für Mobilfunkteilnehmer) 

Im Schadensfall: 
Union Versicherungsdienst GmbH, Tel.: 05231-6036112, ehrenamt@union-verdi.de 

Unfallschutz für Ehrenamtliche 

Ab dem 01.11.2006 gibt es in Nordrhein-Westfalen einen nochmals verbesserten Un­
fallversicherungsschutz für Ehrenamtliche. Ab diesem Termin werden der Rheinische 
Gemeindeunfallversicherungsverband und der Gemeindeunfallversicherungsver­
band Westfalen-Lippe für sie zuständig sein. Ehrenamtlich Tätige kommen somit in 
den Genuss des kompletten Leistungsspektrums der gesetzlichen Unfallversiche­
rung. Darunter fallen unter anderem Heilbehandlungen, die Unfallrente und Hinter­
bliebenenleistungen. 

Fragen beantworten: 
•	 Rheinischer Gemeindeunfallversicherungsverband, Heyestraße 99, 40625 Düssel­

dorf, Tel.: 0211-28080, Fax: 0211-2808119, eMail: zentrale@rguvv.de, www.rguvv.de 

•	 Gemeindeunfallversicherungsverband Westfalen-Lippe, Salzmannstraße 156, 
48159 Münster, Telefon: 0251-21020, Fax: 0251-2102270, eMail: info@guvv-wl.de, 
www.guvv-wl.de 
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INFO-HINWEISE 

Landesnachweis Nordrhein-Westfalen – Was ist das?


Der „Landesnachweis Nordrhein-Westfa­
len – Engagiert im sozialen Ehrenamt“ 
dokumentiert und würdigt bürgerschaft­
liches Engagement in Nordrhein-Westfa­
len. Das Zertifikat zeichnet engagierte 
Menschen für ihre ehrenamtliche Tätig­
keit aus. 

Der „Landesnachweis Nordrhein-Westfa­
len – Engagiert im sozialen Ehrenamt“ 

•	 bescheinigt die im Ehrenamt erworbe­
nen Fähigkeiten, 

•	 belegt die fachlichen und sozialen Kom­
petenzen der ehrenamtlich Tätigen. 

Die Initiative zum Landesnachweis wird 
von Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbän­
den in Nordrhein-Westfalen unterstützt. 
Denn: Immer mehr Unternehmen legen 
bei ihren Personalentscheidungen gro­
ßen Wert auf die sozialen Kompetenzen 
ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Für potenzielle Arbeitgeber kann der 
Landesnachweis eine Entscheidungshil­
fe bei Einstellungen sein. 

Landesnachweis Nordrhein-Westfalen – 
Für wen ist er? 

Der Landesnachweis ist vor allem Aner­
kennung für das oftmals über Jahre ge­
leistete Engagement. Er kann ehrenamt­
lich Aktiven aus allen Bereichen des so­
zialen Ehrenamts ausgestellt werden, 
unabhängig davon, ob sie in der gesund­
heitlichen Selbsthilfe, in Frauenprojek­
ten, in der Jugendarbeit, in der Pflege, in 
der Arbeit mit Seniorinnen und Senioren 
oder auf anderen sozialen Feldern aktiv 
sind. 

Über den ideellen Wert hinaus hat der 
Landesnachweis auch einen beruflichen 
Nutzen. 

Er richtet sich an junge Menschen, an 
Frauen und an Männer, die nach der Fa­
milienphase wieder in den Beruf einstei­
gen wollen, sowie an Erwerbstätige, die 
sich beruflich verändern wollen. Sie kön­
nen das Zertifikat für ihren beruflichen 
Werdegang nutzen. 

Landesnachweis Nordrhein-Westfalen – 
Was steht drin? 

Der Landesnachweis enthält Informatio­
nen über die Trägerorganisation, die Eh­
renamtlichen und ihr Einsatzfeld, eine 
allgemeine Tätigkeitsbeschreibung so­
wie eine Danksagung. Auf Wunsch der 
Ehrenamtlichen kann der Nachweis er­
gänzt werden, beispielsweise um kon­
krete Angaben zur Tätigkeit und den be­
sonderen persönlichen Leistungen. 

Hierzu gehören die erworbenen Fähig­
keiten bzw. Schlüsselqualifikationen. 
Dies sind zum Beispiel Team- und Kon­
fliktfähigkeit, Kreativität und Abstrakti­
onsvermögen sowie besondere Leis­
tungsfähigkeit und Flexibilität. Auch 
handwerkliche, pädagogische und psy­
chologische Fähigkeiten oder das Or­
ganisationstalent der ehrenamtlich Akti­
ven können im Landesnachweis aufge­
führt werden. 
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Landesnachweis Nordrhein-Westfalen – 
Wie bekomme ich ihn? 

Ehrenamtlich Tätige erhalten den Landes­
nachweis von ihrer Organisation, ihrem 
Verein oder ihrer Institution. Eine Reihe 
von Trägerorganisationen des sozialen 
Engagements, die Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtpflege, der Arbeiter-Sa­
mariter-Bund, das Deutsche Rote Kreuz 
und die Freiwilligenzentralen und -agen­
turen, um nur einige zu nennen, können 
den Nachweis schon jetzt ausstellen. 

Gehört eine Institution noch nicht zu den 
Ausstellungsberechtigten, so kann sie 

sich im Ministerium für Generationen,

Familie, Frauen und Integration des Lan­

des Nordrhein-Westfalen informieren,

welche Voraussetzungen sie erfüllen

muss, um den Landesnachweis auch

ihren Ehrenamtlichen anbieten zu können.


Ministerium für Generationen, Familie,

Frauen und Integration 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Horionplatz 1 

40213 Düsseldorf 

Tel.: 0211-86183510 

Fax: 0211-86183717 

www.mgffi.nrw.de

www.engagiert-in-nrw.de
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Vereine & Steuern auf CD-ROM 

Die auf HTML-Format basierende buchinhaltsgleiche Datensammlung gestattet Ih­
nen, mit jedem beliebigen Browser durch den Inhalt des Fachbuches zu surfen. 

Plattform- und systemunabhängig – egal ob Windows, Mac oder Linux – ohne Soft­
ware-Installation stehen Ihnen die Informationen sofort nach dem Einlegen der CD 
zur Verfügung. 

Eine übersichtliche Struktur der Navigation sowie die Möglichkeit der Recherche über 
Stichwörter erleichtern die Suche nach speziellen Themen. Seitenverweise zum Buch 
machen die CD zu einer sinnvollen Ergänzung zum Fachbuch als Printmedium. 

Die CD-ROM erleichtert den Ausdruck von Formularen und ermöglicht die Übernah­
me von Mustervordrucken und -texten in Standardsoftware. 

Telefonische Bestellung über Call NRW, das Bürger- und ServiceCenter Nordrhein-
Westfalens, Telefon: 01803-100110. 
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UMSATZSTEUER 

Steuerschuldnerschaft bei Leistungen ausländischer 
Unternehmer 

Unter bestimmten Voraussetzungen schuldet der Verein als Unternehmer die 
Umsatzsteuer für von ausländischen Unternehmern bezogene Leistungen 

Vereine, die unternehmerisch tätig 
sind (vgl. im Einzelnen das Kapitel 
„Der Verein als Unternehmer“ auf 
Seite 61 ff.) und Dienstleistungen 
oder Werklieferungen ausländischer 
Unternehmer beziehen, sind Steuer­
schuldner für diese von ihnen bezo­
genen Leistungen. Der ausländische 
Unternehmer darf, da er selbst keine 
Umsatzsteuer für seine Leistung 
schuldet, keine Umsatzsteuer geson­
dert in seiner Rechnung ausweisen. 
Der Verein bezahlt nur diesen Netto-
Rechnungsbetrag an den ausländi­
schen Unternehmer und meldet die 
von ihm geschuldete Umsatzsteuer 
in der Umsatzsteuer-Voranmeldung 
an. 

Die Steuerschuldnerschaft greift 
auch in den Fällen, in denen die Leis­
tung des ausländischen Unterneh­
mers für den nichtunternehmeri­
schen Bereich des Vereins bezogen 
wird. 

Bezieht der Verein die Leistung für 
den unternehmerischen Bereich, 
steht ihm grundsätzlich das Recht 
auf Vorsteuerabzug zu (vgl. im Ein­
zelnen das Kapitel „Vorsteuer“ auf 
Seite 68 ff.). 

V 

Beispiel: 
Ein Sportverein veranstaltet jährlich eine Sportveranstaltung und erhebt hierfür 
ein Eintrittsgeld. Als besondere Attraktion tritt ein ausländischer Sportler als 
Gast auf. Dieser erhält für seine Anwesenheit bei der Veranstaltung ein Entgelt 
i. H. v. 1 000 ¤. 

Steuerliche Behandlung: 
Der Verein wird mit der Sportveranstaltung unternehmerisch tätig. In der Ab­
rechnung für die Leistung des ausländischen Gast-Sportlers ist die Umsatz­
steuer nicht gesondert ausgewiesen. Die auf den Rechnungsbetrag entfallende 
Umsatzsteuer i. H. v. 1 000 ¤ x 19 % = 190 ¤ schuldet der Verein als Leistungs­
empfänger. Bezieht der Verein die Leistung für seinen unternehmerischen 
Bereich, ist er unter den allgemeinen Voraussetzungen zum Vorsteuerabzug 
berechtigt (vgl. im Einzelnen das Kapitel „Vorsteuer“ auf Seite 68 ff.). 
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